


Planck-Institut für Atmosphären- senschaft. Er ist auch Mitglied in 
chemie in Mainz an ihrer Promo- der Geschäftsführung der spw 
tion. sowie im SPD-Landesvorstand 

Dr. Thorsten Cabalo, Bochum, Histo- Bremen. 
riker, 29 Jahre alt. lebt in Bo- Claudia Walther. Politoloain. ist 34 

Ontern 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Die Jahrestagung der spw 1997 
findet vom 24. bis 26. Oktober in 
der Nähe von Hannover statt. Im 
Mittelpunkt der Debatte sollen dies- 
mal die Perspektiven des politischen 
Systems und der Sozialdemokratie in 
Deutschland und die politischen Per- 
spektiven von spw seibst vor diesem 
Hintergrund stehen. Wer Interesse 
an der Tagung hat und weitere In- 
formationen haben will, kann sich 
bei der Redaktion melden. 

Im Zuge der Vorstellung von Per- 
sonen, die die Arbeit von spw tra- 
gen, wollen wir uns diesmal selbst 
vorstellen. Die Redaktion der spw 
besteht gegenwärtig aus 12 Perso- 
nen, die mit Ausnahme des Redakti- 
onssekretärs ehrenamtlich tätig sind. 
Im Rahmen der allgemeinen Aus- 
richtung der spw besorgt sie eigen- 
verantwortlich die inhaltliche Gestal- 
tung der Zeitschrift. Dazu trifft sie 
sich monatlich zur Redaktionssit- 
zung und nutzt ansonsten die Mög- 
lichkeiten der elektronischen Kom- 
munikationsmedien. spw hat eine 
relativ junge Redaktion, die meisten 
Mitglieder waren, einige sind noch 
bei den Jusos (oder in der Hoch- 
schulpolitik) aktiv: 
Uta Biermann, 33 Jahre alt, ist Che- 

mikerin und arbeitet z.Z am Max- 

d .  

chum. Jahre alt und lebt in Aachen. Sie 
Ralf Krämer, Dortmund, Jahrgang ist Geschäftsführerin des Freizeit- 

1960, ist ~ozialwissensch~ft le~ 
und seit 1993 Redaktionssekretär 
bzw. hauptamtlicher Redakteur 
der spw. 

Dr. Christoph Meyer, Köln, geboren 
1966, ist Historiker und arbeitet 
2.Z. als Referent in der Studien- 
förderung der Friedrich-Ebert- 
Stiftung in Bonn. 

Joan Mirbach, Hattingen, 26 Jahre 
alt, Sozialwissenschaftlerin, ar- 
beitet als Mitarbeiterin des Bun- 
destagsabgeordneten Adi Oster- 
tag und ist Mitglied im SPD-Un- 
terbezirksvorstand Ennepe-Ruhr. 

Silvia Rosendahl ist Historikerin, 36 
Jahre alt, lebt in Moers und ar- 
beite; als Referentin im Landes- 
Presseamt NRW. 

Reinhold Rünker, Bankkaufmann 
und Historiker, 33 Jahre alt, lebt 
in Leichlingen und führt beruflich 
die Geschäfte des Juso-Landes- 
verbands NRW. 

Stefan Schostok, Hannover, eben- 
falls 33 Jahre alt, hat Sozialpäd- 
agogik und Sozialwissenschaften 
studiert und arbeitet bei der Stif- 
tung ,,Arbeit und Umwelt" der IG 
Chemie, Papier, Keramik. Er ist 
Mitglied im SPD-Bezirksvorstand 
Hannover. 

Georg Schulze ist 29 Jahre alt, Inge- 
nieur, wohnt in Bochum und ar- 
beitet bei einem gewerkschafts- 
eigenen Beratungsunternehmen. 

Dr. Joachim Schuster, 34 Jahre alt, 
Bremen, Politikwissenschaftler, 
betreibt das Institut für ange- 
wandte Sozial- und Politikwis- 

und lnformationswerks für Ju- 
gendarbeit der Euregio Maas- 
Rhein. 

Dr. Frank Wilhelmy, Politikwissen- 
schaftler, 35 Jahre alt, lebt in 8 

Bonn und arbeitet als wiss. Abge- 
ordnetenmitarbeiter im Bundes- 
tag. 
Barbara Underberg aus Bochum, 

die seit 1995 Mitglied der Redaktion 
gewesen ist, und Ralf Schmitz aus 
Leverkusen haben die Redaktion lei- 
der wegen zeitlicher Überlastung 
verlassen. Ralf Schmitz war von 
1989 bis 1993 Redaktionssekretär 
und gehörte der Redaktion danach 
als ehrenamtliches Mitglied an. Ih- 
nen beiden nochmals herzlichen 
Dank für ihr Engagament. 

Auf der Redaktionsklausur am 
20.07.97 wurden die Schwerpunkte 
für das kommende Jahr festgelegt - 
natürlich wie immer vorbehaltlich 
kurzfristiger Änderungen. Nach 
,,Gewalt und Zivilisation" in Heft 97 
und Aufarbeitung der Bedeutung 
der DDR in spw 98 soll spw 99 (I/ 
1998) der Sozialdemokratie und das 
Jubiläumsheft spw 100 (MärdApril 
1998) dem Thema ,,SozialismusN ge- 
widmet sein. Die anschließenden 
beiden Hefte, die in die heiße Phase 
des Bundestagswahlkampfs fallen, 
sollen sich mit der Zukunft des Sozi- 
alstaates befassen. Vorschläge und 
Angebote für Artikel sind wie immer 
erwünscht, ahne Gewähr ihrer Be- 
rücksichtigung. 

Die spw-Redaktion 

Einheit verpf l ichtet  - sie soll dem Wohl der Allgemeinheit  dienen 

K o n g r e ß  z u r  E r f u r t e r  E r k l ä r u n g  
Am 3. und 4. Oktober 1997 findet in  Erfurt ein Kongreß zur Erfurter Erklärung statt. 
Der Kongreß soll dem Erfahrungsaustausch in der Arbeit mit der Erfurter Erklärung und der inhaltlichen Diskussi- 
on von Schwerpunkten der angemahnten politischen Alternative dienen. Regionale Initiativen und Unterstütze- 
rlnnengruppen werden ihre Aktivitäten darstellen. Am Samstag, 04.10.97, finden Diskussionsforen zu verschie- 
denen Themenkomplexen statt: 

Arbeit und Leben -ein zukunftsfähiges Deutschland in der Welt 
Demokratie - Partizipation 
Öffentliche Armut - privater Reichtum 

Anmeldungen an das Büro der Erfurter Erklärung, d o  Kulturverein Mauernbrechen e.V., Juri-Gagarin-Ring 150, 
99084 Erfurt, Tel. 0361 -5961 220. 
Dort kann auch eine neue Broschüre Hundert Argumente - Ein Kommentar zur Erfurter Erklärung bestellt 
werden, die auf 74 Seiten Argumente für die Arbeit und Diskussion zur Erfurter Erklärung zusammenfaßt. Sie 
wurde in  Abstimmung mit den anderen Erstunterzeichnern von SPD-MdB Edelbert Richter zusammengestellt. 
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talismus auch im sogenannten Frie- 
den zu jeder Stunde am Proletariat 
schuldig macht", und weiter: „Die 
furchtbare Schändlichkeit des Mas- 
senmordes der Völker untereinander 
ist die verbrecherischste, die verrück- 
teste Form der Massenausbeutung 
des Volkes der Enterbten durch den 
Kapitalismus." (Die Erziehung, S. 
122.) Zum zweiten stellt Zetkin in 
dieser Rede, die bezeichnenderweise 
„Wir erheben uns gegen den impe- 
rialistischen Krieg!" betitelt wurde, 
klar, daß bewaffneter Kampf durch- 
aus legitim ist, um die Befreiung des 
Proletariats durchzusetzen: ,,Darum 
können wir die Unsrigen kämpfen 
und fallen sehen, wenn es die Sache 
der Freiheit gilt." Auch Frauen wären 
bereit, ihren Beitrag durch Überzeu- 
gungsarbeit dazu zu leisten - aber 
nicht durch mehr. Bevölkerungspoli- 
tische Tendenzen kamen Clara Zetkin 
nie über die Lippen, und obwohl sie 
die Hauptverantwortung in Erzie- 
hungsfragen stets bei der Mutter sah, 
lehnte sie die Reduktion der Frau zur 
Gebärerin von Kanonenfutter beharr- 
lich ab. 

Clara Zetkin behielt, im Gegen- 
satz zu vielen anderen, ihre antimili- 
taristische Position auch bei, als der 
1 .  Weltkrieg bereits begonnen hat- 
te. Dies führte schließlich mehr und 
mehr dazu, daß sie innerhalb der 
SPD isoliert und ihrer bisherigen 
Funktionen enthoben wurde, bis sie 
letztendlich selbst die Konsequen- 
zen zog und der von ihrer Freundin 
Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht 
und anderen im April 191 7 gegrün- 
deten USPD beitrat. 

Nach der Sozialdemokratie 
,,Der ganze Dreck mit  der Zietz und 
dem Parteivorstand", so schrieb 
Rosa Luxemburg in einem Brief an 
Zetkih. 

Die Loslösung von der Sozialde- 
mokratie war für Clara Zetkin kein 
einfacher Prozeß, sondern äußerst 
schmerzlich (vgl. Schneider, S. 102). 
Vor allem das Verhalten der Mehr- 
heitssozialdemokratie im Ersten 
Weltkrieg war ausschlaggebend da- 
für, daß sie sich zunächst der USPD 
anschloß und 1919, nach der Er- 
mordung Luxemburgs und Lieb- 
knechts, der KPD beitrat. Innerhalb 
der Kommunistischen Internationale 
konnte sie dann wieder frauenpoliti- 
sche Verantwortung übernehmen. 
Hinzu kam, daß Clara Zetkin ab 
1925 auch Präsidentin der Interna- 
tionalen Roten Hilfe wurde. 

Ihren Hauptwohnsitz verleg- 

te die nunmehr fast Siebzigjährige in 
die Sowjetunion, reiste jedoch trotz 
anhaltender gesundheitlicher Schwie- 
rigkeiten immer wieder nach 
Deutschland, um sich zum einen pro- 
pagandistisch für ihre neue Heimat 
einzusetzen, zum1 anderen, weil sie 
für die KPD Reichstagsabgeordnete 
war. Fast blind, und schon sehr un- 
beweglich (nach einigen Quellen 
auch mit Lähmungsencheinungen), 
erschien sie stark geschwächt ein 
letztes Mal in Berlin, um im August 
1932 als Alterspräsidentin den 
Reichstag zu eröffnen. Ihr Platz wur- 
de dann von Hermann Göring über- 
nommen. 

Knapp ein Jahr später starb Clara 
Zetkin in Archangelskoje; ihre Urne 
wurde an der Kremlmauer beige- 
setzt. Sie war zur ,,weiblichen Sym- 
bolfigur der Kommunisten" gewor- 
den - wohl auch deshalb, weil die 
SPD in jener Zeit kaum noch auf sie 
Bezug nahm und wqder ihre Lei- 
stungen noch die berechtigten frau- 
enpolitischen Forderungen entspre- 
chend würdigte. 

Aktualität für uns heute 
Bereits von zeitgenössischen Femini- 
stinnen wurde Clara Zetkins Strategie 
kritisiert. Anita Augspurg schreibt 
beispielsweise: ,,Wenn Clara Zetkin 
von den Männern einer zur Herr- 
schaft gekomrnenen Sozialdemokra- 
tie erwartet, daß sie die politischen 
Rechte, auf welche die Frauen heute 
freiwillig verzichten, freiwillig auf die 
Frauen ausdehnen, dann hat sie, die 
doch soviel auf die Lehren der Ge- 
schichte gibt, aus ihnen wenig ge- 
lernt ... In bedeutend kürzerer Zeit 
werden die Frauen, die solidarisch die 
Frauen anstemmen (unterstützen, 
A.T.), die politischen Rechte für sich 
erkämpft haben, und daß sie alsdann 
für Gerechtigkeit und sozialen Fort- 
schritt wirken werden, dürfte sich als 
sicherer bewahrheiten, als die umge- 
kehrte Rechnung Clara Zetkins." 
(Augspurg, nach Evans, S. 151) 

Diese Debatte, welcher Schritt 
notwendigerweise der erste sein 
müsse, oder ob sich beide Ziele ne- 
beneinander verfolgen ließen, hat 
die feministisch-sozialistische Dis- 
kussion in den letzten hundert Jah- 
ren entscheidend geprägt und mehr 
als nur einmal (2.B. in der neueren 
Studentlnnenbewegung) für erheb- 
liche Konflikte gesorgt. Die Sichtwei- 
se, dai? sich im Sozialismus die Frau- 
enfrage automatisch lösen würde, 
wurde von zahlreichen Theoretike- 
rinnen in Frage gestellt, 2.B. Simone 

de Beauvoir. In diesem Sinn ist Clara 
Zetkin dafür kritisiert worden, daß 
sie sich für das Primat des Klassen- 
kampfes vor der Frauengleichstel- 
lung entschieden hatte. 

Ein zweiter diskussionswürdiger 
Punkt bleibt das Verhältnis von Zet- 
kin zu Braun und Zietz. Mit  Rosa Lu- 
xemburg, die sich aber nicht im ge- 
ringsten für Frauenpolitik einsetzte, 
befreundet, war Clara Zetkin über- 
kreuz mit denjenigen, die, mehr 
oder weniger, für Gleichstellung ein- 
traten. Lily Braun zog sich zurück, 
Luise Zietz übernahm schließlich 
Zetkins Funktionen - um ihrerseits 
aus der SPD verdrängt zu werden, 
als sie sich gegen die militaristische 
Ausrichtung der Partei wandte, um 
dann von Marie Juchacz ersetzt zu 
werden. Hier könnte wieder einmal 
die Diskussion über Frauensolidarität 
geführt werden. 

Unvermutet aktuell wird Clara 
Zetkin aber vor allem im Zusammen- 
hang mit Antimilitarismus. Wer den 
Außenpolitischen Kongreß der SPD 
am 18. Juni '97 im Bonner Maritim 
miterlebt hat, weiß, daß die Partei 
wieder auf einem ganz gefährlichen 
Weg der Militarisierung ist. Zetkins 
Appell „Wir erheben uns gegen den 
imperialistischen Krieg!" müßte wie- 
der ganz oben auf der Tagesord- 
nung der Parteilinken stehen. rpw 
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Sie war zur, weibli- 
chen Symbolfigur 
der Kommunisten" 
geworden - wohl  
auch deshalb, weil 
die SPD in jener Zeit 
kaum noch au f  sie 
Bezug nahm und 
weder ihre Leistun- 
gen noch die 
berechtigten 
frauenpolitischen 
Forderungen 
entsprechend 
würdigte. 
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Die Frauenerwerbstä- 
tigkeit wurde von den mei- 
sten männlichen Sozialde- 
mokraten eher als notwen- 
diges Übel gesehen, um 
Familieneinkommen zu si- 
chern, selten aber als 
Recht der Frauen auf Er- 
werb akzeptiert. Im Ge- 
genteil, und dies ist auch 
durch Zitate belegbar, 

Fabriken für immer zu beseitigen 
gedachten." (ebenda, S. 142) 

Und die Erwerbstätigkeit der 
Frauen war schließlich auch der Aus- 
gangspunkt für ihre Forderungen 
nach Gleichstellung im öffentlichen 
und rechtlichen Breich. Anders als 
die bürgerliche Frauenbewegung, 
die die Emanzipation aus liberal-in- 
dividualistischen Vorstellungen ab- 
leitete, argumentierte Zetkin: ,,Die 
Frau, die sich gesellschaftlich-pro- 
duktiv dem Manne ebenbürtig er- 

~rbeiterinnenzeitschrift der Sozial- 
demokratin Adelheid Popp, welche 
das inhaltliche Niveau der ,,Gleich- 
heit" nie erreichte, aber wesentlich 
stärker Alltagsfragen berücksichtig- 
te, wurde zum Vergleich herangezo- 
gen. Über die Gleichheit hingegen 
wurde geurteilt: ,,Ach, gehen Sie mir 
mit Ihrer Gleichheit! Ich verstehe 
nichts davon!" (unbekannte Ge- 
werkschafterin, zitiert nach Evans, S. 
185). 

Schließlich wurde Clara Zetkin 
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SOZIALDEMOKRATIE wurden Frauen verschie- 

dentlich als Konkurrenz auf dem Ar- 
beitsmarkt begriffen und galt es als 
,,Errungenschaft". wenn mann es 
sich leisten konnte, die Familie zu er- 
nähren, ohne auf zusätzlichen Ver- 
dienst von Frau (und Kindern) ange- 
wiesen zu sein (vgl. Miller). 

Clara Zetkin hat sich jedoch zu 
diesen Fragen mehr als eindeutig 
verhalten. Ihr zentralstes Anliegen 
war die Auseinandersetzung mit der 
Frauenerwerbstätigkeit, die sie nicht 
nur theoretisch einforderte, sondern 
auch selbst praktisch lebte. 

Dabei kam auch sie zunächst zu 
dem Schluß, daß die Frauener- 
werbstätigkeit aus einer gewissen 
Notsituation heraus entstanden 
war, denn „der Lohn des Mannes 
reichte nicht mehr aus, den Unter- 
halt für die Familie zu sichern, er 
deckte oft  kaum den nothwendigen 
Bedarf des ledigen Mannes. Der 
Unterhalt der Familie forderte sehr 
bald, daß der Erwerb der Frau zum 
Verdienst des Mannes hinzutrat." 
(Zetkin, Frauenfrage, in: Brinkler- 
Gabler, S. 140) Doch zeigten sich 
dadurch für die Arbeiterinnen auch 
neue Möglichkeiten auf: ,,Die Thä- 
tigkeit der Frau ward von einer er- 
sparenden zu einer erwerbenden, 
die Frau selbst erhielt damit aber 
die Fähigkeit, auch ohne den Mann 
zu leben, sie gab der Frau zum er- 
sten Male die Fähigkeit eines voll- 
ständig selbständigen Lebens" 
(ebenda, 5. 14). 

Vorurteile, daß Frauen die Män- 
nerlöhne drückten, ihnen Konkur- 
renz machten, was zur Arbeitslosig- 
keit führen könnte und zu Hause 
die Familie vernachlässigten, ent- 

weist, die sich ökonomisch ganz auf 
eigene Füße stellen kann, muß auch 
politisch und rechtlich demselben 
gleichgestellt werden" (ebenda, S. 
143). 

gezwungen, Beilagen zu gestalten, 
die auch Erziehungsfragen themati- 
sierten, und letztendlich führte die 
radikale Haltung von Zetkin, aber 
auch die sinkende Auflagenstärke, 
die den Verleger Dietz stark beunru- 
higte, dazu, daß die Verantwortung 
für die Gleichheit Luise Zietz überge- 
ben wurde, die eine weitere Popula- 
risierung betrieb. 

Zietz war ab 191 311 4 gegen Cla- 
ra Zetkin aufgebaut worden. Diese 
hatte zunächst versucht, sich ihrer 
Konkurrentin durch Intrigen zu er- 
wehren - jedoch ohne anhaltenden 
Erfolg. Hatte sie in der Auseinander- 
setzung mit Lily Braun die Mehrheit 
des Parteivorstandes auf ihrer Seite 
gehabt, standen die Genossen jetzt 
gegen sie. Schließlich zog sie sich 
nach und nach zurück, allerdings 
nicht aus Resignation, sondern weil 
sie zeitgleich erhebliche gesundheit- 
liche Schwierigkeiten hatte - sie 
drohte zu erblinden. 
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ten Frauenzeitschrift der Sozialde- 
mokratie waren folgende: „Die 
Gleichheit ist vor allem ein sozialisti- 

... sches Organ Die Gleichheit ist das 
,,Die furchtbare 

Schändlichkeit des 
Massenmordes der 
Völker untereinan- 
der ist die verbre- 

cherischste, die 
verrückteste Form 

der Massenausbeu- 
tung des Volkes der 

Enterbten durch den 
Kapitalismus." 

Organ der Genossinnen und hat als 
solches die Meinungen über die 
Theorie und Praxis der proletari- 
schen Frauenbewegung zu klären." 
(Richebächer, S. 236). Die Chefrad- 
akteurin Clara Zetkin betonte, sie 
werde stets Meinungen und Ent- 
scheidungen des Parteivorstandes 
kritisieren und bekämpfen, wenn sie 
ihrer ,,festen Überzeugung nach 
dem Interesse der Frauenbewegung 
und der Partei" zuwiderliefen (ebd., 
S. 237). Christoph Butterwegge 

Globalisierung und die Refeudalisierung der Sozialpolitik ........................................ 38 Bevor es zu grundsätzlichen po- ,,Wir erheben uns gegen den 
imperialistischen Krieg!" 
Auf dem Internationalen Sozialisten- 
kongreß in Basel 191 2, zu einem 
Zeitpunkt also, als die Kriegsgefahr 
bereits absehbar war, aber innerhalb 
der sozialistischen Parteien noch an- 
genommen wurde, daß durch den 
Zusammenhalt der Proletarierlnnen 
die Bedrohung abgewendet werden 
könnte, hielt Clara Zetkin eine bemer- 
kenswerte Rede. Bemerkenswert zum 
einen deswegen, weil sie, ähnlich wie 
Engels, den Krieg als Mittel der Bour- 
geoisie zur Profitmaximierung ein- 
ordnete: ,,Der Krieg ist nichts als die 
Erweiterung und Ausdehnung des 
Massenmordes, dessen sich der Kapi- 

litischen Meinungsverschiedenhei- 
ten kam, hatte es zunächst lange 

, ARBEIT - ZEIT UND GELD 

Frank Wilhelmy 
Staatsflankierung von Arbeitszeitverkürzung .......................................................... 

Susanne Schunter-Kleemann 

Zeit Diskussionen um die ,,Gleich- 
heit" gegeben. War die Propagan- 
da der SPD eindeutig auf Hausfrau- 
en und auf verheiratete Arbeiterin- 
nen ausgerichtet - ihre wichtigsten 
Themen schienen Lebenshaltungs- 
kosten, Fleischpreise und legislative 

.......................... Der Verfall des ,,schwedischen Modells" und die Lage der Frauen 

, SOZIALSTAAT 
Reformen zum Schutz von Kindern 
zu sein (vgl. Evans, 5. 206), hatte 
die ,,GleichheitJ' unter Führung von 
Clara Zetkin eine ganz andere Ziel- 
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Die Zukunft des Rentensystems ............................. .. ........................................ 52 
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setzung: ,,Eine Zeitung wie die 
,Gleichheit1 kann innerhalb der Be- 
wegung schulend und fördernd 
wirken, sie hat als Hauptziel ver- 

58 spw. Zeitschrift fUr Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 96. 1997 



So ein schöner Siea 
J 

Frankreich nach der Wahl 

von Bernard Pignerol* 

N un hat die Linke in Frankreich 
also wieder die Mehrheit in 
der Assemblee Nationale. 

Seit Anfang der 
90er Jahre wird jede 

Wahl von der 
Bevölkerung 
genutzt, u m  

dasselbe zu sagen. 
Wir wollen einfach 

nicht, daß das 
republikanische und 

soziale Model l  
unserer Gesellschafi 

zerbrochen wird. 

Chiracs Manöver, um trotz Alain 
Juppes Unbeliebtheit länger an der 
Macht bleiben zu können, ist fehlge- 
schlagen. Und darüber kann man 
sich nur freuen. 

Das Neue der heutigen Situation 
Dabei muß man berücksichtigen, 
daß die heutige Situation nicht mi t  
der von 1981 oder der von 1988 
vergleichbar ist. Im ersten Fall 
brauchte die PS-Fraktion nieman- 
den, um die Mehrheit zu erreichen. 
Im zweiten Fall war die Mehrheit 
nur relativ. Heute gibt es dagegen 
eine wirkliche Mehrheit, die aus 
drei Fraktionen zusammengesetzt 
ist. Die stärkste Fraktion bilden die 
sozialistischen Abgeordneten. Al- 
lein kann sie die notwendige Mehr- 
heit allerdings nicht erreichen. 
Dazu braucht sie die zwei kleineren 
Fraktionen von insgesamt 3 4  Ab- 
geordneten. In der einen findet 
man alle Nuancen des französi- 
schen Kommunismus: einige Abge- 
ordnete stehen für die Erneuerung 
der Parti Communiste Francais 
(PCF), doch der Fraktionsvorstand 
gehört zu dem höchst konservati- 
ven Kreis der PCF im Pas de Calais 
und wollte absolut nichts von einer 
Regierungsbeteiligung wissen. In 
der anderen, kleineren Fraktion 
sind sowohl Abgeordnete der 
Linksradikalen als auch der Grünen 
und schließlich aus der Bürgerbe- 
wegung von Chevenement versam- 
melt. Insgesamt könnte also so et- 
was wie eine gemeinsame Fraktion 
entstehen. 

Was die Wahl-Situationen eben- 
falls von einander unterscheidet, ist 
der Front National (FN). Das Wahl- 
kreis-System Frankreichs führt ja 

* Bernard Pignerol lebt in Strasbourg, besucht die Verwaltungshochschule 
€NA und gehört zur Gauche Socialiste in der Partie Socialiste Frankreichs. 

Bernard Pignerol (links) auf der spw-Frühjahrstagung in Springe (rechtsihornas Westphal) 

dazu, daß diese faschistische Partei 
zwar nur einen Abgeordneten hat, 
der FN hat jedoch arn ersten Wahl- 
tag über 4 Millionen Wähler gewin- 
nen können: 15.5%. Am zweiten 
Wahltag gab es 173 Trio-Konstella- 
tionen (drei statt zwei Spitzenkandi- 
davinnlen pro Wahlkreis) und 24 
Wahlkreise, w o  der FN einem Abge- 
ordneten der heutigen Links-Mehr- 
heit gegenübergestellt war. Das be- 
deutet wiederum, daß Le Pen tat- 
sächlich der Schiedsrichter dieser 
Wahl war und daß in Zukunft viele 
Politiker der Rechtsparteien eine Alli- 
anz mit  dem FN suchen werden - 
was im übrigen bereits begonnen 
hat. Alain Raplitte, Berater und ehe- 
maliger Minister von de Gaulle, Leit- 
artikler im Figaro, und Olivier Das- 
sault und nicht zu reden von Ville- 
pin, stehen jetzt für eine solche Alli- 
anz. 

Man kann also sagen, daß dieses 
Wahlergebnis für die Linke die letzte 
Chance ist. Die nächste Präsident- 
schaftswahl, die turnusgemäß im 
Jahr 2002 ansteht, wird Jean Marie 
Le Pens letzte sein. Daher ist eine Al- 
lianz zwischen FN und den Rechts- 
parteien eine wahrscheinliche Mög- 
lichkeit. Die politische Krise steht uns 
noch bevor. 

Bei der Mehrheit in  der Assem- 
blee Nationale muß man auch se- 
hen, daß es um 48.36% der Wähler 
geht, die für einen Kandidat der Lin- 
ken gestimmt haben. Das sind mehr 
als für die Rechte, aber nur 1% mehr 
als für Jospin bei der Wahl 1995. Es 
ist ja ganz klar, daß wir, wenn die 
Regierung die selben Fehler macht 
wie zwischen 1982 und 1993, einen 
Weg, ja einen ,,Boulevardn für eine 
klare und stark rechts orientierte 

Mehrheit in 2002 öffnen. Die Krise 
innerhalb der Rechtsparteien, die 
sich am 2. Juni offenbart hat, ist eine 
drohende und gefährliche Krise. 
Darüber müssen wir uns absolut im 
klaren sein. 

Die Bedeutung des Wahlsiegs 
für die sozialistische Linke 
Für die Gauche Socialiste ist dieser 
Wahlsieg aus zwei Gründen beson- 
ders wichtig: in seiner Form und in 
seiner Bedeutung. 

Was die Form angeht, so haben 
wir seit 1989 für eine rot-grüne-rosa 
Allianz plädiert. Damals wollte kei- 
ner in der Sozialistischen Partei hö- 
ren, daß eine solche Vereinigung der 
Mehrheit der Bevölkerung ent- 
spricht. Dabei hieß die Strategie von 
Michel Rocard und sogar von Fran- 
cois Mitterand auch bereits ,,Ouver- 
türe" (Öffnung), obwohl es nicht um 
dieselbe Strategie ging. Konkret 
meinte er eine Allianz im Parlament 
mit den Christdemokraten von FD 
(ex CDS). 

Heute muß uns jeder zustim- 
men: die Koalition hat die Mehr- 
heit. Und im Falle, daß die Beteilig- 
ten nicht damit einverstanden sind, 
gibt es eben keine Mehrheit mehr. 
Die linke Strategie war also vorher 
nichts als eine französische Form 
der Großen Koalition. Zudem be- 
deutet die Tatsache, daß die PS 
nicht homogen ist, eine größere 
Garantie dafür, eine links orientier- 
te  Politik zu haben. Eine größere 
Garantie. Allerdings keine volle Ga- 
rantie. Weil die französischen Grü- 
nen nicht die deutschen Grünen 
sind. Was die Kommunistische Par- 
tei angeht, meinen wir schon seit 
1945 mi t  dem Trotzki-Satz: ,Einen 

die formale Gleichstellung der Ge- 
schlechter im Gesetz." (Richebächer, 
S. 142) 

Auf den Punkt gebracht, war 
Zetkin der Auffassung. daß jeden- 
falls die Geschlechtszugehörigkeit 
nicht über die Zugehörigkeit zur 
Klasse zu stellen sei und es dies auch 
in die politische Praxis umzusetzen 
gelte. 

Wirken in der Partei 
Nachdem die SPD bereits 1891 mit 
dem Erfurter Programm nicht nur 
das aktive und passive Wahlrecht für 
alle ,,ohne Unterschied des Ge- 
schlechts" sowie „die Abschaffung 
aller Gesetze, welche die Frau in öf- 
fentlich und privatrechtlicher Bezie- 
hung gegenüber dem Manne be- 
nachteiligen", zu Forderungen erho- 
ben hatte, blieb dennoch einiges zu 
tun. 

1894 gelang es Zetkin. auf dem 
SPD-Parteitag durchzusetzen, daß 
die 1892 von Ottilie Baader abge- 
schaffte Schutzklausel wieder einge- 
setzt wurde, wonach die Frauen der 
örtlichen SPD das Recht hatten, eine 
Delegierte zu nationalen Parteikon- 
gressen aus ihren Reihen zu wählen. 
,,Theoretischu, so auch lgnaz Auer, 
,,hörte sich's sehr schön an, als die 
Berlinerinnen die Streichung der frü- 
heren Bestimmung beantragten. 
Praktisch ist die Geschichte anders 
gekommen. Wir müssen der sozial- 
demokratischen Frauenbewegung 
Gelegenheit zur Vertretung auf den 
Parteitagen geben, ohne daß sie da- 
bei von der Gnade der Männer ab- 
hängig sind." (Evans, 5. 87) Clara 
Zetkin forderte den Parteitag auf, 
die Statuten erneut zu verändern, 
und der Kongreß stimmte ohne wei- 
teres für ihren Antrag. 

1896 konnte Clara Zetkin auf 
dem SPD-Parteitag weitergehende 
Forderungen zur ,,Frauenagitation" 
durchsetzen. Nach einem einleiten- 
den Referat von ihr nahmen die De- 
legierten eine Resolution an, die eine 
Zusammenarbeit mit  der bürgerli- 
chen Frauenbewegung ablehnte 
und empfahl, unter den Frauen für 
folgende Ziele zu agitieren: Ausdeh- 
nung des gesetzlichen Arbeiterin- 
nenschutzes und Achtstundentag; 
gleicher Lohn für gleiche Leistung 
ohne Unterschied des Geschlechts, 
gleiche Bildung und freie Berufstä- 
tigkeit für beide Geschlechter, pri- 
vatrechtliche Gleichstellung, um nur 
einige Punkte zu nennen (nach: Mil- 
ler, S. 543). Zudem wurde Clara Zet- 
kin auf diesem Parteitag in  die Kon- 

trollkommission 
gewählt. 

Im Rahmen 
ihrer Parteitätig- 
keit ging Zetkin 
nicht nur immer 
wieder auf Vor- 
tragsreisen, bei 
denen sie vielfach 
500 bis 700 Zu- 
hörerlnnen an- 
zog und Säle füll- 
te, wenn sie zu 
Fragen wie „Der 
Zolltarif und die 
Frauen" (Evans, 
5.1 66) sprach, 
sondern sie refe- 
rierte auch häufig 
auf SPD-Parteita- 
gen oder nahm 
dort Stellung zu 
, ,al lqemeinen" - 
Tagesordnungs- Clara Zetkin auf einer 

punkten. Aus- 
gangspunkt und Machtbasis war für 
Zetkin besonders die Berliner Frau- 
enagitationskommission, in der sie 
den Vorsitz führte und in der sie mit  
Tagesordnung und Zeitbudget ge- 
nauso umging, wie es ihren Zwek- 
ken diente. „Nun aber schnell zur 
Abstimmung - wir versäumen ja 
noch die Pferdebahn. - Ich denke, 
wir bleiben bei unserern Vorschlä- 
gen!" (Evans, S. 11 7, nach Lily 
Braun, Memoiren) - diese Situation 
beschreibt die ,,Bestimmung" von 
Delegierten zu einer überregionalen 
Konferenz. 

Als Clara Zetkin 1919 zur KPD 
übertrat, setzte sie dort ihren inner- 
parteilichen Kampf für die Emanzi- 
pation der Frau fort. 1921 legte sie 
auf einer Konferenz Richtlinien vor, 
die die Qualität und Ausrichtung der 
Frauenpolitik strukturieren sollten. 
,,Die Richtlinien gehen von der Fest- 
stellung aus, daß das Privateigentum 
die letzte Ursache der Geschlechts- 
sklaverei und der Klassensklaverei ist 
und daß einzig und allein die Aufhe- 
bung des Privateigentums an den 
Produktionsmitteln, ihre Umwand- 
lung in  Gesellschaftsbesitz, volle 
Frauenbefreiung sichert." (Zetkin, 
Proletarische Frauenbewegung, S. 
1 64) 

Frauenerwerbstätigkeit und 
Mutterrolle 
Das in der Mehrheitssozialdemokra- 
tie verbreitete Frauen- und Familien- 
bild ging weitgehend davon aus, 
daß innerhalb der Familie die Mut- 
ter, auch wenn sie lohnabhängig be- 

Demonstration der KPD 192 1 

schäftigt war, die wesentliche Ver- 
antwortung für die Erziehung der 
Kinder und die Hausarbeit zu über- 
nehmen hatte. Faktisch kam es also 
zu einer Doppel- und Dreifachbela- 
stung der Proletarierinnen (vgl. Ri- 
chebächer, Miller, Evans, u.a.). Aller- 
dings, so argumentierte Engels, 
ohne näher auf die Ve~ieifachung 
der Anforderungen an die Frauen 
einzugehen, böte die Erwerbstätig- 
keit den Frauen die Chance, „dem 
letzten Rest der Männerherrschaft in 
der Proletarierwohnung" den Boden 
zu entziehen (Engels, 5. 21 1). Von 
vollständiger Gleichberechtigung 
könne aber erst gesprochen werden, 
wenn auch die juristische Gleichstel- 
lung der Frauen erreicht sei. 

Clara Zetkin schloß sich dieser 
Argu'mentation weitgehend an, ob- 
wohl ihr bisweilen vorgeworfen 
wurde, aus der Mutterschaft eine 
mystische Angelegenheit gemacht 
zu haben, dies wird vor allem in eini- 
gen in der ,,Gleichheit" erschienenen 
Artikeln deutlich. Sie betonte aber 
auch immer wieder, daß die Mutter- 
rolle keine angeborene natürliche Ei- 
genschaft der Frau sei. „Den Beruf 
der Mutter feiert man als den höch- 
sten und schwierigsten aller Berufe. 
Aber reif und würdig für die Erfül- 
lung dieses Berufs soll jedes Gäns- 
chen sein ..." (Badia, 5. 77) 

Und für die Erziehung der Kinder 
sah sie eine Mischung aus privater 
und öffentlicher Verantwortung vor: 
,,So hoch wir das mütterliche Wirken 
einschätzen, so unentbehrlich, ja so 
vertiefungsbedürftig uns der erzie- 

Die Frauenemerbs- 
tätigkeit wurde von 
den meisten 
männlichen Sozial- 
demokraten eher als 
notwendiges Übel 
gesehen, u m  
Familieneinkommen 
z u  sichern, selten 
aber als Recht der 
Frauen au f  Erwerb 
akzeptiert. 
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Gleichheit und 
Klassen kam pf 
Clara Zetkin zum 140. Geburtstag 

von Antje Trosien* 

,Die bürgerliche 
Frauenbewegung ist 

folglich nicht 
Vorkämpferin, 

lnteressenvertreterin 
aller befreiungs- 

sehnsüchtigen 
Frauen. Sie ist und 
bleibt bürgerliche 

Klassenbewegung. " 

,, D ie führende Rolle [...I beim 
Aufbau der proletarischen 

Frauenbewegung der späten 
neunziger Jahre überhaupt wurde 
zweifellos von Clara Zetkin gespielt", 
heißt es bei Richard E. Evans (S. 96). 
,,Das Leben von Clara Zetkin spannt 
sich wie eine Brücke von den Begrün- 
dern des wissenschaftlichen Sozialis- 
mus - mit Friedrich Engels hat sie 
noch mehrere Jahre zusammengear- 
beitet - bis zu den Erbauern des er- 
sten sozialistischen Staates unter Füh- 
rung W. I. Lenins, mit dem sie eine 
herzliche Freundschaft verband", ist 
1960 in einem Nachwort zu einem 
Buch aus dem VEB ,,Volk und Wissen" 
zu lesen, und an wieder anderer Stelle 
wird sie die ,,weibliche Symbolfigur 
der Kommunisten" genannt (Schnei- 
der, Sie waren die ersten). 

Welchen Blick frau auch immer 
auf Vita und Wirken von Clara Zetkin 
wirft, nicht nur ihr frauenpolitisches 
Engagement bedarf der Würdigung, 
auch ihre antimilitaristische Haltung 
muß erwähnt werden, umso mehr, 
als in der Sozialdemokratie (wieder 
mal) Militarisierung der Außenpolitik 
auf der Tagesordnung steht. 

Biographisches 
Clara Eissner kam am 5. Juli 1857 im 
sächsischen Wiederau als Tochter ei- 
nes Dorfschullehrers zur Welt; über 
ihre Kindheit ist wenig bekannt, au- 
ßer daß die Familie 1872 nach Leip- 
zig übersiedelte. Nicht nur weil sich 
in ihrer Familie mehrere Lehrer fan- 
den (ihr Großvater Vitale hatte die 
napoleonische Armee verlassen, u m  
Lehrer zu werden), sondern auch, 
weil dies einer der wenigen Frauen- 
berufe war, der ein wenigstens halb- 
wegs erträgliches Auskommen er- 

* Anue Trosien, Bayreuth, s t ~ .  Landesvorsitzende der Jusos Bayern, 
Juso-Bundesausschuß 

rnöglichte und dennoch über eine 
gewisse soziale Akzeptanz verfügte, 
besuchte Clara das Lehrerinnensemi- 
nar von Auguste Schmidt. 

Zur selben Zeit lernte sie in Leip- 
zig in einem Kreis russischer Emi- 
grantlnnen den aus Odessa stam- 
menden Schriftsetzer Ossip Zetkin 
kennen, der bereits intensiv politisch 
aktiv war. 

Ihm folgte sie 1883 auch nach 
Paris, w o  die beiden angeblich heira- 
teten (Schneider, 5. 94) - andere 
Quellen wissen nichts davon. Richtig 
ist, daß Clara sich von da an Zetkin 
nannte, und daß 1883 und 1885 in 
Paris die Söhne Maxim und Kostja 
geboren wurden. Als Ossip Zetkin 
schwer erkrankte und 1889 starb, 
stand die junge Frau als alleinerzie- 
hende Mutter mit  Kleinkindern da. 
Ihre Familie hatte sich wegen ihrer 
Sympathie zur Sozialdemokratie von 
ihr gelöst. Angewiesen darauf, den 
Lebensunterhalt ihrer Familie verdie- 
nen zu können, übernahm Clara Zet- 
kin 1891, gefördert auch von dem 
Verleger J.H.W. Dietz, die Redaktion 
der in Stuttgart erscheinenden Frau- 
enzeitschrift ,,Die Gleichheit", was 
eine weitere Übersiedelung erfor- 
derlich machte. 

In Stuttgart lernte Zetkin den 
achtzehn Jahre jüngeren Maler 
Friedrich Zundel kennen. Diese Lie- 
besbeziehung galt schon wegen des 
Altersunterschieds als Skandal, viel- 
leicht ein Grund dafür, daß Clara 
Zetkin diesmal tatsächlich heiratete 
- allerdings ohne sich fortan Zundel 
ZU nennen. 

Bis 191 7 war Clara Zetkin Chef- 
redakteurin der ,,Gleichheit", und 
immer wieder unterwegs als Partei- 
agitatorin. Doch ab 1913 zeichneten 
sich zunehmend Konflikte ab. Ge- 
gen Lily Braun hatte sie sich um die 
Jahrhundertwende durchsetzen 
können, doch innerhalb der SPD 
fanden sich schnell neue Konkurren- 
tinnen, Frauen, die bequemer und 
angepaßter waren - oder erschie- 
nen. Eine von ihnen, Luise Zietz, mit  
einem sehr pragmatischen frauen- 
politischen Ansatz, machte Zetkin 
zuerst Schwierigkeiten und über- 
nahm ihre Funktionen - und folgte 
ihr später auf dem Weg in die USPD, 
was niemand so vermutet hätte. 

All diese Auseinandersetzungen 
hatten aber immerhin zur Folge, daß 
Clara Zetkin ständig unter Druck 
stand, ständig überarbeitet war und 
schlußendlich massive gesundheitli- 
che Beeinträchtigungen in Kauf neh- 
men mußte. 

Clara Zetkin, Lily Braun und die 
bürgerliche Frauenbewegung 
Als einer der spannendsten Aspekte 
an Zetkins frauenpolitischem Ansatz 
erscheint vielen Autorlnnen ihr kon- 
fliktbeladenes Verhältnis zu Lily 
Braun. Diese wurde von Zetkin auch 
wegen ihrer revisionistischen Hal- 
tung entschieden bekämpft. Und 
wenn auch Lily Braun in ihrer Auto- 
biographie ,,Memoiren einer Soziali- 
stin" die Personen anders benennt, 
so ist doch reichlich offenkundig, 
daß sich hinter der von ihr vielfach 
kritisierten Wanda Orbin niemand 
anders als Clara Zetkin verbergen 
kann. 

Zetkins Ansichten über die bür- 
gerliche ~rauenbewegung waren 
eindeutig. So schreibt sie: ,,Sie [die 
bürgerliche Frauenbewegung] strebt 
lediglich danach, die bürgerliche Ge- 
sellschaft durch Lösung der rechtli- 
chen und sozialen Bindungen zu re- 
formieren, die das weibliche Ge- 
schlecht zum Vorteil des Mannnes 
fesseln. Dem Kampf für die frauen- 
befreiende Revolution der Gesell- 
schaft mittels der Machteroberung 
des Proletariats und der Aufrichtung 
des Sozialismus steht die übergroße 
Mehrheit der Frauenrechtlerinnen 
heute nicht mehr mit dem Schein ei- 
ner gewissen Neutralität gegenüber 
wie zum Teil in den Anfängen der 
Bewegung, sondern vielmehr in un- 
verhullter bitterer Feindschaft. Die 
bürgerliche Frauenbewegung ist 
folglich nicht Vorkämpferin, Interes- 
senvertreterin aller befreiungssehn- 
süchtigen Frauen. Sie ist und bleibt 
bürgerliche Klassenbewegung." 
(Zetkin, Proletarische Frauenbewe- 
gung, S. 149) 

Während Lily Braun eine wesent- 
lich tolerantere Haltung zur Zusam- 
menarbeit hatte, weil sie in dieser 
Frage davon beeinflußt wurde, daß 
sie über bürgerliche Diskussionszir- 
kel zur Sozialdemokratie gefunden 
hatte, betonte Clara Zetkin immer 
wieder die Notwendigkeit der ,,rein- 
lichen Scheidung'' der proletari- 
schen von der bürgerlichen Frauen- 
bewegung. Sie begründete dies fol- 
gendermaßen: ,,Ihr (das der proleta- 
rischen Frauenbewegung, A.T.) 
Handeln wurde von der Auffassung 
geleitet, daß nur der revolutionäre 
Umsturz der bürgerlichen Gesell- 
schaft und die Verwirklichung des 
Sozialismus als Tat des sich kämp- 
fend befreienden Proletariats der 
Gesundheit der Frauen voll erblü- 
hendes und sich auswirkendes Men- 
schentum bringen werde und nicht 
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Streik muß man beenden', daß die 
Partizipation an einer Regierung zu 
einer Strategie gehört, die nicht un- 
bedingt etwas mi t  der Umwerfung 
des ökonomisch-politischen Sy- 
stems zu tun hat. 

Was den Sozialistischen Wahl- 
kampf betrifft, muß man leider sa- 
gen, daß es zwei Etappen gab. Am 
Anfang hat sich auch Lionel Jospin 
deutlich und wirklich links positio- 
niert; aber als wir uns dem Wahltag 
näherten, sind seine Positionen 
schwächer geworden. 

Die Bedeutung dieser Wahl ist 
jetzt ungefähr klar. Seit Anfang der 
90er Jahre wird jede Wahl von der 

Besprechnung zu Jens Borchert u.a. 
(Hrsg.): Das sozialdemokratische 
Modell. Organisationsstrukturen 
und Politikinhalte im Wandel, Opla- 
den 7996 (Leske und Budrich, 33 7 
Seiten). 

F rüher, im ,,Goldenen Zeitalter" 
der Nachkriegszeit, stand die 
Sozialdemokratie ein für Wirt- 

schaftswachstum und Fortschritt, 
Reformen und mehr Demokratie, 
Chancengleichheit und soziale Ge- 
rechtigkeit. Längst ist sie mit diesem 
Programm an Grenzen gestoßen; 
selbst errichtete, aber auch äußere, 
wovon der Siegeszug christlich-de- 
mokratischer und neokonservativer 
Politik seit den 1970er Jahren zeugt. 
Der Niedergang der Rechten in Eu- 
ropa spricht jedoch noch nicht für 
die Linke. Jedenfalls ist die sich ge- 
gen die Regierenden erhebende so- 
ziale Protestbewegung weitgehend 
politisch amorph. Sie trägt weder 
die Züge einer modernen, neo-sozi- 
aldemokratischen Bewegung, noch 
scheinen die sozialdemokratischen 
Parteien derzeit in der Lage, eine 
nachhaltige, postkollektivistische Al- 
ternative zum schwächer werden- 
den neoliberalen Paradigma anbie- 
ten zu können. 

Internationaler Vergleich 
Um eben diesen Punkt kreisen die 
Beiträge eines von überwiegend 
jüngeren Politikwissenschaftlern 
herausgegebenen Sammelbandes, 
der auf eine Konferenz des von Pe- 
ter Lösche geleiteten Zentrums für 
Europa- und Nordamerika-Studien 
(ZENS) der Universität Göttingen 
zurückgeht. Der Anspruch, die Kri- 
se der sozialdemokratischen Par- 
teien auf den Ebenen der ,,policy", 

Bevölkerung genutzt, um dasselbe zu 
sagen: Wir wollen einfach nicht, daß 
das republikanische und soziale Mo- 
dell unserer Gesellschaft zerbrochen 
wird. 

Jacques Chirac hat 1995 seine 
Kampagne unter dieses Thema ge- 
stellt und gewonnen. Juppb hat 
eine Politik der Deregulierung ver- 
folgt und mi t  dieser haben die 
Rechtsparteien verloren. Seine Re- 
formen gingen alle in die gleiche 
Richtung und dadurch standen 
die Rechtsparteien in einer dauer- 
haften Krise, weil sie meinen, daß 
dieses Projekt nicht mehr möglich 
sei. 

der ,,politics" und ,,polity" (also der 
Ebene der materiellen Politik, Ent- 
scheidungsbildung und institutio- 
nellen Rahmenbedingungen) sy- 
stematisch und international ver- 
gleichend zu analysieren, kann 
kaum eingelöst werden. Er ist für 
ein solches Unternehmen einfach 
zu hoch gesteckt. So enthält der 
Band viele solide und einige anre- 
gende Beiträge. Wer z.B. den Weg 
von ,,Old Labour" zu ,,New La- 
bour" abgehen möchte, der sollte 
den scharfsichtigen Aufsatz des 
englischen Politologen Eric Shaw 
lesen und wird feststellen, daß ein 
oberflächlicher Vergleich zwischen 
SPD und Labour Party, wie ihn Uwe 
Jun anschließend zieht, leicht in 
die Irre führen kann. Besonders le- 
senswert ist hingegen, wie Jens 
Borchert das Ende des klassischen 
Wohlfahrtsstaat beschreibt, wenn- 
gleich sein Schlußappell an die Lin- 
ke, Wohlfahrt und Demokratie 
wieder neu miteinander zu verbin- 
den, eher hilflos verhallt. Wolfgang 
Merke1 nimmt es mit  den Rezepten 
zur Stärkung der europäischen So- 
zialdemokratie schon genauer. Er 
verordnet den ,,nördlichenu Sozial- 
demokratien einen ,schlankent So- 
zialstaat, aktive Beschäftigungspo- 
litik und einen auf der Angebots- 
seite stärker engagierten Staat, 
eine strikte Umweltpolitik sowie 
eine stärker ökolibertäre und kom- 
munitäre Ausrichtung. 

Modernisierung - aber wohin? 
Ein dezidiertes Programm hat Chri- 
stoph Zöpel parat - das muß er 
auch, denn er ist der einzige aktive 
Politiker unter den Beiträgern. Man 
ist geneigt, das ausgefeilte Pro- 
gramm sogleich zu unterschrei- 

Man könnte denken, es sei bloß 
der Widerstand der Franzosen und 
sogar deren vergeblicher Wider- 
stand. Aber was wir glauben ist, daß 
durch diesen Widerstand gegen eine 
Weltordnung aus den Vereinigten 
Staaten ein echtes Entwicklungsmo- 
dell entstehen kann. Natürlich auf 
nationaler Ebene, aber auch sogar 
auf europäischer Ebene. Und dann 
haben die Menschen der Welt eine 
erneute Wahl zwischen Liberalismus 
und Sozialismus. 

Deshalb ist der Sieg so schön, 
weil er eine Zukunft offen Iäßt. spw 

Aber was wi r  
glauben ist, daß 
durch diesen 
Widerstand gegen 
eine Weltordnung 
aus den Vereinigten 
Staaten ein echtes 
Entwicklungsrnodell 
entstehen kann. 
Natürlich a u f  
nationaler Ebene, 
aber auch sogar auf  
Europäischer Ebene. 

Vom Ende und 
Anfang der Sozial- 

demokratie 
von Karsten Rudolph* 

ben, wenn da nicht der letzte Satz 
so nachdenklich stimmen würde. 
Modernisierung heißt es da, ziele 
nicht nur auf Wachstum und Effizi- 
enz, sondern auch auf Risikover- 
meidung - in bezug auf Gewaltfrei- 
heit, soziale Grundsicherung und 
ökologische Bewahrung. Der Text, 
der den Geist der Aufklärung nur 
so inhaliert, atmet ihn gegen Ende 
flacher ein. Es ist wohl so: Nach 
dem Scheitern des nationalen Key- 
nesianismus sind auch die utopi- 
schen Energien des Sozialstaats 
aufgezehrt. Was danach kommt, 
ist noch nicht ganz klar. Daß es für 
die sozialdemokratische Linke auch 
kein Zurück mehr gibt, veran- 
schaulicht einmal mehr der hier 
annotierte Sammelband. spw 

Die sozialdernokrati- 
schen Parteien 
scheinen derzeit 
nicht in der Lage, 
eine nachhaltige, 
postkollektivistische 
Alternative zum 
schwächer werden- 
den neoliberalen 
Paradigma anbieten 
z u  können. 

* Dr. Karsten Rudolph, Historiker, ist stellvertretender Bezirksvorsitzender 
der 5PD Westliches Westfalen. 
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Memoranden zur 
Ha1 bierung der 
Arbeitslosigkeit 
von Ralf Krämer* 

B esprechung zu: Arbeitsgruppe 
Alternative Wirischaftspolitik: 
Memorandum '97. Beschäfti- 

gungspolitik und gerechte Einkom- 
mensverteilung gegen soziale Zer- 
störung, Köln 1997, Papyrossa-Ver- 
lag, 254 S., 29,80 DM; Memoran- 
dum europäischer Wirischaftswis- 
senschaftler und Wirtschaftswissen- 
schaftlerinnen: Vollbeschäftigung, 
sozialer Zusammenhalt und Gerech- 
tigkeit für Europa, in: Memo-Forum 
Nr. 25, Bremen 1997 (für 4,- DM er- 
hältlich bei der AG Alternative Wirt- 
schaftspolitik); Berliner Memoran- 
dum: Innovation, Beschäftigung, 
Wachstum und Wettbewerb, hrsg. 
von der Senatsve~/altung für Arbeit, 
Berufliche Bildung und Frauen (und 
dort kostenlos zu beziehen), Berlin 
1997, 143 5. 

Das Berliner 
Memorandum kann 

als der Venuch 
betrachtet werden, 
den ursprünglichen 

Vorschlag für ein 
,,Bündnis für Arbeit" 

wirtschafis- und 
beschäftigungspoli- 
tisch zu fundieren. 

Alternativen der Wirtschaftspo- 
litik in Deutschland und Europa 
Seit 1977 legt die Memorandum- 
Gruppe jedes Jahr zum 1. Mai ihr 
,,Gegengutachten" zum neoliberal 
dominierten Sachverständigenrat der 
sog. ,,fünf Wirtschaftsweisen" vor. Es 
ist jeweils ein kleines Kompendium 
der Schwerpunkte linker, nachfrage- 
orientierter Wirtschaftspolitik, basie- 
rend auf linkskeynesianischen und 
marxistischen Theorieansätzen. Die 
Kurzfassung wurde 1997 von über 
700 Wirtschaftswissenschaftlerlnnen 
und Gewerkschaftsfunktionärlnnen 
unterschrieben. Im Mittelpunkt ste- 
hen Vorschläge zur Wiedergewin- 
nung der Vollbeschäftigung, durch 
die auf mittlere Frist Ca. 5 Mio. Ar- 
beitsplätze geschaffen werden sol- 
len. Die Langfassung liefert tieferge- 
hende Analysen und Konzeptionen 
zu den Themen Arbeitslosigkeit, Sozi- 
alpolitik, Steuerpolitik, Ostdeutsch- 
land, Beschäftigungspolitik, Ökologi- 
scher Umbau und Europäische Wäh- 
rungsunion. 

* Ralf Krämer, Dortmund, Sozialwissenschaf?ler. spw-Redaktion 
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Die Europäische Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik ent- 
stand 1995 und führte bisher zwei 
größere Konferenzen durch. Erstma- 
lig im Mai diesen Jahres legte die Ar- 
beitsgruppe eine Erklärung vor, die 
von mehr als 250 Wissenschaftlerln- 
nen aus vielen Ländern der EU un- 
terschrieben wurde, und die durch 
ein ausführliches Memorandum er- 
gänzt wird. Ihre Vorschläge gehen 
in dieselbe Richtung wie die der 
deutschen Memorandum-Gruppe: 
ein großangelegtes und ökologisch 
ausgerichtetes öffentliches Beschäf- 
tigungsprogramm der EU (finanziert 
aus Euro-Anleihen und perspekti- 
visch durch neue europäische Steu- 
ern, insb. eine Ökosteuer und eine 
Devisentransaktionssteuer) und ihrer 
Mitgliedsländer, koordinierte geld- 
politische Lockerung und bessere 
Kontrolle der Finanzströme, Arbeits- 
zeitverkürzungen, Weiterentwick- 
lung des Sozialstaats und der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik. Der beson- 
dere Schwerpunkt liegt natürlich auf 
der Kritik des neoliberalen Maas- 
tricht-Programms und der Entwick- 
lung von Vorschlägen für ein alter- 
natives Projekt der europäischen 
ökonomisch-sozialen und dann 
auch monetären Integration. 

Berliner Memorandum: Bündnis 
für Arbeit 
Ebenfalls im April '97 wurde das 
Berliner Memorandum mit dem Un- 
tertitel ,,Strategien zur Halbierung 
der Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 
2005" vorgelegt. Es wurde erarbei- 
tet vom erweiterten Beirat ,,Arbeits- 
marktpolitik" der Senatsverwaltung 
für Arbeit (Senatorin: Christine Berg- 
mann, SPD), dem Wissenschaftlerln- 
nen verschiedener Forschungsinsti- 
tute und Hochschulen sowie Vertre- 
terlnnen der Kirchen, Gewerkschaf- 
ten, des Städtetages und des Ratio- 
nalisierungskuratoriums der Deut- 
schen Wirtschaft angehören. Diese 
pluralistische Zusammensetzung 
macht schon deutlich, daß hier kei- 
ne konsequent linke Wirtschaftskon- 
zeption vorliegt (und die einzelnen 
Kapitel sind auch nicht alle von glei- 
cher Qualität), aber trotzdem oder 
gerade deshalb ist das Papier span- 
nend und wichtig. Es kann als der 
Versuch betrachtet werden, den ur- 
sprünglichen Vorschlag für ein 
,,Bündnis für Arbeit" wirtschafts- 
und beschäftigungspolitisch zu fun- 
dieren und zu präzisieren. 

Im ersten Teil erfolgt eine Aus- 
einandersetzung mit den gängigen 

MAGAZIN 

Thesen der Globalisierungs- und 
Standortdebatte, die von den Hor- 
rorgemälden des drohenden Nieder- 
gangs der deutschen Wirtschaft 
nichts übrig Iäßt. Die nüchterne Dar- 
stellung der angeblichen Jobwunder 
in den USA sowie in den Niederlan- 
den und Dänemark trägt ebenfalls 
viel zu einer realistischen Einschät- 
zung bei. Genannt seien nur die Hin- 
weise auf die auf oder über dem 
deutschen Niveau liegenden Staats- 
quoten in den Niederlanden und Dä- 
nemark sowie auf die gegenüber eu- 
ropäischem Niveau sechs mal so 
hohe Quote von Gefängnisinsassen 
in den USA, bei deren Einbeziehung 
die Quote der Langzeitarbeitslosen 
höher als in Deutschland ist. An- 
schließend werden die Entwicklung 
in Ostdeutschland und die zuneh- 
mende Ungleichheit der Einkom- 
mensverteilung sowie die ,,Mega- 
trends" des Strukturwandels auf 
dem Arbeitsmarkt diskutiert. Ergeb- 
nis ist jeweils eine mehr oder weni- 
ger deutliche Kritik der Politik der 
Bundesregierung und ein Plädoyer 
für verstärkte beschäftigunspoliti- 
sche Aktivitäten und insbesondere 
Förderung von Innovationen und 
Qualifikation. 

Strategien für mehr Arbeits- 
plätze 
Kern des Berliner Memorandums ist 
ein Bündel aus fünf Strategien, die 
verbindlich zwischen Bundesregie- 
rung, EU, Sozialparteien, Ländern 
und Kommunen sowie gesellschaft- 
lichen Gruppen koordiniert und 
kombiniert werden sollen (S. 60f.): 

Senkung der Realzinsen und be- 
schleunigter Ausbau öffentlicher In- 
frastruktur im Rahmen eines euro- 
päischen Beschäftigungspaktes; 

Verkürzung und Flexibilisierung 
der Arbeitszeit mit dem Ziel der 32- 
Stundenwoche bei vier Arbeitstagen 
und eine beschäftigungsorientierte 
Lohn- und Tarifpolitik; 

Umbau der sozialen Sicherungs- 
Systeme zur Verringerung der Ko- 
sten der Arbeit und Kompensation 
durch Mehrwertsteuererhöhung 
und durch Einführung einer Öko- 
Steuer; 

Verbesserung der Rahmenbedin- 
gungen für Bildung, Forschung und 
Entwicklung, insb. für die marktfähi- 
ge Umsetzung von Innovationen, 
und Modernisierung der Öffentli- 
chen Verwaltung und Dienstleistun- 
gen als Voraussetzungen einer be- 
schäftigungsfreundlichen Infrastruk- 
tur; 

SOZIALSTAAT 

ports Leistungsbilanzüberschüsse 
realisieren, deren Arbeitsmarkt- und 
Kapitalmarktwirkungen von den ka- 
pitalimportierenden Ländern auf 
Dauer hingenommen werden müs- 
sen. Das wiederum bedeutet, wie 
die Entwicklung in Japan und 
Deutschland in den achtziger Jahren 
gezeigt hat, daß die Überschußlän- 
der in hohem Maße Aufwertungsri- 
siken zu tragen haben, die zum ei- 
nen die Auslandsanlagen rasch und 
massiv entwerten können und zum 
anderen die eigene Wirtschaft 
schwer schädigen. Eine Imm~nis ie~ 
rung des Kapitaldeckungsverfahrens 
gegen Veränderungen in der Alters- 
struktur gibt es daher nicht. 

Die Auseinandersetzung um das 
Rentenreformgesetz 1999 
Mit dem gegenwärtigen Gesetzge 
bungsverfahren ist ein Novum in der 
bundesrepublikanischen Sozialpolitik 
erreicht: Während seit der Einführung 
des bestehenden Rentensystems im 
Jahr 1957 sämtliche großen Reform- 
gesetze im Einklang von SPD und 
CDUICSU beschlossen worden sind, 
ist dieser Konsens von der Regierungs- 
koalition im Frühjar '96 mit der An- 
kündigung der Heraufsetzung der Al- 
tersgrenzen und der drastischen Ein- 
schränkung der Vorruhestandsrege- 
lungen aufgekündigt worden. 

Dieser Paradigmenwechsel Iäßt 
sich auch am Tempo der parlamen- 
tarischen Beratung ablesen: Nach- 
dem die von der Bundesregierung 
eingerichtete Rentenkommission 
Ende Januar ihren Bericht veröffent- 
lichte, die CDU im März ihre Position 
auf einer Bundesausschußsitzung 
darlegte, und die Alterssicherungs- 
kommission der SPD Anfang Mai 
ihre Vorschläge unterbreitete, wäre 
üblicherweise davon auszugehen 
gewesen, daß die Zeit bis zum 
Herbst genutzt worden wäre, um 
doch noch einen Kompromiß zu er- 
reichen. Das stattdessen von der 
Bundesregierung eingeschlagene 
Tempo belegt eindrucksvoll, daß die 
sozio-ökonomischen Probleme die- 
ser Gesellschaft sich auf alles Mögli- 
che zurückführen lassen, aber si- 
cherlich nicht auf einen politisch in- 
duzierten ,Reformstaul: Bereits Ende 
Mai lag der Referentenentwurf zum 
RRG '99 vor, Mitte Juni ist dieser 
Entwurf vom Kabinett beschlossen 
worden, Ende Juni fand die 1. Le- 
sung im Bundestag statt, und Mitte 
Juli ist im Bundestagsausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung die Exper- 

schen Vorstellungen der Parteien 
durchgeführt worden. Nach der 
Sommerpause finden im September 
eine Reihe von Ausschußsitzungen 
statt, die abschließende 2. und 3. 
Lesung im Bundestag ist für den 10. 
Oktober vorgesehen, und der wahr- 
scheinliche Einspruch des Bundesra- 
tes soll am 1 1. Dezember im Bun- 
destag zurückgewiesen werden! 

Bei diesem Tempo, das erkenn- 
bar darauf abzielt, bis zu den nieder- 
sächsischen Landtagswahlen sämtli- 
che Gesetzesvorhaben abgearbeitet 
zu haben, Iäßt die Regierungskoaliti- 
on sich auch nicht davon beirren, 
daß z.B. der der Union durchaus ge- 
wogene Bremer Ökonom W. 
Schmähl (Vorsitzender des Sozial- 
beirates der Bundesregierung und 
Mitglied der Rentenkommission) das 
Herzstück der Reform, nämlich das 
mittels eines neuen ,Demographie- 
faktors' in der Rentenformel langfri- 
stig auf 64% abzusenkende Netto- 
Standardrentenniveau, als falschen 
Schritt kritisiert, da durch die Annä- 
herung großer Teile der Versicherten 
an das Sozialhilfeniveau die Legiti- 
mation der Rentenversicherung un- 
tergraben wird. Einzig bei den dra- 
stischen Einschnitten in das Siche- 
rungsniveau der neuen Erwerbsmin- 
derungsrente scheint man Verhand- 
lungsbereitschaft signalisieren zu 
wollen: Geplant war bei einem Ren- 
tenzugang von Erwerbsgeminderten 
vor dem 60. Lebensjahr ein Ab- 
schlag von 18% - der Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger 
forderte nun in seiner - wie bestellt 
wirkenden -Stellungnahme, daß die- 
ser Abschlag auf 10.8% begrenzt 
wird, um so zu einer Harmonisie- 
rung mit dem Niveau der Altersrente 
für schwerbehinderte zu gelangen. 

Die SPD täte angesichts dieses 
konsequenten neo-konservativen 
Systemumbaus gut daran, ihre Vor- 
stellungen offensiv in der Öffentlich- 
keit zu vertreten. Mit den Vorschlä- 
gen ihrer Alterssicherungskommissi- 
on besitzt sie die inhaltliche Grund- 
lage, um wieder ihr Profil als linke 
Reformpartei zu schärfen, und um 
den Macht- und Gestaltungsan- 
spruch im Hinblick auf die Bundes- 
tagswahl herauszustreichen. S ~ W  

' Zur Kritikvgl. J. Deml: Zwischen Kürzung 
und Privatisierung - Die ~ ~ ~ - ~ e n t e n ~ o l ' ;  
tik, in: Sozialismus 4/97 
Wer an einer zusammenfassenden Dar- 
stellung des bundesrepublikanischen 
Rentensystems, seiner Problematiken, 
und möglicher Handlungsoptionen inter- 

Sichere Renten für die Zukunft, Berlin 
1997, Verlag am Turm (im Auftrag der 
Volkssolidarität vom Sozialwissenschaftli- 
chen Forschungsinstitut Berlin-Branden- 
burg erabeitete Studie) 
So auch im Februar eine Titel-Story des 
SPIEGEL: .Die Alten plündern die Jun- 
gen aus". 
Wäre der Altersaufbau einer Gesellschaft 
tatsächlich so entscheidend wie so oft 
behauptet, dann müßte die aktuelle 
Rentnerlnnengeneration eigentlich voller 
Neid auf die Alten in Indien oder Bangla- 
desch blicken. Es scheint also doch ande- 
re Faktoren zu geben, die über die Finan- 
ziening der Alterssicherung entscheiden. 
Vgl. Thomas Ebert: Familienfundament- 
alismus und Alterssicherung; in: WSI- 
Mitteilungen 6/95 
Verband deutscher Rentenversicherungs- 
träger: Rentenversicherung in Zahlen 
1996; FrankfurVM. 1996, S. 4. 
DGB-Bundesvorstand: Zur Entwicklung 
von Löhnen, Gewinnen, Kapitalrendite 
und Lohnstückkosten in Deutschland, 
Informationen zur Wirtschafts- und 
Strukturpolitik, Nr. 4197. 5. 6 

8. Jahrgang, NI. 30, 
Juni 1997,240 Seiten 
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zwar nicht in erster Linie um eines 
zwischen Berufstätigen und Versor- 
gungsempfängerlnnen, sondern um 
den lnteressengegensatz zwischen 
Kapital und Lohnabhängigen bei der 
Aneignung des Arbeitsproduktes. 

A n  der grundlegen- 
den Tatsache, daß 

Sozialleistungen aus 
dem laufenden 

Sozialprodukt z u  
finanzieren sind, 
kommt auch ein 

Kapitaldeckungsver- 
fahren nicht vorbei. 

C) Der Zusammenhang mit den 
übrigen zu finanzierenden 
Sozialleistungen 
Bei den sich abzeichnenden Verän- 
derungen im Altersaufbau der Ge- 
sellschaft ist v.a. in der öffentlichen 
Diskussion eine Fixierung auf die Re- 
lation Erwerbstätige - Altersruhegel- 
dempfängerlnnen zu beobachten, 
woraus dann die bekannte These 
von der ,Störung des Generationen- 
verhältnisses' mit  den entsprechen- 
den Finanzierungsproblemen abge- 
leitet wird. Unberücksichtigt bleibt, 
daß die demographische Entwick- 
lung aber auch zu Entlastungen in 
anderen sozialstaatlichen Tätigkeits- 
feldern führt. Zwar wird der deutli- 
che Rückgang in der Arbeitslosen- 
versicherung möglicherweise kom- 
pensiert durch den Anstieg des Fi- 
nanzierungsbedarfes in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung, doch 
verringert sich in der gesamten Ab- 
gabenquote das Gewicht der steuer- 
finanzierten sozialen Leistungen: So 
senkt die erhöhte Erwerbsbeteili- 
gung nicht nur den Aufwand für die 
Sozialhilfe, sondern auch für die 
Transferleistung des Wohngeldes. 

Der entscheidende Entlastungseffekt 
kommt aber der Alterung der Gesell- 
schaft zu, da die Aufwendungen für 
die Kinderlast abnehmen: Neben 
den direkten staatlichen Zuwendun- 
gen für Kindergeld und Ausbil- 
dungsbeihilfen betrifft dies auch die 
Kosten für die dazugehörige Infra- 
struktur wie Kinderversorgungsein- 
richtungen und Schulen. 

Fazit: Selbst für das demogra- 
phisch ,,ungünstige" Jahr 2040 hat 
das ,,Prognos-Institut" nur einen An- 
stieg des Beitragssatzes von derzeit 
19.7% auf 26,3% bis 28.7% (je nach 
wirtschaftlicher Entwicklung) er- 
rechnet; unter Berücksichtigung obi- 
ger Fakten wird sich in der gesamten 
Abgabenbelastung möglicherweise 

-ein Nullsummenspiel ergeben. Für 
Panikmache und Rentenkürzungen 
besteht somit vor dem Hintergrund 
empirischer Fakten kein Grund 

Ersatz der Umlagefinanzierung 
durch ein Kapitaldeckungsver- 
fahren? 
Auch die Ablösung des Umlagever- 
fahrens durch das Kapitaldeckungs- 
verfahren ist wiederentdeckt worden: 
Hiernach sollen die angesparten Prä- 
mien dem Kapitalmarkt als zusätzliche 
Mittel zu Verfügung stehen; die da- 
durch initiierte Zinssenkung rege die 
Investitionstätigkeit der Unternehmen 
an und stärke damit die Wachstums- 
effekte, so die Befürworter der Um- 
stellung. Diese ,Vorfinanzierung' der 
zukünftigen Wertschöpfung~ermögli- 
che es, die Altersabsicherung der jetzi- 
gen Aktiven-Generation unabhängig 
von ihrer Nachkommenschaft zu or- 
ganisieren, so daß scheinbar bei den 
Versicherten eine intertemporale Um- 
verteilung zugunsten ihrer Altersein- 
kommen vorgenommen und auf die- 
sem Wege das Problem einer Ver- 
schlechterung der Rentenzahler-Emp- 
fänger-Relation umgangen werde. So 
lautet kurzgefaßt die Hoffnung, die 
mit den Vorteilen eines Kapitaldek- 
kungsverfahrens verbunden werden, 
und die insbesondere angesichts der 
demographischen Entwicklung an Po- 
pularität gewinnt. Dennoch bleiben 
wichtige Fragen im Zusammenhang 
mit dem Kapitaldeckungsverfahren 
ungeklärt: 

An der grundlegenden Tatsache, 
daß Sozialleistungen aus dem laufen- 
den Sozialprodukt zu finanzieren 
sind, kommt auch ein Kapitaldek- 
kungsverfahren nicht vorbei, wobei 
hier im eigentlichen Sinne die Über- 
tragung von Geld- und Sachvermö- 
gen an die nachfolgende Generation 
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gemeint ist. Dieser Prozeß funktio- 
niert allerdings nur bei einer gleich- 
förmigen Auflösung von Kapitalreser- 
ven (für konsumtive Zwecke) mit ei- 
ner Neuanlage (für Vorsorgezwecke), 
da ansonsten eine inflatorische Ent- 
wicklung einsetzt. die zu Preissteige- 
rungen und dem Wertverlust der An- 
lagen führt; gerade die demographi- 
sche Entwicklung eines erhöhten Al- 
tenanteils mit entsprechender Nach- 
frageausweitung besitzt als Kern die 
tendenzielle Entwertung der privaten 
Altersabsicherung. 

Entgegen den Appellen der Versi- 
cherungswirtschaft, mittels einer Po- 
lice einen Beitrag zur Vorsorge zu lei- 
sten, wird selbstverständlich auch 
beim privatrechtlichen Kapitaldek- 
kungsverfahren kein individueller Ka- 
pitalstock gebildet, aus dem im Alter 
die Versorgung stattfindet. Das Ent- 
wicklungsniveau der Ökonomie im 
Jahre 2040, die Menge an produzier- 
ten Gütern und Dienstleistungen, bil- 
det im Jahr 2040 die Grundlage für 
die Alimentierung derjenigen Bevöl- 
kerungsgruppen, die über kein aus- 
reichendes Erwerbseinkommen ver- 
fügen, seien es nun Kinder und Ju- 
gendliche, Arbeitslose, Erwerbsunfä- 
hige oder Rentner, und bestimmt so- 
mit den Wert des Kapitalstocks. Heu- 
te angespartes Kapital kann nur an- 
gemessen bedient werden, wenn 
auch später ein ausreichend großer 
wettbewerbsfähiger Kapitalstock zur 
Verfügung steht. Ist das nicht der 
Fall, weil die erwerbstätige Bevölke- 
rung stark schrumpft, müssen auch 
die Ansprüche aus dem angesparten 
Kapital reduziert werden. 

Ein Aufbau eines Kapitalstocks in 
Form von Investitionen oder langle- 
bigen Wirtschaftsgütern (TB. 
Wohnraum) kann also das angebli- 
che Problem der demographischen 
Entwicklung nicht lösen. Er ist dar- 
überhinaus gleichbedeutend mit ei- 
ner aktuellen Beitragserhöhung, da 
neben den bereits erworbenen und 
nun abzugeltenden Ansprüchen der 
Rentenbezieherlnnen auch diese In- 
vestitionen aus der laufenden Pro- 
duktion finanziert werden müssen. 

Die Anfälligkeit eines Kapitaldek- 
kungesverfahrens gegenüber demo- 
graphischen Schwankungen mag 
bei offenen Kapitalmärkten dadurch 
etwas gemildert werden, daß Er- 
sparnisse in bevölkerungsreichen 
Ländern angelegt werden können. 
Dieser Möglichkeit sind aber enge 
Grenzen gesetzt. 

Die kapitalexportierenden Länder 
müßten als Korrelat des Kapitalex- 
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Förderung fest institutionaiisier- 
ter Arbeitsmarktbrücken (Über- 
gangsarbeitsmärkte), insb. öffentli- 
che Förderung von Rotationsmodel- 
len (Weiterbilden und Einstellen), 
von innovativen Beschäftigungsfor- 
men (Existenzgründungen und 
Wahlarbeitszeiten), von Beschäfti- 
gung im kommunalen Bereich und 
in strukturpolitisch neuen Beschäfti- 
gungsfeldern. 

Diese Strategien werden jeweils 
genauer erläutert und begründet. 
Hervorheben möchte ich das Plädoy- 
er für den Erhalt des Tarifvertragssy- 
stems und die Warnung vor negati- 
ven Folgen einer weiteren Deregulie- 
rung bzw. Dezentralisierung der Ver- 
handlungen über Löhne und Arbeits- 
zeiten (5. 75ff.) sowie die kritische 
Auseinandersetzung mit Konzepten 
eines ,,Bürgergelds" (5. 81ff.). 

Halbierung der Arbeitslosigkeit 
ist möglich 
Abschließend werden Ergebnisse - 
der Simulation verschiedener Politik- 
bündel mi t  dem ökonometrischen 
Modell LAPROSIM dargestellt. Bei 
dem Politikbündel, das im wesentli- 
chen der Kombination der genann- 
ten Strategien entspricht, wird im 
Verlauf von 4 Jahren die Zahl der re- 
gistrierten Arbeitslosen um 1.74 
Mio. und in 9 Jahren um 2,45 Mio. 
im Vergleich zum Basisszenario re- 
duziert, die Zahl der Erwerbstätigen 
liegt sogar um 2,6 Mio. bzw. 3.9 
Mio. höher. Das Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts liegt um 
durchschnittlich jährlich 0,4% hö- 
her, die jährliche Nettokreditaufnah- 
me des Staates ist zunächst um Ca. 
0,8% des BIP höher (was noch mal 
darauf verweist, wie beschäfti- 
gungspolitisch verfehlt die Maas- 
tricht-Kriterien sind), sinkt dann aber 
und liegt nach 9 Jahren sogar niedri- 
ger als im Basisszenario. Das Ziel der 
Halbierung der Arbeitslosigkeit er- 
weist sich somit als bei entsprechen- 
den Anstrengungen erreichbar. 

Dabei liegen die verschiedenen 
Memoranden in ihren beschäfti- 
gunsgpolitischen Vorschläge gar 
nicht so weit auseinander. Im 
Grundsatz ist eben durchaus klar, 
was geschehen müßte, wollte man 
die Arbeitslosigkeit tatsächlich wirk- 
sam bekämpfen. Den größten Bei- 
trag leistet jeweils die Arbeitszeitver- 
kürzung in  verschiedenen Formen 
mit einer Reduzierung der Arbeitslo- 
sigkeit in  der Größenordnung von 
1,5 Mio., wobei in beiden Memo- 
randen eine stärkere Diskussion von 

Möglichkeiten staatlicher Unterstüt- 
zung von AZV nötig wäre1. Das von 
den Alternativen Wirtschaftswissen- 
schaftlerlnnen vorgeschlagene öf- 
fentliche lnvestitionsprogramm ist 
wesentlich größer dimensioniert als 
das der ,,Berliner" (1 20 Mrd. gg. 40 
Mrd. jährlich), auch die Ausweitung 
öffentlich geförderter Beschäftigung 
zu einem eigenen Sektor geht über 
die Vorschläge der ,,Berlinern erheb- 
lich hinaus. So sollen jeweils 
1 Mio. zusätzliche Beschäftigungs- 
verhältnisse geschaffen werden. 
Dementsprechend ist das Memo '97 
auch deutlich ,,radikalerv in seinen 
Finanzierungs- und steuerlichen 
Umverteilungsforderungen. 

Daß das Berliner Memorandum 
gerade hier zurückhaltender ist, ver- 
wundert nicht, betont es doch die 
Notwendigkeit gemeinsamen Han- 
delns und knüpft dabei ausdrücklich 
an den Vorstoß der IG-Metall für ein 
,,Bündnis für Arbeit" an. Dabei wird 
von den Gewerkschaften eine ,,mo- 
derate Lohnpolitik" erwartet, die auf 
ggf. im Zuge sinkender Arbeitslosig- 
keit durchsetzbare über die Produk- 
tivitätssteigerungen hinausgehende 
Lohnerhöhungen verzichtet, als poli- 
tischer ,,Mindestpreis, ... der für die 
Mitwirkung der Arbeitgebe~erbän- 
de und der Bundesbank bei derarti- 
gen konsensorientierten Strategien 
entrichtet werden muß" (5. 111). 
Auch in der Frage qualitativer Anfor- 
derungen, etwa zur Förderung öko- 
logischen Umbaus oder der Gleich- 
stellung der Frauen, ist das Berliner 
Memorandum ,,dünner" als das 
Memo der Alternativökonomlnnen. 

Ohne Kampf kein Kompromiß 
Ob allerdings die Hoffnung des Ber- 
liner Memorandums auf einen Kon- 
sens für mehr Arbeitsplätze, der ja 
voraussetzt, daß die Arbeitgeberver- 
bände und die Bundesregierung 
überhaupt ein ernsthaftes Interesse 
an einer entschieden beschäfti- 
gungsorientierten Politik haben, rea- 
listischer ist als die von den Alterna- 
tiv-Memoranden angestrebte Mobi- 
lisierung und wissenschaftliche Mu- 
nitionierung kritischer Gegenöffent- 
lichkeit und gewerkschaftlicher Ge- 
genmacht, ist spätestens seit dem 
Scheitern der Bündnis-für-Arbeit-ln- 
itiative zu bezweifeln. Geht es dem 
Kapital doch stattdessen um eine 
noch verschärfte Fortsetzung der 
Umverteilung zugunsten der Gewin- 
ne und der Stärkung ihrer betriebli- 
chen und gesellschaftlichen Herr- 
schaftspositionen - und würde doch 

Arbeitslose: Im Gatopg auf die ~Mio-Grenze 

selbst die angebotene zurückhalten- 
de produktivitätsorientierte Lohnpo- 
litik deutlich größere Lohnsteigerun- 
gen ermöglichen, als sie die Gewerk- 
schaften in den letzten 15 Jahren 
durchsetzen konnten. Ohne verän- 
derte politische Kräfteverhältnisse 
nach einer rot-grünen Regierungs- 
Übernahme wird hier nichts zu ma- 
chen sein - und das ist auch nur eine 
notwendige, keine hinreichende Be- 
d i n g ~ n g . ~  

Also: ohne entschiedene Ausein- 
andersetzung mit der herrschenden 
Wirtschaftspolitik und den dahinter- 
stehenden Doktrinen des Neolibera- 
lismus, die Propagierung beschäfti- 
gungspolitischer Alternativen und die 
Mobilisierung politischen Drucks von 
unten geht nichts. Resultat kann 
auch dann absehbar nicht die Durch- 
setzung konsequent linker Politik 
sein, aber auch einen erträglichen 
Kompromiß wird es nur auf dieser 
Basis geben. Dazu leisten alle drei ge- 
nannten Memoranden einen wichti- 
gen Beitrag, v.a. zur Stärkung der Ar- 
gumentationsfähigkeit gegen die an- 
gebliche Ohnmacht der Politik in Zei- 
ten der Globalisierung. Das Berliner 
Memorandum mit seiner Konsensori- 
entierung liegt dabei näher am sozi- 
aldemokratischen Mainstream, ist 
aber zugleich wesentlich konkreter 
und besser als das, was die SPD meist 
so vorträgt. Würde die SPD auf dieser 
Grundlage ein Programm gegen die 
Arbeitslosigkeit formulieren, könnte 
sie im Bundestagswahlkampf we- 
sentlich glaubhafter als wirtschafts- 
politische Alternative auftreten. „Ar- 
beit!" rufen reicht nicht, man muß 
schon sagen, was man politisch dafür 
tun will. spw 

Vgl. dazu die Überlegungen von Frank 
Wilhelmy in diesem Heft. 
Vgl. auch meinen Artikel ,,Bündnis für 
Arbeit und alternative Wirtschafispolitk 
in spw 1/97. S. 37-40. 

Das Ziel der Halbie- 
rung der Arbeitslo- 
sigkeit erweist sich 
somit als be i  
entsprechenden 
Anstrengungen 
erreichbar. Aber 
ohne veränderte 
Krä fteverhältnisse 
geht nichts. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 96. 1997 
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Garzweiler II im 2006 bis 2045 zum Opfer. Sie sollen 
abschnittsweise und unter ange- 
messener finanzieller Entschädigung 
der Betroffenen umgesiedelt wer- 
den. 

,,falschen Erwartungen" gewarnt. 
um dann aber doch eingestehen zu 
müssen, daß die Urteilsfindung ,,in 
den Bereich des Politischen hin- 
reicht". 

Frauen überdurchschnittlich stark 
ausgeprägt ist. 

a) Die Entwicklung des Erwerbs- Entlohnung im Sinne der Vertei- 
lungsrelation zu den Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen als wichtiger Faktor einge- 
schätzt werden, da die Beiträge an 
die Sozialversicherung der Höhe der 
Löhne folgen. So entsprachen 1% 
Lohnzuwachs im Jahre 1996 einem 
Anstieg der jährlichen Beitragsein- 
nahmen um 2'3 Mrd. DM. Das Aus- 
maß der Umverteilung zu Lasten der 
Löhne Iäßt sich an der Entwicklung 
der Lohnquote ablesen: Die tatsäch- 
liche Bruttolohnquote (also der An- 
teil der Bruttoeinkommen aus un- 
selbständiger Arbeit am Volksein- 
kommen) liegt 1996 in West- Bei der Frage der 
deutschland mit 69,2% um 7,7 Pro- Finanzierung der 
zentpunkte unterhalb des Wertes Renten handelt es 
von 1982; die bereinigte Lohnquote, sich nicht um ein 
die den Einfluß der Veränderung des biologisches, 
Anteils der Arbeitnehmerlnnen an sondern um ein 
allen Erwerbstätigen ausschaltet, Verteilungsproblem. 
weist sogar nur einen Wert von 
64,8% auf - der niedrigste Wert seit 
1950.' Entgegen aller angebotsori- 
entierter Wirtschaftslogik verschenkt 
gerade eine Lohnzurückhaltung Fi- 
nanzierungsspielräume, und trägt 
so ursächlich zur Krise der sozialen 
Sicherungssysteme bei. 

personenpotentials 
Diese ist nicht nur Resultat demo- 
graphischer Entwicklungen, sondern 
in erster Linie abhängig von der Ar- 

Windschatten der Die demographische Entwick- 
lung begründet keine Leistungs- 
kürzungen Rechtsprechung? beitsmarktsituation. Angesichts ei- 

ner faktischen Arbeitslosenzahl von 
Ca. 7 Mio. Menschen (inkl. stiller Re- 

Ökologische, rechtliche und Irn Spannungsfeld zwischen 
Recht und Politik 
Diese grundsätzliche Positionsbe- 
Stimmung im Spannungsfeld zwi- 
schen Recht und Politik dürfte in der 
Literatur nicht auf ungeteilte Zustim- 
mung stoßen. Bertrams hat in einem 
wissenschaftlichen Beitrag über das 
Verhältnis zwischen Verfassungsge- 
richtsbarkeit und den politischen In- 
stanzen so auch eine Ansicht vertre- 
ten, die in dieser Deutlichkeit ihres- 
gleichen sucht, etwa wenn er fest- 
stellt, daß das Entwickeln politischer 
Lösungen nicht Aufgabe der Verfas- 
sungsgerichte sei. Wörtlich: ,,Sie 
müssen der Versuchung widerste- 
hen, selbst politisch zu ge~talten."~ 

Auch im Organstreitverfahren, in 
dem die Landtagsfraktion der NRW- 
Grünen als Antragstellerin aufgetre- 
ten war, kann dem obersten Richter- 
spruch aus Münster nicht der Hauch 
eines Zugeständnisses an die Garz- 
weiler Il-Gegner abgerungen wer- 
den. In diesem Urteil setzt sich der 
VGH NW über alle insoweit beste- 
henden verfassungsrechtlichen Be- 
denken schonungslos hinweg. Zu- 
nächst ersparen sich die Richter eine 
eingehende Prüfung der im Verfah- 
ren aufgeworfenen Frage, ob die 
von der SPD-Fraktion am 30. März 
1995, also noch kurz vor den Land- 
tagswahlen, eingebrachte und ge- 
billigte Entschließung mit dem Titel 
,,Ja zur Genehmigung von Garzwei- 
ler lIu5 verfassungsgemäß ist. Ein 
diesbezüglicher Antrag wird als un- 
zulässig verworfen. 

Erstaunlicherweise muß aber 
eben diese Entschließung in der Ur- 
teilsbegründung als Beleg für hinrei- 
chende parlamentarische Beteili- 
gung herhalten. Das Gericht hält 
dieses verfassungsrechtliche Gebot 
im Gegensatz zu den Antragstellern 
nicht für verletzt. Die grundlegende 
Frage der Landesplanung des Braun- 
kohleabbaus sei durch förmliches 
Gesetz geregelt. Der sogenannte 
,,Braunkohlen-Ausschuß". ein lobby- 
istisch geprägtes Gremium, wird für 
demokratisch legitimiert gehalten. 

Damit ist das Gericht der auch in 
der mündlichen Verhandlung von 
Prozeßbeobachtern als überzeu- 
gend gewerteten Argumentation 
der Antragsteller nicht gefolgt, eine 
derart wesentliche Grundsatzent- 

Insbesondere der demographische 
Wandel - steigende durchschnittli- 
che Lebenserwartung einerseits 

politische Fragen 
Die ökologischen Folgen liegen für 
Experten klar auf der Hand: Neben 
der massiven Belastung durch C0,- 

sewe) entgeht der GRV ein gewalti- von Christof Stechrnann* 
und ein Rückgang der Erwerbsbe- 
völkerung durch niedrige bzw. sin- 
kende Geburtenrate andererseits - 

ges Potential an Beitragszahlerlnnen 
mit den entsprechenden Auswirkun- 
gen auf das Beitragsniveau, wäh- Emissionen2 steht eine ~bsenkung 

des Grundwassers im Naturpark 
Maas-Schwalm-Nette zu befürch- 

erregt Besorgnis über die zukünftig rend gleichzeitig ein Mehrbedarf an 
Mitteln für die Arbeitslosenversiche- 
rung entsteht. Je 100.000 abhängig ü ber 15 Jahre dauert nun 

schon ein Streit an, der zur 
politischen Schicksalsfrage 

für die Koalition aus SPD und Bünd- 
nis 90IDie Grünen in Nordrhein- 
Westfalen zu werden droht. Garz- 
weiler II heißt das Reizwort, das in 
der rot-grünen Koalition in Düssel- 
dorf zur Kompromißfindung an- 
treibt. Wie starre Glaubenssätze ste- 
hen sich nach wie vor die Positionen 
der beiden Regierungsparteien un- 
versöhnlich gegenüber. Die höchst- 
richterliche Rechtsprechung in NRW 
hat die Möglichkeit einer Verstandi- 
gung mit ihren jüngsten Urteilen1 je- 
denfalls nicht näherrücken lassen. 

Dabei ist der ~ i n t e r ~ r u n d  der 
beiden Verfahren - einem Organ- 
streitverfahren der bündnisgrünen 
Landtagsfraktion und einem über 
sechs Kommunalverfassungsbe- 
schwerden, die beim Verfassungsge- 
richtshof des Landes (VGH NW) im 
lnteresse einer Fortführung des 
Braunkohleprojekts entschieden 
wurden, für Laien äußerst schwer zu 
durchschauen. 

Um nicht weniger als 48 Qua- 
dratkilometer Fläche geht es zu- 
nächst; und damit um den derzeit 
größten zusammenhängenden Ab- 
baubereich für den Tagebau in Euro- 
pa. Von einer Fördermenge von 
rund 1,3 Mrd. t Braunkohle ist die 
Rede. Das Garzweiler Il-,,Loch" wür- 
de sich, sollte das Verfahren zu Ende 
geführt werden, - angrenzend an 
ein bereits bestehendes Gebiet - 
zwischen den Städten Aachen, Köln 
und Mönchengladbach erstrecken. 
Elf zusammen Ca. 7.600 Einwohne- 
rlnnen zählende Ortschaften fielen 
dem Abbau der bis 210 m tiefen 
Kohlenflöze im Zeitraum der Jahre 

zu finanzierenden Renten; entspre- 
chend wird vielfach mit der Ver- 
doppelung des ,Alterslastquotien- 
ten' (Verhältnis der über 60jähri- 
gen zu den Personen zwischen 20 
und 60 Jahren) bis zum Jahr 2030 

ten; der Schutz des Grundwassers ist 
in Gefahr. Als einer der Beschwerde- 
führer vor dem VGH NW im zweiten 

Beschäftigte bedeuten für die Ren- 
tenversicherungsträger jährliche Bei- 
tragseinnahmen von 0.9 Mrd. DM 
(West) bzw. 0,7 Mrd. DM (Ost). Da- 
gegen bringen 100.000 Leistungs- 
empfängerlnnen der Bundesanstalt 
für Arbeit nur 0,6 Mrd. DM (West) 
bzw. 0.6 Mrd. DM (Ost) an Renten- 
versicherungsbeiträgen. Nach den 
Arbeitsmarktdaten der Bundesan- 
stalt für Arbeit vom Juni 1996 erge- 
ben sich allein durch die abgesenk- 
ten Beitragszahlungen für die Lei- 

Verfahren hat etwa der Kreis Viersen 
bereits im Jahr 1993 dieses Ergebnis 
einer fast zehnjährigen Untersu- 
chungsphase der Öffentlichkeit vor- 
gestellt. Das Fazit des über 100 Sei- 
ten umfassenden Gutachtens ist ein- 
deutig: Bis zu 300 Jahre nach dem 

arg~ment ier t .~ 
Nur: Entscheidend für das zwi- 

schen den Generationen zur Ver- 
teilung anstehende Wertprodukt 
ist nicht der Altersaufbau einer Ge- 
sellschaft, sondern deren wirt- 
schaftliche Lei~tungsfähigkeit.~ Ka- 
pitalakkumulation, Ausbildung, 
Forschung, Wissenschaft und tech- 

Ende des Abbaus werden hiernach 
Maßnahmen ,,als Nachsorge für die 
wasserwirtschaftlich-ökologischen 
Auswirkungen des Tagebaus Garz- 
weiler II ... anda~ern".~ 

Mit der Beschwerde des Kreises 
nischer Fortschritt sind heute als 
,Zu kunftsvorsorge' für das künfti- 
ge Sozialprodukt und somit für die 

stungsempfängerlnnen der Bundes- 
anstalt Mindereinnahmen pro Jahr 
in Höhe von 7,2 Mrd. DM.= Viersen setzten sich die Münsteraner 

Richter im zweiten Verfahren. gar 
nicht erst auseinander. Deren Klage 
sei -wie die der Gemeinde Wegberg 

künftige Versorgung der Alten mit Mit einer auf Vollbeschäftigung 
b) Das Ausmaß der gesellschaft- 
lichen Wertschöpfung 
Die gesellschaftliche Wertschöpfung 
hängt eng zusammen mit der Er- 
werbsbeteiligung, besitzt darüber 
hinaus aber noch eine technische Di- 
mension: mit fortschreitender Pro- 
duktivkraftentwicklung steigt das 
Produktionswachstum schneller als 
das notwendige Arbeitsvolumen, so 
daß - vorausgesetzt, es wird keine 
entsprechende Arbeitszeitverkür- 
zung durchgeführt - die Menge der 
produzierten Güter und Dienstlei- 
stungen pro Beschäftigten wächst. 
Da gerade aufgrund der demogra- 
phischen Entwicklung (Schrump- 
fung des Erwerbspersonenpotenti- 
als) von einer zunehmenden Kapital- 
intensität der Produktion mit einer 
Steigerung der Arbeitsproduktivität 
auszugehen ist, wächst das pro Be- 
schäftigten zur Umverteilung zur 
Verfügung stehende Arbeitsprodukt 
an, so daß sich im Gegenzug die 
reale Beitragsbelastung verringert. 
Selbst bei Einkommenszuwächsen 
unterhalb der Produktivitätsentwick- 
lung würden die real verfügbaren 
Einkommen der Beitragszahler nicht 
sinken. Bei der Frage der Finanzie- 
rung der Renten handelt es sich also 
nicht um ein biologisches, sondern 
um ein Verteilungsproblem - und 

Geld- und Dienstleistungen viel 
wichtiger als die rein generative 
Komponente. Dem Anstieg des 

abzielenden Beschäftigungspolitik 
könnten zudem die brachliegenden 
Arbeitsmarktressourcen genutzt 

In der Konsequenz 
ließe sich damit ein 

weitergehender 
Kompetenzverlust 

für die parlamenta- 
rische Ebene mit  der 

Folge einer schlei- 
chenden Aushöh- 

lung demokrati- 
scher Rechte 
begründen. 

- unzulässig, da die Kommune nicht 
betroffen sei. Die übrigen Kläger- 
kommunen sieht der VGH NW in ih- 

realen Bruttosozialprodukts in 
Westdeutschland in der Zeit von 
1950 bis 1990 um 473% steht ein 
Anstieg der Zahl der Erwerbstäti- 
gen um 42% gegenüber, wobei 
letzteres weniger auf ,natürliches' 

werden: 
die entscheidende Rolle kommt 

dabei der Erhöhung der frauenspezifi- rem Selbstverwaltungsrecht nicht 
beeinträchtigt. Das im Urteil immer- 
hin enthaltene Zugeständnis, daß 

schen Erwerbsquote, die bislang nur 
im Schnitt der EU-Staaten liegt, zu; 

die arbeitsmarktbedingte vorzei- die Planungshoheit der Gemeinden 
tangiert sei, Iäßt das Gericht letztlich 
nicht durchgreifen. Gerechtfertigt 

Bevölkerungswachstum zurückzu- 
führen ist, sondern auf die Zuwan- 
derung und den Anstieg der Frau- 

tige Verrentung älterer Arbeitneh- 
merlnnen wäre beendet, so daß die 
beitragspflichtige Erwerbsphase sei diese Einschränkung ,,durch die 

Erfordernisse einer langfristig gesi- 
cherten Energieversorgung." 

Diese von den Beschwerdeführe- 

enerwerbsquote. Der Anstieg der 
Produktion ist somit nur zu 9% auf 
den demographischen Faktor und 
zu 91% auf Realkapitalbildung und 
die Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität zurü~kzuführen.~ Die eigent- 

ohne Verlängerung der Lebensar- 
beitszeit vergrößert würde; 

der Rückgang des Erwerbsperso- 
rern vehement und in fundierter 
Weise bestrittene Argumentation ist 
im Kern politisch. Verfassungsge- 

nenpotentials könnte tendenziell 
durch eine - über das bereits pro- 
gnostizierte Ausmaß der Zuwande- 
rung hinausgehende - gezielte För- richtspräsident Michael Bertrams 

wies zwar entschieden zurück, daß 
den Gerichtsentscheidungen politi- 

liche Relevanz des demographi- 
schen Wandels für die Finanzie- 
rung der GRV liegt also in dessen 
Auswirkungen auf die Arbeits- und 
Kapitalmärkte, und damit den Pfad 
der zukünftigen wirtschaftlichen 
Entwicklung, um so zu bestimmen, 

derung der Einwanderung kompen- 
siert werden 

Entsprechend wird das nach ver- sehe Erwägungen zugrunde lägen. 
Im Gegenteil, bei der Urteilsbegrün- 
dung betonte er wiederholt, daß der 
VGH NW nicht die politische Zweck- 

schiedenen wissenschaftlichen Pro- 
gnosen ab dem Jahr 2010 zu beob- 
achtende Absinken des Erwerbsper- 

mäßigkeit oder Notwendigkeit des 
Projekts zu bewerten gehabt habe. 
Genau das allerdings geschieht, 

welchen Umfang das Umvertei- 
lungspotential, das zur Transferlei- 
stung an die Rentenbevölkerung 

sonenpotentials in seinen Konse- 
quenzen für die Finanzierungsbasis 
der Sozialversicherung deutlich we- 
niger dramatisch ausfallen, als von wenn Gründe der Energieversor- 

gung als übergeordnetes, die Ent- 
scheidung tragendes Interesse her- 

benötigt wird, einnimmt. 
Entscheidend für die finanzielle 

Belastung durch die Rentenfinan- 
interessierter Seite suggeriert. 

Neben dem rein quantitativen 
Aspekt, wieviele Menschen als Er- angezogen werden. Schon im Vor- zierung sind folgende Punkte, die 

das Umverteilungspotential be- 
stimmen: 

* Christof Stechrnann, Bielefeld, gehört dem Landesvorstand der 
Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Juristinnen und Juristen (ASJ) 
NRW an 

feld der Verhandlungen hatte Bert- 
rams insofern vor - so wörtlich - 

werbstätige Beiträge in die GRV ent- 
richten, muß auch das Niveau dieser 
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Die Zukunft des 
Rentensystems 
von Jörg Deml und Roland Wutz* 

Die zentrale 
Prämisse des 

Rentenrechts - 
lebenslange 

Erwerbstätigkeit - 
ist a m  Leitbild des 

männlichen Famili- 
enverdieners 

orientiert und 
entspricht nicht der 

Realität der Er- 
werbskarrieren von 

Frauen. 

S pätestens mit der Debatte um 
die Vorschläge der CDU-Ren- 
ten-Kommission ist deutlich 

geworden, daß der Konflikt zwi- 
schen den Vertretern einer radikalen 
Systemveränderung und denjeni- 
gen, die durch Leistungskürzungen 
im System finanziellen Spielraum zu- 
rückgewinnen wollen, innerhalb des 
bürgerlichen Blocks nicht mehr zu 
kaschieren ist. FDP-Westerwelle, der 
Jungen Union und ihren intellektuel- 
len Vordenkern geht es um nicht 
weniger als den Bruch mit dem pari- 
tätisch finanzierten Sozialversiche- 
rungssystem und die Auflösung aller 
der darin erhaltenen Komponenten 
des internen sozialen Ausgleichs. 
Das katholische Zentrum um Blüm 
und Geißler kann sich derzeit noch 
unter Verweis auf den Wahltermin 
1998 gegen einen Einstieg in die 
Auflösung der Sozialversicherungs- 
systeme durchsetzen, gleichfalls sind 
aber auch diese bereit, den Rentne- 
rlnnen massive Leistungskürzungen 
zuzumuten. Erhält die amtierende 
Koalition 1998 weitere vier Jahre 
Zeit, so dürfte es mit der schon jetzt 
gering ausgeprägten Rücksichtname 
gegenüber den Rentenbezieherln- 
nen vorbei sein.' 

Demgegenüber hat sich die SPD 
bislang nicht nur erfolgreich gegen 
die Blümschen Vereinahmungsstra- 
tegien erwehren können, sondern 
der Anfang Mai vorgelegte Bericht 
der Alterssicherungskommission ba- 
siert tatsächlich auf den Grundlagen 
fortschrittlicher Rentenpolitik. An 
dieser Stelle wollen wir aber noch 
einmal verdeutlichen, warum kein 
Anlaß besteht, daß bestehende 
lohn- und erwerbsarbeitsbezogene 
Alterssicherungsssystem in  Frage zu 
stellen.* 

* Jörg Deml, Bremen, war Mitglied in der Kommission ,,Zukunft der 
Alterssicherungssysteme" beim SPD-Parteivorstand; Roland Wutz, 
München, ist Mitglied im Landesvorstand der BayernSPD. 

SOZIALSTAAT 

Rentenversicherung -Wie der Ansprüche nur in Proportionali- 
funktioniert sie? tät zum vorherigen Erwerbseinkom- 
Ausgangspunkt der Angriffe auf das men akzeptiert, hinaus, da auch in- 
bestehende System der Gesetzlichen terpersonelle Umverteilungsmaß- 
Rentenversicherung ist die Behaup- nahmen stattfinden, die im wesent- 
tung, daß die ,,Renten nicht mehr si- lichen auf der Zurechnuna von 
cher sind"; diese These beruht auf 
der tief im Alltagsbewußtsein veran- 
kerten Überzeugung, daß jeder Ver- 
sicherte mit seinen Beiträgen seine 
eigene Rente vorfinanziert - insbe- 
sondere durch die arbeitsmarktbe- 
dingten Vorruhestandsregelungen 
und die sogenannten ,versiehe- 
rungsfremden Leistungen' würden 
die Rentenkassen nun geplündert, 
und so der Lebensabend der derzei- 
tigen Erwerbsbevölkerung gefähr- 
det. 

Tatsächlich ist diese Annahme 
so schlicht, wie sie falsch ist: In kei- 
nem Zweig der Sozialversicherung 
,sparen' die Versicherten eine 
Geldsumme an, aus der dann bei 
Eintritt des Versicherungsfalles ihre 
jeweiligen Leistungen finanziert 
werden. Vielmehr greift überall 
das Umlageverfahren, in dem die 
jeweilige Versichertengemein- 
schaft mit  ihren Beiträgen für die 
Leistungen der aktuell Anspruchs- 
berechtigten aufkommt. 

Zentrale Prinzipien der im Umla- 
geverfahren durchgeführten Ren- 
tenversicherung sind die Lebens- 
standardsicherung und die Dynami- 
sierung der Renten. Die Rentenhöhe 
soll dem Arbeitslohn so weit ange- 
nähert sein, daß der Eintritt ins Ren- 
tenalter für die voll erwerbstätigen 
Arbeitnehmerlnnen den Schrecken 
des krassen Einkommensabsturzes 
verliert. Hierzu findet eine ,Dynami- 
sierung' der Renten statt, womit die 
Renteneinkommensentwicklung der 
nicht mehr erwerbstätigen Generati- 
on in ein Verhältnis zur Arbeitsein- 
kommensentwicklung der erwerbs- 
aktiven Generation gesetzt wird. 

Diese Konstruktion der GRV ist 
als Verbindung zwischen konservati- 
ver Besitzstandswahrung und sozial- 
demokratischen Umverteilungszie- 
len zu interpretieren: Mi t  der Koppe- 
lung der späteren Leistungen an die 
nach der Lohnhöhe gestaffelten Bei- 
träge wird die relative Einkommens- 
position im Alter konserviert, und 
durch diese Stärkung des Versiche- 
rungsgedankens (Dominanz des 
Äquivalenz- gegenüber dem Be- 
darfsprinzip) sichergestellt, daß nur 
Beitragszahlerlnnen Leistungen er- 
halten. Als Sozialversicherung geht 
die GRV allerdings über einen ,en- 
gen' Leistungsbegriff, der die Höhe 
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,,Ausfallzeiten" ohne Erwerbsarbeit 
beruhen; neben Zeiten der ,Unter- 
brechung' oder verhinderten Auf- 
nahme von Erwerbsarbeit (Krieasfol- ., 

gelasten, Arbeitslosigkeit und Krank- 
heit, Ausbildung) wird mit dem Hin- 
terbliebenen- und Erziehungszeiten- 
gesetz (HEZG) seit 1986 die Erzie- 
hung von Kindern als gesellschaft- 
lich erwünschte Tätigkeit anerkannt, 
und mit dem Pflegeversicherunas- ., 

Gesetz wird von 1995 an die Ent- 
richtung von Rentenversicherungs- 
beiträgen für familiäre Pflegeperso- 
nen durch die zuständigen Pfleae- - 
versicherungen geregelt. 

Richtwert und Ausgangspunkt 
bei der Frage des Sicherungswertes 
der Rente ist der sogenannte ,,Stan- 
dardrentner": Dieser erreicht nach 
45 Versicherungsjahren, in denen er 
jew. genau das durchschnittliche Ar- 
beitsentgelt erzielt hat, ein Netto- 
Rentenniveau von ca. 70% des 
durchschnittlichen Netto-Arbeitsein- 
kommens. Dabei ist zu berücksichti- 
gen, daß es sich beim Standardrent- 
ner um ein statistisches Konstrukt 
handelt: Tatsächlich genügen in den 
alten Bundesländern nur knapp 38% 
der männlichen Versicherten in der 
Angestelltenversicherung (AnV) und 
sogar nur 23% in der Arbeiterren- 
tenversicherung (ArV) diesen An- 
sprüchen (Bestand zum 31 .I 2.95). 
und erzielen ein entsprechendes Ein- 
kommen. Deutlich wird auch die ge- 
schlechtsspezifische Wirkunq des - 
Rentenrechts, dessen zentrale Prä- 
misse - lebenslange Erwerbstätigkeit 
- am Leitbild des männlichen Famili- 
enverdieners orientiert ist, und nicht 
der Realität der Erwerbskarrieren 
von Frauen entspricht: In der AnV 
erfüllen nur 1,91% der Frauen die 
Anforderungen einer Standard-Ren- 
te, und in der ArV sogar nur 0.02%. 
so daß deutlich wird, daß die eiqen- - 
ständige Sicherung der Frauen über 
ihre versicherungspflichtige Er- 
werbstätigkeit nicht gegeben ist. 

Resümierend Iäßt sich feststellen, 
daß das Risiko der Altersarmut v.a. 
in den Personengruppen 

der Arbeterehepaare, die nur 
über die gesetzliche Rente des Man- 
nes verfügen, 

der Witwen, deren verstorbener 
Mann Arbeiter war, und 

der ledigen und geschiedenen 

MAGAZIN 

schleichenden Aushöhlung demo- 
kratischer Rechte begründen. 

An rhetorischem Geschick, die- 
sen aus verfassungsrechtlicher Sicht 
höchst bedenklichen Standpunkt zu 
untermauern, mangelt es dabei in 
der Urteilsbegründung nicht. Der 
Schein parlamentarischer Rückkopp- 
lung bleibt durchgängig gewahrt; 
zum Durchbruch gelangt das zuge- 
standene Recht, am Parlament vor- 
bei dürfe eine Frage von dieser Trag- 
weite nicht entschieden werden, al- 
lerdings nicht. Es fragt sich indessen, 
wo dann die Grenze zu ziehen ist, 

Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

Scheidung - wie die der Zulassung 
eines Tagebauprojekts von den Aus- 
maßen Garzweilers - unterliege dem 
sogenannten ,,Vorbehalt des Geset- 
zes"=. Mehr noch: Die VGH-Richter 
vertreten die Ansicht, diesem Verfas- 
sungsgebot genügten andere Insti- 
tutionen als die des Landtags in glei- 
cher Weise. In der Konsequenz ließe 
sich damit ein weitergehender Kom- 
petenzverlust für die parlamentari- 
sche Ebene mit der Folge einer 

von der an der Landtag berechtigt 
sein soll, durch Gesetz über das 
,,Obu eines Projekts zu entscheiden. Politische Kompromißfindung miß ausgelotet werden. Der Preis für 

Verwunderlich erscheint es, daß nötig ein Beharren auf der jeweiligen Ex- 

in einem vergleichbaren Fall, dem Nach den vernichtenden Urteilen tremposition wäre jedenfalls für bei- 
tagebaubedingten Umsiedlungsvor- von Münster sind weitere rechtliche de Parteien und nicht zuletzt im In- 

haben der brandenburgischen Lan- Möglichkeiten, das Genehmigungs- teresse einer rot-grünen Perspektive 

desregierung in der Gemeinde Hor- verfahren für Garzweiler II zu stop- auf Bundesebene zu hoch. S ~ W  

no, das zuständiqe Landesverfas- pen, nicht in Sicht. Obwohl die 
sungsgericht - anders als der Verfas- NRW-Grünen noch Hoffnung in bis ' VerfGH 9/95, verkündet am 29.4.1997 

sungsgerichtshof in NRW - die E n t  in das Jahr 2000 reichende Prüfun- , ~ ~ e ~ ~ e ~ ~ l ~ ~ ~ g , ~  Garzweiler 11, Das 
scheidungskompetenz des Parla- gen zur Umweltverträglichkeit set- RWE~CO,~Minderungskonzept und die 

ments anerkannt hat. Auch wenn Zen, dürfte der Rahmenbetriebsplan Folgen, i995 

das Eraebnis nach einem das Proiekt für Garzweiler II qenehmiqt werden, Oberkreisdirektor des Kreises Viersen 
J 

billigenden Beschluß des Potsdamer 
Landtags das gleiche sein mag, ist 
die dort herrschende rechtliche Aus- 
gangssituation als demokratischer 
zu bezeichnen. Die Verantwortung 
liegt eben eindeutig in den Händen 
der gewählten Volksvertreter; sie 
müssen zu der von ihnen getroffe- 
nen Entscheidung nun stehen. Da- 
bei hat offenbar eine nicht unbe- 
deutende Rolle gespielt, daß in der 
von der Umsiedlung bedrohten 
Kommune Angehörige der sorbi- 
schen Minderheit leben, deren 
Grundrechtsschutz das Gericht be- 
rücksichtigt hat7. 

Angesichts der vergleichsweise 
geringeren Fläche und der infolge- 
dessen in seinem Ausmaß niedrige- 
ren ökologischen und sozialen Folge- 
lasten Hornos wäre es im Fall Garz- 
weiler II aber umso eher geboten ge- 
wesen, diese weitreichende Entschei- 
dung in den nordrhein-westfälischen 
Landtag zu verlegen. 

wenn keine grundlegende politische 
Kurskorrektur stattfindet. Vertrete- 
rinnen und Vertreter der Bündnis- 
Grünen übten sich nach Verkün- 
dung der VGH-Entscheidungen in 
Zweckoptimismus und bekräftigten, 
daß sie weiterhin entschlossen seien, 
so Fraktionssprecherin Gisela Nak- 
ken, den ,,energiewirtschaftlich 
überflüssigen und ökologisch unver- 
antwortlichen Tagebau politisch und 
mit Hilfe breiten Widerstands aus 
der Bevölkerung zu verhindern." 

Auch wenn kein Parteitagsbe- 
schluß zu Garzweiler II existiert8, 
dürfte ein Zurückweichen in dieser 
Frage um des Koalitionsfriedens wil- 
len der Basis nicht zu vermitteln sein. 
Anzeichen für Annäherungsbemü- 
hungen seitens der NRW-SPD sind 
indessen auch nicht erkennbar. Ein 
Scheitern des mühsam geschmiede- 
ten Regierungsbündnisses scheint 
fast unausweichlich, wenn nicht 
endlich Chancen für einen Kompro- 

(Hrsg.): Braunkohlentagebau Garzweiler 
II -Technisch beherrschbar? Ökologisch 
verträglich?, 1993. Vorwort, S. I1 
Bertrams: Verfassungsgerichtliche 
Grenzüberschreitungen, in: Burmeister 
(Hrsg.), Verfassungsstaatlichkeit, Fest- 
schrift für Klaus Stern, München 1997, 
5. 1039 

5 Landtag Nordrhein-Westfalen, Drucksa- 
che 1118608 - Neudruck; vgl. auch die 
Plenardebatte hierzu in: Plenarprotokoll 
1111 59 
vgl. zu dieser Problematik Erbguth: Die 
nordrhein-westfälische Braunkohlenpla- 
nung und der Parlamentsvorbehalt, in: 
Verwaltungs-Archiv 1995, S. 328 ff. 
Baer: Zum ,,Recht auf Heimat" -Art.  11 
GG und Umsiedlungen zugunsten des 
Braunkohletagebaus, in: Neue Zeit- 
schrift für Verwaltungsrecht 1997, 
5. 27 ff. 
vgl. aber Fraktion Bündnis 90lDie Grü- 
nen im Landtag Nordrhein-Westfalen, 
Sonderinfo, Energiewende statt Garz- 
weiler 11, 1997 

Der Preis für ein 
Beharren au f  der 
jeweiligen Extrern- 
position wäre 
jedenfalls für beide 
Parteien und nicht 
zuletzt irn Interesse 
einer rot-grünen 
Perspektive au f  
Bundesebene z u  
hoch. 
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Die SPD - Hüterin 
des goldenen 
Schatzes 
von Burkhard Winsemann* 

E igentlich hätte die bundesre- 
publikanische Linke ihn mit 
dem Gold überhäufen sollen, 

das er neu bewerten wollte, den 
Theo Waigel. Nicht, weil er ihr die 
Gelegenheit gab, Entrüstung, Ab- 
scheu und Empörung kundzutun 
und einen weiteren fauxpas der Re- 
gierung politisch auszuschlachten 
(was ohnehin nicht gelang, weil 
Tietmeyer, der unabhängige Herr 
der Banknoten, die Punkte selber 
kassierte), sondern weil er Grundfe- 
sten der deutschen Geldpolitik und 
damit auch der europäischen Zen- 
tralbankverfassung in Frage stellte. 

Hätte die SPD 
Waigels Bewer- 

tungsidee in  dem 
Sinne aufgegriffen, 

eine begrenzte 
monetäre Alimentie- 

rung öffentlicher 
Aufgaben als 

reguläres 
Instrument zu 
etablieren . . . 

Der Geldmantel des Vergessens 
Natürlich muß die Opposition es kri- 
tisieren, wenn der Finanzminister 
versucht, seine aberwitzigen Haus- 
haltslöcher mit dem Geldmantel des 
Vergessens zu verhüllen. Natürlich 
darf sie ihm seine Konkursverschlep- 
pung durch kreative Buchführung 
nicht durchgehen lassen und muß 
zeigen, wie desaströs es um den 
Bundeshaushalt bestellt ist: Dazu 
gibt es allerdings immer reichlich 
Möglichkeiten. Die bisher bekannt- 
gewordenen Daten zum Haushalts- 
entwurf für 1998 sprechen Bände. 
Nur durch Luftbuchungen für die 
Übertragung von Telekom-Aktien an 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
will Waigel die Neuverschuldung un- 
ter den lnvestitionsausgaben halten. 
Das letzte, was Waigel außerdem 
noch zu verschleudern hat (außer 
der Bundeswehr - wann kommt 
die?), sind Forderungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit gegenüber Ar- 
beitslosen, mit rund einem Drittel 
Abschlag. Einmal ganz davon abge- 
sehen, daß die Erzielung von Ein- 

* Burkhard Winsemann ist wiss. Mitarbeiter von Detlev von Larcher MdB. 

nahmen durch den Verkauf von Ver- 
mögen ja das Nettovermögen, sozu- 
sagen das Eigenkapital des Bundes, 
nicht steigern kann. Die gegenwärti- 
ge Haushaltspolitik zu Ende ge- 
dacht, müßte massiv investiert wer- 
den (um die verfassungsmäßige Kre- 
ditaufnahmegrenze zu erhöhen), 
mit dem einzigen Ziel, die erworbe- 
nen Vermögenswerte im nächsten 
Jahr wieder zu veräußern. Dann wä- 
ren die Nettoinvestitionen des Bun- 
des zwar ungefähr 0, die Kreditauf- 
nahme aber nahezu unbeschränkt. 

Jenseits der Notwendigkeit, das 
von'einer Koalition, in deren Reihen 
es von ehrbaren Kaufleuten und Juri- 
sten wimmelt und die im Gegensatz 
zu den Sozis mit Geld umgehen 
kann, angerichtete finanzielle Chaos 
immer wieder in die Öffentlichkeit 
zu rücken, wäre aber eine differen- 
ziertere Argumentation angebracht 
gewesen. 

Schutz der Geldvermögensbesit- 
zer vor der Demokratie 
Immerhin hat Waigel nicht weniger 
versucht, als zwei längst schlachtrei- 
fe heilige Kühe zum Metzger zu füh- 
ren, fand dann aber den Eingang 
von Roten und Grünen versperrt vor. 
Die Unabhängigkeit der Zentralbank 
und das Verbot, die öffentlichen 
Haushalte über die Notenpresse zu 
finanzieren, sind noch vor wenigen 
Jahren mit aller Gewalt von Deutsch- 
land in den Maastricht-Vertrag dik- 
tiert worden und haben eine Reihe 
von Mitgliedstaaten der EU gezwun- 
gen, ihre fortschrittlicheren Zentral- 
bankverfassungen entsprechend an- 
zupassen. 

Seither gilt überall: Die Zentral- 
bank schützt die Interessen der 
Geldvermögensbesitzer und ist da- 
bei jeglichen demokratischen An- 
fechtungen entzogen. Somit muß 
jetzt ganz Europa für die deutsche 
,,Urangst" vor der Inflation büßen - 
mit hoher Arbeitslosigkeit und all ih- 
ren Folgen. Die Demokratie wird vor 
sich selbst geschützt, denn demo- 
kratische Institutionen sind nach 
monetaristischer Auffassung vom 
Teufel besessen und haben nichts 
besseres im Sinn, als Inflation zu in- 
szenieren. Waigels Aktion scheint 
das zu bestätigen; die hemmungslo- 
se Selbstbedienung bei der Noten- 
presse - nichts anderes ist die Neu- 
bewertung der Gold- und Devisenre- 
serven - kam aber überhaupt nur 
deshalb in Betracht, weil es eine re- 
gulierte Alimentierung des Bundes- 
haushaltes durch die Zentralbank 

BONN APART 

nur durch den regulären, nach den 
strengen deutschen Bewertungsvor- 
schriften ermittelten Bundesbankge- 
winn gibt. 

Für die europäische Zentralbank 
wäre deshalb ein Mechanismus 
wünschenswert, der eine Einbin- 
dung der Geldpolitik in die gesamte 
Wirtschafts- und Finanzpolitik er- 
möglicht. Gefordert ist keine Lizenz 
zum Gelddrucken, sondern ein In- 
strument, das den im Bundesbank- 
gesetz formulierten (und in der eu- 
ropäischen Zentralbankverfassung 
fehlenden) Anspruch einlöst, die 
Geldpolitik solle außer einer hohen 
Geldwertstabilität auch Unterstüt- 
zung für andere wirtschaftspoliti- 
sche Ziele organisieren, also etwa im 
Sinne des Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetzes auch Wachstum, Be- 
schäftigung und Außenhandel im 
Blick behalten. 

Wenn dabei die Inflation gering- 
fügig höher ausfällt, ist das kein 
Grund zum Erschrecken, ist doch In- 
flation eine Art Steuer auf in inländi- 
scher Währung gehaltenes Geldver- 
mögen, wenn auch ohne Freibeträ- 
ge. 

Begrenzte Option zum Geld- 
drucken - warum nicht? 
Sicherlich hätte es nicht zu einer 
Runderneuerung der Bundesbank- 
verfassung oder der europäischen 
Zentralbankverfassung geführt, hät- 
te die SPD Waigels Bewertungsidee 
in dem Sinne aufgegriffen, eine be- 
grenzte monetäre Alimentierung öf- 
fentlicher Aufgaben als reguläres In- 
strument zu etablieren. Waigels 
Neubewertung auf einen Streich, die 
ökonomisch nicht unbedenklich ist, 
hätte gleichwohl zurückgewiesen 
werden können. Die Koalition hätte 
dann vermutlich erschrocken von ih- 
rem Vorhaben Abstand genommen. 

Offengehalten hätte die SPD 
dann aber die Option, später, nach 
lnkrafttreten der Währungsunion 
(mit einer hoffentlich neuen Bundes- 
regierung) entsprechende Diskussio- 
nen auf den europäischen Weg zu 
bringen. 

Nach den schrillen Tönen der letz- 
ten Wochen wird dies aber kaum zu 
vermitteln sein. Es bleibt der unbe- 
stimmte Eindruck, daß die SPD vor al- 
lem um kurzfristige Show-Effekte be- 
müht ist und dabei inhaltlich kaum 
weiß, was sie tut. Sie verteidigt näm- 
lich die Interessen derjenigen, die 
über hohe Geldvermögen verfügen. 
Die fühlen sich bei der Koalition oh- 
nehin besser aufgehoben. rpw 
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von 90 auf 80% abgesenkt, für Ju- 
gendliche unter 20 Jahren wurde es 
ersatzlos gestrichen. Die Kommu- 
nen wurden angewiesen, ihnen 
,,geeignete" Arbeits- oder Ausbil- 
dungsplätze nachzuweisen. Der ge- 
setzliche Urlaubsanspruch wurde 
von 27 auf 25 Tage, die Lohnersatz- 
leistungen zur Pflege erkrankter 
Kinder in den ersten 14 Tagen von 
90% des Einkommens auf 80% ab- 
gesenkt. Auch das Rentensystem 
wurde im Kern verändert, das Lei- 
stungsniveau der einkommensbe- 
zogenen Zusatzrenten von 72 auf 
60% gekürzt. 

So schmerzhaft diese Sparopera- 
tionen für die Bevölkerung auch wa- 
ren, es gelang der Regierung Bildt 
auch nicht ansatzweise, mit dieser 
angebotsorientierten Urnvertei- 
lungspolitik der Krise Herr zu wer- 
den. Zwischen 1991 bis 1994 sank 
das BIP um 5% - abgesehen von 
Finnland der stärkste Rückgang in- 
nerhalb der OECD. Die erwerbstäti- 
ge Bevölkerung war im gleichen 
Zeitraum um 500.000 Personen ge- 
schrumpft. Bis zum Wahljahr 1694 
waren die Staatsschulden auf 1200 
Mrd. schwedische Kronen (ca. 260 
Mrd. DM), etwa 90% des BIP, ange- 
stiegen (FAZ vom 17.09.94). 

2.8. Zweite Regierung Carlsson 
1994-1 996 - Forcierung des 
Sparkurses 
Das vorrangige Thema der Reichs- 
tagswahlen vom 18. September 
1994 war die Bekämpfung der wirt- 
schaftlichen Krise, vor allem der Ar- 
beitslosigkeit, die binnen drei Jahren 
von 3% (1 990) auf für die ~chweden 
unfaßbare 12% angestiegen war. 
Der Arbeiterpartei (SAP), die ver- 
sprach, das ,,volkshem ,, zu retten, 
gelang ein überwältigender Erfolg. 
Bei der hohen Wahlbeteiligung von 
87% stimmten 45,3% der Bürgerln- 
nen für die Sozialdemokraten. Die 
Linkspartei erhielt 6,2% der Stim- 
men, die Grünen erreichten 5% und 
erklärten sich bereit, eine erneute 
sozialdemokratische Minderheiten- 
regierung zu tolerieren. 

Zwei Probleme, die der SAP hät- 
ten gefährlich werden können, wa- 
ren im Wahlkampf geschickt ent- 
schärft worden: Die Entscheidung 
über den EU-Beitritt war auf eine se- 
parate Volksabstimmung im Novem- 
ber 1994 vertagt worden. Dies er- 
laubte der sozialdemokratischen 
Führung, das Thema EU in der 
Wahlkampagne konsequent auszu- 
blenden. Zweitens wurden gegen- 

über der aufmüpfigen weiblichen 
Wählerschaft weitgehende Zuge- 
ständnisse gemacht. Ende Novem- 
ber 1993 hatte das Frauennetzwerk 
,,Stützstrümpfe" die Aufstellung rei- 
ner Frauenlisten für die Wahl ange- 
kündigt, weil nach den Wahlen von 
1991 erstmals seit 191 9 der Anteil 
der Frauen im Parlament wieder 
rückläufig und von 38% auf 33% 
abgesunken war (Björnberg 1995, 
29). Die SAP reagierte unverzüglich 
und quotierte ihre Listenplätze. 
Auch die kleineren bürgerlichen Par- 
teien zogen in dieser Frage nach - 
mit dem Ergebnis, daß in den 
schwedischen Reichtstag 1994 41 % 
weibliche Abgeordnete einzogen. 
Als kluger Schachzug galt, daß 
Carlsson unmittelbar vor dem EU- 
Referendum eine ehemalige Kom- 
munistin als Schulministerin und 
zwei entschiedene sozialdemokrati- 
sche Gegnerinnen eines EU-Beitritts 
zur lnnenministerin und Landwirt- 
schaftsministerin ernannte (Schmitz 
1996, 325). Seine erste Rede nach 
der Regierungsbildung begann er 
mit der Feststellung, er freue sich, 
dem schwedischen Volk zum ersten 
Mal in der Geschichte eine demokra- 
tische politische Vertretung vorstel- 
len zu können - demokratisch des- 
halb, weil 50% der Ministerien von 
Frauen geführt würden (Fölster 
1996, 102). 

2.9. Frauenpolitische Wahlzuge- 
ständnisse der bürgerlichen 
Parteien 
Wie stark die schwedischen Frauen 
im Wahl- und Referendumsjahr 1994 
von den Parteien umworben wurden, 
zeigt sich auch daran, daß die kon- 
servativ/liberale Regierung Bildt zum 
Ende der Legislaturperiode den 
schwedischen Elternurlaub durch ein 
spektakuläres Gesetz, den ,,Papa-Mo- 
nat", erweitert hatte. Damit war sie 
den Forderungen der schwedischen 
Frauen nach gesetzlichen Vorgaben 
zur Arbeitsumverteilung in den Fami- 
lien entgegengekommen. Gleichzei- 
tig konnte man darauf spekulieren, 
daß durch die Besonderheiten der 
Ausgestaltung dieses Reformgesetz 
faktisch als Spargesetz wirken würde. 
Entsprechend ist seither ein Monat 
des 12-monatigen Elternurlaubs 
nicht auf den anderen Elternteil über- 
tragbar. Der Vater muß sich dem- 
nach mindestens einen Monat der 
Kindererziehung widmen, wenn die 
Familie nicht den Anspruch auf Ent- 
schädigung des Verdienstausfalls für 
den Papa-Monat verlieren will. Zu- 

sätzlich wurde ein Hausfrauenlohn 
eingeführt. um die schwedischen 
Frauen zu ermuntern, dem Arbeits- 
markt ganz fernzubleiben (Schmitz 
1996, 325). W 
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Alle schwedischen 
Regierungen der 

90er Jahre, o b  
sozialdemokratisch 

oder bürgerlich, 
haben den Zielkon- 

flikt zwischen 
Inflationsbekämp- 
fung und Vollbe- 

schäftigung durch 
Verschlankung des 

Staatssektors z u  
Iösen versucht. 

schaftslage den Gewerkschaften die 
politische Alleinverantwortung für 
die Rezession zuschob und ein Ver- 
bot von Lohnerhöhungen und eine 
(zweijährige) Suspendierung des 
Streikrechts ins Auge fasste. 

1991 kam die Gegenreaktion der 
Bevölkerung, es kam zu einer Pro- 
testwahl und zu einem Triumph der 
bürgerlichen und rechten Parteien. 
Die sozialdemokratische Regierung 
mußte eine schwere Wahlniederlage 
hinnehmen, nachdem sie - nach ei- 
nem für die Bevölkerung völlig über- 
raschendem Beitrittsgesuch zur EG - 
auch noch versucht hatte, den Lohn- 
stopp im öffentlichen Dienst ausge- 
rechnet mit Mitteln des staatlich ver- 
ordneten Streikverbots durchzuset- 
zen (Meidner 1994, 6-8). Mit  .den 
wiederholten Versuchen der Regie- 
rung, den Aktionsspielraum und die 
Verhandlungsmacht der Gewerk- 
schaften zu beschränken, war damit 
ein weiteres wichtiges Fundament 
des schwedischen Modells, die jahr- 
zehntelange, vertrauensvolle Zu- 
sammenarbeit der beiden Flügel der 
Arbeiterbewegung brüchig gewor- 
den. 

2.6. Verschlankung des Staates 
- ,,lean welfare" 
Die Beschäftigungsexpansion im öf- 
fentlichen Dienst, die in den siebzi- 
ger und achtziger Jahren wesentlich 
stärker ausfiel als in allen anderen 
OECD-Ländern, gefährdete das 
schwedische Modell zudem durch 
steigende 1nflationsraten.Zur Finan- 
zierung mußten neben einer deutli- 
chen Erhöhung der direkten und in- 
direkten Steuern wachsende Haus- 
haltsdefizite in Kauf genommen 
werden. Wenn auch die Mehrheit 
der Schwedinnen lange Zeit bereits 
war, diesen Preis zu zahlen, so lag 
hier doch auch ein enormes - auch 
geschlechterpolitisches - Konfliktpo- 
tential, als sich mit der durch den 
Bankenzusammenbruch hervorgeru- 
fenen tiefen Rezession zu Beginn der 
90er Jahre die Verteilungskonflikte 
verschärften und vor allem konser- 
vative und liberale Parteien zur Priva- 
tisierung öffentlicher Unternehmen 
und zum Abschmelzen des ,,zu teu- 
ren Staatssektors" aufriefen. 

In der öffentlichen Meinung 
wurden jetzt die Frauen als die we- 
sentlichen Kostenverursacher gese- 
hen. Auffassungen, daß die Emanzi- 
pation der Frauen in Gestalt der vie- 
len Kindergartenplätze rund 5% des 
BIP jährlich beanspruche, wurden 
bis in  Gewerkschaftskreise hinein 

vertreten. Die starke Konzentration 
von erwerbstätigen Frauen im Be- 
reich kommunaler Dienste - 55% 
der Frauen arbeiteten 1991 im öf- 
fentlichen Sektor, 44% im .,Wohl- 
fahrtssegment" (Bildung, Gesund- 
heit, Erziehung) (Gonäs 1993, 10) -, 
die einerseits Voraussetzung für die 
ungewöhnlich hohe Frauenerwerbs- 
tätigkeit in Schweden war, drohte 
spätestens dann zu einer ,,Falle" für 
die Frauen zu werden, als die staatli- 
chen Arbeitgeber - nach dem Bei- 
tritt zur EU (1 995) - sie besonderen 
Beschäftigungsrisiken aussetzten, 
um die hohen Staatsdefizite im Zuge 
der Vorbereitung der Währungsuni- 
on abzubauen. Alle schwedischen 
Regierungen der 90er Jahre, ob sozi- 
aldemokratisch oder bürgerlich, ha- 
ben den Zielkonflikt zwischen Inflati- 
onsbekämpfung und Vollbeschäfti- 
gung durch ~erschlankung des 
Staatssektors zu lösen versucht. Wie 
der schwedische Arbeitsmarktexper- 
te Meidner unterstreicht, hat dieser 
Weg letzten Endes prozyklisch ge- 
wirkt und die Finanzierungskrise des 
Staates nicht behoben. Weil über 
hundertausend vorher im öffentli- 
chen Sektor beschäftigte Menschen 
in die Arbeitslosigkeit entlassen wur- 
den, sei die Binnennachfrage noch 
weiter herabgedrückt und die Rezes- 
sion verlängert worden (Meidner 
1995. 9). 

Der deutsche Sozialdemokrat 
Scharpf hat vor einer Dekade die 
zwiespältigen Resultate der schwe- 
dischen Arbeitsmarktsegregation 
androzentristisch und borniert kom- 
mentiert. Er meinte, daß „die erfolg- 
reiche sozialdemokratische Politik 
den schwedischen Frauen lediglich 
dazu verholfen habe, das Ghetto der 
grünen Witwe mit der geschlosse- 
nen gesellschaft der Frauenberufe 
zu vertauschen" (Scharpf 1987, 
136, zit. nach HagemannArautwein 
1990, 262.) Es ist kaum anzuneh- 
men, daß die Schwedinnen, die sich 
jetzt wieder in  die Rolle der auf den 
Ehegatten harrenden Witwe zurück- 
katapultiert sehen, über diesen 
,,Tausch" sehr beglückt sind. 

2.7. Marktradikale Reformen 
der Regierung Bi ldt (1 991 -1 994) 
Beraten von einer Expertenkommis- 
sion unter dem Liberalen Assar Lind- 
beck sah die 1991 aus vier liberal- 
konservativen Parteien gebildete 
Minderheitenregierung unter Carl 
Bildt (1 991 -1 994) nun die Zeit für 
gekommen, das schwedische 
,,Volksheimn nach neoliberalen Re- 

zepten umzubauen. Sofort nach Re- 
gierungsantritt wurden tiefgreifende 
,,Reformeno angekündigt, die die 
von der Sozialdemokratie geprägten 
Wohlfahrtsstrukturen aufbrechen 
und das Land den Bedingungen der 
Europäischen Gemeinschaft anpas- 
sen sollten. 35 staatliche Unterneh- 
men wurden für die Privatisierung 
freigegeben, hiervon erwartete man 
sich Einnahmen von rund zehn Milli- 
arden Kronen jährlich. Die System- 
wende wurde durch umfangreiche 
Steuererleichterungen für die Privat- 
wirtschaft eingeleitet, diese sollten 
die Wettbewerbsfähigkeit der Indu- 
strie verbessern und Schweden „eu- 
ropakompatibel ,, machen. 

Die Einkommenssteuer wurde 
stark abgesenkt, die Erbschaftssteu- 
er um die Hälfte auf 30% ermässigt, 
die Umsatzsteuer für den Handel 
mi t  Aktien entfiel, die Vermögens- 
steuer wurde abgeschafft, die 
Mehrwertsteuer für die Dienstlei- 
stungsbranche wurde von 25 auf 
18% herabgesetzt. Mindereinnah- 
men bei den direkten Steuern soll- 
ten durch Erhöhung indirekter 
Steuern (Alkohol, Tabak) ausgegli- 
chen werden (FAZ vom 06.01.92). 
Eine zweite Tranche von Sparmaß- 
nahmen betraf den öffentlichen 
Sektor. Gemäß einer Fünf-Jahres- 
planung sollte die Beschäftigung 
jährlich um 5% zurückzufahren 
werden, was den Abbau von rund 
100 000 Arbeitsplätzen, die Um- 
wandlung von Vollzeit- auf Teilzeit- 
arbeit und die Einführung unge- 
schützter Beschäftigungen bedeu- 
tete (Gonäs 1993, 11). Die Regie- 
rungssubventionen für die Kommu- 
nen wurden drastisch beschnitten, 
gleichzeitig verbot die Regierung 
jegliche Anhebung der Gemeinde- 
abgaben und die Aufnahme von 
Krediten. Es wurde starker Druck 
ausgeübt, kommunale Betreuungs- 
maßnahmen für Kinder und ältere 
Menschen sowie die kommunale 
Gesundheitsfürsorge zu privatisie- 
ren. Dies hatte zur Folge, daß Ab- 
striche an den Versorgungsmaß- 
nahmen erfolgen oder Einrichtun- 
gen der Kinderbetreuung, Tages- 
zentren, Büchereien völlig geschlos- 
sen werden mußten (Bjönberg 
1995, 25). Erheblich verteuert wur- 
den die Leistungen der Gesund- 
heitsfürsorge, insbesondere die Zu- 
zahlungen beim Arztbesuch, für 
Medikamente und Zahnbehandlun- 
gen. Schließlich wurden Soziallei- 
stungen drastisch zusammengestri- 
chen. Das Arbeitslosengeld wurde 
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Siege kann man machen. ,,Er hatte 
Mut, Wahlkämpfe auch dafür zu 
nutzen, Bewußtsein zu schaffen und 
damit die Spielräume für künftige 
Politik zu erweitern, Minderheiten- 
positionen zu vertreten und  zu ver- 
suchen, daraus Mehrheitspositionen 
zu machen." Albrecht Müller über 
Willy Brandt. 

ie stellt sich die Gesamt- 
situation der Linken im W '  Vorfeld der Auseinander- 

setzungen um das Regierungspro- 
gramm der SPD für 1998 dar? Wel- 
che Aufgabe fällt den Jusos dabei zu? 

Tatsache ist, daß die SPD-Partei- 
linke derzeit vor allem eines tut: Sie 
schreibt Anträge für den nächsten 
Bundesparteitag, der vor allem auf 
eine BIG SHOW hin ausgerichtet 
wird und kaum Gelegenheit für pro- 
grammatische Auseinandersetzun- 
gen bieten dürfte. Sie unterstützt 
Oskar Lafontaine, indem sie Anträge 
schreibt. Schröder setzt derweil die 
Segel und betätigt sich als Abrißbir- 
ne sozialdemokratischer Program- 
matik: ,,Auf dem Parteitag im De- 
zember in  Hannover werden wir Be- 
schlüsse fassen, die natürlich auch 
Kompromißcharakter haben wer- 
den. Anders geht es in einer Volks- 
partei nicht. Dann wird im März der 
Kandidat benannt, und der wird auf 
dem Wahlparteitag im April dann 

ein Regierungsprogramm vorlegen. 
Das muß dann glasklar seine Hand- 
schrift tragen. Das ist Aufgabe des 
Kandidaten, und das wird die Partei 
akzeptieren müssen." Die Partei wird 
von innen aufgerollt. Der Begriff In- 
novationen spielt in diesem Zusam- 
menhang eine zentrale Rolle. 

,,lnnovatio"en für Deutschland" 
Schröder, Simonis, Clement & CO. 
sind munter dabei, im Zuge der Ent- 
scheidung um die Kanzlerkandidatur 
eine ,,neue SPD" zu installieren. Eine 
enge Auslegung der Formel ,,Inno- 
vationen für Deutschland" steckt da- 
für die Parameter ab. Innovation = 

Technologieförderung und Bildung. 
Beschworen wird eine Art Bring- 
schuld aller Politikfelder im Dienst ei- 
ner Standortsicherungs- und Qualifi- 
zierungsgesellschaft des 21. Jahr- 
hunderts. Standortpolitik wird in  
zentrale gesellschaftliche Subsyste- 
me transformiert, angebotsorien- 
tierte Wirtschaftspolitik ,,sozialde- 
mokratisch weiterentwickelt". 

Wie kann die Linke es schaffen, 
unter dem Dach ,,Innovationen für 
Deutschland" eine Polarisierung ent- 
lang konkreter Reformprojekte zu 
organisieren und vor allem in die 
Partei und nach draußen zu trans- 
portieren? Sie kann sich zunächst 
den entscheidenden Mangel des Be- 
griffs ,,lnnovation" zu Nutze ma- 

Die SPD-Linke 
vor dem Bundes- 

parteitag 1997 
von Andrea Nahles* 

chen. ,Innovation' klingt zwar zu- 
nächst positiv, fortschrittlich wie 
,,nach vorne gehen". Das Problem ist 
jedoch, daß niemand genau weiß, 
was er genau bezeichnet. So kann 
Kohl innovativ sein. Westerwelle so- 
wieso. Woher kommt da das Profil 
der SPD? Tatsache ist aber auch, daß 
Kohl vielleicht noch abgekauft wird, 
er sei innovativ. Die Mehrheit der Be- 
völkerung glaubt aber nicht mehr, 
daß er sich oder diese Republik er- 
neuern kann. Da die CDU den positi- 
ven Impetus von ,,Reformu kaputt 
gemacht hat, muß deshalb Erneue- 
rung werden. zum Leitbegriff der Parteilinken 

Polarisierung entsteht in der  
Auseinandersetzung 
Es scheint keine Regeln mehr zu ge- 
ben, die sich bindend für alle Teile 
der Partei in einem innerparteilichen 
Abstimmungsprozeß entwickeln lie- 
ßen. Die Medien und ihre sozialde- 
mokratischen Akteure dynamisieren 
und entdemokratisieren eine partei- 
politische Meinungsbildung. Die 
Parteilinke stabilisiert diesen Prozeß, 
indem sie ihre Eingriffsmöglichkei- 
ten auf die Ebene parteiinterner Wil- 
lensbildung beschränkt. Statt dessen 
muß sie in  ausgewählten Politikfel- 
dern Konflikte zuspitzen, öffentliche 
Veranstaltungen daraufhin inszenie- 
ren. Offensive Iäßt sich nur gewin- 
nen, wenn die Effekte neoliberaler 
Politik auf die lnteressenlage der 
Mehrheit der Bevölkerung transpa- 
rent gemacht werden können. 
Grundvoraussetzung zur Bewälti- 
gung all dieser Anforderungen ist, 
daß sich die Parteilinke neu entdeckt 
- als ein selbständig agierender Zu- 
sammenhang. 

Die Parteilinke 
stabilisiert die 
Amerikanisierung 
der SPD, indem sie 
ihre Eingriffsmög- 
lichkeiten auf  die 
Ebene parteiinterner 
Willensbildung 
beschränkt. 

* Andrea Nahles, WeilerlBonn, Juso-Bundesvorsitzende 
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Wer Anträge 
einbringt, die 

niemand kennt, weil 
sie nicht kommuni- 
ziert worden sind, 

hat keine Verhand- 
lungsmacht. Im 

Vorfeld des Parteita- 
ges müßte ein 

Aufruf gestartet 
werden, der - 

ironisch ausge- 
drückt - Startpunkt 
einer ,Sozialdemo- 

kratischen Plattform 
in  der SPD" ist. 

1. Es muß dringend an einem ei- 
genständigen Profil gearbeitet wer- 
den. Ziel müßte es sein, auf der Basis 
langfristig angelegter strategischer 
und kommunikativer Bemühungen, 
eine eigene handlungsfähige Struk- 
tur der Parteilinken zu schaffen, die 
Ziele bestimmt, Mitglieder auf diese 
Ziele hin mobilisiert und Bündnisse 
schmiedet. Man könnte dies - etwas 
schief - als ,, kampagnenorientietten 
Umbau der Patteilinkenn bezeich- 
nen. Symptomatisch ist, daß der be- 
harrliche Versuch, eine Koordinie- 
rungsstelle des Frankfurter Kreises 
einzurichten, keinen Erfolg hatte, 
obwohl die interne Kommunikation 
und Willensbildung mangelhaft ist 
und auch wirksame Öffentlichkeits- 
arbeit und die professionelle Präsen- 
tationen der eigenen Politik kaum 
stattfindet. 

2. Die Parteilinke muß Ereignisse 
der Gesamtpartei effektiv nutzen. 
Ein eigenständiges Rahmenpro- 
gramm der Linken auf dem nächsten 
Bundesparteitag wäre denkbar. Zen- 
tral ist die Kommunikation mit den 
Basisdelegierten. Es braucht heute 
mehr als Delegiertenvorbesprechun- 
gen in Bezirken und Landesverbän- 

Frank Deppe 
Fin de Siecle 
Am Übergang zum 2 1. Jhdt. 
200 Seiten, DM 28,- 
ISBN 3-89438-121-3 

"Die krisengeschüttelte 
Gegenwart..malysiert Deppe 
in drei brilliant geschriebenen 
Kapiteln" (ND) 

den. Ein Parteitag fängt Monate vor- 
her an. So hat die Parteilinke den Ju- 
gendparteitag zu keinem Zeitpunkt 
koordinierend begleitet oder die 
Aufbruchstimmung der Jusos und 
weiter Teile der SPD-Basis auf der 
Bundesebene genutzt. Einige Berich- 
te von den Vorbereitungen wurden 
im Koordinierungsausschuß des 
Frankfurter Kreises angehört. Das 
war es dann aber auch schon. 

3. Erforderlich ist in diesem Zu- 
sammenhang daher auch eine Initia- 
tive in die Partei hinein. Wer Anträge 
einbringt, die niemand kennt, weil 
sie nicht kommuniziert worden sind, 
hat keine Verhandlungsmacht. Im 
Vorfeld des Parteitages müßte ein 
Aufruf gestartet werden, der - iro- 
nisch ausgedrückt - Startpunkt einer 
,,Sozialdemokratischen Plattform in 
der SPD" ist. Gerade die potentielle 
Aufbruchstimmung in einem Wahl- 
kampf muß auch zur Mobilisierung 
für die eigenen Zusammenhänge 
von der Parteilinken genutzt wer- 
den. 

JUSOS und Parteilinke 
Die Jusos haben es leichter, sich als 
eigenständiger Teil der Partei zu pro- 

~ o n ~ i d e n o u r /  
E.Fümtratt-Kloep 
Kuba - Ein Yankee 
berichtet 
294 Seiten, DM 29,80 
ISBN 3-89438- 122- 1 

W e r  ernsthaft mitreden 
will über das Thema Kuba, 
der kommt um dieses 
Buch nicht herum." (UZ) 

Beigewum 
Wege zu einem 
anderen Europa 
266 Seiten, DM 38,- 
ISBN 3-89438-1 24-8 

filieren. Die Attribute jung und links 
sind hier gemeinsame Klammer. Im 
Zusammenspiel mit der Parteilinken 
hat sich ein wohlmeinendes Neben- 
einander entwickelt. Die Jusos fah- 
ren ihre eigenen Kampagnen und 
positionieren sich als Linke selbstän- 
dig. Angesichts der geschilderten 
Einflußerweiterung und Dynamik im 
rechten Parteiflügel, braucht es aber 
mehr als die gegebenen Juso-Struk- 
turen, um eine durchsetzungsfähige 
innerparteiliche Gegenmacht aufzu- 
bauen. Die Vernetzung mit der Par- 
teilinken muß ausgebaut werden. 
Das Fehlen von Jusos in Mandaten 
auf allen Ebenen der Partei erleich- 
tert eine derartige Vernetzung nicht. 
Den Juso-Bundestagskandidaturen 
kommt auch unter diesem Gesichts- 
punkt ein besondere Bedeutung zu. 

Der Juso-Bundeskongreß hat 
dazu folgende Feststellung getrof- 
fen: „Wir brauchen mehr Leute mit 
neuen Ideen und der Bereitschaft 
zum konstruktiven Konflikt mit 
dem Establishment der SPD. Vor 
allem halten wir eine aktive Stär- 
kung der Parlamentarischen Linken 
in der SPD-Fraktion für dringend 
nötig." 

AG Alternative 
Wirtschaftspolitik 
Memorandum '97 
Beschäftigungspolitik 
gegen soziale Zerstörung 
254 Seiten, DM 29,80 
ISBN 3-89438- 123-X 

Die Alternative zur 
Bonner Sparpolitik und 
zum Sozialabbau 

Standortdiskussion, 
"Europäische Identität", 
Osterweitemng, 
Institutionenreform 

ten Kooperation der Tarifpartner. Sie 
hat - ohne es zu wollen - dazu bei- 
getragen, den ursprünglichen insti- 
tutionellen Rahmen zentralisierter 
Tarifpolitik durch rasche Tertiarisie- 
rung der Beschäftigungsstruktur 
und durch organisatorische Zersplit- 
terung der Lohnpolitik im Dienstlei- 
stungssektor zu unterminieren (Ha- 
gemannflrautwein 1990, 273). 

2.4. Tertiarisierung schwächt 
Verhandlungsmacht des 
Gewerkschafts-Dachverbands 
Eine in Schweden seit Beginn der 
80er Jahre äusserst kontrovers de- 
battierte Frage - auch zwischen den 
Geschlechtern - ist die der gerech- 
ten Einkommensverteilung. Die im 
internationalen Maßstab vergleichs- 
weise geringen Einkommensdiffe- 
renzen zwischen Frauen- und Män- 
nerlöhnen im industriellen Bereich 
waren Resultat der seit Mitte der 
50er Jahre praktizierten ,,solidari- 
schen Lohnpolitik", einer korporati- 
stischen Lohnstrategie, die unge- 
recht empfundene Lohnunterschie- 
de über alle Branchen und Wirt- 
schaftszweige hinweg auszuglei- 
chen und das Einkommen von Nied- 
rigverdienern zu verbessern suchte. 
Die im Rahmen von zentralen Lohn- 
rahmenverhandlungen zwischen 
Gewerkschaftsdachverband L0 und 
dem Arbeitgeberverband SAF erziel- 
ten NivellierungerFolge waren zu- 
nächst beträchtlich, galten aller- 
dings nicht für das wachsende Heer 
der Angestellten im stark anwach- 
senden privaten Dienstleistungsbe- 
reich. 

Die solidarische Lohnpolitik führ- 
te zu einer Egalisierung der schwedi- 
schen Lohnstruktur, die in Westeu- 
ropa beispiellos war. Gleichzeitig 
war sie die Grundlage der gewerk- 
schaftlichen Verhandlungsmacht 
und begründete die Stärke des L0 
als Tarifpartner und als einflußreiche 
Bastion in der Gesellschaft. Über 
80% der Arbeitnehmerlnnen waren 
(und sind auch noch heute) gewerk- 
schaftlich organisiert (Meidner 
1994, 9). Auch für Frauen hatte die 
solidarische Lohnpolitik durchschla- 
gende positive Effekte. Die Durch- 
schnittslöhne von Industriearbeite- 
rinnen konnten von 70.2% 1959 auf 
92,1% im Jahr 1982 angehoben 
werden, danach öffnete sich die 
Schere wieder etwas zu Ungunsten 
der Frauen. 1990 verdienten Frauen 
in der lndustrie nur noch rund 89% 
der vergleichbaren Männerlöhne. 
Die Verdienste der Frauen im priva- 

ten Dienstleistungsbereich lagen al- 
lerdings beträchtlich unter den ver- 
gleichbaren Verdiensten der Män- 
ner, z.B. im Handel bei 74,3% der 
männlichen Monatsverdienste (ILO, 
Hagemannflrautwein 1990, 257). 

Die unübersehbaren Erfolge der 
auf sozialen Ausgleich hinzielenden 
Lohnpolitik können allerdings nicht 
darüberhinweg täuschen, daß es 
den LO-Gewerkschaften in dieser 
Zeit nicht gelungen ist, ein für den 
gesamten Arbeitsmarkt anwendbif- 
res Arbeitsbewertungssystem zu fin- 
den, das Normen für Leistungs- und 
Lohndifferenzen über die Branchen 
hinweg hätte setzen können. Fak- 
tisch blieben damit die verteilungs- 
politisch äusserst delikaten Fragen 
unbeantwortet, wann und unter 
welchen Voraussetzungen Industrie- 
arbeit und Arbeit im Dienstleistungs- 
sektor als gleichwertig angesehen 
ist. Selbst in den Mitgliedsverbänden 
der L0 konnte in den strittigen Fra- 
gen, welche Faktoren im Arbeitspro- 
zeß üerhaupt zu Lohndifferenzen 
berechtigen, kein Konsens erzielt 
werden. Als es zu nicht mehr über- 
brückbaren Konflikten zwischen den 
im Gewerkschaftsdachverband L0 
zusammengeschlossenen Industrie- 
gewerkschaften und den Gewerk- 
schaften des öffentlichen Dienstes 
kam, stellte der L 0  1983 die allge- 
meine Nivellierungslinie der solidari- 
schen Lohnpolitik selbst in Frage 
(Meidner 1994,9). Es war von daher 
nicht überraschend, daß die Arbeit- 
geber in dieses Vakuum vorgestos- 
Sen sind und eigene lohnpolitische 
Strategien entwickelten, die in jeder 
Hinsicht diametral zu den egalitäts- 
politischen Zielen der LO-Gewerk- 
schaften standen. 

2.5. Erosion der Solidarischen 
Lohnpolitik - Was ist eine 
gerechte Einkommensvertei- 
lung? 
Mit der sektoralen Verschiebung der 
Beschäftigungsstruktur zum Dienst- 
leistungssektor war bereits in den 
80er Jahren die Zahl der Angestell- 
ten so weit angestiegen, daß ihre 
Gehaltssumme nicht nur im öffentli- 
chen Dienst, sondern auch in der Pri- 
vatwirtschaft größer war als die 
Lohnsumme der Arbeiter. Die in der 
eigentlichen lndustrie Beschäftigten 
machten Anfang der 80er Jahre nur 
noch wenig über 20% der Gesamt- 
beschäftigung aus. Diese Entwick- 
lung hat den Gewerkschaftsverband 
L0 gegenüber den Interessenver- 
bänden der Angestellten und Beam- 

ten, den TC0 Gewerkschaften, ent- 
scheidend geschwächt und die zen- 
tralisierten Tarifverhandlungen er- 
heblich schwieriger gemacht. Zen- 
tral koordinierte Verhandlungen 
wurden Anfang der 8Oer Jahre vom 
Arbeitgeberverband SAF als unzeit- 
gemäß und unflexibel aufgekündigt, 
befürwortet wurden stattdessen 
Verhandlungen auf Betriebsebene. 

Ein wichtiger Hintergrund dieser 
Politik dürfte die immer stärkere In- 
ternationalisierung der schwedi- 
schen Unternehmen gewesen sein. 
Die Einbindung in den Rahmen spe- 
zifisch schwedischer Traditionen 
und Institutionen spielte für die 
transnationalen operierenden Kon- 
zerne eine immer geringere Rolle. 
Konflikte über Lohndifferenzie- 
rungsbestrebungen der Arbeitgeber 
- aber auch zwischen und innerhalb 
der Arbeitnehmerverbände - stan- 
den in den 80er Jahren auf der Ta- 
gesordnung. Schließlich wurde der 
Zusammenhalt zwischen den Arbeit- 
nehmerorganisationen durch die ge- 
schickte Lohndifferenzierungsstrate- 
gie der multinationalen Konzerne 
mehr und mehr aufgebrochen. Die- 
se setzten alles daran, ihre Beleg- 
schaften mit vielfältigen übertarifli- 
chen Sozialleistungen, mit Gewinn- 
beteiligung, zum Teil auch mit kurs- 
günstigen Emissionen von Wandel- 
schuldanleihen besonders zu begün- 
stigen. 

Diese Entwicklung hat in Verbin- 
dung mit hohen Inflationsraten wie- 
derum zu Unruhe bei den (weibli- 
chen) Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst geführt, so daß es deren In- 
teressenorganisationen waren, die 
seit Ende der 80er häufig die Kon- 
fliktführerschaft bei Tarifauseinan- 
dersetzungen übernahmen. Der tra- 
ditionell friedliche schwedische Ar- 
beitsmarkt wurde immer wieder von 
Konflikten erschüttert, vor allem die 
öffentlich Beschäftigten im Gesund- 
heits- und Erziehungswesen gingen 
auf die Straße. Aufgrund der Ge- 
schlechter-Trennung entlang der 
Naht private/öffentliche Arbeit 
brach zunehmend ein offener Ge- 
schlechter-Sektorenkonflikt in der 
Einkommenspolitik auf. 1990 drifte- 
te Schweden in eine erste politische 
Krise, als die Regierung Carlsson sich 
immer weniger in der Lage zeigte, 
dem Lohnauftrieb angesichts der Ri- 
valitäten zwischen Arbeiter- und An- 
gestelltengewerkschaften Herr zu 
werden. Diese verschärfte sich, als 
die Regierung angesichts der sich 
dramatisch verschlechternden Wirt- 

Unbeantwortet 
blieb, wann und 
unter welchen 
Voraussetzungen 
lndustriearbeit und 
Arbeit im Dienstlei- 
stungssektor als 
gleichwertig 
angesehen ist. 
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turn, Macht, Arbeit und dies jeweils 
auch von Männern zu Frauen. 

2. Zukunft der Politik: Die Öko- 

Verjüngung - Politisierung - 
kritische Erneuerung 
Nur noch 15% aller SPD-Parteimitlie- 
der sind jünger als 35 Jahre. Aber 
nicht mal 2% der 252 Köpfe zählen- 
den SPD-Bundestagsfraktion fallen 
in diese Kategorie. Damit steht die 
SPD außerdem an letzter Stelle der 
im Bundestag vertretenen Parteien. 
Angeführt wird das Feld von den 
Grünen mit 14.2%. gefolgt von der 
CDU mit 5,1%, der FDP mit 4.3% 
und sogar der PDS mit 3,4%. Die an- 
geführten Zahlen belegen anschau- 
lich, daß eine Verjüngung notwen- 
dig ist. Die 24 Juso-Kandidaturen 
hängen jedoch an einem hauchdün- 
nen Faden. Was die SPD an Erwar- 
tungen mit dem Jugendparteitag 
und Jugendkampagne hochgezo- 
gen hat, setzt sie im Wahljahr nicht 
um. Wenn es gut läuft, haben viel- 
leicht 6-8 Kandidatlnnen eine echte 
Chance. Diese Bilanz ist nicht tragfä- 
hig. Weder in der öffentlichen 
Wahrnehmung noch parteiintern. 
Die strukturelle Unfähigkeit der SPD, 
sich in regelmäßigen Intervallen von 
innen heraus zu erneuern, hat be- 
reits jetzt unverzeihliche Lücken ge- 
rissen und fühlbar zu einer program- 
matischen und organisationspoliti- 
schen Vergreisung der Gesamtpar- 
tei, insbesondere der Bundestags- 
fraktion, geführt. Der Verlust an Zu- 
gängen zur jüngeren Wahlbevölke-. 
rung und ihren gesellschaftlichen 

Vernetzungen wird dabei nicht ein- 
mal problematisiert. Die Parteilinke 
stellt hier keine Ausnahme dar. Aus 
Sicht der Jusos wird diese Ausgangs- 
situation im Vorfeld der Bundestags- 
wahl zur Belastungsprobe und ist so 
nicht hinnehmbar. 

Eine Verjüngung ist jedoch in er- 
ster Linie keine biologische Notwen- 
digkeit, sondern muß mit einer Poli- 
tisierung der Kandidaturen insge- 
samt verknüpft werden. In den 
nächsten Jahren - und insbesondere 
für den Fall eines Regierungswechsel 
- stehen grundlegende Politikalter- 
nativen zur Disposition, die nicht un- 
ter Ausschluß der jungen Generati- 
on getroffen werden dürfen. 

Diese Einbeziehung der Jüngeren, 
der Ausbau gesellschaftlicher Bünd- 
nisse und das klare Votum für eine 
rot-grüne Machtalternative sind Eck- 
pfeiler einer erfolgreichen Strategie, 
die das kommende Herbsttreffen der 
Parteilinken vorantreiben sollte. Drei 
inhaltliche Erneuerungsprojekte und 
die dazugehörende Machtperspekti- 
ve gehören für Jusos wie Parteilinke 
dabei auf die Tagesordnung: 

I. Zukunft der Arbeit und Um- 
verteilung: Eine Beschäftigungsof- 
fensive mit dem Ziel der Vollbeschäf- 
tigung geht hier einher mit der Um- 
gestaltung von Erwerbsarbeit. Sie 
wird und soll Gesellschaft verän- 
dern. Ermöglicht wird das durch 
eine vierfache Umverteilung: Reich- 

de Frauenerwerbsarbeit war die 1971 
eingeführte Steuerreform, die die Indi- 
vidualbesteuerung, also die getrennte 
Veranlagung der Ehegatten vorsieht. 
Hausfrauen ohne eigenes Einkommen 
werden in Schweden - anders als 
beim deutschen Ehegattensplitting - 
nicht steuerlich begünstigt. Umge- 
kehrt: es wird ein starker steuerlichen 
Anreiz gegeben, zumindestens eine 
Teilzeitbeschäftigung aufzunehmen. 
Der Lebensentwurf ,,Hausfraun war 
Anfang der 90er Jahre in Schweden 
praktisch nicht mehr existent. In 
gleichstellungspolitischer Hinsicht 
wird die steuerpolitische Reform, die 
auch in den anderen nordischen Staa- 
ten nachvollzogen wurde, von vielen 
Skandinavierinnen für wichtiger ge- 
halten als die Gleichstellungsgesetzge- 
bung, weil sie Frauen tatsächlich öko- 
nomisch selbständig gemacht habe. 

Das 1980 verabschiedete schwe- 
dische Gleichstellungsgesetz war - 
wie auch das norwegische - nichts- 
destotrotz in seiner Reichweite bes- 
ser als die meisten Anti-Diskriminie- 
rungsgesetze in den EU-Ländern, 
weil die neue Gleichstellungsbehör- 
de mit recht weitgehenden Kontroll- 
und Sanktionsmöglichkeiten ausge- 
stattetet wurde. Der ,,Ombudsman 
für Gleichstellung" kann Einsicht in 
die Personalakten zu fordern, Aufla- 
gen zur Förderung des bislang un- 
terrepräsentierten Geschlechts ma- 
chen (,,Positive Diskriminierung") 
und Sanktionen in Form von Bußgel- 
dern verhängen, wenn Auflagen 
nicht erfüllt werden: Wie die jüng- 
sten Entwicklungen zeigen, verlieren 
in Zeiten von Massenarbeitslosigkeit 
allerdings alle diese lnstrumente des 
,,Gleichstellungs-Ombud" an Wirk- 
samkeit, sie werden zu stumpfen 
Waffen. 

freiwillig in Teilzeitstellung (OECD 
1993). Viele Schwedinnen waren in- 
sofern schon unverblümte Kritikerin- 
nen des ,,schwedischen Modells" als 
es nach Auffassung der meisten 
männlichen Beobachter noch ver- 
gleichsweise gut funktionierte. Aus 
frauenpolitischer Sicht wurde bereits 
in den frühen 90er ~ahr'en moniert, 
daß es trotz arbeitsmarktpolitischer 
lnstrumente (Auflagenpolitik und 
Quoten) und Ressourcenumvertei- 
lung zugunsten von Frauen nur an- 
satzweise gelungen war, den - nach 
Branchen und Arbeitszeit - extrem 
segregierten Arbeitsmarkt aufzubre- 
chen. Frauen hätten Plätze in der 
Wirtschaft eher in Bereichen erobern 
können, wo sie wenig oder kaum 
mit Männern um Arbeitsplätze kon- 
kurrierten (Stark 1992, Deja-Lölhöf- 
fel 1994, Pettersson 1989 u.a.). 

botsorientierung, der sogenannte 
,,dritte Weg" beschritten. Er bedeu- 
tete die Kombination einer export- 
orientierten Modernisierungstrate- 
gie mit einer restriktiven Finanzpoli- 
tik, allerdings flankiert vom Einsatz 
unterschiedlicher arbeitsmarktpoli- 
tischer Instrumente, um der leicht 
ansteigenden Arbeitslosigkeit zu be- 
gegnen. Zentrale Komponenten der 
Haushaltssanierung betrafen die 
merkliche Abflachung der Beschäf- 
tigungsausweitung im kommunalen 
Bereich und die starke Kürzung der 
Subventionszahlungen an Firmen, 
die unrentabel geworden waren. 
Über die nachdrückliche Export- 
förderung, Strukturrationalisierung 
und Haushaltssanierung hinaus kam 
die Angebotsorientierung der sozi- 
aldemokratischen Wirtschaftspolitik 
nach 1982 auch in mehreren, 
die, Unternehmen begünstigenden 
Steuerreformen und einer ebenfalls 
schrittweise vorgenommenen Dere- 
gulierung der Finanzmärkte und des 
grenzüberschreitenden Kapitalver- 
kehrs zum Ausdruck. Viele Verfech- 
ter des schwedischen Modells sehen 
in der ,,völlig verfehlten Geld- und 
Finanzpolitik" dieser Jahre und mit 
der in der Folge der Deregulierung 
der Finanzmarktes einsetzenden 
Spekulationswelle, die zu einem Zu- 
sammenbruch des Immobilienmark- 
tes und Anfang 1990 zu einer tiefen 
Bankenkrise führte, entscheidende 
Weichenstellungen für die Erosion 
des schwedischen Modells (Meidner 
1995; Schmidt 1995, 9; Hagemannl 
Trautwein 1990, 270). 

-4 
2.3. Aktive Arbeitsmarktpolitik 
untergräbt ihre eigenen Funda- 
mente 
Aber auch die Strategie der Beschäf- 
tigungsexpansion im öffentlichen 
Sektor zeigte in mehrfacher Hinsicht 
unvorhergesehene und unbeabsich- 
tigte Nebenwirkungen. Die kontinu- 
ierliche Beschäftigungsausweitung 
hatte im öffentlichen Dienst in den 
70er und 80ern zunächst maßgeb- 
lich zum Erhalt der Volbeschäfti- 
gung beigetragen. Insofern gelang 
es, die Gruppen der durch den for- 
cierten Strukturwandel im industriel- 
len Sektor freigesetzten Arbeitskräf- 
te, aber auch die vielen auf den Ar- 
beitsmarkt drängenden Frauen für 
den öffentlichen Sektor zu qualifizie- 
ren. Dennoch untergrub diese Form 
der aktiven ~rbeitsmarktpolitik 
gleichzeitig einige der Erfolgsbedin- 
gungen und Voraussetzungen des 
Funktionierens der gleichberechtig- 

nomisierung politischer Gestal- 
tungsräume wird zunehmend mit 
Demokratieverlust bezahlt. Es gilt, 
im globalem Maßstab politische Or- 

Die strukturelle 
Unfähigkeit der 
SPD, sich in  regel- 
mäßigen Intervallen 
von innen heraus zu 
erneuern, hat 
bereits jetzi unver- 
zeihliche Lücken 
gerissen und fühlbar 
zu einer program- 
matischen und 
organisationspoliti- 
schen Vergreisung 
der Gesamtpartei, 
insbesondere der 
Bundestagsfraktion, 
geführt. 

ganisationsformen durchzusetzen, 
die jenseits der Dichotomie von „Na- 
tion" und ,,Weltn - Staatlichkeit 
durch neue und komplexe Verbin- 
dungen regionaler und globaler, 
zentraler und dezentraler politischer 
Organisationen rekonfigurieren. 

3. Ökologischer Strukturwandel: 
Die Energiefrage ist eine der Kernfra- 
gen der wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Entwicklung. An ihr 
wird die Entscheidung zwischen 
Strukturwandel und Strukturbruch 
in der lndustriegesellschaft exempla- 
risch vorgeführt. Der Solare Umbau 
der Energiewirtschaft ist entschei- 
dender Ausgangspunkt, um nach- 2. Bruchstellen und Zielkonflikte 

der wachstumsorientierten 
Verteilungsstrategie 
2.1. Konflikte zwischen sozial- 
demokratischer Regierung und 
Gewerkschaften 
Der in Salsjöbaden (1 938) besiegelte 
,,historische Kompromiß" zwischen 
den Sozialpartnern wurde zum er- 
stenmal Mitte der siebziger Jahre er- 
schüttert, als der Gewerkschafts- 
dachverband L0 Überlegungen zur 
,,Neutralisierung von Übergewin- 
nen" in kollektiven Arbeitnehmer- 
fonds entwickelte. Mit solchen Vor- 
schlägen zur Mitbestimmung über 
lnvestionsentscheidungen war - aus 
Sicht der transnationalen Konzerne 
- ein Kernelement des korporatisti- 
schen schwedischen Modells in Fra- 
ge gestellt, die einvernehmliche Rol- 
len- und Arbeitsteilung von global 
orientiertem, konzentrierten Privat- 
kapital und funktionaler Umvertei- 
lungspolitik. Das anhaltende Drän- 
gen zahlreicher ~ 6 ~ e r b ä n d e  nach 
weiterer Demokratisierung der Wirt- 
schaft führte auch zu erheblichen 
Spannungen zur regierenden Arbei- 
terpartei, die - bis zu ihrer Abwahl 
1976 -jedoch einen eher marktkon- 
formen Kurs hielt (HagemanntTraut- 
wein 1990, 260; Meidner 1994, 5). 

haltige Entwicklung mit einer akti- 
ven Beschäftigungförderungs- und 
Strukturpolitik zu verbinden. 

Trotz allem war nur 
ansatzweise 

gelungen, den - 
nach Branchen und 

Arbeitszeit - extrem 
segregierten 
Arbeitsmarkt 

aufzubrechen. 

4. Rot-grüner Politik- und Regie- 
rungswechsel: Einfach aber elemen- 
tar ist die Einsicht, daß eine politi- 
sche Alternative nur in einer rot-grü- 
nen Bündniskonstellation zu realisie- 
ren ist. Je profilierter die Positionen 
der Linken in der SPD, desto besser 
für das Programm, die Kanzlerkandi- 
datur, die Wahl, die Regierungskon- 
stellation und die Zeit danach. spw 

m Rande des SPD-Bundes- A parteitages in Mannheim im 
November 1995 hatten 

Burkhard Zimmermann aus Berlin 
und Rudolf Borchert aus Waren 
(Müritz) die Idee, Parteilinke aus den 
ostdeutschen Landesverbänden zu 
Regionaltreffen nach Berlin einzula- 
den, um sich kennenzulernen, Er- 
fahrungen auszutauschen und mög- 
licherweise eine Zusammenarbeit zu 
organisieren. 

Die ,praktische Umsetzung dieser 
Idee erwies sich aber als ganz 
schwieriges Unterfangen. Die bishe- 
rigen drei ,,Treffen" fanden keine 
große Resonanz. Damit hat sich die 
Erkenntnis bestätigt, daß man als 
Linker, insbesondere in der ostdeut- 
schen SPD, in der Regel ein kryp- 
tisches Exotendasein führt und es 
nur wenig Gleichgesinnte gibt. Sie- 
ben Jahre nach dem gescheiterten 
real existierenden S?zialismus der 
DDR spielen marxistische Theorien, 

die Herstellung gesellschaftlicher Die Linke in der ost- 
deutschen SPD 

Gleichheit auf dem Wege einer anti- 
kapitalistischen Politik oder das Be- 
kenntnis zum demokratischen Sozia- 
lismus in der Ost-SPD fast keine Rol- 
le. Es dominieren die pragmatischen 
Tagespolitiker, die sich laufend ir- 
gendwelchen Sachzwängen beugen 

von Rudolf Borchert* 1.6. Beschäftigungsausweitung 
durch Teilzeitarbeit 
Ein hoher Anteil der weiblichen Er- 
werbsarbeit - und hier liegt nach 
Meinung vieler Schwedinnen ein 
entscheidendes Egalitätsdefizit - 
wurde allerdings durch Teilzeitbe- 
schäftigungen, vor allem im öffentli- 
chen und privaten Dienstleistungs- 
ektor abgedeckt (als Teilzeitarbeit 
gelten alle Arbeitsverhältnisse unter 
35 Stunden) (Meidner 1994, 10). 
Die ab 1965 explodierende Entwick- 
lung von Teilzeitarbeit, die 1980 mit 
46,6% ihren Höhepunkt erreichte, 
war in den 80ern rückläufig und 
pendelte sich seit 1990 bei Ca. 40% 
ein. Im Jahr 1990 arbeitete über die 
Hälfte der Teilzeitbeschäftigten un- 

müssen und im brüderlichen Um- 
gang mit den wirklich Herrschenden 
sich längst der Macht des großen 
Geldes angepaßt haben. Noch 

mentarische Funktionen eingebun- 
den, so daß sie oftmals an mehreren 
Fronten kämpfen müssen. Für theo- 
retische Arbeit bleibt kaum Zeit, 
aber es gibt viele Visionen und den 
Willen durch Machtübernahme, lin- 
ke Politik zu gestalten und die Ge- 

schlimmer sind aber solchen rechten 
Ideologen wie Schwanitz, Hilsberg. 
Merkel, Weißenberg u.a., die mit ih- 
rer Meinung von der gewesenen 
Häßlichkeit der DDR, ihrem Stasisyn- 
drom und ihrem SEDIPDS-Haß der 

2.2. Der ,,Dritte Weg" der 80er 
Jahre -Weg i n  eine Speku- 
lationsökonomie 
Mit der erneuten Regierungsüber- 
nahme durch die Sozialdemokraten 
im Herbst 1982 wurde eine in 
Schweden kaum für konsensfähig 
erachtete wirtschaftspolitische Wen- 
de in Richtung einer stärkeren Ange- 

Ost-SPD und damit der gesamten 
Sozialdemokratie einen irreparablen 
Schaden zufügen. 

Das SPD-Dilemma Ost ist aber * Rudolf Borchert, Waren (Müritz), ist Kreisvorsitzender und Mitglied des 
Landesvorstands der SPD in Mecklenburg-Vorpommern. Der Autor 

bedankt sich für die Unterstützung von Burkhard Zimmermann (Berlin), 
Frank Bogisch (Sachsen-Anhalt), Andreas Kuhnert (Brandenburg), Dr. 

Edelbert Richter (Thüringen) und Josef Didier (Sachsen). 

vor allem ihre zahlenmäßige Schwä- 
che. Der größte Teil der wenigen 
Parteilinken.ist in Partei- oder parla- 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 96, 1997 



sellschaft zu verändern,- Haltungen, 
die einigen Altlinken im Frankfurter 
Kreis schon längst abhanden ge- 
kommen sind. 

Trotz aller Probleme gibt es aber 
auch positive Ansatzpunkte in der 
Ost-SPD, wie die folgenden Informa- 
tionen aus den Landesverbänden 
zeigen. 

' 

Mecklenburg-Vorpommern 

Neu bei VSA: 

Wemer Kindsmüller 

Aiternativen zur Deutschland AG 

Kindsmüller liefert einen Beitrag zur not- 
wendigen Diskussion in der SPD und darüber 
hinaus über die Grundzüge von Reformpolitik 
irn Übergang zum 21. Jahrhundert. 

Pierre Bourdieu/Claude Debond 
Detlef HenscheIBurkart L&- u.a. 

Initiativen für einen europäischen 
Wohifahrtsstaat 

Mi t  diesem Band wird ein deutsch-französi- 
scher Dialog eingeleitet, der soziale und 
politische Visionen für einen europäischen 
Wohlfahrtsstaat aufzeigt. 

I 
In Ihrer Buchhandlung 
oder direkt bei 

VSA-Verlag 
St. Georgs Kirchhof 6 
20099 Hamburg 
Tel. 0401280505-67, Fax 280505-68 

Mit Ausnahme von Brandenburg ha- 
ben sich inzwischen in allen ostdeut- 
schen Ländern einschließlich Berlins 
Zirkel und Gesprächskreise gebildet, 
die sich zum Ziel gesetzt haben, lin- 
ke Reformpolitik voranzubringen. So 
trafen sich am 21. Januar 1995 in 
Waren an der Müritz erstmals linke 
~ozialdemokraten aus Mecklenburg- 
Vorpommern und gründeten den 
Warener Kreis, einen offenen Ge- 
sprächskreis, in dem linke Politikin- 
halte entwickelt und diskutiert wer- 
den. Mit diesem Kreis hatte sich die 
Parteilinke in Deutschlands Nord- 
osten erstmals eine Plattform ge- 
schaffen, die weit in den Landesver- 
band hineinwirkt. Unterstützt wurde 
er von Anfang an durch Detlev von 
Larcher, Eckart Kuhlwein und andere 
Vertreter des Frankfurter Kreises der 
Bundes-SPD. Der erste Sprecher des 
Warener Kreises war Rudi Borchert; 
ihm folgte im Januar 1997 Ulrich 
Frohriep. 

Äußerer Anlaß der Gründung 
dieses Kreises war die Bildung der 
Großen Koalition in Mecklenburg- 
Vorpommern nach den Landtags- 
wahlen im Oktober 1994. Die Par- 
teilinke erkannte bald, daß die SPD 
Gefahr lief, als Juniorpartner der 
CDU sozialdemokratische Grundsät- 
ze aufzugeben und an politischem 
Profil zu verlieren. Mit dem Papier 
„Für eine Offensive der Sozialdemo- 
kratie in Mecklenburg-Vorpom- 
mern" schuf sich der Kreis eine ge- 
dankliche Grundlage, die dieser Ent- 
wicklung entgegenwirken sollte. Das 
Papier beeinflußte in überraschend 
großem Maße die Parteitagsbe- 
schlüsse der SPD Mecklenburg-Vor- 
Pommerns. So wurde auf den Lan- 
desparteitagen in Kühlungsborn 
vom November 1996 und in Stern- 
berg 1997 der Charakter der SPD als 
linke Alternative zur CDU betont 
und für die Landtagswahlen 1998 
die Koaliationsfrage offen gehalten. 
Vor der Landtagswahl 1994 war 
letzteres nicht möglich gewesen. 

Rund 100 Genossinnen und Ge- 
nossen in Mecklenburg-Vorporn- 
mern zählen sich zum Warener 

SOZIALDEMOKRATIE 

Kreis. Bei knapp 3500 Mitgliedern 
im Landesverband ist diese Zahl 
nicht gering zu schätzen. Versuche 
der Parteirechten, mit einem 
,,Güstrower Kreis" ähnlichen Einfluß 
zu gewinnen, sind gescheitert, da 
sich ihre politische Botschaft fast 
ausschließlich darauf reduziert, das 
altbekannte PDS-Feindbild zu the- 
matisieren. Immer mehr Genossin- 
nen und Genossen, darunter auch 
der SPD-Landesvorsitzende Harald 
Ringstorff, wurde klar, daß durch 
die Pflege eines solchen Feindbildes 
nur die CDU-Vorherrschaft auf der 
einen Seite und die Position der PDS 
auf der anderen Seite verfestigt wür- 
den. 

Im neuen Landesvorstand der 
SPD Mecklenburg-Vorpommerns 
sieht die Hälfte bis zwei Drittel der 
Mitglieder den Kurs der strikten Ab- 
grenzungen der SPD von der CDU 
mit Sympathie. Dies darf gleichwohl 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
insbesondere in der Landtagsfrakti- 
on jene Kräfte stark sind, die bewußt 
oder unbewußt konservative und 
rechtssozialdemokratische Positio- 
nen vertreten. 

Sachsen-Anhalt 
In Sachsen-Anhalt hat sich Mitte 
1996 im Mansfelder Forum ein ähn- 
licher Gesprächskreis gebildet. Spre- 
cher sind Jens Bullerjahn MdL, Frank 
Bogisch, Ronald Brachmann und Ro- 
man Dütsch. Das Forum umfaßt 
rund 45 Mitglieder und organisiert 
seit Mai 1997 öffentliche Veranstal- 
tungen. Auch hier wurde mit einem 
Thesenpapier eine programmatische 
Grundlage geschaffen vgl. die Doku- 
mentation in spw 3/97, 5. 45f.). Ziel 
ist es, gemäß dem Berliner Grund- 
satzprogramm eine Gesellschaft zu 
schaffen, die sich am demokrati- 
schen Sozialismus orientiert. Struk- 
turelle Verkrustungen aufzubre- 
chen, Reformblockaden zu überwin- 
den und auf eine wirtschaftliche und 
soziale Erneuerung zu setzen, das 
sind im Thesenpapier formulierte 
Ziele. Grundsätzliche Unterstützung 
findet bei den Mansfeldern die Er- 
furter Erklärung, und auch der Ein- 
stieg in die ökologische Steuerre- 
form gehört zu den Forderungen 
des Forums. 

Der Einfluß der Linken auf die 
Partei in Sachsen-Anhalt scheint zu- 
zunehmen. Eigenen Auskünften zu- 
folge werden viele Anträge aus den 
Kreisverbänden immer linkslastiger. 
Rund 30 Prozent der Landtagsfrakti- 
on soll bereits direkt oder indirekt 
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zentsetzung auf eine aktive Arbeits- 
marktpolitik im öffentlichen Sektor. 
Mit der kontinuierlichen Beschäfti- 
gungsausweitung im öffentlichen 
Bereich wurde die Verwirklichung 
von drei wohlfahrtsstaatlichen Idea- 
len verknüpft: 

Aufrechterhaltung der Vollbe- 
schäftigung; 

Ausweitung und qualitative Ver- 
besserung der Leistungen im Sozial-, 
Gesundheits- und Erziehungsbe- 
reich; 

Maximierung der Beschäfti- 
gungsteilhabe für Frauen. 

Schweden nahm auch in dieser 
Hinsicht eine Spitzenstellung ein. 
80% der in den 70er Jahren neu ent- 
standenen Arbeitsplätze wurden im 
öffentlichen Sektor geschaffen und 
75% dieser Arbeitsplätze, vor allem 
im kommunalen Dienstleistungsbe- 
reich, wurden mit Frauen besetzt, so 
daß man fast von der Entwicklung 
eines zweiten Arbeitsmarktes spre- 
chen konnte. 1992 waren fast 40% 
aller schwedischen Arbeitnehmerln- 
nen irn öffentlichen Sektor beschäf- 
tigt. Damit hatte der öffentliche Sek- 
tor Schwedens den prozentual 
höchsten Anteil am Bruttosozialpro- 
dukt aller westlichen Länder er- 
reicht. Norwegen und Finnland ver- 
folgten eine ähnliche Politik der Be- 
schäftigungsexpansion im Staatssek- 
tor. Gleichwohl wurde von den 
Skandinavierinnen unterstrichen, 
daß der Versorgungsgrad im Bereich 
öffentlicher Kinder- und Altenbe- 
treuung der gewachsenen Nachfra- 
ge immer noch nicht gerecht wurde 
(Björnberg 1995). 

1.3. Umfassendes Konzept der 
Steigerung der Frauenerwerbs- 
tätigkeit 
Die nordischen Sozialkulturen hat- 
ten einen umfassenden Gleichstel- 
lungsansatz entwickelt, der arbeits- 
markt-, arbeitszeit-, steuer- und so- 

zialpolitische Ziele und Instrumente 
zu integrieren versuchte. Eine be- 
sondere Qualität der schwedischen 
Gleichberechtigungspolitik, die sie 
von den Gleichstellungsstrategien 
der zentraleuropäischen, aber auch 
der sozialistischen Länder abhob, ist, 
daß sie die Geschlechterungleichheit 
in der Familie nicht aussparte. Ganz 
ausdrücklich wurde auch in die Fa- 
milien hinein interveniert, mit der 
Maßgabe, die gemeinsame Verant- 
wortung von Mann und Frau für die 
Kinder und die Entwicklung egalitä- 
rer Partnerbeziehungen zu fördern. 
Dem Beharren auf der traditionallen 
Arbeitsteilung der Geschlechter soll- 
te mit Hilfe eines neuen Konzeptes 
elterlicher Verantwortung (das mit 
öffentlicher Kinderbetreuung, ein- 
kommensunabhängigem Kindergeld 
und einem großzügig ausgestalte- 
ten Elternurlaub abgestützt wurde), 
die Legitimation entzogen werden. 
Frauen wurden durch vielfältige 
staatliche Anreize angeregt, ins Be- 
rufsleben einzutreten. 

Tatsächlich nahm Schweden be- 
zogen auf die Frauenerwerbstätig- 
keit im weltweiten Vergleich immer 
eine Spitzenstellung ein. Der Frauen- 
anteil an der gesamten Erwerbsbe- 
völkerung lag 1990 bei 48%. Selbst 
Mütter mit kleinen Kindern waren 
beinahe ausnahmslos (90%) berufs- 
tätig. Vor diesem Hintergrund über- 
raschte es umso mehr, daß Schwe- 
den - nach Irland und lsland - das 
OECD-Land mit der höchsten Gebur- 
tenhäufigkeit war (1 990: Geburten- 
ziffer 2.13). Seit Anfang der 80er 
Jahre war parallel ein Anstieg der 
weiblichen Berufstätigkeit, der von 
Frauen durchschnittlich gearbeite- 
ten Stunden (1980: 31.0; 1990: 
33,7) und der Geburtenziffer zu be- 
obachten. Kinderfreundlichkeit einer 
Kultur und hohes Maß außerhäusli- 
cher weiblicher Erwerbsarbeit schie- 
nen also keineswegs in einem unver- 

einbaren Gegensatz zu stehen. 
Gleichzeitig engagierten sich die 
Schwedinnen auch noch in der Poli- 
tik. Da die schwedische Verfassung 
den Kommunen eine große Zahl öf- 
fentlicher Arbeitsgebiete und 
Dienstleistungen überantwortet, 
fanden an der Politikgestaltung in- 
teressierte Bürgerlnnen dort weite 
Betätigungsfelder. Aber auch in der 
nationalen und internationalen Poli- 
tik machten die schwedischen Politi- 
kerinnen bald von sich reden. 

1.4. Arbeitszeitflexibilisierung 
orientiert an den Bedürfnissen 
von Eltern und Kindern 
Markenzeichen des schwedischen 
Modells in gleichstellungspolitischer 
Hinsicht war, daß Arbeitszeitermäs- 
sigung und -flexibilisierung sehr 
weitgehend auf die Bedürfnisse von 
Kindern und Eltern Rücksicht nah- 
men. Seit 1989 wurde ein bezahlter 
Elternurlaub von 15 Monaten ver- 
bürgt, der von Vater und Mutter in 
Anspruch genommen werden konn- 
te. In den ersten zwölf Monaten er- 
hielt der Elternteil, der ihn in An- 
spruch nahm, 90% seines vorheri- 
gen Einkommens, drei weitere Mo- 
nate wurde ein Festbetrag von 60 
skr pro Tag aus der Elternversiche- 
rung gezahlt. Mutter und Vater 
konnten sich den Elternurlaub tei- 
len, alle nur denkbaren Kombinatio- 
nen waren möglich. Es gab großzü- 
gig bemessene Freistellungen im Fal- 
le der Erkrankung des Kindes (60 
Tage pro Jahr und Kind), auch für 
unverheiratete Paare mit Kindern 
und Adoptiveltern. Tatsächlich nah- 
men auch etwa 35% der Väter diese 
Chance wahr, ihre kranken Kinder zu 
pflegen. Neben einer Weiterbe- 
schäftigungsgarantie nach Inan- 
spruchnahme des Elternurlaubs hat- 
ten Eltern auch das Recht, ihre tägli- 
che Arbeitszeit (ohne Lohnaus- 
gleich) bis zum 8. Lebensjahr des 
Kindes auf sechs Stunden zu verkür- 
zen (Die Sozialversicherung 1994). 
Wenn alle familien- und sozialpoliti- 
schen Reformen (Freistellungen, Ur- 
laub, flexible Arbeitszeitformen, 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall) 
zusammengerechnet wurden, so 
wurde die 40-Stunden-Woche Ende 
der 80er Jahre um rund 20% ver- 
kürzt (Pettersson 1989, 1). 

1.5. Geschlechterparität durch 
Individualisierung des Steuer- 
rechts 
Eine weitere Rahmenbedingung für 
die bis 1990 kontinuierlich ansteigen- 

Die Individualisie- 
rung des Steuer- 
rechts w ~ r d  für 
wichtiger gehalten 
als die Gleichstel- 
lungsgesetzgebung, 
weil sie Frauen 
tatsächlich ökono- 
misch selbständig 
gemacht habe. 
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kratische Sozialpolitiker und -theore- 
tiker Eduard Heimann wußte 1929, 
daß die künstliche Verknappung des 
Arbeitsmarktes eine wichtige Vor- 
aussetzung für Lohnerhöhungen 
darstellt. 

Die grundsätzliche Erwartung ist, 
daß die vorgeschlagenen Reformen 
gesellschaftliche Räume öffnen, die 
Zivilgesellschaft stärken und insbe- 
sondere durch die Unterstützung 

Der Verfall des 
I I schwedischen 
Modells" und die 
Lage der Frauen 
von Susanne Schunter-Kleemann* 

1. Kernelemente des schwedi- 
schen Modells aus frauenpoliti- 
scher Perspektive 

ie Blütezeit des schwedischen D' Politikmodells reichte von 
den 40er bis Anfang der 

80er Jahre und deckte sich mit der 

Gleichstellungspoli- 
tisches Marken- 

zeichen war, daß 
Arbeitszeit- 

ermassigung und 
-flexibilisierung sehr 
weitgehend auf  die 

Bedürfnisse von 
Kindern und Eltern 
Rücksicht nahmen. 

beinahe ununterbrochenen Regie- 
rungszeit der Sozialdemokraten. Die 
Frage, warum und wann das schwe- 
dische Modell der sozial regulierten 
Ökonomie in die Krise geraten ist, 
wird sehr kontrovers debattiert. Hier 
können nur sehr ausschnitthaft eini- 
ge der veränderten Rahmenbedin- 
gungen, der inneren Widersprüche 
und Struktur~robleme der schwedi- 
schen ökono'mie skizziert und in ih- 
ren dramatischen Folgen für die Ar- 
beitsmarkt- und Lebenssituation der 
Schwedinnen erörtert werden. 

1 .l. Global orientierte, kapital- 
konzentrative Wirtschaftspolitik 
Schweden ist eine kleine offene 
Volkswirtschaft mit einer der höch- 
sten Exportquoten im OECD-Ver- 
gleich. Es ist zugleich Stammland 

* Dr. Susanne Schunter-Kleemann ist Professorin am Fachbereich 
Wirtschaft der Hochschule Bremen. 

und Verbesserung gewerkschaftli- 
cher Macht weitere Reformen er- 
möglichen, die erreichten Erfolge ab- 
sichern und die mittelfristig unaus- 
weichliche Auseinandersetzung um 
massive Rückverteilung von ,,oben" 
nach ,,untenn vorbereiten können. 
Mittel- und langfristig wird mit radi- 
kaler AZV nämlich der Boden für eine 
reale Ausweitung des Verteilungsrah- 
mens vorbereitet: Umverteilung 

vieler multinationaler Konzerne, de- 
ren Mitarbeiterzahlen und Umsätze 
im Ausland die des Inlands in den 
meisten Fällen weit übersteigen 
(Volvo, SAAB, Ericsson u.a.). Die 
Vereinten Nationen schätzten 1 992, 
daß es in der Welt insgesamt etwa 
35.000 multinationale Unterneh- 
men gibt, von diesen haben etwa 
2.700 ihren Sitz in Schweden 
(Schwedens Wirtschaft 1995, 2). Die 
Basis der Expansion schwedischer 
Konzerne auf dem Weltmarkt lag ur- 
sprünglich in Grundstoffindustrien, 
sie hat sich aber auf der Grundlage 
technischer Erfindungen schwedi- 
scher Forscher im Zuge der Handels- 
liberalisierung nach dem zweiten 
Weltkrieg immer rascher in hochspe- 
zialisierte Bereiche der metallverar- 
beitenden. holzverarbeitenden, che- 
mischen und elektrotechnischen, 
v.a. auch der Rüstungsindustrie ver- 
lagert. Umfangreiche Fusionen ha- 
ben dazu beigetragen, daß weite 
Teile der Industrie unter den Einfluß 
von wenigen großen ,,Finanzfamili- 
en" geraten sind (Hagemannnraut- 
wein 1990, 249). 

Zu dieser enormen Kapitalkon- 
zentration hat die Politik sozialde- 
mokratischer Regierungen seit den 
30er Jahren nicht unerheblich beige- 
tragen. Vor allem das System der 
Unternehmensbesteuerung hat die 
Entwicklung von Großkonzernen ex- 
trem begünstigt, indem es einerseits 
großzügige Abschreibungs- und 
Rücklageregelungen gewährte und 
andererseits mit der Doppelbesteue- 
rung ausgeschütteteter Gewinne 
durch die Körperschaftssteuer und 
einer stark progressiven Einkom- 
menssteuer drohte (Hagemannl 
Trautwein 1990, 250). Hier lagen 
auch die Wurzeln einer langjährigen 
lnteressenkoalition und -verflech- 
tung zwischen „Big Business", Sozi- 
aldemokratie und Industriegewerk- 
schaften. Klassische sozialistische 
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(Rückverteilung) zugunsten der lohn- 
abhängig Beschäftigten. 

Insgesamt könnte ein Stück 
Handlungsmacht der Politik sowohl 
dokumentiert als auch zurückge- 
Wonnen werden, was in Zeiten von 
Entstaatlichung, Entpolitisierung 
und sogenannten ,,Sachzwängen" 
im Rahmen der Standort- und Glo- 
balisierungsliturgien nicht wenig 
wäre. SPW 

Forderungen nach der Verstaatli- 
chung von Privatkapital standen seit 
Ende der 30er Jahre nicht mehr auf 
dem Programm, seit sich die sozial- 
demokratische Partei (SAP) dauer- 
haft an der Macht behaupten konn- 
te. An ihre Stelle waren vielmehr 
keynesianische Konzepte antizykli- 
scher Steuerung des Wirtschaftspro- 
zesses, pragmatische Strukturpro- 
gramme sowie der stetige Ausbau 
des Wohlfahrtsstaats getreten. 

Die Auffassung, daß soziale Ziele 
durch weltmarktorientierte Privat- 
wirtschaft und sozialdemokratisch 
geprägte Verteilungspolitik am Be- 
sten zu erreichen seien, stand im 
Kern eines umfassenden sozialpart- 
nerschaftlichen Kooperationspro- 
grammmes. lnteressenkonfli kte zwi- 
schen Arbeit und Kapital sollten 
grundsätzlich auf dem Verhand- 
lungswege und letztlich auf zentra- 
ler Ebene zwischen den Dachver- 
bänden der Arbeitgeber (SAF) und 
Gewerkschaften (LO) ausgehandelt 
werden. Im Gleichlauf zur massiven 
Unternehmens- und Vermögens- 
konzentration in der schwedischen 
Wirtschaft kam es infolgedessen in 
den 60er und 70er Jahren zu einer 
außergewöhnlichen Machtkonzen- 
tration bei den Verbandsspitzen der 
großen Arbeitsmarktparteien (Hage- 
mannprautwein 1990, 252). 

1.2. Vollbeschäftigung durch 
Beschäfiigungsausweitung i m  
öffentlichen Sektor 
Ein vorrangiges Ziel der sozialdemo- 
kratischen Wachstumspolitik der 
70er und 80er Jahre war es, die aus 
der nur schwachen wirtschaftlichen 
Expansion im industriellen Sektor 
entstehenden Beschäftigungspro- 
bleme durch eine Vielzahl von In- 
strumenten der Struktur-, Regional- 
und Technologiepolitik aufzufan- 
gen. Eine Besonderheit aller nordi- 
schen Staaten war die starke Ak- 

SOZIALDEMOKRATIE 

die Forderungen des Mansfelder Fo- 
rums unterstützen, Mit der Begrün- 
dung, ein plumpes Rechts-/Links- 
Schema sei nur Ausdruck eines un- 
zulässig vereinfachenden Schubla- 
dendenkens, zögern jedoch viele 
führenden Sozialdemokraten, sich 
dem Mansfelder Forum anzuschlie- 
ßen. 

Brandenburg 
in Brandenburg wo die SPD mit ab- 
soluter Mehrheit regiert, stellt sich 
das Problem der scharfen Abgren- 
zung von der CDU nicht in demsel- 
ben Maße wie in Mecklenburg-Vor- 
Pommern oder Sachsen-Anhalt. Aus 
diesem Grunde scheinen in diesem 
Landesverband auch nur wenige 
Lust zu verspüren, sich linke Forde- 
rungen zu eigen zu machen. Nur 
vereinzelt treffen sich Genossinnen 
und Genossen, um über linke Alter- 
nativen in Deutschland (und zur 
Stolpe-SPD) nachzudenken. ,,Ver- 
mutlich", so spekuliert der Landtags- 
abgeordnete und Parteilinke Andre- 
as Kuhnert beim Blick auf die bran- 
denburgische SPD, ,,vermutlich ist 
die SPD nur in der Opposition wirk- 
lich links". 

Thüringen 
In Thüringen besteht seit Ende 1995 
ein Gesprächskreis, der den Namen 
Hopfenbergkreis trägt. 1 5 Genossin- 
nen und Genossen sind kontinuier- 
lich aktiv, darunter der weit über 
Thüringen hinaus bekannte Bundes- 
tagsabgeordnete Edelbert Richter. 
Richter, der auch am Forum Ost- 
deutschland der SPD mitwirkt und 
einer der Erstunterzeichner der Er- 
furter Erklärung ist, ist in der SPD 
durch solide Studien zur Vermö- 
gensverteilung in Ostdeutschland 
und zur Vermögensbeteiligung in 
Arbeitnehmerhand bekannt gewor- 
den. Der Einfluß im Landesverband, 
im Landesvorstand und in der Bun- 
destagsfraktion ist nach eigenen An- 
gaben wachsend; schwach hinge- 
gen der Einfluß auf die Landtags- 
fraktion. 

Berlin 
Auch in Berlin, wo die Gegensätze 
zwischen Ost und West sowie zwi- 
schen Reich und Arm stärker aufein- 
anderprallen als in jeder anderen 
deutschen Stadt, ist die Linke orga- 
nisiert. 

Dies ist jedoch keine neue Er- 
scheinung, sondern alte West-Berli- 
ner SPD-Tradition, die sich heute un- 
ter gesamtdeutschem Vorzeichen 

fortsetzt. Donnerstagskreis heißt der 
Zusammenschluß, in dem sich alle 
sechs bis acht Wochen rund 80 SPD- 
Linke sammeln. Ihm stehen Organi- 
sationen der Parteirechten wie der 
,,Britzer Kreis" gegenüber. Rund ein 
Drittel der Delegierten werden auf 
den Landesparteitagen von der Par- 
teilinken gestellt; zudem stellt sie mit 
Monika Buttegerit und Klaus-Uwe 
Benneter zwei stellvertretende Lan- 
desvorsitzende. Die Koordination 
des Donnerstagskreises obliegt An- 
dreas Wehr. 

Die Situation in Berlin ist deshalb 
besonders schwierig, weil die Partei 
rund 22.000 West-, aber nur ca. 
2500 Ost-Berliner umfaßt. Nach der 
Einheit ließen sich das Gros der Ost- 
Sozialdemokraten schnell in partei- 
rechte Strukturen integrieren, in de- 
nen die Vorstellung über Links und 
Rechts zumeist durch ,,Frontstadt- 
denken" geprägt war. Erst nach der 
katastrophalen Wahlniederlage der 
SPD bei den Wahlen zum Abgeord- 
netenhaus 1995 und der Fortset- 
zung der glanzlosen Großen Koaliti- 
on setzten vereinzelt neue Denkpro- 
zesse ein. So wird bei der SPD in Ost- 
Berlin zur Zeit intensiv über die Er- 
furter Erklärung diskutiert. 

In der großen Koalition, so die 
Einschätzung der Parteilinken, ver- 
liert die SPD jegliches Profil. Schon 
vor ihrer Erstauflage hatte der legen- 
däre Parteilinke Harry Ristock vor 
dem ,,Mehltaun gewarnt, der sich 
bei einer Zusammenarbeit mit der 
CDU über die Stadt legen werde. 
Seine Befürchtungen haben sich be- 
stätigt. Gerade einmal ein Drittel der 
Mandate hat die Berliner CDU, und 
trotzdem führt sie die Regierung in 
Berlin - einzig und allein deswegen, 
weil sich eine linke Alternative nicht 
selbst zu finden wagt. In Berlin ist 
die gesamte Linke eine Gefangene 
ihrer selbst geworden. 

Verkompliziert wird die Situation 
der SPD noch dadurch, daß die PDS 
im Ostteil der Stadt ihre bundes- 
deutschen Hochburgen hat und in 
allen gesellschaftlichen Bereichen 
stärker verankert ist als die SPD. 

Sachsen 
Während die Sozialdemokraten in 
Berlin unter der CDU zumindest 
noch leiden, scheint es der größte 
Wunsch der SPD in Sachsen zu sein, 
Kurt Biedenkopf beim Regieren zu 
helfen. Juniorpartner in einer gro- 
ßen Koalition zu sein, ist für sie das 
höchste der Gefühle. Wer dem wi- 
derspricht, hat umgehend mit Ärger 

zu rechnen. Manche Parteilinken 
würden sich deshalb am liebsten un- 
ter konspirativen Umständen tref- 
fen. 

Immerhin besteht seit Anfang 
1997 eine lockere Struktur unter 
dem Namen Sozialdemokratische 
Werkstatt. Ansprechpartner sind 
Barbara Ludwig und Manfred Münt- 
jes. Der Einfluß der Linken im Lan- 
desvorstand wird auf Null Komma 
Null geschätzt, während in der 
Landtagsfraktion zumindest noch 
zwei Abgeordnete (Mädler und Lud- 
wig) linkes Gedankengut zu denken 
wagen. Ein Thesenpapier führte 
zwar zu heftiger Prolemik in der 
Presse, gewann aber keine große Be- 
deutung über den Tag hinaus. Heiß 
diskutiert wird auch unter den säch- 
sischen Parteilinken die Erfurter Er- 
klärung, die als Mittel zur Vernet- 
zung der Linken in Sachsen dienen 
könnte. 

Perspektiven 
Möglicherweise können die Partei- 
linken perspektivisch vor allem in 
den ostdeutschen Bundesländern 
Punkte sammeln, weil dort schon 
heute ökonomische, ökologische 
und sozialpolitische Konflikpotentia- 
le enstanden sind, die in den Alt- 
Ländern erst in den nächsten Jahren 
entstehen. Auch neue Politikansätze 
werden zuerst in den Ostländern 
ausprobiert. Die Magdeburger Ver- 
hältnisse in Sachsen-Anhalt wären in 
Westdeutschland undenkbar, Meck- 
lenburg-Vorpommern, Thüringen 
oder Berlin könnten folgen. Man 
sollte nie beim Anfang stehenblei- 
ben. Dies gilt auch für die Regional- 
treffen der ostdeutschen Parteilin- 
ken, die am 10.11 1. Januar 1998, 
auch wieder mit der Teilnahme an 
der Kundgebung zum Gedenken an 
die Ermordung von Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht fortgesetzt wer- 
den. Wir würden uns natürlich freu- 
en, wenn dann auch westdeutsche 
Parteilinke den Weg nach Berlin in 
das alte und zukünftige Zentrum der 
Sozialdemokratie finden. sw 

Immer mehr 
Genossinnen und 
Genossen wird klar, 
daß durch die Pflege 
des PDS-Feindbildes 
nur die CDU- 
Vorherrschaft auf 
der einen Seite und 
die Position der PDS 
auf der anderen 
Seite verfestigt 
würden. 
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Unser Europa ist 
das, was wir draus 
machen 
von Bernd Lange* 

ie Einbeziehung der europäi- D' schen Dimension in die Dis- 
kussionsprozesse um die For- 

mierung der Linken und eines linken 
Reformprojektes war ein Schritt in die 
richtige Richtung. Ich verstehe die fol- 
genden Anmerkungen, die ich zuge- 
spitzt formuliert habe, damit sie der 
Verdeutlichung einiger Punkte dienen, 
als einen Beitrag zu dieser Debatte. 

Die EU kann einen 
Beitrag zur Zäh- 

mung des globali- 
sierten Kapitalismus 
darstellen, m i t  dem 

neue Handlungs- 
spielräume für eine 

fortschrittliche 
Politik geschaffen 

werden. 

1) EU als Handlungsoption 
stärker wahrnehmen 
Klar ist: Die Europäische Union ist 
per se kein linkes oder fortschrittli- 
ches Projekt. Die EU ist das geronne- 
ne Kräfteverhältnis in Westeuropa. 
Insofern gilt es, die Meßlatte ange- 
messen zu legen. Das Handlungsfeld 
EU dürfen wir nicht den Konservati- 
ven überlassen, vielmehr müssen wir 
die EU als Chance sehen, gerade der 
Politik der Deregulierung und des 
sozialen Kahlschlages einiger natio- 
naler Regierungen wie der Bundes- 
regierung eine Politik der Gestaltung 
entgegenzusetzen. Die EU kann ei- 
nen Beitrag zur Zähmung des globa- 
lisierten Kapitalismus darstellen, mit  
dem neue Handlungsspielräume für 
eine fortschrittliche Politik geschaf- 
fen werden. 

2) lnternationalisierung braucht 
internationale Politik 
Aufgrund der lnternationalisierung 
der Märkte, insbesondere des Kapi- 
talmarktes, und aufgrund des realen 
Binnenmarktes, ist der Versuch, rein 
nationalstaatlich ein Remake einer 
keysianistisch inspirierten traditionell 
nachfrageorientierten Wirtschafts- 
politik zu etablieren, nicht mehr 
praktikabel. Dies soll nicht als ein Ar- 
gument gegen die Stärkung der Bin- 
nennachfrage durch Umverteilung 
mißverstanden werden. Der Natio- 
nalstaat tritt gegenüber einer regio- 

* Bernd Lange MdEP, Burgdorf bei Hannover, stellv. Vors. des Forschungs- 
ausschusses des Europäischen Parlaments 

nalen Blockbildung zurück. Deshalb 
ist ein Konzept europäischer Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik nicht nur 
Beiwerk, sondern dringend notwen- 
dig, wenn ein Beitrag zur Bekämp- 
fung der Massenarbeitslosigkeit ge- 
leistet werden soll. Bei einer ökono- 
mischen lnternationalisierung kann 
es nur darum gehen, auf einer su- 
pranationalen Ebene Gestaltungsfä- 
higkeit entgegenzusetzen. „Die Are- 
na des Kampfes ist ausgeweitet". 

3) Der EURO und die Politik 
Der EURO ist zweifellos ein zentraler 
Punkt der Bewertung der real vor- 
findlichen EU. Die Währungsunion 
mit ihren Kriterien kann auch unter 
fortschrittlicher Sichtweise ein sinn- 
voller Akt sein: 

niedrige Zinsen dienen der Steige- 
rung von Investitionsmöglichkeiten; 

niedrige Inflation trägt zur Stabi- 
lisierung der Nachfrage, insbesonde- 
re der Situation der ,,kleinerena' Ein- 
kommen bei; 

Konsolidierung der Verschul- 
dungslage als Abbau der Umvertei- 
lung (gemeinschaftliches Steuerauf- 
kommen über Schuldendienst an 
private Kapitalverleiher) und Rückge- 
winnung eines finanzpolitischen 
Handlungsraumes für Staat, Länder 
und Kommunen - mit 25% der Ein- 
nahmen für den Schuldendienst Iäßt 
sich keine Politik mehr gestalten; 

Ausschaltung von Wechselkursri- 
siken wie 2.B. Betriebsverlagerungen 
und Währungsspekulationen. 

gemeinschaftliche Geldpolitik in 
Europa als Rückgewinnung von 
geldpolitischer Souveränität. 

Zweifelsohne hat aber die Wäh- 
rungsunion eine Schlagseite. Sie ist 
allein auf Geldwertstabilität ausge- 
richtet. Insofern sind Ergänzungen 
nötig, um die positiven Effekte der 
Währungsunion auch in mehr Be- 
schäftigung umzusetzen. Die derzei- 
tige ~rgumentation der Bundesregie- 
rung jedoch, das Erreichen der Kon- 
vergenzkriterien für eine rigorose 
Sparpolitik und den Abbau des Sozi- 
alstaates verantwortlich zu machen, 
muß als Mißbrauch entlarvt werden. 
Der Vertrag von Maastricht schreibt 
eben gerade keine restriktive Fiskal- 
politik mit negativen Konjunkturwir- 
kungen vor, sondern Iäßt den Natio- 
nalstaaten die notwendige Flexibilität 
(Steuererhöhungen, Steuerumvertei- 
lungen, Kürzungen beim Rüstungs- 
haushalt, usw.). Eine notwendige 
Stärkung der Binnennachfrage in der 
Bundesrepublik durch eine Umvertei- 
lung des Reichtums ist durchaus im 

EUROPA UND DIE LINKE 

Rahmen der WWU möglich und al- 
lein eine Frage der politischen Gestal- 
tung in der Bundesrepublik. 

Zudem Iäßt der Vertrag bei den 
Verschuldungskriterien explizit einen 
Beurteilungsspielraum. So kann ein 
Land sich auch dann für die Wäh- 
rungsunion qualifizieren, wenn sein 
aktuelles Budgetdefizit zwar die 
Obergrenze überschreitet, die Quote 
aber ,,erheblich und laufend zurück- 
gegangen" ist und ,,in der Nähe des 
Referenzwertes" liegt. Diesen Spiel- 
raum gilt es zu nutzen, es ist völlig 
absurd, an der Frage 2,9% Neuver- 
schuldung oder 3,I0/o das gesamte 
Projekt scheitern lassen zu wollen. 
Europa darf sich nicht allein auf- 
grund konservativer Ideologie ka- 
puttsparen. Der Mißbrauch des 
EURO für eine konservative Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik muß ge- 
stoppt werden. 

4) Schlagseite der Währungs- 
union beseitigen 
Von verschiedenen Seiten wird ge- 
gen die Währungsunion oder für 
eine Verschiebung dieser argumen- 
tiert. Sicherlich gibt es in dieser Dis- 
kussion keine Denkverbote und in 
der Tat gibt es bei der Wirtschafts- 
und Währungsunion eine Reihe von 
kritischen und offenen Fragen. Aber 
dann kann es doch nur die Aufgabe 
von fortschrittlichen Menschen sein, 
Anworten auf die offenen Fragen zu 
schaffen. So muß 2.B. die Wäh- 
rungspolitik der Europäischen Zen- 
tralbank natürlich in die Wirtschafts- 
politik der EU eingebunden werden 
und es bedarf einer europäischen 
Wirtschafts- und Sozialpolitik. Aller- 
dings kann es sich hierbei nicht um 
eine Stärkung des Ministerrates han- 
deln. Die ,,Wirtschaftsregierung" 
kann nur durch eine in den Kompe- 
tenzen erweiterte EU-Kommission 
ausgestaltet werden, deren Politik 
natürlich in das parlamentarische 
Verfahren und damit unter demo- 
kratische Kontrolle gehört. 

Mi t  dem Beschäftigungskapitel 
im neuen Amsterdamer Vertrag ist 
eine Basis für ein abgestimmtes Han- 
deln in der Beschäftigungspolitik ge- 
legt. Auch müssen die finanziellen 
Auswirkungen der Währungsunion 
auf den Haushalt der EU schärfer 
überprüft werden und eine Reform 
der Einnahmen- und Ausgabenpoli- 
tik der EU rnuß gestaltet werden. In 
der Erkenntnis der Notwendigkeit ei- 
ner europäischen Wirtschafts-, Sozi- 
al- und Beschäftigungspolitik ist es 
trotz aller Kritik an der vorherrschen- 

ARBEIT - ZEIT UND GELD 

schen Arbeitnehmerlnnen 1996 ge- 
leistet. Das entspricht bei einer 
~urchschnittsjahresarbeitszeit im 
Jahr 1996 von 151 9 Stunden pro 
Beschäftigten (Ost: 1593, West: 
1502) rein rechnerisch rund 
1 . I  85.000 Arbeitsplätzen. Müßte 
jede Überstunde strikt mit  Freizeit 
abgegolten werden und zieht man 
Produktivitätseffekte bei einem 
Überstundenabbau ab, könnten si- 
cher zwischen einem Drittel und der 
Hälfte des Volumens Beschäfti- 
gungseffekte zeigen -also zwischen 
400.000 und 600.000 Arbeitsplätze 
geschaffen werden. Allerdings wäre 
dies eine Arbeitszeitverkürzung 
ohne jeden Lohnausgleich, die des- 
wegen innerbetrieblich kompensiert 
werden oder schrittweise erfolgen 
müßte. 
2. Die Kampfkraft der Gewerk- 
schaften stärken 
Die Streikfähigkeit der Gewerkschaf- 
ten muß verbessert werden, indem 
die alte Fassung des 5 116 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes wiederher- 
gestellt wird. Der gesetzliche Kündi- 
gungsschutz muß ebenfalls massiv 
verbessert werden. 
3. Änderung der Instrumente der 
Arbeitsförderung 
Der Vorschlag der IG Metall nach 
Einführung der 32-Stundenwoche 
(Reduzierung um drei Stunden ge- 
genüber der geltenden 35-Stunden- 
woche in der Metallindustrie und Fi- 
nanzierung durch die Drittelparität) 
und entsprechende AZV in anderen 
Wirtschaftsbereichen wird durch 
eine entsprechende Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes abgesi- 
chert. 
4. Ein deutsches ,, Robien-Gesetz" 
5. Arbeitszeitorientierte Steuerpo- 
l it ik 
Michel Rocard hat aktuell in Frank- 
reich ein Modell vorgeschlagen, wo- 
nach die Sozialabgaben bei 30 Stun- 
den Arbeit um ein Drittel gesenkt, 
bei mehr Arbeit um ein Drittel er- 
höht werden. Auch hier könnte in 
der Bundesrepublik ähnlich vorge- 
gangen werden: die Lohnnebenko- 
sten unterliegen einer arbeitszeitab- 
hängigen Progression. D.h. jede 
Stunde über einem bestimmten Ar- 
beitszeitpensum (z.B. orientiert an 
der Halbtagsarbeit einer 17- oder 
15-Stundenwoche) wird stärker und 
progressiv belastet, darunter gilt das 
Umgekehrte. Die Berechnung rnuß 
je Erwerbstätigen erfolgen, damit 
nicht mehrere gleichzeitige Teilzeit- 
arbeitsverhältnisse günstiger als ein 
arbeitszeitreduziertes Vollzeitarbeits- 

verhältnis sind. Die Leistungsansprü- 
che sollen sich aber weiterhin nach 
den Normalsätzen berechnen. Das 
Verfahren belastet Arbeitgeberlnnen 
und Arbeitnehmerlnnen gleich und 
fördert AZV und entlastet gleichzei- 
t ig diverse Formen von ,,TeilzeitU. 
Insgesamt würde so ein marktwirt- 
schaftliches Interesse an AZV stimu- 
liert. Und verteilungsneutral umsetz- 
bar wäre dieses Vorgehen ebenfalls. 
6. Qualifikationsförderung m i t  
AZV verbinden 
Staatliche Förderung von Weiterbil- 
dung und Qualifikation in bezahl- 
tem wie unbezahltem UrlaubIFrei- 
stellung oder von ,,SabbaticalsU, wo- 
bei mindestens die Sozialabgaben 
von der öffentlichen Hand über- 
nommen werden und der Anspruch 
auf Rückkehr auf den Arbeitsplatz 
erhalten bleibt. 

Die Vorteile der vorgeschlage- 
nen Modelle 

Ein sehr hoher Selbstfinanzie- 
rungseffekt der Förderung von M V  
über die Einsparungen bei den fiska- 
lischen Kosten der Arbeitslosigkeit 
ist vorhanden. Auf eine Berechnung 
des notwendigen und möglichen Fi- 
nanzierungspotentials muß hier je- 
doch verzichtet werden. 

Ohne massive Arbeitszeitverkür- 
zung wird es nie mehr so etwas wie 
Vollbeschäftigung geben können. 
Wer dies verschweigt, täuscht sich 
oder die Öffentlichkeit. Notwendig 
ist eine integrale Vollbeschäfti- 
gungspolitik, die Wachstumsförde- 
rung, Strukturwandel, Qualifikation 
und Bildung, Einrichtung öffentli- 
cher Beschäftigung und AZV kombi- 
niert. Rechnerisch könnten bei einer 
1 O%igen AZV bei einem Arbeitsvolu- 
men (1995) von 44.41 3 Millionen 
Arbeitsstunden (West; Ost: 10.714) 
in der Gesamtwirtschaft und 1561 
bzw. 1670 Durchschnittsarbeits- 
stunden pro Beschäftigten etwa 3.5 
Millionen Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Je nach Umsetzung der 
AZV wären das real 1.7 bis etwa 2,5 
Millionen Beschäftigte mehr. Die 
Einführung der 30-Stundenwoche in 
der Wirtschaft käme grob einer 
2O%igen AZV gleich und würde real 
3,5 bis 5 Millionen Arbeitsplätze neu 
schaffen. 

MV-Modelle haben über die Be- 
schäftigungswirksamkeit hinaus 
noch vier Vorzüge: Sie erleichtern 
die partnerschaftliche Teilung der 
Erwerbs- und Reproduktionsarbeit 
zwischen den Geschlechtern bzw. 
Lebenspartnern, sie könnten ein Bei- 

trag zur Humanisierung der Arbeit 
sein, sie schaffen Möglichkeiten zu 
Muße, Kreativität und politischer 
Teilhabe und fördern die Entwick- 
lung eines nachhaltigen und huma- 
nen Zukunftsmodells von Arbeit. 
Ohne radikale AZV verblieben gera- 
de die fortgeschrittenen Debatten 
und Perspektiven einer Feminisie- 
rung der Gesellschaft bzw. einer 
,,doppelten Umverteilung" ohne 
entscheidenden Hebel. 

Auch unter Bedingungen der 
,,Globalisierung" ist diese Form der 
Beschäftigungspolitik machbar und 
finanzierbar. 

Ein ernstes Problem bei offensi- 
ven und defensiven (zur Abwehr von 
Entlassungen) betriebenen tarifli- 
chen AZV war die schwierige organi- 
satorische und rechtliche Sicherstel- 
lung tatsächlicher Neubeschäfti- 
gung bzw. Beschäftigungssiche- 
rung. Diese Probleme werden bei 
staatlicher Intervention und durch 
eine Bundesgesetzlichkeit verein- 
facht. Die Absicherung von Beschäf- 
tigungseffekten steigt. 

Das Tarifvertragssystem würde 
nicht etwa geschwächt durch staat- 
liche ,,Einmischung". Im Gegenteil, 
die Existenz der Flächentarifverträge 
würde gestärkt. 

Wenn die Lohnsubvention be- 
reits als wirksames Instrument zur 
Schaffung von Beschäftigung auch 
vom Arbeitgeberlager diskutiert, an- 
erkannt, ja gar gefordert wird, Iäßt 
sich eine AZV-Subvention schwerer 
ablehnen. Gleichzeitig teilt das AZV- 
Subventionsmodell aber nicht die er- 
heblichen Nachteile von Lohnsub- 
ventionen. Es kann nicht zu Lohn- 
dumping, Mißbrauch, Mitnahmeef- 
fekten und Billigarbeitförderung 
kommen. 

Über die Gestaltung der Finan- 
zierung Iäßt sich der Verteilungs- 
spielraum für AZV mit Lohnaus- 
gleich einerseits erweitern im Sinne 
einer Vergrößerung des ,,Kuchensn - 
Nutzung brachliegender Mittel, bes- 
sere Verteilung sowie generell Zu- 
satzmittel - andererseits lassen sich 
aber auch kurzfristig und perspekti- 
visch auch mittel- und langfristig 
umverteilungspolitische Effekte er- 
zielen (Belastung hoher Privatvermö- 
gen und Einbeziehung der Banken- 
und Wirtschaftsvermögen und Ge- 
winne). Die gesamtökonomisch 
nachteiligen Nachfrageausfälle kön- 
nen vermieden werden durch opti- 
mierte Finanzierungsmixturen, und 
mittelfristig durch ein Ansteigen der 
Löhne. Schon der alte sozialdemo- 

Zu den Merkwürdig- 
keiten der deut- 
schen Debatte 
gehört, daß anden  
als in Frankreich 
niemand über die 
einfachste Variante 
einer administrati- 
ven Flankierung von 
AZV nachzudenken 
scheint - ein neues 
Arbeitszeitgesetz. 
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Subventionsleistun- 
gen für AZV stellen 

gewissermaßen eine 
Kombination aus 

den Subventionsvor- 
schlägen des einen 
Teils der Linken mi t  
der Erwerbsarbeits- 

orientierung des 
anderen Teiles dar. 

Wenn AZV finanziert wird, verteilen 
sich die Arbeitsplätze, d.h. steigt die 
Beschäftigung bei gleichem Arbeitsvo- 
lumen. Das Niveau der Gesamtarbeits- 
zeit bleibt gleich und daher werden 
gleichzeitig vorhandene Arbeitsplätze 
gesichert. Eine reine Lohnsubventio- 
nierung von Arbeitsplätzen soll dem- 
gegenüber das Arbeitsvolumen bzw. 
die Gesamtarbeitszeit erhöhen und 
Iäßt das Niveau der individuellen Ar- 
beitszeit gleich, verspielt also mögli- 
che Verteilungseffekte bzw. bleibt in 
der Schere der permanenten Produkti- 
vitätsfortschritte, die ohne erhebliches 
Wachstum oder entsprechende AZV 
stets zum Abbau von Beschäftigung 
führt. 

Beispiele existierender staatlich 
finanzierter Arbeitszeitverkür- 
zungsmodelle 
Ohne daß es als das bezeichnet 
wird, was es real ist, existiert bereits 
eine ~ i e l f a l t  faktischer staatlicher 
Subventionierungen von Arbeitszeit- 
verkürzungen. Zu nennen wären 
(mittlerweile gekürzt oder abge- 
schafft) Altersteilzeit, Frühverren- 
tungen, Kurzarbeitergeld, Schlecht- 
wettergeld. Auch Arbeitslosengeld 
und -hilfe, zum Teil Sozialhilfe sind 
in gewisser Weise zynische Förde- 
rung von AZV - nämlich auf Null mit 
Teillohnausgleich und ohne jede Be- 
schäftigungswirkung. 
Robien-Gesetz in Frankreich 
Im August 1996 trat in Frankreich 
das nach seinem Schöpfer, dem libe- 
raikonservativen (!) UDF-Abgeord- 
neten Gilles de Robien benannte 
,,Gesetz de Robien" in Kraft. In sei- 
ner ,,offensivenn Variante sieht das 
Gesetz eine Subventionierung von 
AZV bei der Schaffung neuer Stellen 
vor: Einem Unternehmen, das die 
Arbeitszeit u m  10% senkt und für 
mindestens 2 Jahre 10% mehr Be- 
schäftigte neu einstellt, wird vom 
Staat im Ausgleich für 7 Jahre ein 
Anteil der Sozialabgaben für die Be- 
schäftigten erlassen. Im ersten Jahr 
beträgt die Entlastung 4O0/0 des Ar- 
beitgeberanteils, danach 30%. Nach 
Schätzungen subventioniert der 
Staat dadurch jeden neuen Arbeits- 
platz mit  umgerechnet rund 23.700 
DM (FAZ 29.1 0.96; Wirtschaftswo- 
che 12/97), was verglichen mit den 
hiesigen Kosten allein für die Finan- 
zierung eines einzelnen Arbeitslosen 
nicht dramatisch erscheint. Viele Be- 
obachter gehen in Frankreich von ei- 
ner weitgehenden Selbstfinanzie- 
rung des Gesetzes aus, da das Auf- 
kommen späterer Beitragszahler die 

Ausgaben für das Gesetz ausglei- 
chen könnten. 

Bislang haben über 200 Unter- 
nehmen in Frankreich das Gesetz 
angewendet - allerdings auch in ei- 
ner ,,defensivenu Variante, wo über 
AZV und Subventionierung lediglich 
Entlassungen verhindert werden 
konnten. So geschehen 2.B. bei dem 
Großunternehmen Moulinex, wo 
750 Arbeitsplätze gerettet werden 
konnten. Mittlerweile gerät das Ge- 
setz beim Unternehmerlager unter 
Beschuß, nicht etwa weil es wir- 
kungslos wäre, sondern gerade we- 
gen der Wirksamkeit. Die Unterneh- 
mer befürchten neben den langfri- 
stigen Kosten insbesondere, daß die 
Löhne zu sehr steigen könnten. 
Hony soit qui mal y pense. Erstaunli- 
cherweise wurde dieses Gesetz in 
der Bundesrepublik bisher von kei- 
ner Seite beachtet und diskutiert. 
Das sollte sich dringend ändern. 
Ansätze in der Bundesrepublik 
Erstmalig kamen in der Bundesrepu- 
blik immerhin ähnliche Überlegun- 
gen auf, als das spätere W-Mode l l  
verhandelt wurde. Zahlungen der 
Bundesanstalt für Arbeit sollten die 
Umsetzung erleichtern. Natürlich 
kam es nicht dazu und die Beleg- 
schaft mußte die ,,Solidarität in einer 
Firma" selbst bezahlen. 
AZV-Subvention statt  Lohnsub- 
ventionen 
Alle beschäftigungspolitisch ange- 
legten Lohnsubventionierungsmo- 
delle - jüngst wurde von der SPD- 
Bundestagsfraktion die vollständige 
Entlastung von Sozialabgaben für 
,,einfachen Arbeitsplätze vorgeschla- 
gen - sind systematisch Finanzie- 
rung von Arbeit - ohne daß das Ar- 
beitszeitinstrument genutzt würde. 
Sie teilen jedoch die erheblichen 
Mängel der Lohnsubvention (Mit- 
nahmeeffekte, Lohndumping), ohne 
die Vorteile der AZV zu nutzen. Lo- 
gisch wäre jedoch immerhin der 
Schritt von der Finanzierung der Ar- 
beit zur Finanzierung der AZV nicht 
mehr groß. Die strittige Debatte um 
die kontroversen und z.T. wenig hilf- 
reichen Vorschläge eines Bürgergel- 
des, einer Negativsteuer (Fritz 
Scharpf) oder eines garantierten 
(zweiten, staatlichen) Grundeinkom- 
mens oder eines erwerbsbezogenen 
,,zweiten Schecks", wie ihn Andre 
Gorz vorschlug, könnte einen ent- 
scheidenden Schritt weitergebracht 
bzw. aufgelöst werden, wenn man 
statt Lohn- oder Sozialsubventionen 
AZV-Subventionen diskutieren wür- 
de. Subventionsleistungen für AZV 
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stellen gewissermaßen eine Kombi- 
nation aus den Subventionsvorschlä- 
gen des einen Teils der Linken mit 
der Erwerbsarbeitsorientierung des 
anderen Teiles dar. Sie könnten weit 
akzeptabler sein, da sie die Mängel 
der reinen Subventions- und Ersatz- 
leistungsmodelle nicht aufweisen. 

Vorschlag eines Maßnahmenpa- 
ketes staatlich flankierter AZV 
Nachfolgend sollen einige Modell- 
elemente skizziert werden, die AZV 
und Vollbeschäftigungspolitik wei- 
terbringen könnten. Die Einzelmaß- 
nahmen schließen sich nicht aus, 
sondern ergänzen einander bzw. 
verstärken die Gesamtwirkung: 
7 .  Ein neues Arbeitszeitgesetz 
Zu den Merkwürdigkeiten der deut- 
schen Debatte gehört, daß anders 
als in Frankreich niemand über die 
einfachste Variante einer admini- 
strativen Flankierung von AZV nach- 
zudenken scheint - ein neues Ar- 
beitszeitgesetz. Das gültige, von der 
Bundesregierung . 1994 novellierte 
Arbeitszeitgesetz bietet den Rahmen 
für Arbeitszeitverlängerungen. Er- 
laubt wurde nicht nur die 48-Stun- 
denwoche mit einer täglichen Ar- 
beitszeit von 8 Stunden, sondern 
auch die 60-Stundenwoche mit ei- 
ner täglichen Arbeitszeit von 10 
Stunden innerhalb eines halbjährli- 
chen Ausgleichszeitraumes. 

Ein neues Arbeitszeitgesetz müß- 
te demgegenüber eine mittelfristige 
Rahmenbedingung für AZV bieten. 
Ein neues AZG könnte die 37-Stun- 
denwoche ab sofort festschreiben, 
die 35-Stundenwoche ab dem Jahr 
2000 und die 30-Stundenwoche ab 
2005 als Regel-Wochenarbeitszeit 
einer Vollzeitbeschäftigung. Dies 
würde durchaus verteilungspolitisch 
neutral erfolgen können - ganz in 
Anlehnung an die strukturell ähnli- 
chen Debatten um eine Öko- 
(be)steuerung der Ökonomie. Die 
Definitionsgrenzen für Teilzeitarbeit 
würden angepaßt. Sozialversiche- 
rungsfreie Arbeit dürfte es nicht 
mehr geben (geringfügige Beschäf- 
tigung etc.) Die Höchstgrenze für 
Überstunden könnte z.B. bei 5 Stun- 
den über der Wochenarbeitszeit lie- 
gen. Überstunden müßten grund- 
sätzlich durch Freizeit ausgeglichen 
werden. - Auf eineIn Arbeitnehme- 
rin entfielen 1996 durchschnittlich 
62.1 Stunden (Ost: 42.0; 1995: 69 
bzw. 48,3 Stunden), was 4, l  % 
( I  995: 4,6; Ost: 2,6/3,0) des Ar- 
beitsvolumens entspricht. 1,8 Milli- 
arden Überstunden haben die deut- 
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den konservativen Wirtschaftspolitik 
schlicht unredlich, auf nationale 
Handlungsoptionen zu setzen, son- 
dern wir müssen die Schlagseite des 
Europrojektes beseitigen. Heute ver- 
fügt kein Staat in Europa mehr allein 
über die Instrumente, um Kapital- 
ströme und Ressourcentransfers zu 
regulieren, Marktmacht zu begren- 
zen, Arbeitslosigkeit zu bekämpfen 
und soziale Gerechtigkeit zu sichern. 
Und kein Staat ist in Europa souve- 
rän genug, allein die natürlichen Le- 
bensgrundlagen seiner Bürgerinnen 
und Bürger zu schützen. Jetzt den 
Sprengsatz legen zu wollen, ließe in 
der Tat den europäischen Integrati- 
onsprozeß versanden und wahr- 
scheinlich scheitern. 

Es zeigt sich, daß es außer der 
EU keine auch nur in Ansätzen er- 
kennbaren politischen oder gesell- 
schaftlichen Institutionen gibt, die 
gestaltend eingreifen können. Es ist 
auch völlig unwahrscheinlich, jen- 
seits der EU auf absehbare Zeit alter- 
native Eingriffsmöglichkeiten schaf- 
fen zu wollen. Durch die EU können 
politische Handlungsspielräume zu- 
rückgewonnen werden, über die 
derzeit keiner der westeuropäischen 
Nationalstaaten allein verfügt und 
auch nach einem möglichen Aufge- 
ben von Maastricht nicht verfügen 
würde. Mi t  einer stärkeren Beto- 
nung der jeweiligen nationalen In- 
teressen würde die EU, auch wenn 
sie formal weiterbestehen würde, 
ausgehöhlt. Bestimmend würden 
zumindest zuerst die ökonomisch 
stärksten Staaten. Rücksichtsloses 
Konkurrieren gegen den europäi- 
schen Nachbarn wäre die Konse- 
quenz. Dann hätte wirklich die Öko- 
nomie über die Politik gesiegt. 

5) Ansatzpunkte für fortschritt- 
liches Handeln in der EU nach 
Amsterdam 
Das Kräfteparallelogramm in der EU 
ist nicht für alle Zeit festbetoniert, so 
daß Veränderungen im Sinne einer 
fortschrittlichen Politik nicht möglich 
wären. Im Gegenteil, Bewegung ist 
vorhanden. In den letzten Monaten 
ist das dominierende Modell einer 
konservativen Deregulierung von der 
europäischen Bühne geworfen wor- 
den. Die Diskussion über Möglichkei- 
ten der Gestaltung ist wieder offen. 
Die Veränderung der Agenda wurde 
auch auf dem Amsterdamer Gipfel 
deutlich. Unversehens stand die Bun- 
desregierung als alleiniger Bremser 
da und konnte ihre Vorstellung eines 
deregulierten Währungsraumes im 

Stile deutscher Großmannssucht 
eben nicht mehr durchsetzen. Der 
Amsterdamer Vertrag hat - zumin- 
dest was die hier diskutierten Politik- 
bereiche der Wirtschafts- und Be- 
schäftigungspolitik betrifft - zentrale 
Eckpunkte festgeschrieben. Dies 
kann der Ausgangspunkt einer ersten 
Etappe hin zu einem neuen europäi- 
schen Weg sein. Konkrete Ansatz- 
punkte und Handlungsnotwendig- 
keiten liegen in vier Bereichen: 

I. ~eschäftigungspolitik 
Das zentrale Problem der Massenar- 
beitslosigkeit überlagert zunehmend 
andere Politikbereiche und entfaltet 
einen zunehmenden Leidensdruck 
bei allen Handelnden. Es geht dar- 
um, den Tendenzen des gegenseiti- 
gen Ausspielens (Staat gegen Staat, 
Beschäftigte gegen Arbeitslose) ent- 
gegenzuwirken und Reformschritte 
anzugehen. Dazu gehören: 

Beschäftigungspolitik ist nun 
prioritär im EU-Vertrag verankert 
und ein bindender Prozeß der Koor- 
dinierung mit der Politik der Mit- 
gliedstaaten muß eingerichtet wer- 
den. Die Ausgestaltung dieses An- 
satzes im Rahmen des Luxemburger 
Beschäftigungsgipfels im Oktober ist 
dabei von großer Bedeutung. 

Eine wirksame Besteuerung von 
Spekulationsgewinnen und eine ver- 
besserte Kontrolle von bilanzunwirk- 
Samen Geschäften (Terminmarktge- 
schäfte, Derivatgeschäfte). So ist die 
Diskussion über eine Devisenumsatz- 
steuer (Tobin-Steuer) wieder akti- 
viert worden. Das Austrocknen von 
Steueroasen, ein Stop des Steuer- 
wettbewerbs nach unten, eine Har- 
monisierung und beschäftigungsför- 
dernde Gestaltung der Steuerpolitik 
müssen verabredet werden, um In- 
vestitionen zu ermöglichen. 

Ein gewichtiger Schlüssel liegt in 
der Arbeitszeitpolitik, denn nur mit 
einer radikalen Arbeitszeitverkür- 
zung und Neustrukturierung der Ar- 
beitsverhältnisse kann Erwerbsarbeit 
in Europa so umverteilt werden, daß 
die Massenarbeitslosigkeit beseitigt 
wird. Der Weg der IG Metall ist ge- 
nau der richtige. 

Rahmenbedingungen für die teil- 
weise subventionierte Arbeit gilt es 
zu schaffen (vgl. das Modell der so- 
zialen Betriebe in Niedersachsen). 

II. Soziale Rechte durch Nutzung 
der Einbeziehung und Erweite- 
rung des Sozialprotokolls 
Eine EU mit einheitlicher Währung 
und mit einem freien Binnenmarkt 

erhöht den Druck auf Löhne und Ar- 
beitsbeziehungen. Wir brauchen da- 
her europäische Regelungen für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer, z.B.: 

Ermöglichung grenzüberschrei- 
tender Tarifverträge 

Ermöglichung grenzüberschrei- 
tendem Koalitions- und Streikrecht 

Absicherung von sog. atypischen 
Arbeitsverhältnissen 

III. Ökologische Runderneue- 
rung 
Alle Studien zeigen, daß Umwelt- 
schutz Beschäftigung schafft. Inzwi- 
schen sind allein 2,7% aller Beschäf- 
tigten in Deutschland in diesem Be- 
reich tätig. Hier gibt es Wachstums- 
raten von 5.5 - 8%. Daher muß: 

die Umweltgesetzgebung zur 
Förderung entsprechender Waren 
und Dienstleistungen weiter entwik- 
kelt werden; 

es ein europäisches Investitions- 
Programm für eine zukunftsfähige 
Entwicklung zur Erneuerung der In- 
frastruktur geben; 

eine Konzentration der Mittel 
des Strukturfonds auf den Bereich 
,,Arbeit und Umwelt" stattfinden. 

Das Kräfieparallelo- 
gramm in der EU ist 
nicht für alle Zeit 
festbetoniert, so 
daß Veränderungen 
i m  Sinne einer 
fortschrittlichen 
Politik nicht möglich 
wären. 
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Etappe Amsterdam 
Die wichtigsten Ergebnisse der EU-Regierungskonferenz 1997 in Amster- 
dam: 

positiv: 
Stärkung der demokratischen Basis der Gesetzgebung 

- 23 neue Gesetzgebungsbereiche der Mitentscheidung des EP 
(2.B. Beschäftigung, Umweltschutz, Gleichberechtigung, For- 
schung) 

- Vereinfachung und größere Transparenz durch Reduzierung der 
Anzahl der Gesetzgebungsverfahren 

- leichte Ausweitung der Mehrheitsabstimmung im Rat 
- Wahl des Kommissionspräsidenten durch das EP 

Beschäftigungskapitel im Vertrag 
Integration des Sozialprotokolls 
Garantie von Menschenrechten mit gerichtlicher Kontrolle 
durch das EuGH 
Anti-Diskriminierungsartikel 
Verankerung des Prinzips der nachhaltigen Entwicklung in  al- 
len Bereichen 
Erste Überführung in die Gemeinschaftszuständigkeit im Be- 
reich der Justiz- und Innenpolitik (Asyl, Einwanderung, Zusam- 
menarbeit der Justiz, Schengener Abkommen) 

negativ: 
Stimmengewichtung im Rat bleibt unverändert 
Struktur der Kommission bleibt unverändert 
Agrarausgaben bleiben unverändert 
Bei Justiz- und Innenpolitik hat EP nur Anhörungsrecht und 

- Einstimmigkeit im Rat ist nötig 
Keine qualitative Verbesserung in der Außen- und Rechtspolitik 

IV. lnnovationsforderung 
Beschäftigung entsteht durch eine 
Weiterentwicklung der innovativen 
Potentiale in Europa. Konservative 
trocknen die Innovationsförderung 
aus. Forschungsgelder werden ge- 
strichen, Bildungsangebote versan- 
den. Dagegen muß es gehen: 

um eine ausgeweitete und er- 
neuerte Forschungsförderung, die in 
gesellschaftlich notwendigen Berei- 

lnsofern ist völlig chen neue lmpuls,e gibt und die 
klar, daß Amster- technologischen Stärken Europas 

dam in der Tat nur weiter nach vorne bringt, wie z. B. 
eine Etappe war und bei den neuen Werkstoffen, der Um- 
die nächste Reform- welttechnologie, der Biotechnologie 

konferenz bald und den Anwendungen der Infor- 
einzuläuten ist. mations- und Kommunikationstech- 

nologien; 
um einen breiten Fächer der Aus- 

und Weiterbildung in Europa durch 
die Europäische Union und die Mit- 
gliedstaaten. 

In diesen vier Bereichen sind mit 
dem Amsterdamer Vertrag qualita- 
tive Verbesserungen verbunden. In- 
sofern sollte der Prozeß der Ratifi- 
zierung möglichst rasch geschehen 
und auch nicht in Frage gestellt 
werden, wohlwissend, daß die Ge- 
samtschau des Amsterdamer Gip- 
fels nicht so positiv ausfällt. ,,Zwei 
Schritte vor, einen zurück" mag 

eine Gewichtung des Ergebnisses 
andeuten. Klar ist, daß mit dem er- 
zielten Amsterdamer Vertrag keine 
Erweiterung der EU möglich ist, 
und klar ist auch, daß in den Berei- 
chen Innen- und Rechtspolitik eine 
demokratische Basis fehlt. Insofern 
ist völlig klar, daß Amsterdam in der 
Tat nur eine Etappe war und die 
nächste Reformkonferenz bald ein- 
zuläuten ist. 

6) Bündnis für ein soziales 
Europa: Der Pakt für Beschäfti- 
gung 
Die Strategie fortschrittlicher Men- 
schen kann nur auf breite Bündnis- 
se in der Bevölkerung und der Poli- 
t ik setzen. So waren die Konventi- 
on für Vollbeschäftigung in Europa 
im Mai 1997, der Aktionstag der 
europäischen Gewerkschaften am 
28. Mai 1997 oder der Übergrei- 
fende Aufruf zum Arbeitslosen- 
marsch im Juni 1997 Ansatzpunk- 
te. Zudem müssen die Gewerk- 
schaften, die sich gegenüber der 
Schieflage der Währungsunion zu- 
nehmend kritisch zeigen, auf euro- 
päischer Ebene gestärkt werden. 
Die Auseinandersetzungen u m  die 
Schließung eines Renault-Werkes 
in  Belgien zeigen die Notwendig- 
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keit einer starken gewerkschaftli- 
chen Vertretung in Europa und zei- 
gen auch die Möglichkeiten hier- 
für. Im ökologischen Bereich exi- 
stieren europaweit verschiedene 
Netzwerke von Nichtregierungsor- 
ganisationen, die als Bündnispart- 
ner in einem Projekt der Zähmung 
der ungezügelten Marktkräfte ge- 
wonnen werden können. 

Es gilt, diesen ,,Pakt für Be- 
schäftigung in Europa" zu stärken 
und deutlich ein Gegengewicht zu 
sogenannten Stabilitätspakten u.ä. 
in  der öffentlichen Darstellung zu 
formulieren. Die Bewegung in  der 
Diskussion in Europa darf nicht nur 
beobachtet werden. Fortschritt ist 
nur zu erzielen, wenn wir uns auf 
den Weg nach Europa machen. 
Warum 2.B. kann es nicht möglich 
sein, die auf der ersten Europäi- 
schen Konferenz für Vollbeschäfti- 
gung in  Brüssel verabschiedete Er- 
klärung als Minimalkonsens für ge- 
meinsames Handeln fortschrittli- 
cher Kräfte in Europa zu nutzen, 
w o  doch gerade bei der Ent- 
stehung verschiedene gesellschaft- 
liche Gruppen, Gewerkschaften, 
Sozialdemokraten, G~üne, Kom- 
munisten aus der EU mitgewirkt 
haben? 

Kritische Menschen sollten zu- 
dem in den fortschrittlichen Partei- 
en und Gewerkschaften die Positi- 
on: ,,Zustimmung zur Währungs- 
union, wenn entsprechende Aus- 
gestaltung und Ergänzung durch- 
gesetzt ist" verankern. Die Position 
des DGB-Bundesvorstandes vom 
8.4.97 zeigt in die richtige Rich- 
tung. Auch im Bereich der Europa- 
politik muß die Trennlinie zu den 
Konservativen in  der Bundesrepu- 
blik deutlich werden. Die ideologi- 
sche Borniertheit der Bundesregie- 
rung ist sowohl für die Bundesre- 
publik als auch für Europa ein Aus- 
laufmodell. Zwar gibt es schon 
jetzt 9 von 15 sozialdemokratische 
Regierungschefs und drei weitere 
Regierungsbeteiligungen, aber 
dies allein ist sicherlich kein Garant 
für eine fortschrittliche Weiterent- 
wicklung des europäischen Projek- 
tes (aber sicherlich auch kein son- 
derlicher Hinderungsgrund). Die 
politische Realität hat sich verän- 
dert. Eine sozialdemokratische ge- 
führte Bundesregierung würde si- 
cherlich noch ein weiterer wichti- 
ger Baustein sein. Aber ein sich 
entwickelndes Europa fällt nicht 
vom Himmel. Unser Europa ist das, 
was wir draus machen. spni 
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Arbeitnehmerlnnen, 1 Stunde durch 
die Bundesanstalt für Arbeit). Die IG 
Metall hatte für Ostdeutschland aus- 
gerechnet, daß die Bundesanstalt 
für Lotinkostenzuschüsse für 33000 
Beschäftigte 500 Millionen DM aus- 
geben müßte, gleichzeitig aber eine 
Milliarde DM an Lohnersatzleistun- 
gen sparen könnte. Der Gedanke der 
Drittelparität bei der Finanzierung 
von AZV ist nunmehr wiedergekehrt 
und enthält als strategisch neues 
Element die Einbeziehung des Staa- 
tes in die Tarifpolitik, insbesondere 
als Unterstützung für AZV und als 
Garant für einen Teil des Lohnaus- 
gleiches. 

Wichtig ist, den strategischen 
Hintergrund des Vorschlages richtig 
einzuordnen. Aus Sicht einer herge- 
brachten Forderung nach ,,vollemn 
Lohnausgleich ist der Ansatz gleich- 
sam ein Tabubruch. Aus Sicht einer 
realistischen Bewertung der bisheri- 
gen Strategien und Ergebnisse ge- 
werkschaftlicher Tarifpolitik jedoch 
ist der Vorschlag zunächst lediglich 
eine erzwungene Anpassung an die 
Realität und damit auch nicht mit 
dem Mobilisierungsnachteil über- 
höhter Erwartungen belastet.. Er ist 
ironischerweise noch relativ pfiffig, 
da ja - weil der ,,volle Lohnaus- 
gleich" nie allzu präzise definiert 
war, lediglich eine nie umgesetzte 
Maximalposition gegen eine Realpo- 
sition unter dem Titel teilweiser 
Lohnausgleich getauscht wurde, 
und nun die Tarifpolitik unter den 
gleichen Verteilungsgegebenheiten 
aber mit  mehr politischem Druck 
und ohne reales zusätzliches Opfer 
fortgesetzt werden könnte. 

Um diese Einschätzung nachzu- 
vollziehen, muß man sich vergegen- 
wärtigen, was AZV und Lohnaus- 
aleich eigentlich bedeuten. Beim Be- - 
griff des (vollen) Lohnausgleiches 
herrscht ein heilloses Durcheinan- 
der. Es wird meist - bewußt oder 
unbewußt - nicht unterschieden 
zwischen Nominal-, Real- und Effek- 
tiveinkommen einerseits und dem 
zur Verfügung stehenden tariflichen 
Verteilungs-,,Kuchen" (die Höhe der 
Inflationsrate, das Produktivitäts- 
wachsturn - sowie eine in den letz- 
ten Jahren in Vergessenheit gerate- 
ne Urnverteilungskornponente) an- 
dererseits. Meist ging es der gewerk- 
schaftlichen Tarifpolitik nolens vo- 
lens um die Absicherung der Nomi- 
nallöhne. D.h. die Stundenlöhne 
wurden soweit angehoben, daß mit 
Ihnen nach der AZV das nominale 
Lohneinkommen gesichert wurde. 

Faktisch mußten stets AZV mit gerin- 
geren Lohnsteigerungen bezahlt 
werden, was stets ,,Verzicht" bedeu- 
tete, bzw. ,,Solidarität in einer Klas- 
se" war und dennoch als AZV mit 
vollem Lohnausgleich bezeichnet 
werden konnte. Worum es nunmehr 
geht, ist, daß bei rascheren Schritten 
der M V  das Verteilungsvolumen 
nicht mehr für den vollen, sprich den 
Nominallohnausgleich reicht und 
eine Umverteilung zuungunsten der 
Unternehmerseite bei den derzeiti- 
gen Kräfteverhältnissen recht un- 
wahrscheinlich ist. Trotzdem soll 
AZV mit tarifpolitischen Mitteln wei- 
tergeführt werden. Die sind aller- 
dings mehrfach begrenzt: 

durch Überlastung und Über- 
frachtung, Alleinelassen der Tarifpo- 
litik, 

durch die lnteressenlage von Un- 
ternehmen (Verlust des Druckmittels 
bei Abbau der Arbeitslosigkeit) aber 
auch der Beschäftigten (der Eigen- 
nutz einer Lohnsteigerung steht ge- 
gen das objektive Interesse an Ar- 
beitsplatzsicherheit), 

durch die Begrenztheit des Ver- 
teilungsspielraumes, 

durch die Erfahrung, daß AZV zu 
Einkommenseinbußen und Arbeits- 
verdichtung geführt hat (das bedeu- 
tet psychologisch eine Motivations- 
grenze und ökonomisch eine reale 
Einkommensgrenze - bei den unte- 
ren Gruppen). 

Schließlich hat AZV ohne Ein- 
kommensausgleich (wenn die reale 
Lohnsumme nach der AZV inklusive 
neuer Beschäftigung gesunken ist) 
nachfragepolitisch kontraproduktive 
Wirkung und ruiniert die arbeits- 
marktpolitischen Effekte der AZV. 

Zuviel Last liegt also auf der Tarif- 
politik, eine gesellschaftspolitische 
Entlastung der Tarifpolitik ist gefor- 
dert, nicht nur um die Erfolgsbedin- 
gung von tarifpolitischer Beschäfti- 
gungspolitik zu verbessern, sondern 
um den Schritt zu einer integralen 
Vollbeschä ftigungspolitik zu vol lzie- 
hen, die Wachstums- und Vertei- 
lungspolitik, Tarif- und staatliche 
Gesellschaftspolitik miteinander ver- 
bindet. 

Es geht strategisch um drei nur 
gleichzeitig funktionierende Aufga- 
ben: 

einen Wiederbeginn und radi- 
kale Steigerung von AZV zu errei- 
chen 

AZV mit Lohnausgleich im Sinne 
einer Vermeidung von Nachfrage- 
ausfällen (gleichbleiben der realen 
Lohnsumme) zu vereinbaren 

den begrenzten Spielraum der 
Tarifpolitik auszuweiten im Hinblick 
auf den Verteilungsaspekt und das 
Kräfteverhältnis der Tarifparteien. 

Die Schlußfolgerung kann nur 
sein: Arbeitszeitpolitik muß weit 
stärker politisiert werden (Verant- 
wortung des politischen Systems 
und gesellschaftliche Wirkung) und 
der Staat muß strategisch intensiv 
mit  einbezogen werden. 

Eine Erweiterung des Vertei- 
lungsspielraums für radikale AZV ist 
nur durch das vollständige Aus- 
schöpfen des ,,TarifkuchensU einer- 
seits und durch zusätzliche finanziel- 
le Beteiligung von Gesellschaft und 
Staat zu erzielen. 

Der ehemalige französische Pre- 
mier Rocard hat 1996 in einem Be- 
richt des Ausschusses für soziale An- 
gelegenheiten und Beschäftigung 
des Europa-Parlamentes als einer 
der ersten auf europäischer Ebene 
darauf verwiesen, daß es die bereits 
existierenden fiskalischen Kosten der 
Arbeitslosigkeit sind, deren umge- 
widmetes Volumen den verteilungs- 
politisch neutralen Rahmen eines re- 
levanten Mitteleinsatzes für Beschäf- 
tigung definiert. 

Die Frage ist allerdings, wie die- 
ses Finanzvolumen mit staatlichen 
Instrumenten arbeitszeitpolitisch ein- 
gesetzt werden könnte. 

Für ein neues ,,Bündnis für 
Arbeit" - Arbeitszeitverkürzung 
statt Arbeitslosigkeit finan- 
zieren 
Ralf Krämer (spw 1/97) hat AZV zu 
Recht als Kernelement eines neuen 
,,Bündnis für Arbeit" ausgemacht. 
Seine Vorschläge gingen dahin, bei 
unteren Lohngruppen die potentiel- 
len Einbußen durch AZV durch Hil- 
fen der BA für Arbeit auszugleichen 
und Qualifizierungsmaßnahmen 
auszuweiten. Ähnliche Überlegun- 
gen wurden bereits Anfang 1996 
auf der crossover-Konferenz der 
Zeitschriften spw, Utopie kreativ 
und Andere Zeiten breiter diskutiert 
und in einer Erklärung verabschiedet 
- vgl. Eine spw Reihe 2/1996. von Modellen ist über 

diese Ansätze hinaus denkbar. Ein 
Kerngedanke ist dabei wichtig: Mitt- 
lerweile hat sich die Überzeugung 
recht weit verbreitet, daß es besser sei, 
Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finan- 
zieren. Ein wichtiger Schritt wäre wei- 
terzugehen: Arbeitszeitverkürzung 
rnuß statt Arbeitslosigkeit finanziert 
werden! Der zentrale Unterschied be- 
steht in der Verteilungswirkung. 

Arbeitszeitpolitik 
rnuß weit  stärker 
politisiert werden 
(Verantwortung des 
politischen Systems 
und gesellschaftli- 
che Wirkung) und 
der Staat muß 
strategisch intensiv 
m i t  einbezogen 
werden. 

Mittlenweile hat  sich 
die Überzeugung 
recht weit  verbrei- 
tet, daß es besser 
sei, Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit z u  
finanzieren. Ein 
wichtiger Schritt 
wäre weiterzuge- 
hen: Arbeitszeitver- 
kürzung rnuß statt 
Arbeitslosigkeit 
finanziert werden! 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 96, 1997 
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fehlt es. bei der SPD, den Grünen Maßnahme eingeschätzt werden 
und der PDS, in der Linken insge- kann, haben alle wachstumsorien- 
samt an einer realistischen, d.h. tierten Strategien (auf die sich z.B. 
durchgerechneten und zeitnahen die bisher diskutierten politischen 
Vollbeschäftigungsprogrammatik, Vorschläge der SPD hau~tsächlich 
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Neue Strategien arbeitszeitorientierter tigungspolitik zu mobilisieren und zes in der Industrie und bei hoch- 
Beschäftigungspolitik zu kämpfen. Zwar liegen einige Ele- technisierten Dienstleistunqen sehr 

von Frank Wilhelmy* 

Wachstum allein 
kann nie und 

nimmer das Arbeits- 
volumen ausrei- 

chend erhöhen, u m  
auch nur in die 

Nähe einer Vollbe- 
schäftigungsoption 

,zu gelangen. 

,,Die Überarbeit des beschäfiigten 
Teils der Arbeiterklasse schwellt die 
Reihen ihrer Reserve, während um- 
gekehrt der vermehrte Druck, den 
die letztere durch ihre Konkurrenz 
auf die erstere ausübt, diese zur 
Überarbeit und Untemverfung unter 
die Diktate des Kapitals zwingt. Die 
Verdammung eines Teils der Arbei- 
terklasse zu erzwungnem Müßig- 
gang durch Überarbeit des anderen 
Teils und umgekehrt, wird Bereiche- 
rungsmittel des einzelnen Kapitali- 
sten und beschleunigt zugleich die 
Produktion der industriellen Reserve- 
armee auf einem dem Fortschritt der 
gesellschafilichen Akkumulation 
entsprechenden Maßstab. " Kar1 
Marx: Das Kapital I, MEW 23, 5. 
665f. 

rbeitslosigkeit kostet gewalti- A ge Summen. Die fiskalischen 
Kosten der Arbeitslosigkeit 

in Deutschland liegen 1997 bei 180 
Milliarden DM. Zum Vergleich: Die 
gesamte jährliche Staatsverschul- 
dung der Bundesrepublik beträgt 
demgegenüber 138 Mrd. DM 
(1 996). Einle ,,Durchschnittsarbeits- 
lose/r" kostete 1996 im Westen ca. 
49.000 DM bei Bezug von Arbeitslo- 
sengeld, bei Arbeitslosenhilfe sind es 
40.000 DM. Irn Osten sind es jeweils 
DM 38.000/33.000. 

Während von der Bundesregie- 
rung die Arbeitslosen und nicht die 
Arbeitslosigkeit bekämpft werden, 

mente vor (vgl. den Beitrag von R. 
Krämer in diesem Heft), es existiert 
aber kein politisches Programm, daß 
die vorstellbaren Elemente addiert 
und dafür mobilisiert. Und - schlim- 
mer noch - die Addition der Pro- 
grammelemente wäre bei weitem 
nicht ausreichend. Gleichzeitig fan- 
gen führende sozialdemokratische 
Politikerlnnen damit an, sich gegen- 
seitig mit  Verabschiedungen des 
Vollbeschäftigungszieles zu überbie- 
ten: Mosdorf, Schröder, Simonis ... 

Beschäftigungspolitik fand in 
Deutschland in den letzten Jahren 
nur noch in den Tarifrunden statt, 
bzw. durch die langwierig und mit 
Streik durchgesetzte und letztlich 
mit  der Lohntüte bezahlte Gewerk- 
schaftspolitik der Arbeitszeitverkür- 
zung (MV). Und da sieht die aktuel- 
le Lage deprimierend aus: Die bishe- 
rigen tariflich vereinbarten regelmä- 
ßigen jährlichen AZV sind mittler- 
weile fast zum Stillstand gekommen. 
Während die tarifliche Wochenar- 
beitszeit West von 1984 bis 1990 im 
Schnitt um 2 Stunden und 20 Minu- 
ten (von 40 auf 37,7) reduziert wur- 
de, ging sie in den folgenden Jahren 
bis 1995 nur um weitere 20 Minu- 
ten auf 37,4 Stunden zurück. Es 
kommt noch dicker: Die nächste 
große Tarifrunde im Metallbereich, 
bei der Arbeitszeitfragen anstehen, 
findet erst 1999 statt. Vorher läuft 
also (es sei denn ,,freiwillig") nichts. 
Vielfach hat die linksalternative Öf- 
fentlichkeit diesen Umstand noch 
gar nicht richtig begriffen: Bis 1999 
wird die Massenarbeitslosigkeit im 
glücklichsten Falle stabil hoch sein 
und nicht weiter eskalieren. Denn: 
Grundsätzlich gibt es systematisch 
nur zwei Strategien der Bekämpfung 
von Arbeitslosigkeit: 

durch Wachstum der Wirtschaft 
und damit des Arbeitsvolumens - 
und 

durch Verteilung des Arbeitsvo- 
lumens (durch Steuerung des Er- 
werbspersonenpotentials und AZV 
in allen Varianten). 

- 
teuer (Kosten von einigen Hundert- 
tausend bis zu Millionen DM). Zwei- 
tens ist nicht jedes Wachstum, son- 
dern nur noch ,,nachhaltigesJ' 
Wachstum wünschenswert. Dies be- 
deutet, daß eine qualifizierte 
Wachstumspolitik generell mit nied- 
rigeren Raten rechnen müßte. Drit- 
tens schließlich müßte es trotzdem 
dauerhaft und langfristig zu Wachs- 
tumsraten höher als das Produktivi- 
tätswachstum kommen, um zur Er- 
höhung von Beschäftigung und ver- 
mittelt zum Abbau der Arbeitslosig- 
keit beizutragen. Für Deutschland 
wäre ein Mindestwachstum von 
etwa 2,5% nötig. Aktuell jedoch 
liegt das Produktivitätswachstum in 
Deutschland über dem Wirtschafts- 
wachstum! 

Nimmt man die erwähnten Re- 
striktionen zur Kenntnis, ist die 
Schlußfolgerung klar. Wachstum al- 
lein kann nie und nimmer das Ar- 
beitsvolumen ausreichend erhöhen, 
u m  auch nur in die Nähe einer Voll- 
beschäftigungsoption zu gelangen. 
Nur Arbeitszeitverkürzung - und 
zwar in radikaler Form - könnte die 
raschen Beschäftigungseffekte zei- 
gen, die für eine Vollbeschäfti- 
gungspolitik unabdinbar sind. 

Neue IG-Metall-Offensive in der 
Arbeitszeitfrage 
Der aktuelle und heftig auch inner- 
gewerkschaftlich umstrittene Vor- 
stoß des IG Metall-Chefs Zwickel auf 
dem Beschäftigungskongreß des 
DGB in Berlin, Einführung der 32- 
Stundenwoche bis 1999 und Ver- 
zicht auf vollen Lohnausgleich, hat 
eine mögliche Offensive in der Ar- 
beitszeitfrage eingeleitet. Zwickel 
knüpfte an Überlegungen eines Vor- 
schlages vom Januar 1996 für ein 
spezielles Bündnis für Arbeit Ost an. 
Damals sollte im Osten die Einfüh- 
rung der 35-Stundenwoche vorge- 
zogen werden (dort gilt immer noch 
die 38-Stundenwoche bis Ende 
1998). Damit sollten bis zu 33000 
zusätzliche Stellen qeschaffen wer- - 
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EUROPA UND DIE LINKE 

N ach dem Gipfel von Amster- 
dam stellt sich die Frage, ob 
eine Beschäftigungsorientie- 

runa der EU in der Lase ist, die euro- ., - 
päische Integration wieder zu einem 
attraktiven Projekt werden zu lassen. 
Davor stellt sich jedoch die Frage, ob 
eine politische und soziale Bewegung 
für mehr Beschäftigung in Europa 
und für eine europäische Beschäfti- 
gungspolitik überhaupt möglich ist. 
Dies wäre Voraussetzung für die 
Durchsetzbarkeit einer Politik, die es 
mit einer Wende auf dem europäi- 
schen Arbeitsmarkt ernst meint. 

Daß die europäische Dimension 
der Arbeitslosigkeit in den Blick rük- 
ken muß, wurde spätestens mit der 
angekündigten Schließung des Re- 
naultwerkes in Vilvoorde und den 
sich daraus entwickelnden grenz- 
überschreitenden Solidaritätsaktio- 
nen sichtbar.' Durch das Verhand- 
lungsverhalten der französischen Re- 
gierung vor und in Amsterdam ei- 
nerseits und den überraschend gro- 
ßen Erfolg der Demonstration für 
ein soziales Europa in Amsterdam 
andererseits scheint die Frage der 
Beschäftigung ein zentrales Thema 
der Auseinandersetzung u m  die Zu- 
kunft der EU werden zu können. 

Dies ist für die Linke auch strate- 
gisch sinnvoll, da eine Orientierung 
auf mehr Beschäftigung in der zwei- 
ten großen Debatte - der um ,,den 
Euro" - vermittelbare Ansatzpunkte 
für eine Kritik der einseitigen Ausrich- 
tung der Währungsunion auf die 
Geldwertstabilität bietet. Es Iäßt sich 
einfach schwer ,,gegen eine stabile 
Währung", sehr wohl aber „für mehr 
Beschäftigung" in Europa streiten. 

In diesem Artikel soll daher über 
zwei Ansätze berichtet werden, die 
Verbindungen zwischen den aufkei- 
menden sozialen Bewegungen und 
linker Europapolitik herstellen könn- 
ten. 

Der ,,Europäische Aufruf für 
Vollbeschäftigung" 
Die erste European Convention for 
Full Employment am 22. und 23. 
Mai in Brüssel hat es geschafft, ins- 
gesamt 868 sehr unterschiedliche 
Menschen und Organisationen zu- 
~ammenzuführen.~ So saßen in den 
noblen Räumlichkeiten des Europa- 
parlaments die üblichen Euro-Yup- 
pies im Kostümchen plötzlich neben 
tätowierten, arbeitslos gewordenen 
Dockern aus Liverpool und diskutier- 
ten europäische Beschäftigungspro- 
gramme. Die Bandbreite der Teil- 
nehmenden reichte von Arbeitslo- 

seninitiativen über Vertreterlnnen 
von Unis und Kirchen bis zu Parteien 
aus dem rot-rosa-grünen Spektrum. 
Erfreulich, daß nicht nur die jeweili- 
ge europäische Ebene wie das Euro- 
pean Network o f  the Unemployed 
oder Europaparlamentarierlnnen, 
sondern auch nationale und kom- 
munale Repräsentantlnnen anwe- 
send waren, spricht dies doch dafür, 
daß die europäische Dimension des 
Themas Arbeitslosigkeit nicht mehr 
Iänger nur von Europaexpertlnnen 
diskutiert wird. 

Inhaltlich konzentrierte sich die 
Diskussion auf drei Themenberei- 
ehe? Aktionsprogramme zur Ent- 
wicklung eines ,,Dritten Sektors" der 
Sozial- und Solidarwirtschaft, syste- 
matische Arbeitszeitverkürzung auf 
zunächst höchstens 1400 Stunden 
jährlich „bei Erhalt der Massenkauf- 
kraft", sowie die Nutzung und Er- 
weiterung des Europäischen Investi- 
tionsfonds (EIF). 

Während die ersten beiden Be- 
reiche mit verschiedenen Schwer- 
punktsetzungen in den nationalen 
Diskussionen bereits Iänger eine Rol- 
le spielen, wird der Europäischen In- 
vestitionsfond als originär europäi- 
sches Instrument bislang wenig be- 
achtet. Dieser Fonds wurde 1994 
mit einer Höchstsumme von 60 Mrd. 
Ecu eingerichtet, hauptsächlich um 
eine Kofinanzierung von europäi- 
schen Infrastrukturmaßnahmen in 
den Bereichen Verkehr, Energie und 
Telekommunikation zu ermögli- 
chen4. Gerade in diesen Bereichen 
ergeben sich natürlich ökologische 
Probleme und die Gefahr der Finan- 
zierung von Monopolunternehmen. 
Aber auch die Unterstützung kleine- 
rer Unternehmen außerhalb der ge- 
nannten Bereiche ist im Rahmen des 
Fonds möglich. Hier könnten ent- 
sprechende Regelungen eingebracht 
werden, die eine Priorität von ar- 
beitsintensiven ökologischen und 
sozialen Maßnahmen festschreiben. 

Der Bereich des Europäischen In- 
vestitionsfonds ist deshalb beson- 
ders interessant, weil hier europäi- 
sche Anleihen ausgegeben werden 
könnten, die nicht auf die Verschul- 
dung der Mitgliedstaaten angerech- 
net werden müßten. Dies würde In- 
vestitionsprogramme auch unter 
den ,,Maastricht-Kriterien" bzw. den 
Regelungen des ,,Stabilitätspakts" 
ermöglichen. Bislang scheiterte dies 
am Widerstand der Regierungen 
Großbritanniens und Deutschlands. 
Dennoch sprach sich die Convention 
for Full Employment natürlich für 

Make Europe Work 
Beschäftigungspolitik als Perspektive für die EU? 

Von Thorben Albrecht* 

eine Revision der Maastricht-Kriteri- 
en aus. Außerdem wurde eine Har- 
monisierung von Steuern und Sozi- 
alstandards eingefordert, um ein 
Dumping in diesen Bereichen zu ver- 
hindern, sowie generell die niedrige- 
re Besteuerung der Arbeit und die 
höhere Besteuerung des Energie- 
und Umweltverbrauchs. 

Für 1998 ist in Deutschland, wie 
auch in anderen Ländern, eine Ver- 
anstaltung zur Fortführung des „Eu- 
ropäischen Aufrufs für Vollbeschäf- 
tigung" geplant. Diese kann aber 
nur den nötigen politischen Erfolg 
haben, wenn hier die Gewerkschaf- 
ten und die SPD stärker einsteigen 
und das Feld nicht allein den Grünen 
und den Arbeitsloseninitiativen 
überlassen. 

Die Gewerkschaften 
und Linksparteien 
müssen eine 
europäische Politik 
für ökologisch 
verträgliche und 
sozial gesicherte 
Arbeitsplätze 
fordern und 
Bündnisstruturen 
mi t  entsprechenden 
sozialen Initiativen 
aufbauen. 

Alternativgipfelbewegung und 
,,Europäische Märsche" 
Während des Regierungsgipfels in 
Amsterdam fand gleichzeitig ein Al- 
ternativgipfel unter dem Titel ,,Eure- 
top van Onderop - Gipfel von unten 
statt". Hier saßen die tätowierten 
Docker nun neben barfüßigen Grün- 
aktivistlnnen und diskutierten über 
die Verträglichkeit von Umwelt und 
Beschäftigung. 

Auch wenn der Alternativgipfel 
die Spannungen zwischen EU-Geg- 
nern (vor allem aus Skandinavien) 
und EU-Reformern nur bedingt 
übewinden konnte, so wurde doch 
an Sachthemen wie Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik, In- 
nenpolitik, Frauen in der EU, Globa- 
lisierung und EU sowie immer wie- 
der Arbeit und Soziales relativ kon- 
struktiv diskutiert. Leider waren die 
Debatten zum Teil von rückwärtsge- 
wandter bis esoterischer Kapitalis- 
muskritik geprägt, was sich bei- 
spielsweise in radikalem Lokalismus 
und in maßloser Überschätzung der 
,,consumer-power" ausdrückte. An- 
dererseits ließ die bunte Mischung 

* Thorben Albrecht, Historiker, ist Internationaler Sekretär Bundesverband beim Juso- 

42 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 96. 1997 



1 - P  
- .d J '  - ,,/C pJ- - -2 - -  : 

J - l i~p ' ,4 i i i  - ; , 
fLJ-!-LJ-- 

Interwnfion in aktuelle 
gese/lschafrliche Dtskurse 

1 U h r  

9 
Nm 

Enat%%a.mw 

I -- W P 
Gabriele Cleve/lna Ruth/ 
Ernst Schulte-Holthey/ 
Frank Wichert (Hrsg.) 
Wissenschaft Macht Politik 
Interventionen in aktuelle 
gesellschaftliche Diskurse 
1997 - 419 S. - DM 48,OO - ÖS 350 
SFR 44,50 - ISBN 3-89691-406-5 

JNG LEE 
rNrsMus 

UND 
W S  
KiUEUE 

*nniua(* 

Eun-Jeung Lee Lee 
Konfuzianismus und 
Kapitalismus 
(einsprüche Band 6) 
1997 - 159 S. - DM 36,OO - OS 263 
SFR 33,OO - ISBN 3-89691-412-X 

WESTFÄLISCHES 
DAMPFBOOT 

Dorotheenstr. 26a e48145 Münster 
Tel. 025116086080 . Fax. 6086020 

e-mail: dampfboot@loginl .com 
httpilwww loginl .com/dampfboot 

des Alternativgipfels auch Platz für 
bislang völlig unterbelichtete Frage- 
stellungen, wie die Auswirkung der 
Einführung des Euro auf den Süden 
und besonders auf die afrikanische 
Franc-Zone. 

Auch bei dem geplanten Be- 
schäftigungsgipfel in Luxemburg soll 
es einen von der Luxemburgischen 
Ök~logiebewe~ung organisierten 
Alternativgipfel geben. Die interes- 
sierten deutschen Organisationen 
(Umweltverbände, Parteien und Ge- 
werkschaften) haben für ihre Beteili- 
gung eine Schwerpunktsetzung auf 
die Bereiche' Arbeit, Umwelt und 
Partizipation vereinbart und sind da- 
bei, eine Netzwerkstruktur aufzu- 
bauen, die die deutschen Aktivitäten 
koordiniert. 

Entscheidender als der Alterna- 
tivgipfel war für die öffentliche 
Wahrnehmung des Themas Beschäf- 
tigung und Europa der Erfolg der 
am Vorabend des Regierungsgipfel 
in Amsterdam organisierten Demon- 
stration. Zu dieser hatten vor allem 
die europaweiten Märsche gegen 
Erwerbslosigkeit, ungeschützte Be- 
schäftigung und soziale Ausgren- 
zung aufgerufen und sich selbst die 
Zielzahl von 30.000 Teilnehmerln- 
nen gesetzt. Schließlich nahmen 
nach Polizeiangaben über 50.000 
Menschen aus allen Ländern der EU 
teil. Die größte Mobilisierung lief in 
Frankreich, Belgien, Spanien und Ita- 
lien und wurde von Arbeitslosenin- 
itiativen, Gewerkschaften und zum 
Teil von den kommunistischen Par- 
teien getragen. Lediglich aus Belgien 
nahmen, gemeinsam mit den Arbei- 
tern aus Vilvoorde, auch größere 
Gruppen sozialdemokratischer Akti- 
vistlnnen teil. Aus den genannten 
Ländern kamen jeweils mehrere tau- 
send Teilnehmerlnnen, so daß die 
Demonstration keinesfalls niederlän- 
disch dominiert war. Allerdings war 
das Nachbarland Deutschland auch 
nicht allzu stark vertreten. Mit 
Schätzungsweise 700 Menschen, 
vor allem aus dem Spektrum kleiner 
trotzkistischer Gruppen, kam aus 
Deutschland eines der kleineren 
Kontingente der Demo. 

Besonders die Gewerkschaften 
dürfte der Erfolg der Demo aufhor- 
chen lassen, hatte doch ihr Versuch, 
am 28. Mai einen eigenen, von an- 
deren politischen Kräften losgelö- 
sten europäischen Aktionstag zur 
Arbeitslosigkeit durchzuführen, nur 
mäßigen Erfolg. Am Ende waren 
mehr Gewerkschafterlnnen gegen 
die Entscheidung ihrer Vorstände 
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nach Amsterdam gefahren, als letz- 
tere für den 28. Mai mobilisieren 
konnten. Von den deutschen Ge- 
werkschafterlnnen wurde in Amster- 
dam die deutsche Rolle in der EU als 
Bremser i n  Fragen von Sozialcharta 
und Beschäftigung erkannt. Deut- 
sche Gewerkschafterlnnen verstan- 
den die Demo auch als Chance, in 
Amsterdam gegen Kohl zu demon- 
strieren. 

Die politische Linke und euro- 
päische Beschäftigungspolitik 
Und so muß auch der Anknüpfungs- 
punkt der politischen Linken für eine 
politische Auseinandersetzung um 
die Beschäftigungspolitik in Europa 
aussehen. Es muß vermittelt wer- 
den, daß die Ausgestaltung der, EU 
für die Frage der Arbeitslosigkeit 
eine Rolle spielt (ohne in den Fehler 
zu verfallen, ,,national sei nichts 
mehr machbar"). Das Auftreten der 
französischen Regierung auf dem 
EU-Gipfel in Amsterdam hat dafür 
ein Beispiel gegeben, auch wenn es 
ihr letztendlich nicht gelungen ist, 
die Prioritäten der Europäischen 
Währungsunion vom Geldwertstabi- 
litätsfetischismus zur Beschäfti- 
gungspolitik zu verschieben. 

Die deutschen Gewerkschaften 
und Linksparteien haben die Chan- 
ce, die erkennbaren Anfänge einer 
sozialen Bewegung für mehr Be- 
schäftigung - die erstmals die euro- 
päische Dimension sehr klar einbe- 
zieht - zu fördern. Sie können dies, 
indem sie sich der Forderung nach 
einem Europa, das ökologisch ver- 
trägliche und sozial gesicherte Ar- 
beitsplätze schafft, verschreiben und 
frühzeitig Bündnisstruturen mit ent- 
sprechenden sozialen Initiativen auf- 
bauen. 

Das böte die Chance, die eher 
akademisch (oder stabilitätsideolo- 
gisch) geführte Debatte über ,,den 
Euro" zu relativieren und in die For- 
derung nach einer politischen Gestal- 
tung der Währungsunion einzubet- 
ten. Dazu bedarf es aber einer Kon- 
kretisierung der eigenen Forderun- 
gen. Es reicht nicht, die Forderungen 
des EU-Gipfels von Essen zu wieder- 
holen und das Weißbuch für Wachs- 
tum, Wettbewerbsfähigkeit und Be- 
schäftigung von Jaques Delors zu 
predigen. Auch wenn darin vernünf- 
tige Ansätze enthalten sind, fehlt hier 
beispielsweise der Aspekt der Ar- 
beitszeitverkürzung völlig. 

Es müssen vielmehr sehr konkrete 
Modelle entwickelt werden, wie Ar- 
beitslosigkeit durch die EU bekämpft 

junkturelle Belebung), mehr ausländische Direktinvesti- 
tionen und die massenhafte Schaffung neuer Arbeits- 
plätze besonders im Dienstleistungssektor dürfte sich als 
illusion erweisen. Statt die Steuereinnahmen durch eine 
weitere Entlastung der Spitzenverdiener und Vermögen- 
den zu senken, was - wie sich in den USA zeigt - leicht 
zur Verwüstung der öffentlichen Infrastruktur führt, 
müßten die Wohlhabenden stärker als bisher zur Kasse 
gebeten werden. 

Die von der CDUICSUIFDP-Koalition betriebene Ame- 
rikanisierung des Sozialstaates zieht eine Amerikanisie- 
rung der Sozialstruktur (Vertiefung der gesellschaftlichen 
Kluft zwischen Arm und Reich) nach sich. Längerfristig 
könnten die Lohn- und Einkommenspreizung zu einer 
Spaltung der Gesellschaft führen, wie man sie nur aus 
Elendsregionen der sog. Dritten Welt kennt. Die soziale 
Polarisierung, d.h. die Potenzierung von Armut und 
Reichtum, verändert Wirtschaft, Gesellschaft und Staat. 

Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

Ansatzpunkte einer Gegenstrategie der Linken 
Die demokratische Linke ist nicht nur wegen des klägli- 
chen Scheiterns der Systemalternative zum Kapitalismus 
in die Defensive geraten, sondern auch geschwächt, weil 
sie - wie schon während des Kalten Krieges im Hinblick 
auf ihre Haltung zum Realsozialismus - in zwei Lager zer- 
fällt, die sich bezüglich ihrer Einschätzung der Politik zur 
Sicherung des Wirtschaftsstandortes unterscheiden. Mit 
der von Unternehmewerbänden und Bundesregierung 
forcierten, seit Ende der 80erlAnfang der 90er Jahre ge- 
führten ,,Standortdiskussion" wurde sie erneut gespal- 
ten: Sozialdemokratie, Gewerkschaften und Wohlfahrts- 
verbände halten den ,,sozialen Frieden" für einen Stand- 
ortvorteil. Der wiederholte Hinweis auf die Gefährdung 
des ,,Standortfaktors sozialer Friede" durch diverse 
,,Sparprogramme" der Bundesregierung war ein Aus- 
druck politischer Hilflosigkeit der Opposition. Umgekehrt 
begriffen linke Kritikerlinnen die Standortdebatte als 
,,Waffe im Verteilungskampf", obwohl ,,Globalisierung" 
mehr ist als eine Ideologie zur Stärkung der Kapitalmacht 
und zur Schwächung der Gewerkschaften. 

SPD und Gewerkschaften haben sich weitgehend in 
die Globalisierungsdebatte einbinden lassen und .nur im- 
mer wieder moniert, daß der - durch wohlfahrtsstaatli- 
che Leistungen gewährleistete - ,,soziale Frieden" von 
Unternehmer- und Regierungsseite aufgekündigt oder 
gefährdet werde. Wer aber das Konzept, andere Volks- 
wirtschaften durch eine aggressive Exportstrategie nie- 
derzukonkurrieren, grundsätzlich akzeptiert, muß auch 
tolerieren, daß die Senkung der Lohn- und Lohnneben- 
kosten im Rahmen einer angebotsorientierten Wirt- 
schaftspolitik absoluten Vorrang gegenüber Verbesse- 
rungen der Arbeits- und Lebensbedingungen hat. 

Übereinstimmung mit den Regierungsparteien signa- 
lisierte die Sozialdemokratie in der Diskussion über eine 
Steuerreform hinsichtlich der Möglichkeit, gemeinsam 
die Lohnnebenkosten und hier vor allem die Sozialversi- 
cherungsbeiträge zu senken. Die sich immer mehr durch- 
setzende Forderung nach Finanzierung sog. versiche- 
rungsfremder Leistungen aus allgemeinen Haushaltsmit- 
teln erscheint auf den ersten Blick berechtigt, bei ge- 
nauerem Hinsehen allerdings nur, wenn die erhöhte 
Steuerlast nicht einseitig den sozial Schwachen und versi- 
cherten Arbeitnehmer(inne)n selbst aufgebürdet wird, 
was aufgrund der Einkommenswirkungen indirekter 
Steuern zu befürchten ist. Sinnvoller wäre die Erhebung 
einer Vermögens-, Ergänzungs- bzw. Arbeitsmarktabga- 

be, um Selbständige, Freiberufler und Beamte stärker an 
den Kosten des sozialpolitischen lnterventionismus zu 
beteiligen. 

Statt des allgemeinen Lamentos über die Höhe der 
Lohn- und Lohnnebenkosten in Deutschland wäre eine 
Diskussion über den Sinn von Versicherungspflicht- und 
Beitragsbemessungsgrenzen innerhalb der gesetzlichen 
Sozialversicherung nötig. Statt über das ,,LohnabStands- 
gebot" für die Sozialhilfe zu streiten, hätte man die Not- 
wendigkeit von Mindestlöhnen thematisieren müssen. 
Arbeitslosigkeit und Armut in mehrfacher Millionenhöhe 
lassen die Forderungen nach einer sozialen Grundsiche- 
rung und einer Wertschöpfungsabgabe (,,Maschinen- 
steuer") aktueller denn je erscheinen, obwohl sie gerade 
jetzt nicht mehr erhoben werden. 

Seit die liberalkonservativen Regierungen in Großbri- 
tannien und Frankreich abgewählt wurden, hat sich die 
Chance der Linken hierzulande erhöht, die CDU/CSU/FDP- 
Koalition und Bundeskanzler Helmut Kohl zu stürzen. Die 
öffentliche Kritik am ,,Kasinokapitalismus" (Su'san Strange) 
und am Standortnationalismus wird zunehmen, auch 
wenn sich noch kein offener Widerstand gegen weitere 
Wohlstandseinbußen regt. Darauf deuten die politischen 
Streiks der Arbeiterlinnen bei Mercedes-Benz (für den Er- 
halt der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und die Beteili- 
gung am wachsenden Unternehmensgewinn), der Berg- 
leute an Saar, Rhein und Ruhr (um die Kohlesubventionen) 
oder der Stahlwerker (gegen die ,,unfreundliche Übernah- 
me" von Thyssen durch Krupp Hoesch) hin. Offenbar ist 
die Geduld vieler Opfer der Umverteilung ,,von unten nach 
oben" und des Sozialabbaus erschöpft. 

Fast drei Jahrzehnte nach der legendären Studenten- 
revolte wird es Zeit für ein ,,neues '68, für eine zweite 
Reformoffensive, die Gesellschaftspolitik auch jenseits 
parlamentarischer Willensbildungs- und Entscheidungs- 
Prozesse betreibt, das Sozialstaatspostulat des Grundge- 
setzes einzulösen sucht und weder vor herrschenden Au- 
toritäten noch bestehenden Machtverhältnissen viel Re- 
spekt zeigt. Dabei werden traditionelle Protestformen 
ebensowenig im Mittelpunkt stehen wie das Modell ei- 
nes paternalistischen Wohlfahrtsstaates, sondern erst 
noch zu erprobende Möglichkeiten demokratischer Parti- 
zipation, politischer Willens- bzw. Entscheidungsbildung 
und einer neuen Kultur der Solidarität. spw 
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gehörige zu versorgen sind. Setzen die Arbeitgebe~er- 
bände ihre Pläne zur beruflichen Bildung durch, werden 
die Auszubildenden bald einen Schultag weniger haben 
und -statt eine Vergütung zu erhalten - wohl auch wie- 
der Lehrgeld zahlen müssen. 

,,AmerikanisierungU des Sozialstaates: Den armen 
Arbeitslosen treten die arbeitenden Armen zur 
Seite 
Eine jetzt schon über zwei Jahrzehnte lang andauernde 
~rbei ts los i~kei t  in  Millionenhöhe führt fast zwangsläufig 
zur Herausbildung einer Gesellschaftsschicht, die man 
mit einem Schlüsselbegriff aus der entwickelteren US- 

Fachdiskussion als „un- 
. derclass" bezeichnen kann. Er 

,,Refeudalisierung" der Sozialpolitik be- impliziert vornehmlich gesell- 

deutet: Privatwohltatigkeit und Fürsorge schaftliche ~ ~ ~ g ~ ~ ~ ~ ~ ~ g *  
tusverluste und das Fehlen so- 

ersetzen den Anspruch auf Sozialhilfe; zialer Anerkennunq. Das poli- 

Leistungsgarantien werden in Spenden tische und Klima der 
Bundesrepublik hat sich nicht 

und Almosen umgewandelt. zuletzt im Gefolge des DDR- 
Beitritts und der damit ver- 
bundenen Kostenlawine ver- 

schlechtert und den Umgang mit Armut negativ beein- 
flußt: Nie zuvor wurden ethnische Minderheiten, Ob- 
dachlose und Bettlerlinnen so repressiv behandelt, von 
vielen Stadtverwaltungen bzw. staatlichen Ordnungshü- 
tern dermaßen rigoros aus der Öffentlichkeit vertrieben 
und so stark eingeschüchtert wie heute. 

Auch in dieser Hinsicht mit mehrjähriger Verspätung 
der entsprechenden US-Entwicklung folgend, bildet die 
Bundesrepublik zur Zeit einen für sie neuen Niedriglohn- 
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sektor aus, der längst nicht mehr nur typische Frauenar- 
beitsplätze umfaßt. Je mehr (Dauer-)Arbeitslose es gibt, 
um so leichter lassen sich Menschen finden, die weit un- 
ter Tarif bezahlte ,,Mdobs" annehmen. Schon jetzt rei- 
chen viele Vollzeit-Arbeitsverhältnisse nicht mehr aus, 
um eine Familie zu ernähren, so daß ergänzend mehrere 
Nebenjobs übernommen werden und nach Feierabend 
bzw. an Wochenenden (zum Teil schwarz) weitergear- 
beitet wird. Massenarbeitslosigkeit und Armut verringert 
das neoliberale Konzept einer angebotsorientierten, auf 
die Senkung der Lohn- bzw. Lohnnebenkosten fixierten 
Wirtschaftspolitik nicht, weil es Teufel mit  Beelzebub aus- 
treibt. 

Seit den frühen 80er Jahren, verstärkt seit den 90er 
Jahren sorgt die Steuerpolitik der Regierung Kohl dafür, 
daß sich die Verteilung der Einkommen weiter zu Lasten 
von Arbeitnehmer(inne)n und ihren Familien verschiebt, 
während privilegiert wird, wer Einkünfte aus Unterneh- 
mertätigkeit und Vermögen erzielt. Zu nennen sind 
mehrfache Senkungen der Körperschaftssteuer, der Ver- 
zicht auf die Gewerbekapital- und die Abschaffung der 
Vermögensteuer sowie Sonderabschreibungen und an- 
dere Vergünstigungen, enthalten in Jahressteuergeset- 
Zen, dem sog. Standortsicherungsgesetz und drei Finanz- 
marktförderungsgesetzen. 

Die für 1998199 geplante ,,Große Steuerreform" 
dürfte die ohnehin vorhandene Schieflage bei der Ein- 
kommens- und Vermögensverteilung zementieren, 
denn sie läuft - wie zuvor die Vereinigung von DDR 
und Bundesrepublik - auf eine gigantische Umvertei- 
lung „von unten nach oben" hinaus. Wenn die ,,obe- 
ren Zehntausend" reicher und reicher werden, kommt 
von ihrem Wohlstandszuwachs ganz ,,untenu bei den 

,,kleinen Leuten" kaum etwas 

Wir beschaffen Ersatzteile für cubreinische Fabnken 
und soziale Elinrichtungen in den Bereichen: 

. MFi. Eurer Spentfe 
ermöglicht Ihr 
den Kauf dringend 
benötigter Ersattkeile! 

I Wir beschaffen Ersatzteile für cubreinische Fabnken 
und soziale Elinrichtungen in den Bereichen: I 

I 
.X... -....-V -P- 

grmöglifih4 lhi 

den K< 

SpandankWrte: %stbank Frankfwt 
BLZ 50& 100 $0 KZo 48 78 02-6 03 
01t4a angaban, ob $enslenbesGW3M[gung e W m e W  

lastung der Unternehmen war 
noch nie so gering, die Ar- 
beitslosigkeit hingegen noch 
nie so hoch wie heute. Daraus 
den Schluß zu ziehen, man 
müsse die (Gewinn-)Steuern 
senken, damit in  den Betrie- 
ben mehr Stellen entstünden, 
ist liberalkonservative Propa- 
ganda zugunsten der eigenen 
Klientel. 

Durch eine derartige Steu- 
erreform verschärfen sich die 
sozialen Gegensätze, weil sie 
Reiche und Superreiche entla- 
stet, wohingegen vor allem 
mittlere Einkommen und bisher 
nicht Steuerpflichtige (durch 
die Kostenkompensation über 
höhere Verbrauchssteuern) zur 
Kasse gebeten werden dürften. 
Die von der Steuerreform viel- 
fach erwartete Katalysatorwir- 
kung im Hinblick auf das 

I 1 Wachstum der Wirtschaft (kon 
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werden soll. Der oben genannte Eu- 
ropäische lnvestitionsfond kann ein 
Beispiel dafür sein. Auch die Forde- 
rungen nach einer koordinierten 
Wirtschaftspolitik müssen konkreti- 
siert werden, das Schlagwort der eu- 
ropäischen Wirtschaftsregierung 
muß in die EU-Sprache übersetzt 
werden. Welche Rolle sollen Minister- 
rat, Kommission und Europäisches 
Parlament in einer solchen ,,Regie- 
rung" spielen, welche Instrumente 
sollen ihr zur Verfügung stehen? 

m 18.6.1997 fand in  Bonn A ein außen- und sicherheits- 
politischer Kongreß der SPD 

statt, auf dem Eckpunkte einer den 
neuen internationalen Bedingungen 
angepaßte Programmatik diskutiert 
wurden. A m  Rande des Kongresses 
sprachen Uta Biermann und Joachim 
Schuster für spw mit Egon Bahr über 
einige Eckpunkte der Debatte. Egon 
Bahr war Mitbegründer der Ostpoli- 
tik der SPD unter Wiliy Brandt und ist 
Mitglied in  der Schwerpunktkom- ' 

mission Außen- und Sicherheitspoli- 
tik des SPD-Parteivorstands. 

NATO-Osterweiterung und KSE 
spw: Die NATO-Osterweiterung ist 
nach dem Abkommen mit Rußland 
beschlossene Sache. Strittig ist die 
Frage, welche Staaten aufgenom- 
men werden sollen, ob nur Polen, 
Ungarn und die Tschechische Repu- 
blik oder auch Slowenien und Ru- 
mänien. Wie beurteilst Du die sicher- 
heitspolitische Lage in Europa nach 
dieser Grundentscheidung? 

Bahr: Die zwischen der NATO 
und Rußland vereinbarte Grundakte 
stellt in  der Tat eine Grundentschei- 
dung dar. Mich interessiert die Fra- 
ge, ob drei oder fünf oder mehr 
Staaten der NATO 1999 beitreten 
werden, nicht sehr. Entscheidend 
ist, was bis dahin passiert. Bis 1999 
steht auch die Ausarbeitung eines 
neuen KSE-Vertrages auf der Tages- 
ordnung. Der alte KSE-Vertrag ist ein 
Produkt des Kalten Krieges, der die 
konventionelle Rüstung der beiden 
damaligen Militär-Blöcke begrenzen 
und reduzieren sollte. Das KSE-Ab- 
kommen ist eines der erfolgreich- 
sten Abkommen zur Rüstungsbe- 
grenzung und Abrüstung. Es konnte 
ein überaus wirkungsvolles und im 
Lichte der bisherigen Erfahrungen 
erfolgreiches Kontrollsystem mit vor- 
Ort-Inspektionen etc. verankert wer- 
den. Es kommt nun darauf an, den 

Wenn diese Fragen von der Lin- 
ken beantwortet werden und wenn 
Bündnisse geschmiedet werden, die 
gestellten Forderungen 1998 auch 
in Deutschland durchzusetzen, be- 
steht die Chance, die EU über den 
Aspekt der Beschäftigung wieder zu 
einem attraktiven Projekt zu ma- 
chen. SPW 

I Zum Problem der Entwicklung einer so- 
zialen Bewegung aus der momentanen 
Devensivposition in Deutschland verglei- 

KSE-Vertrag der neuen Lage anzu- 
passen und weitere Abrüstungs- 
schritte zu vereinbaren. Entschei- 
dend ist, nach dem sich der War- 
schauer Pakt aufgelöst hat, für jeden 
einzelnen Staat Obergrenzen für die 
konventionelle Bewaffnung wie für 
die Mannschaftsstärke auf möglichst 
niedrigem Niveau - vielleicht sogar 
bis hinunter zu einer strukturellen 
Nichtangriffsfähigkeit aller beteilig- 
ten Staaten - festzulegen. Damit 
könnte bis 1999 de facto ein kon- 
ventionelles Gleichgewicht auf nied- 
rigem Niveau erreicht werden, das 
gleiche Sicherheit für alle Staaten 
bietet, ob sie nun Mitglied der NATO 
sind oder nicht. 

spw: In einer solchen Konzepti- 
on ist doch die Erweiterung der 
NATO vollkommen überflüssig. 

Bahr: Die Erweiterung der NATO 
ist überflüssig wie ein Kropf. Aber sie 
ist beschlossene Sache. Wenn die 
SPD eventuell Ende 1998 an die Re- 
gierung kommen wird, wird dieser 
bis dahin vielleicht schon ratifizierte 
Beschluß die Basis für das Regie- 
rungshandeln bilden. Darüber brau- 
chen wir heute nicht zu streiten. Ich 
befürchte aber, daß schon sehr bald 
eine Debatte um eine Erweiterung 
der Erweiterung beginnt. Und diese 
Debatte gilt es zu verhindern und 
überflüssig zu machen. Sicherheit ist 
in Europa nur gemeinsam mit Ruß- 
land zuorganisieren. Entweder es 
gelingt, zu kooperativen Vereinba- 
rungen mit Rußland zu kommen 
oder es drohen neue Spaltungslini- 
en, die durchaus den Zeiten des Kal- 
ten Krieges ähneln könnten. 

Die WEU und die Rolle der USA 
spw: Die SPD befindet sich in einem 
Prozeß der Neubestimmung ihrer 
außen- und sicherheitspolitischen 
Programmatik. Im Zusammenhang 
mit der NATO-Erweiterung wird zu- 
gleich eine Europäisierung befür- 

che den Artikel von LöckenerIPfeifer in 
spw 3/97. 
Unter dem „Europäischen Aufruf für 
Vollbeschäftigung - European Appeal 
for Full Employment". Vgl. den Artikel 
des Autors in spw 3/97. 
Nachzulesen in den Abschlußerklärun- 
gen: ,,Europäischer Aufruf für Vollbe- 
schäftigung - Europäisches Aktionspro- 
gramm" und ,,Brüsseler Erklärung". Bei- 
de Papiere sind erhältlich über: Büro Frie- 
der Otto Wolf, Bundeshaus B487, Fried- 
rich-Ebert-Allee 38, 531 13 Bonn, Fax: 
022811 646642. 
Trans European Networks (TENs). 

Es müssen sehr 
konkrete Modelle 
entwickelt werden, 
wie Arbeitslosigkeit 
durch die EU 
bekämpft werden 
soll. Der Europäi- 
sche Investitions- 
fond kann ein 
Beispiel dafür sein. 

terung, WEU, 

Interview mit Egon Bahr 

wortet. Dabei wird zumeist an eine 
Stärkung der WEU als militärischer 
Arm der Europäischen Union ge- 
dacht. Werden durch ein solches 
Vorgehen nicht überflüssige doppel- 
te militärische Kapazitäten aufge- 
baut, die auch das Verhältnis zu den 
USA unnötig belasten könnten? 

Bahr: Die Westeuropäische Uni- 
on kann nur das machen, was ihr die 
NATO erlaubt bzw. die Amerikaner 
erlauben. So ist es vereinbart. Dies 
ist wie eine Vater-Kind-Beziehung. 
Der Vater - die USA - Iäßt das Kind - 
die WEU - spielen, wie es will. Der 
Vater wird das Kind solange spielen 
lassen, bis es gefährlich oder unsin- 
nig wird. Dann wird er sich einschal- 
ten, und gefährlichen Unsinn - nach 
seiner Auffassung - unterbinden. 

spw: Manchmal gewinnt man 
den Eindruck, daß die SPD im Bereich 
der Außenpolitik keine grundlegen- 
den Alternativen zur Regierung anzu- 
bieten hat. Dies hat Rudolf Scharping 
ja auch einmal öffentlich formuliert, 
als er betonte, daß er einen Konsens 
über die Grundzüge deutscher Au- 
ßenpolitik mit der Regierung sieht. 
Wie stehst Du dazu? 

Bahr: Hier muß man zunächst 
unterscheiden zwischen objektiven 
Fakten und politischer Gestaltung: 
Wenn die Bundesregierung sagt, 
zwei plus zwei ist vier, sollte die SPD 

Entweder es gelingt, 
z u  kooperativen 
Vereinbarungen mi t  
Rußland z u  kommen 
oder es drohen neue 
Spaltungslinien, die 
durchaus den Zeiten 
des Kalten Krieges 
ähneln könnten. 
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Aufgabe ist es, 
dafür z u  sorgen, 

daß es keine 
Kriegstoten in 

Europa mehr gibt 
durch eine friedliche 

Ordnung. Anders 
ausgedrückt: Das 

Recht des Stärkeren 
muß durch die 

Stärke des Rechts 
enetzt werden. 

nicht behaupten zwei plus zwei ist Willy Brandts: Entspannung und Frie 
fünf oder drei. Zu diesen Fakten ge- denssicherung mit dem Osten Euro- 
hört - von gültigen Verträgen abge- pas und der darüber hinaus geweite- 
sehen - sicherlich, daß sich das Ge- te Blick für die Nord-Süd-Probleme 
wicht Deutschlands nach 1989 er- und unsere Verantwortung. 
heblich erhöht hat und Deutschland Aus diesem Rahmen sind die 
auch international mehr Verantwor- Vorstellungen für eine Friedensord- 
tung übernehmen muß. nung für Europa zu entwickeln, die 

an die Stelle der früheren Ost-West- 
Eckpunkte sozialdemokratischer Konfrontation treten sollte. Die ge- 
Politik fährliche gegeneinander gerichtete 
Unterschiede müssen bei der politi- Spaltung des Landes und des Konti- 
schen Gestaltung deutlich gemacht nents hat mit  der ihr eigenen grau- 
werden. Die Bundesregierung hat samen Disziplin immerhin erreicht, 
sich bis zuletzt dagegen gesträubt, daß es keine Kriegstoten in  den 
bei dem europäischen Gipfel in Am- vierzig Jahren gegeben hat, in de- 
sterdam europäische Maßnahmen nen sie herrschte. In den sechs Jah- 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ren seither gibt es in Europa mehr 
zu unterstützen. Die Bundesregie als 100.000 Kriegstote. Aufgabe ist 
rung will eine Währungsunion, die es also, dafür zu sorgen, daß es kei- 
ausschließlich dem Ziel der Geldwert- ne Kriegstoten in  Europa mehr gibt 
stabilität verpflichtet ist. Für die SPD durch eine friedliche Ordnung. An- 
ist es jedoch unabdingbar, daß n e  ders ausgedrückt: Das Recht des 
ben dem Stabilitätsziel gleichzeitig Stärkeren rnuß durch die Stärke des 
auch Maßnahmen zur Beschäfti- Rechts ersetzt werden. 
gungsförderung ergriffen werden. 
Aufgrund des Druckes der Sozialde- Reform der Vereinten Nationen 
mokratie, die ja inzwischen die mei- spw: Wie steht es in  diesem Kontext 
sten Regierungen in der Europäi- mit den Vereinten Nationen? Die 
schen Union stellt, ist es gelungen, in Bundesregierung strebt einen stän- 
Amsterdam Grundlagen in diese digen Sitz im UN-Sicherheitsrat für 
Richtung zu legen. Es kommt darauf die Bundesrepublik an. Die Jusos 
an, diese in den kommenden Mona- schlagen dagegen vor, daß Europa 
ten und Jahren mit Leben zu füllen. als ganzes den Sitz einnimmt. Müß- 
Solche konzeptionellen Unterschiede te diese Differenz nicht stärker her- 
der SPD zur derzeitigen Bundesregie- ausgearbeitet werden, auch um 
rung müssen immer wieder deutlich notwendige Reformen der UN vor- 
gemacht werden. antreiben zu können. 

spw: Welches sind nach Deiner Bahr: Ich würde sofort akzeptie- 
Ansicht unverzichtbare Eckpunkte ren, daß Europa einen Sitz im Si- 
sozialdemokratischer Außen- und cherheitsrat bekommen soll. Bloß 
Sicherheitspolitik? wirst Du vergeblich darauf warten, 

Bahr: Die Tradition der Partei, un- daß Großbritannien und Frankreich 
ser Volk nie in einen Krieg geführt zu bereit sind, ihren Sitz als Atom- 
haben, verbunden mit der Tradition mächte dort aufzugeben. Das 
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EUROPA UND DIE LINKE 

heißt, das können wir zwar fordern. 
Wir können es aber nur fordern, 
wenn wir wissen, daß es i n  den 
nächsten zwanzig Jahren nicht pas- 
sieren wird. 

spw: Wäre es denn dann nicht 
sinnvoll, wenn die Bundesrepublik 
zunächst auf einen eigenen Sitz 
verzichtet und damit ein Zeichen 
setzt, um den Reformprozeß zu för- 
dern? 

Bahr: Ich bin immer der Auffa- 
sung gewesen, die auch Willy 
Brandt ausgedrückt hat, nach so et- 
was dränge ich mich nicht. Ich war- 
te, bis ich gefragt werde. Dann 
würde ich allerdings zustimmen. 

spw: Zu dem Sitz i m  Sicher- 
heitsrat? 

Bahr: Eines Tages werden die 
Vereinten Nationen kommen und 
werden sagen, Deutschland sollte 
Mitglied des Sicherheitsrates wer- 
den, übrigens mit gleichen Rechten 
und Pflichten, weil das Gewicht 
Deutschlands es erfordert - genau- 
so wie Indien oder afrikanische 
oder südamerikanische -Staaten 
Mitglied im Sicherheitsrat werden 
sollten. Ich würde mich einem sol- 
chen Ansinnen nicht entziehen. Ich 
finde es komisch, daß man sich 
drängt, bevor man gefragt wird. 

spw: Wie kann Deiner Aufas- 
sung nach eine Reform der UN vor- 
angetrieben werden? 

Bahr: Ich bin der Auffassung, 
daß wir natürlich als Mitglied des 
Sicherheitsrates mehr zu sagen 
hätten, auch in  Richtung auf Re- 
form der UN. Zur Reform der UN 
ist es nach meiner Auffassung not- 
wendig, daß man versucht, das zu 
verwirklichen, was die Vereinten 
Nationen sich bei ihrer Gründung 
vorgenommen haben. Dazu müs- 
sen die entsprechenden Instru- 
mente geschaffen werden, die in  
der Charta vorgesehen sind, aber 
wegen des  alten Krieges nicht zu- 
stande gekommen sind. Wichtig 
sind zum Beispiel zusätzliche Voll- 
machten für den Generalsekretär, 
ein Instrumentarium zur Früher- 
kennung von Krisen und die Mög- 
lichkeit, präventiv tätig werden zu 
können. Diese Möglichkeiten müß- 
ten bis hin zu stand-by-Verbänden 
reichen, die die einzelnen Natio- 
nen den Vereinten Nationen zur 
Verfügung zu stellen bzw. zu un- 
terstellen hätten. Und dabei würde 
ich natürlich Amerika nicht aus- 
nehmen. 

spw: Vielen Dank für das Inter- 
view. spw 

POLITIKWECHSEL! 

Der Neoliberalismus und die extreme Rechte, München 
1997). Daß der Standortnationalismus gegenüber dem 
traditionellen Bezug auf das Volk an Bedeutung gewinnt, 
liegt an einer strategischen Umorientierung des Rechts- 
extremismus, der sich paradoxerweise als konsequente- 
ster Kritiker und eigentlicher Retter des Sozialstaates zu 
profilieren sucht (vgl. hierzu Christoph Buttewegge u.a.: 
Rechtsextremisten in Parlamenten. Forschungsstand - 
Fallstudien - Gegenstrategien, Opladen 1997). 

Durch die Vereinigung beider deutscher Staaten er- 
gaben sich für einen liberalkonservativen ,,Umbau" des 
Wohlfahrtsstaates hierzulande besonders günstige Rah- 
menbedingungen: Das Ende der DDR und ihr Beitritt zur 
Bundesrepublik erlaubten es, Einschnitte in  Leistungsge- 
setze mit ,,finanziellen Lasten der Einheit" zu rechtferti- 
gen und ,,Solidaritätn, einen historischen Schlüsselbegriff 
der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung, im nationali- 
stischen Sinne umzubiegen. Außerdem lag es offenbar 
nicht nur für die sog. Neue Rechte, sondern auch für ei- 
nen Großteil der wirtschaftlichen, politischen und Ver- 
waltungseliten nahe, das vereinte Deutschland als ,,re- 
konstruierten Nationalstaat" und weniger als demokrati- 
schen Sozialstaat zu begreifen. 

In einer ,,Winner take all"-Gesellschaft (Robert H. 
FrankIPhilip J. Cook) zählt nur der sich monetär, d.h. ,,in 
klingender Münze", ausdrückende Erfolg. Marktgesetze 
und Konkurrenzmechanismen halten verstärkt Einzug 
auch in Gesellschaftsbereiche, die entweder bisher davon 
frei waren oder - wie das Sozial- und Gesundheitswesen 

- - sogar ein Gegengewicht hierzu bildeten. ,,Kosten- 
dämpfung" meint im Sozialbereich - entgegen dem all- 
gemeinen Sprachgebrauch - nicht etwa, Defizite der öf- 
fentlichen Haushalte zu verringern, sondern den Arbeit- 
gebern durch die Kürzung bisher gesetzlich garantierter 
Sozialleistungen (z.B. der Lohnfortzahlung für Arbeitneh- 
mer im Krankheitsfall) Konkurrenzvorteile gegenüber 
ausländischen Mitbewerbern zu verschaffen, was wegen 
damit verbundener Steuerausfälle sogar neue Löcher in 
die Staatskasse reißen kann. Da alle EU-Staaten in Maas- 
tricht denselben Weg eingeschlagen haben wie die Bun- 
desrepublik, gleicht das Verfahren dem Wettrennen zwi- 
schen Hase und Igel. 

Ausgerechnet zu einer Zeit, w o  sich das marktliberale 
Ordnungs- und Konkurrenzprinzip auf seinem ureigenen 
Terrain, der Wirtschaft, ausweislich einer sich verfestigen- 
den Massenarbeitslosigkeit nicht (mehr) bewährt, wird es 
auf den Bereich der Sozialpolitik übertragen. Wettbe- 
werb wird neuerdings auch im Bereich der Bundesanstalt 
für Arbeit großgeschrieben. Seit die einzelnen Arbeitsäm- 
ter bei der Vergabe von Bildungsmaßnahmen zur Wirt- 
schaftlichkeitsprüfung verpflichtet sind, die Höhe des 
Bundeszuschusses festgeschrieben ist und die Mittelzu- 
teilung vom jeweiligen Vermittlungserfolg abhängt, zäh- 
len quantitative bzw. Kostengesichtspunkte mehr als 
qualitative. 

Behörden und andere staatliche Einrichtungen wer- 
den zunehmend wie Privatunternehmen geführt, die be- 
triebswirtschaftlichen Leistungskriterien gehorchen müs- 
sen. Wohin die Privatisierung und die Kommerzialisie- 
rung öffentlicher Einrichtungen führen, verdeutlicht das 
Ergebnis der sog. Bahn- und der Postreform. Nutznießer 
der (Teil-)Privatisierung beider Bundesunternehmen sind 
die Aktionäre. Hingegen brachte der Privatisierungspro- 
zeß für die Beschäftigten und Kunden der Staatsbetriebe 
gravierende   acht ehe: (Stamm-)Belegschaften und be- 
triebliche Sozialleistungen wurden drastisch reduziert, 

Gebühren und Tarife (für den Normalverbraucher, nicht 
für industrielle Großabnehmer) spürbar erhöht. Briefkä- 
sten werden seltener als früher geleert; Portokosten und 
Beförderungstarife sind gestiegen; viele Postämter und 
Bahnhöfe wurden geschlossen, aus Sicht des Manage- 
ments ,,unrentablen Bahnstrecken stillgelegt. Briefe wer- 
den seit kurzem nicht mehr per Bahn, sondern per Lkw 
und Flugzeug befördert - ein ökologischer Skandal! 

Neoliberaler Marktradikalismus und „neue 
Mittelalterlichkeit" 
Folgt man der historischen Dreistadientheorie, die Tho- 
mas H. Marshall (Bürgerrechte und soziale Klassen. Zur 
Soziologie des Wohlfahrtsstaates, Frankfurt am Main/ 
New York 1992) entwickelt hat, so Iäßt sich die Durchset- 
zung der bürgerlichen Rechte dem 18., die Durchsetzung 
der politischen Rechte dem 19. und die Durchsetzung 
der sozialen Rechte dem 20. 

Jahrhundert zuordnen. Der Ein Großteil der wirtschaftlichen, po- 
sozialpolitische Fortschritt 
gleicht aber nicht nur einer litischen und Ver~aItungseliten 
jchnecke, sondern manchmal begreift das vereinte Deutschland als 
auch einem Bumerang. Heute 
scheint es bisweilen so, als ,,rekonstruierten Nationalstaat" und 
drohe im 21. Jahrhundert die weniger als demokratischen Sozial- 
Rücknahme der sozialen Er- 
rungenschaften früherer Epo- Staat. 
chen. Die sozialpolitische 
Postmoderne weist manch antiquierten Zug auf. Daher 
spricht Anthony Giddens mit Blick auf den liberalen 
Marktradikalismus von einer ,,neuen Mittelalterlichkeit". 
Tatsächlich handelt es sich um ein merkwürdiges Ge- 
misch aus Manchestertum und technologisch fortge- 
schrittenem ,,Turbokapitalismus", verbrämt durch Paro- 
len, die den Geist einer neuen Gründerzeit beschwören. 
Typisch dafür war eine Rede, die Bundespräsident Roman 
Herzog am 26. April 1997 unter dem Titel ,,Aufbruch ins 
21. Jahrhundert" im Berliner Adlon-Hotel hielt: ,,Durch 
Deutschland rnuß ein Ruck gehen. Wir müssen Abschied 
nehmen von liebgewordenen Besitzständen. Alle sind an- 
gesprochen, alle müssen Opfer bringen, alle müssen mit- 
machen." 

Dem höchsten Repräsentanten der Bundesrepublik 
fehlt historisches Fingerspitzengefühl: Jedesmal, wenn 
bisher durch Deutschland „ein Ruck ging", hatte die gan- 
ze Welt darunter zu leiden, und die Opfer sind auch dies- 
mal wieder einseitig verteilt. Beispielsweise droht im 
postmodernen Mittelalter wieder die ,,sozialpolizeylich" 
durchgesetzte Arbeitspflicht. In den USA lassen sich noch 
stärker als im vereinten Deutschland, wo die Sozialhilfe 
seit 1. August 1996 u m  mindestens 25 Prozent gekürzt 
wird, wenn Antragstellerlinnen zumutbare Arbeit aus- 
schlagen, solche Tendenzen zur Zwangsarbeit beobach- 
ten. ,,Refeudalisierung" der Sozialpolitik bedeutet: Privat- 
wohltätigkeit und Fürsorge ersetzen den Anspruch auf 
Sozialhilfe; Leistungsgarantien werden in Spenden und 
Almosen umgewandelt; Bedürftige treten bei karitativen 
Einrichtungen als Bittstellerlinnen auf. Letztlich führt die 
Streichung von Rechtsansprüchen auf Sozialleistungen 
erneut zur Vergabe von persönlichen Gratifikationen 
nach Gutsherrenart. Niedrigere Steuersätze für gewerbli- 
che Einkünfte und die Landwirte erinnern deutlich an 
Ständeprivilegien. In dieselbe Richtung zeigt der Trend 
zur ,,Dienstbotengesellschaft", durch die verbesserte 
steuerliche Absetzbarkeit von Haushaltshilfen auch dann 
gefördert, wenn keine Kinder oder pflegebedürftige An- 

Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 96, 1997 



Globalisierung und die 
Refeudalisierung der 
Sozialpolitik 
von Christoph Butterwegge* 

POLITIKWECHSEL! 

etablierte Politik damit umgeht: Fördert sie die 
(Re-)Privatisierung sozialer Risiken, oder wirkt sie einer 
fortschreitenden Entsolidarisierung der Gesellschaft ent- 
gegen? 

Im Rückblick scheint es fast so, als sei dem Sozialstaat 
nach dem Sieg über den Staatssozialismus der Krieg er- 
klärt worden. Offenbar stellte der Wegfall einer gesell- 
schaftlichen Systemalternative die (in Westeuropa bisher 
eindeutig dominante) wohlfahrtsstaatliche Entwick- 
lungsvariante des Kapitalismus zur Disposition. Aufgrund 
der veränderten Weltlage und Kräfteverhältnisse bestand 
ab 1989190 die Möglichkeit wie auch - nach allgemeiner 

. 
Auffassung - die Notwendigkeit, soziale Leistungsgeset- 

m nahenden Ende des 20. Jahrhunderts bahnt ze anzutasten. Entscheidend dafür war ein Prozeß, der A sich eine Wende der Wohlfahrtsstaatsentwick- als ,,Globalisierung" bezeichnet wird und zum Bankrott , 
lung an, die unterschiedlich gedeutet wird. Da des osteuropäischen Realsozialismus beigetragen hatte. 

ist entweder von ,,sozialer Demontage" und einem radi- Globalisierung gilt als Sach- und nicht als System- 
kalen ,,Ab-" bzw. ,,Rückbauu oder vom nötigen ,,Umbauu zwang. Was als naturwüchsiger Prozeß erscheint, wel- 
des Wohlfahrtsstaates die Rede. Tatsächlich geht es bei cher die ~undesrepublik - wie andere Länder auch - 
der Restrukturierung des Sozialen nicht nur um quantita- zwingt, ihre Reallöhne, Personalzusatzkosten und Sozial- 
tive, sondern auch um qualitative Momente. Hier wird leistungen ,,nach unten" zu drücken, um auf den Welt- 
die These vertreten, daß es sich um eine postmoderne märkten konkurrenzfähig zu bleiben, basiert jedoch auf 
Version mittelalterlicher Fürsorglichkeit und Staatsferne wirtschafts-, währungs- und finanzpolitischen Weichen- 
handelt, die durch eine Vielzahl von Brüchen und Wider- stellungen der mächtigsten Industriestaaten. Diese ha- 
sprüchen gekennzeichnet ist, an denen man ansetzen ben schon während der 80er Jahre unter dem Einfluß des 
könnte, um alternative Entwicklungsprozesse in Gang zu Neoliberalismus begonnen, die Finanzmärkte zu liberali- 
bringen. sieren, die Arbeitsmärkte zu deregulieren und das Kapital 

so von staatlichen Fesseln zu befreien (vgl. dazu vor al- 
Ökonomisch-technologische, soziokulturelle und lem: Hans-Peter MartinIHarald Schumann, Die Globalisie- 
politische Gefährdungen des Wohlfahrtsstaates rungsfalle. Der Angriff auf Demokratie und Wohlstand, 
Mehr als in jedem anderen Wohlfahrtsstaat ruht das so- Reinbek bei Hamburg 1996). 
riale Sicherungssystem hierzulande auf zwei Stützpfei- Seit dem Ende des Ost-West-Konflikts (in seiner her- 
lern, die gegenwärtig ins Wanken geraten: einer kontinu- gebrachten Form) findet eine Funktionalisierung der So- 
ierlich, möglichst Vollzeit und bis zur regulären Verren- zialpolitik im Unternehmerinteresse statt. Nicht aufgrund 
tung betriebenen Erwerbsarbeit (,,NormalarbeitsverhäIt- der Globalisierung selbst, sondern im Zusammenhang 
nis") sowie dem Prinzip der Hausfrauenehe bzw. des mit dem neoliberalen Konzept der ,,Standortsicherung" 
männlichen Familienernährers (,,Normalfamilie"). Diese verändert sich das Verhältnis von Ökonomie und (Sozial- 

beiden für das Funktionieren des )Politik, die zur abhängigen Variablen der Volkswirtschaft 
sozialen Sicherungssystems konsti- degradiert wird. Daß sich die staatliche Sozialpolitik der 

Daß sich die staatliche Sozialpolitik tutiven Normalitätsannahmen wer- Ökonomie bedinqunqslos unterwirft, ist ein Rückfall in 

der ökonomie bedingungslos inter- den zur Zeit brüchig. Durch eine die Frühzeit des ~ndu~rieka~italismus. 
weitere Pluralisieruna der Arbeits- - 

wirf?, ist ein Rückfall in die Frühzeit und Lebensformen könnten die Neoliberalismus: mehr Markt und weniger Demo- 

des lndustriekapitalismus. Fundamente des lohn-, beitrags- kratie wagen? 
und leistungsbezogenen Systems Scheinbar erfordert die Neuordnung der Weltwirtschaft 
der sozialen Sicherung erodieren. eine tiefgreifende Umstrukturierung des Sozialstaates: 

Zum anderen ist im Zuge der anhaltenden Massenar- Ein Gemeinwesen, das um die Gunst von Großinvestoren 
beitslosigkeit - die zudem ungeheure Kosten verursacht - und Finanzmagnaten buhlt, kann kein Sozialstaat im her- 
die Kontinuität der Erwerbstätigkeit für immer mehr kömmlichen sinne mehr sein. Daher,wird der nach innen 
Menschen nicht mehr gegeben. gerichtete Wohlfahrtsstaat von einem nach außen ge- 

Problematisch ist nicht, daß die menschliche Arbeit wandten ,,WettbewerbsstaatU (Joachim Hirsch) abgelöst. 
entwertet wird, wenn Maschinen, Roboter und Mikro- Das Hauptziel der neoliberalen Sozialpolitik ist nicht, die 
chips ihre Funktion übernehmen, sondern daß bisher Situation der abhängig Beschäftigten, der Erwerbslosen 
(noch) kein anderer Mechanismus zur Verteilung des ge- und ihrer Familien, sondern ausschließlich, die Leistungs- 
sellschaftlichen Reichtums auf die einzelnen Individuen bzw. Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft zu ver- 
und zur Begründung ihrer sozialen Sicherheit existiert. bessern. 
Problematisch ist noch weniger der Individualisierungs- Wenn der bürokratische Wohlfahrtsstaat die Markt- 
prozeß, durch den beispielsweise die Frauenemanzipati- wirtschaft daran hindert, ihre Dynamik voll zu entfalten, 
on erleichtert wird, sondern die Art und Weise, wie die wie die neoliberale Ideologie behauptet, stehen Demo- 

kratie und Parlamentarismus letztlich gleichfalls zur Dis- 
position, auch wenn bürgerliche Ökonomen, Politiker 
und Publizisten vor diesem Schritt - im Unterschied zum 
modernisierten Rechtsextremismus - bislang zurück- 
scheuen. Die sog. Neue Rechte schlägt die Brücke zum 

* Dr. Christoph Butterwegge, Professor für Sozialpolitik an der FH Potsdam und Privatdozent für über den (~g l .  
Politikwissenschafi an der Universität Bremen dazu: Schui, Herbert u.a., Wollt ihr den totalen Markt? - 
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D ie Bundestagswahl 1998 bestimmt längst die Per- 
spektiven der politischen Debatte in Deutschland. 
Kein schlechter Grund und Zeitpunkt also, sich in 

diesem Heft schwerpunktmäßig mit der Frage eines bit- 
ter nötigen Politikwechsels zu beschäftigen. 

Alternative politische Debatten müssen dreierlei lei- 
sten: 1. die ideologischen Grundlagen und zentralen Po- 
litikrnuster der Gegner analysieren, 2. die konkrete Situa- 
tion in diesem Land reflektieren und 3. programmatische 
Konzepte, parteipolitische Konstellationen und Strategi- 
en bestimmen, die den Politikwechsel ermöglichen. 

Ersteres leisten Herbert Schui, der in seinem Text die 
zentralen ideologischen Grundlagen des Neoliberalisrnus 
und dabei insbesondere Thesen des ,,neoliberalen Klassi- 
kers" Friedrich Hayek darstellt, sowie Christoph Butter- 
wegge, der mit dem Zerstörungsversuch der modernen 
Sozialstaatsfundamente den materiellen Kern der neoli- 
beralen Zurichtung des Wohlfahrtstaates zu einem ,,glo- 
balisierungstauglichen" Wettbewerbsstaat beschreibt. 
Beide legen sie die Widersprüche dieser Politik offen, an 
denen die Linke wirkungsvoll ansetzen könnte. 

Uli Scholer entwickelt Kerngedanken einer sozialde- 
mokratischen Strukturpolitik in Ostdeutschland, ohne die 
es dort weder sozioökonomisch noch politisch ein ,,Ende 
der Talsohle" geben wird. 

Die skizzierten Zusammenhänge wurden schließlich 
aufgegriffen und parteistrategisch zugespitzt, als spw 
und die Jusos (Bundesverband, NRW, Bezirke Mittelrhein 
und Rheinland-Hessen-Nassau, Unterbezirk Bonn) am 
12. Juni 1997 in Bad Godesberg eine gemeinsame Ver- 
anstaltung durchführten: ,,Politikwechsel in Deutschland 
'98: Perspektiven - Parteien - Positionen". Diese in die- 
ser politischen Konstellation sicher solitäre und mit über 
100 Teilnehmerlnnen nicht schlecht besuchte Veranstal- 
tung hatte im Vorfeld zu verärgerten Reaktionen einiger 

Einleitung zum Schwerpunkt 

sozialdemokratischen MdB's aus Ostdeutschland ge- 
führt, die kritisierten in Briefen an Andrea Nahles die Teil- 
nahme Gysis (man dürfe ihm keine Bühne im Westen lie- 
fern) und mißverstanden damit offensichtlich den Sinn 
der Debatte. 

Es ging -ausgehend von der durch die ErFurter Erklä- 
rung angestoßenen Diskussion - darum, die zentralen 
Projekte und inhaltlichen Schwerpunkte für einen Politik- 
wechsel von links und die Strategie für einen Regierungs- 
wechsel durch Rot-Grün auszuloten. Dies ist auch gelun- 
gen. Die Beiträge des Podiums - nachzulesen auf den fol- 
genden Seiten - zeichneten sich durch klare und über- 
einstimmende Orientierung auf die Bekämpfung der 
Massenarbeitslosigkeit durch Arbeitszeitverkürzung, in- 
novative Forschungs- und Bildungspolitik, ökologische 
Steuerreform und öffentliche Arbeitsmarktpolitik aus. 

Weit weniger Gemeinsamkeit gab es bei strategi- 
schen Fragen. So überraschte etwa Kerstin Müller die an- 
wesenden Sozialdemokratlnnen, indem sie massiv vor 
Schuldenaufnahme zur Finanzierung alternativer Wirt- 
schafts- und Gesellschaftspolitik warnte. Umstritten war 
ebenfalls die Rolle der PDS entlang der doppelten Frage- 
stellung Politik- und Regierungswechsel. Der Wider- 
spruch, daß ihre linken Beiträge in inhaltlichen Bereichen 
nicht unbedingt auch einer rotgrünen Wahlarithmetik 
nützen, wurde zwar rege debattiert, aber nicht aufge- 
löst. 

Frank Wilhelmy, spw-Redaktion 

Die Erfurter Erklärung 
Gesa Rünker: Bei über 4 Millionen arbeitslosen Men- Politikwechsel in Deutsch- 
schen in diesem Land und einer immer stärker spürbaren 
sozialen Schieflage vor dem Hintergrund einer völlig ver- 
fehlten Wirtschafts- und Sozial~olitik wird es immer 
deutlicher: Wir brauchen einen ~olitikwechsel in Bonn. 
Diejenigen, die das begriffen haben, fordert die Erfurter 

land: Perspektiven - 
Parteien - Positionen - - -  - 

Erklärung auf, sich ihrer Möglichkeiten bewußt zu wer- 
den: Bodo Ramelow, Sie sind Erstunterzeichner und Mit- Podiumsdiskussion mit  Edelgard Bulmahn, Gregor Gysi, Kerstin 
autor der Erfurter Erklärung. Wo sehen Sie die Hauptziel- Müller, Andrea Nahles und Bodo Ramelow, 
setzung der Initiative? Moderation Gesa Rünker* 

Bodo Ramelow: Ich frage etwas provokativ: „Was 
hat die größte Geisterstadt Thüringens mit dem Thema 
des heutigen Abends zu tun?" Die Menschen in Erfurt 
erleben, daß am Flughafen eine Bürostadt von fast 
40.000 m2 Bürofläche gebaut worden ist, die komplett 
leer steht. Kein Erfurter, kein Thüringer begreift das, weil 
er die Hintergründe überhaupt nicht begreifen kann. Sie 
denken, der Kapitalist muß doch doof sein. Unterm 
Strich ist er aber nicht doof, weil er noch daran verdient, 
weil er keine Steuern gezahlt hat, und das Ergebnis se- 
hen wir z.Z. in Bonn in der Steuerdebatte. 

Deswegen meine 1. These: Über die Abwicklung der 
ehemaligen DDR ist die Reichtumsverteilung in Gesamt- 
deutschland neu organisiert worden. Das, was wir von 
'82 - '90 erlebt haben in Westdeutschland als schlei- 
chenden Prozeß des Sozialabbaus, bei dem sich jedes 

Jahr mal irgend jemand aufgeregt oder demonstriert hat, 
ist nach 1990 vorübergehend ausgesetzt gewesen, weil 
es einen Produktions- bzw. Nachfrageschub aus Ost- 
deutschland gab. Seit 1993 erleben wir, daß der Turbo- 
kapitalismus in der Bundesrepublik Einzug gehalten hat 

* Edelgard Bulmahn ist Mitglied im SPD-Parteivorstand, bildungs- und forschungspolitische 
Sprecherin der Bundestagsfraktion und spw-Herausgeberin, Gregor Gysi ist Sprecher der PDS- 

Gruppe im Bundestag, Kerstin Müller ist Fraktionssprecherin von Bündnis 901Die Grünen im 
Bundestag, Andrea Nahles ist Bundesvonitzende derJusos in der SPD, Bodo Ramelow ist Thüringer 
Landesvorsitzender der Gewerkschaft HBV und Mitinitiator der ,, Erfurter Erklärung", die wir in spw 

93 dokumentiert haben. Gesa Rünker ist Journalistin. 
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in einer Art und Weise, wie wir ihn nach '45 überhaupt 
nicht kennen. Deswegen meine 2. These: Es gibt nicht 
nur die DDR nicht mehr, es gibt auch die alte BRD nicht 
mehr und das Problem ist, daß Deutschland-Ost und 
Deutschland-West noch nie so weit auseinander waren 
wie zur Zeit. 

Auf Veranstaltungen in Ost- und Westdeutschland 
fällt zunehmend der Satz „die Mauer muß wieder her 
und 3 m größer". Das Problem ist, daß die Menschen Ost 
und die Menschen West gegeneinander gestellt werden, 
ohne zu merken, daß damit eigentlich nur das regieren- 
de Prinzip wunderbar funktioniert, bei dem alle gesell- 
schaftlichen Kräfte gegeneinander aufgebracht werden. 
Insoweit wird die deutsche Einheit mißbraucht. Laßt uns 
anfangen, etwas gründlicher miteinander zu reden, um 
die Verhältnisse in diesem Land genauer mitzukriegen, 
weil diese Verhältnisse gegen uns ständig ausgenutzt 
und gegen uns mißbraucht werden. Deswegen haben 
wir versucht, im Dezember 1996 in einem Diskussions- 
prozeß einen Ansatz zu finden: die Erfurter Erklärung. 

Politik für Arbeit und lnnovation 
Gesa Rünker: Edelgard Bulmahn, lnnovation und soziale 
Gerechtigkeit - siehe SPD-lnnovationskongreß -, diese 
beiden Schlagworte scheinen aktuell die Grundbegriffe 
der sozialdemokratischen Politikalternative zu sein. Sind 
diese Themen für einen Politikwechsel in Deutschland 
tragfähig? 

Edelgard Bulmahn: Ja, es kommt aber darauf an, daß 
man lnnovation eine Richtung gibt. Und das heißt, sie 

muß mit sozialer Gerechtig- 
keit verknüpft werden. Für 

Das Problem ist, daß die Menschen Ost mich bedeutet Innovation, 

und die Menschen West gegeneinander daß eine Gesellschaft sich 
weiterentwickelt in Richtung 

gestellt werden, ohne zu merken, daß auf „hr Solidarität und G ~ -  

- - dung, Ausbildung und Weiterbildung einen 1 höheren Stellenwert zu geben, denn Qualifi- 
kation und Motivation sind mitentscheidend 
für unsere wirtschaftliche Wettbewerbsfähig- 

damit eigentlich nur das regierende Prin- rechtigkeit. Wenn eine Gesell- 
schaft ihre Innovationsfähig- 

zip wunderbar funktioniert. keit verliert, dann wird sie 

(Bo~o  Ramelow) Stillstand erleben und das ist 
z.Z. in der Bundesrepublik der 
Fall. Ich finde es ermutigend, 

daß diese Lähmung im Augenblick aufbricht. Und daß 
viele Menschen Hoffnung haben, daß man die Lebens- 
wirklichkeit, die Lebenswelt, die Situation in der Bundes- 
republik verändern kann. 

Wir wollen eine Politikfür Arbeit und Innovation, und 
zwar für eine sozialökologische Innovation. Zu den Eck- 
punkten einer solchen Politik, die als Dreh- und Angel- 
punkt hat, Massenarbeitslosigkeit zu verringern, neue 
Arbeitsplätze zu schaffen und vorhandene Arbeitsplätze 
zu sichern, gehört eine konsequente Innovationspolitik, 
die darauf setzt, dies mit intelligenten, modernen Pro- 

keit und die Sicherung von Arbeitsplätzen. 
Wir haben in der SPD einen Beschluß gefaßt zur Umlage- 
finanzierung, weil wir es nicht mehr hinnehmen können, 
wie ein immer größerer Teil der Unternehmen sich aus 
der Ausbildung zurückzieht, die Ausbildungslasten auf 
die öffentliche Hand abwälzt und sich einen Dreck dar- 
um schert, daß große Teile von Jugendlichen keinen Ein- 
stieg in den Beruf finden, und dann für den Rest ihres Le- 
bens mit dieser Last alleine dastehen. 

Eine aktive Arbeitsmarktpolitik ist das dritte Stichwort. 
Es kommt darauf an, daß man einen gezielten Ausbau 
auch öffentlich geförderter Beschäftigung in sozialen, kul- 
turellen und ökologischen Bedarfsfeldern durchführt. Es 
ist eine Illusion zu glauben, daß man das Problem der 
Massenarbeitslosigkeit alleine über Maßnahmen, mit de- 
nen man die privaten Unternehmen anreizen will, lösen 
kann. Wir brauchen auch ein klares Bekenntnis zu einer öf- 
fentlichen Beschäftigungspolitik. Dazu gehört für mich 
insbesondere eine gezielte Frauenförderung. Spürbare Ar- 
beitszeitverkürzung und Stärkung von Zeitsouveränität 
der Beschäftigten gehören ebenfalls dazu. Wir brauchen 
eine Politik, die den solidarischen Zusammenhalt in unse- 
rer Gesellschaft stärkt. Das, was wir z.Z. erleben, ist ein 
ständiges Auseinanderbringen von Gruppen in der Gesell- 
schaft. Da werden die Jugendlichen gegen die Rentner 
aufgehetzt und umgekehrt, da werden Arbeitslose gegen 
Beschäftigte aufgehetzt und umgekehrt. Wir müssen den 
solidarischen Zusammenhang in den Mittelpunkt unserer 
Politik stellen, sonst wird uns weder der .Machtwechsel 
noch der erforderliche Politikwechsel gelingen. 

Rot-grüne Reformperspektive? 
Kerstin Müller: Es besteht die große Gefahr, daß Rot- 
Grün nur ein Regierungs- und kein Politikwechsel wird, 
wenn sich das so weiterentwickelt wie bisher. Rot-Grün 
muß jedoch vor allem eine echte Reformperspektive wer- 
den. Ich möchte als Stichwort die Forderung nach einem 
neuen ökologisch-sozialen Gesellschaftsvertrag hier in 
die Runde werfen. Es gibt einen ungeheuren Reformstau. 
Aber was uns gelingen muß, so haben wir mal diesen 
ökologisch-sozialen Gesellschaftsvertrag definiert, ist, 
daß wir die sozialökologisch sensibilisierten Mittelschich- 
ten in ein Bündnis bekommen mit dem unteren Drittel 
der Gesellschaft. Leider geht der Trend von Teilen der 
SPD in eine völlig andere Richtung, wenn man sich an- 
schaut, was sich in den rot-grünen Ländern z.Z. abspielt. 
Ich komme selber aus Nordrhein Westfalen und habe 
den Eindruck, daß Teile der SPD in dem Moment, wo wir 
uns in einer Krise befinden, also in einer sozialen Krise, in 
der Krise der Arbeitsmarktpolitik, in einer Haushaltskrise, 
dazu tendieren, diesen alten Widerspruch von Arbeit 
und Ökologie wieder aufbauen, Beispiel Garzweiler. 

Für uns ist die ökologische Steuerreform sehr wichtig, 
und zwar sowohl eine Mineralölsteuererhöhung als auch 

Gewerkschafts- und Staatskritik 
Besondere Zielscheibe neoliberaler Kritik sind in diesem Zu- 
sammenhang die Gewerkschaften als diejenige gesell- 
schaftliche Gruppe, die sich in besonderem Maß des Staa- 
tes bemächtigt habe, und den überwiegenden Teil aller 
Wettbewerbsbeschränkungen verursacht hat. Dies unter- 
scheidet neoliberaler Argumentation zufolge das soge- 
nannte Arbeitsmonopol vom Unternehmensmonopol, das 
auf Leistung (im Gegensatz zu parasitärem Mißbrauch des 
Staatsapparates) beruht und das zudem in der Regel nur 
vorübergehend existiert. Lassen wir Hayek einmal mehr zu 
Wort kommen: ,,Während sich die öffentliche Empörung 
und infolgedessen auch die Gesetzgebung beinahe voll- 
ständig gegen die selbstsüchtigen Handlungen einzelner 
Monopolisten (...) gerichtet hat (...), ist das, was die 
Marktordnung hauptsächlich zu zerstören droht, gar nicht 
die selbstsüchtigen Handlungen einzelner Firmen, sondern 
die Selbstsucht organisierter Gruppen. Diese haben ihre 
Macht weitgehend durch die Unterstützung gewonnen, 
die ihnen die Regierung dabei gewährt hat, jene Manife- 
stationen individueller Selbstsucht zu unterdrücken, die ihr 
Handeln in Schach gehalten hätten. (...I Daß das, was mo- 
ralisch falsch ist, nicht das Monopol, sondern nur die Ver- 
hinderung von Wettbewerb ist (...) sollten sich besonders 
jene 'Neoliberalen' vor Augen halten, die glauben, sie 
müßten ihre Unparteilichkeit dadurch beweisen, daß sie 
gegen alle Unternehmensmonopole genauso wettern wie 
gegen alle Gewerkschaftsmonopole, wobei sie vergessen, 
daß Unternehmensmonopole häufig das Resultat besserer 
Leistung sind, während alle Gewerkschaftsmonopole auf 
der zwangsweisen Unterdrückung des Wettbewerbs beru- 
hen". Diese Kritik des modernen Staates als schwache Beu- 
te großer parasitärer Interessenverbände wird, neben von 
Hayek selbst, vor allem von einigen Vertretern der Theorie 
der kollektiven Entscheidungen (public choice Theorie, hier 
insbesondere Mancur Olson) und von Mitgliedern der Chi- 
cago-Schule vertreten. Sie ist darüber hinaus in abgewan- 
delter Form seit einigen Jahren auch unter dem Stichwort 
,,rent-seeking" auf den Entwicklungsstaat in der Dritten 
Welt angewandt worden. 

Der allgemeine Pessimismus, der so gegenüber der 
modernen partizipativen Massendemokratie verbreitet 
wird, wird schließlich weiter bestärkt durch Beiträge aus 
dem Bereich der Theorie der kollektiven Entscheidungen, 
die den modernen Staat als tyrannische Bürokratie sehen. 
Im Gegensatz zu der weiter oben erwähnten Argumenta- 
tion erscheint hier der Staat als machtvolle, jedoch egoisti- 
sche Organisation, bestehend aus selbstsüchtigen Büro- 
kraten, die nicht im Interesse der Gesellschaft, sondern al- 
lein im unmittelbaren Eigeninteresse des Staates oder ihrer 
jeweiligen Ressorts handeln. Damit wird der moderne 
Staat zwar aus anderen Gründen, deshalb jedoch nicht 
weniger nachhaltig, als undemokratisch und korrupt ab- 
gestempelt. 

Neoliberalismus gegen Demokratie 
Die Vorstellung des Staates als Beute ist ebenfalls auf die 
Stellung der Zentralbank anzuwenden. Ist sie parlamenta- 
risch kontrolliert, so wird sie ebenfalls zur Beute parasitärer 
Interessenverbände, die dann nicht nur den Staat, sondern 
als begehrliche Politiker auch das Geldwesen ruinieren. 
Eine aus der Demokratie ausgegliederte Zentralbank dage- 
gen kann durch hohe Zinsen den Rentier revitalisieren und 
auch sonst sozialstaatliche Politik radikal behindern. Sie 
steht dem Ziel, die Politik an das Interesse einer einsichts- 
und daher handlungsfähigen Masse zu binden, entschie- 

den entgegen. Zwei Fragen allerdings bleiben auch in die- 
ser neoliberalen Argumentation offen: Kann die Zentral- 
bank zu einer tyrannischen Bürokratie werden und weiter, 
wie ist zu erklären, daß das internationale Geldwesen be- 
sonders in einer Periode stabil war, in der die Zentralban- 
ken von den Weisungen der Finanz- und Wirtschaftsmini- 
sterien unmittelbar abhingen. 

Die neoliberale Gegenaufklärung setzt also alles daran, 
die Hoffnung auf informierte und politische Menschen zu 
zerstören, die sich der Institution des demokratischen 
Staates bedienen, um ihre Lebenslage zu verbessern. Der 
Staat soll diese Eigenschaften, nämlich ihn für den zivilisa- 
torischen Fortschritt nutzen zu können, nicht mehr haben. 
Es soll ein ,,schlanker Staat" sein, der v.a. das Privateigen- 
tum (die gegebenen Eigentumsrechte), die Vertragsfrei- 
heit und Vertragsvollstreckung, den Wettbewerb (beson- 
ders auf dem Arbeitsmarkt) und den freien Marktzutritt 
und -austritt garantiert. 

Wird diese Gesellschaft stabil sein können? Gesetzt 
wird auf ein moralisches Korsett, auf eine zivilgesellschaft- 
liche Lösung, nicht aber auf polizeistaatliche Vorkehrun- 
gen. Hayek schreibt dazu: 

daß das Die Freiheit des Neoliberalismus rnuß 
innerhalb des privaten Be- 
reichs nicht Geqenstand durch Unte~lerfung erkauft werden. Sie 
staatlicher ZwangSanwen- ist zudem allein negative ~reiheit, d.h. sie 
dung sein soll, heißt nicht 
notwendiq, daß in einer besteht allein in der Abwesenheit von 
freien ~esillschaft ein ~01- persönlichem Zwang. Sozialer Zwang 
ches Verhalten auch vom 
Druck der allgemeinen wird geleugnet. 
Meinung oder der Mißbil- 
ligung frei sein soll (...). Jedenfalls fördert es die Klarheit, 
wenn man den Druck, den die öffentliche Zustimmung 
oder Ablehnung ausübt, um die Befolgung von Moralre- 
geln und Konventionen zu sichern, nicht Zwang nennt 
(...). Im großen und ganzen stellen Konventionen und 
Normen des gesellschaftlichen Verkehrs und des persönli- 
chen Verhaltens keine ernstliche Beeinträchtigung der per- 
sönlichen Freiheit dar, sondern sichern ein gewisses Min- 
destmaß an Gleichheit des Verhaltens, das die persönli- 
chen Bemühungen sicherlich eher unterstützt als behin- 
dert". 

Mehr noch fördert es allerdings die Klarheit, wann 
man sich an das Verhalten von Friedmans Chicago-Schule 
nach dem Putsch Pinochets in Chile erinnert. Praktisch hat 
der Neoliberalismus gegen eine vorübergehende Zwangs- 
anwendung nichts einzuwenden, soweit der Zweck darin 
besteht, die erforderlichen ,,Moralregeln und Konventio- 
nen" wieder in die Gesellschaft einzupflanzen. Aber dies 
soll sicherlich nicht die Regel sein, besonders dann, wenn 
sich die RTLisierung des öffentlichen Lebens (Talk-Show 
mit Publikumsteilnahme als Demokratie) erfolgreich voran- 
treiben läßt. spw 

F.Hayek: Der Weg zur Knechtschaft. München 1991.5.254 
F. Hayek: Wahrer und Falscher Individualismus, in: ORDO-Jahrbuch 
a.a.O., S.38f. 
F. Hayek: Mißbrauch und Verfall der Vernunft. Ein Fragment. 
Frankfurt a. M. 1959 
F. Hayek: Liberalismus, Walter-Eucken-Institut. Vorträge und Auf- 
sätze, Tübingen 1979, S. 6 
F. Hayek: Recht, Gesetzgebung und Freiheit, Bd.1: Regeln und 
Ordnung, München 1980, S. 30 und 34 
ebenda, S. 30 ' F. Hayek: Die Verfassung der Freiheit, Tübingen 1971, 5.  40 
F. Hayek: Die Verfassung der Freiheit, a.a.0.. 5. 166 
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Marktes sehr betont. Markt und Wettbewerb sind, so der 
Neoliberalismus; vielmehr deswegen überlegen, weil sie in 
den Köpfen und Praktiken von lndividuen ,,eingeschlosse- 
ne" Wissensfragmente entdecken und vergesellschaften. 
Der Wettbewerb, so Hayek, muß verstanden werden als 
ein ,,Entdeckensprozeß" individuellen Wissens, nicht als 
ein Garant für Massenwohlfahrt. Der Markt vermittelt In- 
formation nicht nur in Form der Preisbildung, sondern 
durch den Wettbewerb werden überlegene Verfahren und 
Verhaltensweisen ausgesiebt. Überlegen ist hierbei, was 
zu persönlichem Erfolg und Wohlstand verhilft, zumindest 
aber das Überleben sicherstellt. Überlegenheit wird in die- 
ser Weise als Anreiz und Vorbild erfahrbar und fordert so 
zur Nachahmung auf. 

Dieser Gedanke beruht auf zwei wichtigen Annahmen: 
Erstens ist gesellschaftliches Wissen im Gegensatz zu na- 
turwissenschaftlichem zum größten Teil ,,stilles" Wissen, 
d.h. es ist ,,in erster Linie nicht artikuliertes Wissen, son- 
dern ein Wissen, das zwar in Form von Regeln beschreib- 
bar ist, das das Individuum jedoch nicht in Worten aus- 
drücken kann, sondern nur in der Praxis zu befolgen fähig 
istu5. Da dieses Wissen zudem auf zahllose lndividuen ver- 
streut ist, ,,jeder deshalb in Unkenntnis der meisten Tatsa- 
chen ist, auf denen das Funktionieren der Gesellschaft be- 
ruhtn6, ist es unmöglich, gesellschaftliches Zusammenle- 
ben bewußt zu gestalten und planend zu formen. Zwei- 
tens vollzieht sich soziales Lernen in der Hauptsache durch 
unreflektierte Sozialisation: ,, (...) der Mensch", so Hayek, 
,,lernt durch die Enttäuschung von Em~artungen"~, d.h. 
durch Versuch und Irrtum beziehungsweise durch allmäh- 
liche Dressur. Vernunftgelenktes Lernen auf der Grundlage 

. intellektueller Einsicht in die Zusammenhänge und Funkti- 
onsweise der besonders sozialen Umwelt ist, wenn nicht 
völlig ausgeschlossen, so doch nicht konstitutiv für den 
Menschen als soziales Tier. Damit ist das Menschen- und 
Gesellschaftsbild des Neoliberalismus bereits auf den 
Punkt gebracht: Der Mensch ist verdammt zu ewiger Un- 
kenntnis, Gefangener irn Dickicht allgemeiner Unüber- 
sichtlichkeit. ein blindes Gewohnheitstier, das im Dunkeln 
tappt. (Eine Ausnahme bilden die Verfasser neoliberaler 
Theorien, die wissen, was gut für die Menschen ist.) Er 
kann sich allein individuelle Überlebens- und Bereiche- 

rungspraktiken aneignen, 
mehr lassen die von erfolgrei- 

Im Menschen- und Gesellschaftsbild des chen Personen ausgesandten 

Neoliberalismus ist 

dammt zu ewiger 

der Mensch ver- Signale nicht zu. Ein Weg aus 
dieser nicht selbstverschulde- 

Gefan- ten, sondern natürlich gegebe- 
gener im Dickicht allgemeiner Unüber- nen Unmündigkeit ist nicht be- 

sichtlichkeit. kannt. Der Bestand, die Stabili- 
tät der ,,Großen", der ,,Sponta- 
nen Ordnung", oder ,,Offenen 

~esellschaft", wie Karl Popper sie nennt, beruht auf Unter- 
werfung unter sogenannte kulturelle Verhaltensregeln, die 
den Handlungsspielraum des Einzelnen festlegen: Privatei- 
gentum, Vertragsfreiheit, formale Gleichheit vor dem 
Recht, ~hrlichkeit und Sparsamkeit. 

Spontane Ordnung und sozialer Zwang 
Warum jedoch ist eine solche sklavische Akzeptanz libera- 
ler Grundwerte ohne jede weitere Diskussion erforderlich? 
Die Antwort ist einfach und unromantisch: Anders ist 
Überleben nicht möglich, eben weil der Mensch von Natur 
aus unwissend ist. Dies beweist sich auch daran, daß die 
,,Große Ordnung" (und ihre Regeln) nicht etwa von einer 
besser informierten Elite entdeckt und der Masse aufge- 
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zwungen worden wäre, sondern daß sie selbst das Ergeb- 
nis einer langen kulturellen Evolution und, in diesem Sinn, 
,,spontann ist. Hayek und mit ihm andere neoliberale Au- 
toren verstehen Menscheitsgeschichte als einen allmähli- 
chen Disziplinierungsprozeß, in dessen Verlauf tribalisti- 
sche kollektive Instinkte des Menschen schrittweise unter- 
drückt wurden zugunsten der Entfaltung individueller Ei- 
gentätigkeit im Rahmen immer abstrakterer allgemeiner 
Verhaltensregeln. Was aus neoliberaler Sicht die 'Offene 
Gesellschaft' jedoch über ihre bloße Überleben~fähi~keit 
hinaus als Ausdruck zivilisatorischen Fortschritts empfiehlt, 
ist die individuelle Freiheit, die sie ihren Mitgliedern er- 
möglicht. 

Bei näherem Besehen stellt sich diese Eigenschaft der 
,,Spontanen Ordnung" allerdings als wenig überzeugend 
heraus. Nicht nur muß diese Freiheit durch Unterwerfung 
erkauft werden. Sie ist zudem allein negative Freiheit, d.h. 
sie besteht allein in der Abwesenheit von Zwang. Dieser 
wiederum kann nur bei zwischenmenschlichen Beziehun- 
gen ins Spiel kommen. Zwang besteht nur, soweit seine 
Ausübung persönlich beabsichtigt ist, er kann jedoch nie Ei- 
genschaft eines gesellschaftlichen Systems sein. Was dies 
bedeutet, wird in folgender Bemerkung Hayeks über die 
Lage eines Arbeitsuchenden nur zu deutlich: ,,Auch wenn 
ihn selbst und vielleicht seine Familie die Gefahr des Hun- 
gers bedroht und ihn 'zwingt', eine ihm widerwärtige Be- 
schäftigung für einen sehr geringen Lohn anzunehmen und 
er der 'Gnade' des einzigen Menschen ausgeliefert ist, der 
bereit ist, ihn zu beschäftigen, so ist er doch weder von die- 
sem noch von irgend jemand anderem in unserem Sinn ge- 
zwungen. Solange die Handlung, die seine Schwierigkeiten 
verursacht hat, nicht bezweckte, ihn zu bestimmte Hand- 
lungen oder Unterlassungen zu zwingen, solange die Ab- 
sicht der Handlung, die ihn schädigt, nicht ist, ihn in den 
Dienst der Ziele eines anderen zu stellen, ist ihre Wirkung 
auf seine Freiheit keine andere als die einer Naturkatastro- 
phe - eines Feuers oder einer Überschwemmung, die sein 
Heim zerstört,, oder eines Unfalls, der seine Gesundheit 
~chädigt."~ 

Die "Freiheit zu verhungern" wird ausdrücklich als 
Wert im Sinne negativer Freiheit gutgeheißen. Eine partizi- 
pative Demokratie, gestützt auf informierte und lernberei- 
te Menschen, die selbst ihr Geschick bewußt und planvoll 
als Kollektiv gestalten wollen, um ihre Lebenslage den ent- 
wickelten technischen und ökonomischen Möglichkeiten 
entsprechend zu verbessern, ist vom Neoliberalismus nicht 
vorgesehen. Denn -wie gesagt - ein von außen vorgege- 
benes Ziel mindert die Überlebenswahrscheinlichkeit, be- 
schränkt die Freiheit, kurz, es ist angesichts naturgegebe- 
ner menschlicher Unzulänglichkeit nicht angemessen. 
Folglich werden auch demokratische Institutionen nicht 
halten können, was man sich von ihnen verspricht. WO der 
Staat es sich jedoch zur Aufgabe macht, soziale Gerechtig- 
keit zu verwirklichen, wird er unweigerlich zum Spielball 
von Partikularinteressen. Indem er organisierte kollektive 
lnteressenvertretung auf Massenbasis nicht nur zuläßt, 
sondern aktiv unterstützt (gemeint ist das Zusammenspiel 
von Staat und Gewerkschaften), wird der Staat in einem 
System, das auf der Grundlage von Mehrheitsverfahren 
funktioniert, zu deren Opfer. Denn solche Organisationen 
werden ihren Vorteil dazu nutzen, ~ettbewerbsbeschrän- 
kungen durchzusetzen, demokratische politische Institu- 
tionen für ihre spezifischen Interessen zu funktionalisieren 
und die Gesellschaft durch den Mißbrauch staatlicher 
Machtmittel auszuplündern. Das Resultat sind politische 
Korruption und wirtschaftliche Stagnation und Krise. 
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eine Energiesteuer. Das ist für uns ein Schlüsselelement, 
mit  dem wir den ökologischen Umbau einleiten wollen, 
und das darf sich im Falle von Rot-Grün nicht auf reine 
Symbolik beschränken. Das Steueraufkommen wollen 
wir zur Senkung -der Lohnnebenkosten verwenden, um 
hier auch die Möglichkeit für neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. 

Zweiter Punkt ist für uns eine andere Energiepolitik, 
d.h. wir,wollen den Ausstieg aus der Atomenergie, wol- 
len die Förderung von regenerativen Energien, eine So- 
laroffensive, eine neue Verkehrspolitik, eine neue For- 
schungspolitik. 

Dritter Punkt: Sofortmaßnahmen gegen die Arbeits- 
losigkeit. Es wird notwendig sein, öffentlich geförderte 

# Beschäftigungspolitik einzuleiten, also diesen Bereich 
auszubauen und nicht abzubauen, wie das im Moment 
seitens der Bundesregierung passiert, z.B. mit dem Kahl- 
schlag bei ABM, der eben sofort zu einer neuen und hö- 
heren Arbeitslosigkeit führt. Wir brauchen radikale Ar- 
beitszeitverkürzung, aber eben in vielen Formen, nicht 
nur die wöchentliche Arbeitszeitverkürzung. Sondern, 
und das darf ich auch aus Frauensicht sagen, wir brau- 
chen Teilzeitformen, Teilzeitmöglichkeiten, auf allen ver- 
schiedenen Ebenen und Gehaltsstufen, aber mit dem 
Anspruch auf Rückkehr auf den Vollerwerbsarbeitsplatz. 
Vierter Punkt: Eine Einkommensteuerreform, die den Na- 
men auch verdient hat. Steuervereinfachung und da- 
durch auch mehr Steuergerechtigkeit, das Leben mit Kin- 
dern fördern, also höheres Kindergeld, Abschaffung des 
Ehegattensplittings und eine Reform, die strikt aufkom- 
mensneutral ist und nicht neue Haushaltslöcher in den 
Haushalt reißt, so wie die Bundesregierung das vorhat. 

Nächster Bereich: den Sozialstaat reformieren, um 
ihn zu erhalten, so will ich das mal nennen, weil es gibt 
einen großen Reformbedarf etwa in der Rentenfrage. 
Und der letzte Punkt, der ob der allgemeinen Debatte 
um Wirtschaft, Arbeitsmarkt und Soziales immer unter- 
geht, den ich aber für sehr zentral halte, das ist eine an- 
dere Bürgerrechtspolitik. Die Bundesregierung wird auf 
Angstkampagnen setzen. Angst vor Kriminalität und vor 
all& ~ i n ~ e n - ~ n ~ s t  vor Ausländern und da ist für uns 
wichtig, daß es zu einer radikalen Reform der Staatsbür- 
gerschaft kommt. Einwanderungsgesetz, Entkrirninalisie- 
rung, das sind hier die Stichworte. 

Gesa Rünker: Gregor Gysi, was ist der spezifische Bei- 
trag der PDS zu einem rot-grünen Machtwechsel? 

Gregor Gysi: Die Frage ist zunächst, wieviele Men- 
schen es gibt, die wollen, daß es die PDS im Bundestag 
gibt, daß es die Grünen im Bundestag gibt, daß es die 
SPD im Bundestag gibt. Und dann erst kommt die Frage, 
ob und was man miteinander anfanaen kann oder ob - 
man miteinander nichts anfangen kann. Dazu haben wir 
2.B. jetzt ein umfangreiches Schnittstellenpapier erarbei- 
tet, um festzustellen, w o  liegen die Gemeinsamkeiten, 
wo liegen die Unterschiede zur SPD- und Grünen-Politik. 
Ja, es gibt natürlich z.B. in  der Beschäftigungspolitik, 
auch in der Ökologie, auch in der Sozialpolitik, partiell 
auch in der Steuerpolitik, Übereinstimmungen. Es gibt 
dort überall auch Differenzen. Das Entscheidende für 
mich sind zwei Tendenzen, die wir dabei festgestellt ha- 
ben. Erstens, im Laufe der Legislaturperiode haben nicht 
die Gemeinsamkeiten, sondern eher die Unterschiede zu- 
genommen, aber das zweite ist, daß natürlich die Unter- 
schiede zu CDU/CSU und FDP so unvergleichlich viel grö- 
ßer sind, daß es sich dennoch lohnt, trotz aller Unter- 
schiede auch über Gemeinsamkeiten nachzudenken. 

Zur Frage des spezifischen Beitrages: Der ist sehr un- 
terschiedlich anzusiedeln. Ein Beispiel: Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat in seinem Urteil zur Grundmandats- 
klausel eine interessante Passage drin, wonach das Wahl- 
recht nicht nur die Funktion hat, die Funktionsfähigkeit 
des Parlaments zu sichern, sondern zugleich dafür zu 
sorgen, daß relevante Bevölkerungsgruppen und rele- 
vante politische Kräfte vertreten sind, um eine Integrati- 
onsaufgabe zu erfüllen. Und ich behaupte, daß es, übri- 
gens weit über das Wählerinnen- und Wählerklientel der 
PDS hinaus, in den neuen 
Bundesländern Menschen 
gibt, für die die Frage, ob die Für mich bedeutet Innovation, daß eine 

Bundestag ist Oder Gesellschaft sich weiterentwickelt in 
nicht und ob sie da eine be- 
stimmte integrative Funktion Richtung auf mehr Solidarität und Ge- 
wahrnehmen kann oder rechtigkeit. 
nicht, von ganz wesentlicher 
kultureller und auch psycholo- (Edelgard Bulmahn) 
gischer Bedeutung ist. Das 
hängt einfach damit zusam- 
men, daß die PDS die einzige Partei ist, die eine bestimm- 
te Tradition verkörpert, und zwar eine, die sehr viele Bür- 
gerinnen und Bürger der DDR mit sich bringen und die 
deshalb im Sinne einer integrativen Funktion von einer 
anderen Partei gar nicht wahrgenommen werden kann. 

Die zweite Funktion der PDS sehe ich darin, daß sie ei- 
nen Beitrag leisten muß zur westeuropäischen Normali- 
sierung der Bundesrepublik Deutschland. Und damit 
meine ich folgendes: Durch die Spaltung, durch den kal- 
ten Krieg, durch die spezifische Geschichte von DDR und 
BRD, gab es links von der Sozialdemokratie, wenn ich 
mal die Grünen ausnehme, die ja eher eine Sonderstel- 
lung hatten und haben, nie eine akzeptierte politische 
Kraft in  der Bundesrepublik Deutschland. Das war in 
Frankreich immer anders, das war in Italien anders, das 
war in den Niederlanden anders, in Skandinavien etc. Die 
Gründe für dieses Spezifikum sind seit dem 3. Oktober 
1990 entfallen. 

Dritte Funktion: Ich behaupte, daß es Tendenzen bei 
den Grünen und bei der SPD gibt, mehr an der Korrektur 
der neoliberalen Politik zu arbeiten als an Alternativen. 

Wenn sie mich fragen, wäre natürlich mein Wunsch- 
ergebnis eine absolute Mehrheit von SPD und Grünen, 
dann sollen die ruhig regieren, die FDP könnte sich mal 
eine Weile außerhalb erholen. Die CDUICSU wäre dann 
die rechte und wir die linke Opposition. Aber nicht im- 
mer kommt es natürlich so, wie man sich das vorstellt 
und deshalb haben wir gesagt: An uns scheitert ein Re- 
gierungswechsel nicht. 

Neoliberaler 
Zeitgeist und 
Kapitalismus pur 
Noch einen Satz zur 
Erfurter Erklärung. Ich 
habe mit großer Sorge 
festgestellt, daß es 
eine enorme Verände- 
rung des Zeitgeistes in  
der Bundesrepublik 
Deutschland gibt. In 
der alten Bundesrepu- 
blik, wenn ich das 
richtig beobachtet 
habe aus der Ferne, 
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war es so, daß wir hier durchaus Zeiten hatten, wo z.6. 
die Schriftsteller Grass, Böll U. a. den Zeitgeist mit domi- 
niert haben, ohne daß sie etwa über ökonomische und 
politische Macht verfügten. Was hier aber in den letzten 
Jahren, schon vor '90, aber insbesondere seit '90 ge- 
schah, ist, daß der neoliberale Zeitgeist fast vollständig 

dominiert. Die Folge davon: es 
ist schon eine Katastrophe, 

Die PDS kann als selbsterklärte Nachfol- wenn die Sozialhilfe gekürzt 
wird, aber es ist eine noch gepartei der SED nicht in Anspruch neh- 
qrößere Katastrophe, wenn 

men, nur mit dem Blick in ihre heutige die ~ozialhilfeem~fän~erin 

Programmatik beurteilt zu werden. das auch noch akzeptiert, weil 
sie denkt, daß es nicht anders 

(Edelgard Bulmahn) geht. Dann haben Alternati- 
ven keine Chance und meine 
Hoffnung in die Erfurter Erklä- 

rung (nachdem sich linke und liberale Intellektuelle seit 
1990 beleidigt zurückgezogen haben, weil die Geschich- 
te anders verlaufen ist, als sie es vorhergesagt haben) be- 
steht darin, daß der Kampf um einen neuen Zeitgeist, um 
die Überwindung der Dominanz des neoliberalen Zeitgei- 
stes wieder aufgenommen wird. Das müssen wir leisten, 
sonst werden wir auch zu Veränderungen in der Politik 
letztlich nicht kommen. 

Gesa Rünker: Frau Nahles, die Shell-Jugend-Studie 
weist auf, daß der jugendliche Zeitgeist nahelegt, eher 
für CDU oder Grüne zu votieren. Gibt es trotzdem noch 
so etwas wie eine rot-grüne Basis unter Jugendlichen? 

Andrea Nahles: Die Shell-Studie ist im wesentlichen 
recht ermutigend. Die Jusos sind die ganze Zeit dafür 
geprügelt worden, auch in der Partei, wir würden den 
Zeitgeist nicht mehr treffen, weil wir uns dummerweise 
mit Lehrstellenmangel, Ausbildungsumlage und Ar- 
beitslosigkeit beschäftigen. Jetzt hat die Shell-Studie 
auf den Tisch gepackt, daß bereits für 12-jährige erste 
Sorge ist, daß sie einen Job kriegen und daß das ganz 
vorne in der Skala steht und insoweit befinden wir uns 
in dieser Hinsicht geradezu in der Mitte des Zeitgeist- 
Stromes und können uns bestätigt auf die politische 
Umsetzung unserer Vorstellungen orientieren. Was da 
sonst noch drinsteht, was die Zahlen angeht, Grüne 
21% Zustimmung, SPD 19%. CDU 15% , ist eine eher 
erstaunlich positive Richtung, d.h. wir haben das Ter- 
rain noch nicht verloren. Andererseits nenne ich auch 
mal zwei Punkte, die da kritisch sind und die mich auch 
auf die allgemeine Politik führen. Was die jungen Leute 
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anstinkt, ist Sachzwangspolitik und neoliberale Globali- 
sierungsfalle. Das erleben sie als beängstigend vor allem 
als ein klares Signal, politisches Engagement ist im Prin- 
zip letztlich sinnlos. Politik ist eigentlich nicht mehr der 
Raum, wo gestaltet werden kann. 

Gleichzeitig gilt: Kapitalismus pur, so wie ihn sich 
Westerwelle hier vorstellt, trifft auf Ablehnung, und was 
auch interessant ist, junge Leute nehmen Politiker immer 
mehr als Erfüllungsgehilfen der Industrie wahr. Hier ist 
mittlerweile nicht nur die Krise bei den jungen Leuten an- 
gekommen, sondern auch die Analyse der Krise. Wir ha- 
ben eine Mehrheit gegen Kohl, aber wir haben die noch 
nicht politisch umgesetzt. Wir haben aber Anknüpfungs- 
punkte bei den jungen Leuten. 

Ein letztes, was ich sagen will: Wenn wir es jetzt nicht 
schaffen, den Leuten klarzumachen, daß ein Regierungs- 
wechsel auch für sie eine Veränderung bringt, dann fra- 
ge ich mich, was wird das dann auslösen, wenn die Sozis, 
die Linken, die Grünen, wenn wir es nicht schaffen, das 
Gegenprojekt zum vorherrschenden Neoliberalismus zu 
formulieren und daraus dann eine Politik abzuleiten, die 
sich konkret 2.B. dranmacht, Vollbeschäftigung zu errei- 
chen. Dann wird die Enttäuschung so groß, daß wir uns 
tatsächlich eine ganz neue Dimension von Problemen 
aufhalsen, und deswegen brauchen wir mehr Radikalität 
und deswegen brauchen wir wirklich einen Politikwech- 
sel und nicht nur einen Regierungswechsel. 

Nachfragepolitik und Neuverschuldung 
Publikum: Ich bin Alex, Juso aus Köln, meine Frage ist, 
warum schämen sich eigentlich alle da vorne, so etwas 
wie keynesianisch inspirierte Nachfragepolitik mal wieder 
in den Mund zu nehmen, wozu natürlich auch eine Um- 

'verteilung gesellschaftlichen Reichtums nötig ist? 
Publikum: Mein Name ist Kurt Neumann, ich war von 

1966 - 1996 Mitglied der SPD, bin noch im Bundestag 
und sehe deswegen das Ganze mittlerweile mit einer ge- 
wissen Distanz. Ich sehe nicht nur das Problem der rech- 
ten alten Sozialdemokraten, ich sehe auch das Problem 
der rechten jungen Grünen. Das wird ein Problem sein 
bei einem Projekt Rot-Grün. Ich denke, daß die politische 
Diskussion in der Perspektive ausgehen muß von dem, 
was sich in Europa abspielt. Wir sind in der Situation ver- 
gleichbar mit 1981 in Frankreich, als das französische 
Linksbündnis eine bewußt keynesianische Politik ge- 
macht hat, zurecht, aber gescheitert ist, weil die deut- 
sche Industrie das zu einer Exportoffensive nach Frank- 
reich qenutzt hat. Das bedeutet in der jetzigen Phase: ein - . - 

Projekt Arbeitsplätze schaffen, Massenarbeitslosigkeit 
bekämpfen in Deutschland kann nur ein europäisches 
Projekt sein. Wir sind in einer ganz witzigen Situation, 
daß wir Diskussionen hatten über die Verschiebung des 
Euro aus zwei Richtungen, auch in der Sozialdemokratie. 
Die einen, die sagten, die Stabilitätskriterien sind noch 
nicht erreicht, eine verheerende Position, weil das bedeu- 
tet, man muß warten, um noch weitere Sparhaushalte zu 
machen. Auf der anderen Seite diejenigen, die sagten, 
Europa ist noch nicht weit genug, um die Währung zu 
ertragen. Die sind jetzt alle gemeinsam in der Situation 
zu sagen, bis die Währungsunion 1999 kommt, müssen 
wir eine Wirtschaftsregierung haben, müssen wir eine 
Reform der Institutionen, eine Demokratisierung der In- 
stitutionen haben. Deswegen denke ich: Arbeitsplätze 
schaffen einerseits durch Arbeitszeitverkürzung, aber 
auch durch Stärkung des Binnenmarktes, durch Stärkung 
der Massenkaufkraft und dies eingebettet in ein europäi- 

se" ihrem Interesse an kollektivem Konsum zur Geltung ver- 
hilft. Damit wird die Verwendung der Produktion (wieviel 
kollektiver, wieviel individueller Konsum, für welche Klassen 
und Schichten usw.) wesentlich politisch bestimmt. Da aber 
die Verwendung der Produktion von der Form des Einkom- 
mens abhängt (Lohn und Staatseinnahmen stärken den 
Konsum) betreibt der Staat Einkommenspolitik. Seine Tätig- 
keit und damit sein Anteil am Bruttoinlandsprodukt (Staats- 
quote) nimmt in dem Ausmaß zu, in dem die Arbeitspro- 
duktivität steigt, der so erzeugte zusätzliche Überschuß 
über den Lohn.hinaus aber nicht mehr für die Bildung von 
Realkapital verwendet werden kann. Der Sozialstaat muß 
sich demnach mit der Produktivkraft entwickeln, soll diese 
wohlfahrtsvermehrend gelenkt werden. 

Damit ist die Frage, nach der Verteilung von Macht in 
der Gesellschaft gestellt. Keynes' Entwurf schränkt die Au- 
tonomie der Unternehmer beträchtlich ein. Seiner Vorstel- 
lung nach verstetigt eine ziemlich umfassende ,,Sozialisie- 
rung der Investitionen" die lnvestitionsausgaben. (In die- 
selbe Richtung wirkt ein niedriger Zins). Folglich ist es 
,,nicht der Besitz der Erzeugungsgüter, deren Aneignung 
wichtig für den Staat ist. Wenn der Staat die der Vermeh- 
rung dieser Güter gewidmete Gesamtmenge der Hilfsmit- 
tel und die grundlegende Rate der Belohnung an ihre Be- 
sitzer bestimmen kann, wird er alles erfüllt haben, was 
notwendig ist". Wenn also die lnvestitionsausgaben durch 
Politik möglichst schwankungsfrei auf einem hinreichen- 
den Niveau gehalten werden und die Sparpläne durch Ein- 
kommenspolitik- der Staat bestimmt „die Rate der Beloh- 
nung" für die Eigentümer des Realkapitals - diesen Investi- 
tionsplänen angepaßt sind, dann sind die Reproduktions- 
probleme des entwickelten Kapitalismus bereinigt. Sind sie 
es wirklich? Da ist mit der Frage des Ausweichens vor der 
staatlichen Gewinnfestsetzung durch Direktinvestitionen 
im Ausland umzugehen; es kann sein, daß die Unterneh- 
mer ihre Mitwirkung bei der lnvestitionsplanung verwei- 
gern, in diesem Fall sind gegebenenfalls ganze Industrie- 
zweige zu nationalisieren; es wird einen ständigen Kampf 
um die politische Festlegung der Gewinne geben. Die Ka- 
pitalisten werden anhaltend auf der Lauer liegen, ihre Pro- 
paganda verstärken, um von diesen Regulierungen frei zu 
kommen. Hinzu kommt das Interesse der Rentiers, für die 
Keynes durch niedrige Zinsen den ,,sanften Tod" vorgese 
hen hatte. Was werden also die Geldvermögensbesitzer 
tun, um ihrer heimlichen Ausrottung entgegenzuwirken, 
was werden die Unternehmer tun? 

Neoliberalismus als Antikeynesianismus 
So kann es kommen, daß die Aufrechterhaltung des Wohl- 
fahrtsstaates mehr verlangt als nur eine Neuverteilung der 
Eigentumsrechte an der Stromgröße Output: Das Eigen- 
tum an der Bestandsgröße Realkapital kann nun ebenfalls 
zur Debatte stehen. Will man aber all diese politischen Im- 
plikationen durchhalten, dann geht dies nur mit einer De- 
mokratie, die die oben beschriebenen Eigenschaften hat. 
Dieser politische Prozeß insgesamt, von der Verwirkli- 
chung des keynesianischen Entwurfes bis hin zu dessen 
Implikationen, bedeutet nichts anderes als, so der neolibe- 
rale Klassiker Hayek, den Versuch, ,,die Kräfte der Gesell- 
schaft in derselben Weise zu beherrschen, wie das bei der 
Beherrschung der Kräfte der Natur gelungen ist. Dieser 
Weg führt nicht nur zum Totalitarismus, sondern auch zur 
Vernichtung unserer Kultur und mit Sicherheit zur Verhin- 
derung des Fortschritts in der Zukunft'". 

Der Neoliberalismus richtet sich also entschieden gegen 
das wohlfahrtsstaatliche Projekt des Keynesianismus als 

Fortsetzung der Aufklärung, bei dem die Vernunft den An- 
spruch darauf erhebt, sich die soziale Umwelt rational (d. h. 
wissenschaftlich) anzueignen - nicht nur im Sinne der passi- 
ven Kenntnis, sondern der aktiven, kollektiven Gestaltung. 
Hayek schreibt: ,,Der springende Punkt ist, daß es unendlich 
viel schwerer ist, logisch zu erfassen, warum wir uns Kräf- 
ten, deren Wirkungen wir nicht im einzelnen verfolgen kön- 
nen, unterwerfen müssen, als dies zu tun aus demütiger 
Ehrfurcht, die die Religion oder auch nur die Achtung vor 
den Lehren der Nationalökonomie einflößte". Das ,,System 
funktioniert unter der Bedingung, daß der Einzelne bei sei- 
ner Teilnahme an sozialen Prozessen bereit und willig sein 
rnuß, sich Änderungen anzupassen und Konventionen zu 
unterwerfen, die nicht das Ergebnis vernünftigen Planens 
sind". Er muß die Bereitschaft haben, ,,sich im allgemeinen 
den Ergebnissen sozialer Prozesse zu unterwerfen, die nie- 
mand geplant hat und deren Ursachen vielleicht niemand 
ve&tehtn2. Für Hayek gibt es einen ,,Mißbrauch und Verfall 
der VernunW3 Hierbei handelt es sich um eine ,,rationalisti- 
sche und konstruktivistische Sicht, die eine bewußte Kon- 
struktion der Gesellschaft auf der Grundlage der Vernunft 
f~ rder t " .~  

Auf dieser Grundlage konzentrieren sich die Aussagen 
des Neoliberalismus auf die folgenden Punkte: 

Aus Gründen der Freiheit darf dem Kapitalismus kein 
Ziel wie soziale Gerechtigkeit oder Maximierung der Wohl- 
fahrt von Außen vorgegeben werden. 

Die Menschen sind uninformiert und werden es bleiben. 
Die üblichen demokratischen Institutionen werden 

mißbraucht oder ein Mehrheitswille ist nicht durch Wah- 
len feststellbar. 

Markt und Wettbewerb als vorrangige Organisati- 
onsformen 
Die Vorzüge des Marktes als Institution und des Wettbe- 
werbs als Organisationsform sieht der Neoliberalismus 
nicht darin, daß sie eine unerläßliche Voraussetzung für 
die Maximierung der Produktion wären. Dies sind die Ar- 
gumente der Klassik und auch der Neoklassik - wenn- 
gleich diese (eher statisch) die Allokationseffizienz des 
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Neoli beralismus: 
politische und theo- 
retische Grundlagen 
von Herbert Schui* 

S eit den 30er Jahren sind sich die Keynesianer, zu 
mindest aber die von M. Kalecki und J. Robinson 
vertretene Richtung, darin einig, daß der entwickelte 

Kapitalismus zur Investitionsschwäche neigt und daß folg- 
lich ein Mangel an effektiver Nachfrage zu langanhaltenden 
Depressionen führen kann, soweit nicht Parlamente und 
Gewerkschaften die Einkommensverteilung anders regeln, 
als sich dies durch Markt und Wettbewerb ergeben würde. 
Zur Debatte steht damit die folgende makroökonomische 
Frage: Wenn die Technisierung (oder allgemein die Produk- 
tivkraftentwicklung) zu einer immer höheren Arbeitspro- 
duktivität führt, der Wettbewerb aber die Löhne, die Sozial- 
abgaben und die Gewinnsteuern der Unternehmen niedrig 
hält (der Wettbewerb minimiert die Kosten), dann ist zu fri- 
gen, ob bei konkurrenzbedingt minimiertem Massenkon- 
sum die Ausgaben der Unternehmer für Investitionsqüter so 
sehr ansteigen, daß die gesamtwirtschaftliche ~ a c h f r a ~ e  
Vollbeschäftigung sicherstellen kann. Tatsächlich ist dies 
nicht der Fall. Dies zeigt die Erfahrung in den 30er Jahren 
und seit Mitte der 70er Jahre. 

Nachfrageschwäche und neoliberale Wirtschaftspo- 
litik 
Wie wenig wahrscheinlich die Kompensation einer Schwä- 
che der Konsumgüternachfrage durch Stärke der Investiti- 
onsgüternachfrage ist, Iäßt sich mit der folgenden Überle- 
gung illustrieren: Unterstellt, es herrscht Vollbeschäfti- 
gung, die Arbeitsproduktivität steigt in einem Jahr um drei 

Prozent. Dieselbe Anzahl von 

Der Neoliberalismus richtet,sich entschie- Beschäftigten ist nun in der 
Lage, statt 100 jetzt 103 Pro- 

den gegen das wohlfahrtsstaatliche duktionseinheiten herzustel- 

Projekt des Keynesianismus als Fortset- len. Bleibt der M~Ssenkonsum 
unverändert bei - unterstellt - 

zung der Aufklärung, gegen rationale 70 (der Konsum aus Gewinn 
und kollektive Gestaltung der sozialen wird zur Vereinfachung ver- 

nachlässigt), so hat die Nach- 
Umwelt. frage nach Investitionsgütern 

von Steigerung der Arbeitspro- 
duktivität 30 betragen; sie rnuß nun, soll der Vollbeschäfti- 
gungsoutput von 103 Einheiten abgesetzt werden, auf 33 
ansteigen.. Die lnvestitionsquote rnuß hierbei ständig an- 
steigen, soll Vollbeschäftigung erhalten bleiben. Das Volu- 
men der lnvestitionen rnuß demnach exakt um denjenigen 
Betrag (drei Einheiten Produktion) steigen, um den die 
Produktion wegen der gestiegenen Produktivität angestie- 
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gen ist. Die unternehmerischen lnvestitionsenscheidunaen 
4 

-sie sind abhängig von der erwarteten Rentabilität - müs- 
sen folglich der Höhe nach gleich sein der Zunahme der 
Prduktivität als Ergebnis vorangegangener Investitionsent- 
Scheidungen mit Modernisierungs- (Produktivitäts-) effek- 
ten. Dies kann eintreten. Es gibt aber keinen systemati- 
schen Grund, daß dies mit hinreichender ~ahrsiheinl ich- 
keit der Fall ist. 

Da dieses lnvestitionsverhalten von der Unternehmer- 
schaft nicht erwartet werden kann, wird die Kombination 
aus steigender Arbeitsproduktivität und konstantem Mas- 
senkonsum zu Arbeitslosigkeit führen. Die moderne neoli- 
berale Wirtschaftspolitik versucht, das Problem folgender- 
maßen anzugehen: 

lnvestitionsforderung durch ~ ö r d e r u n ~  des techni- 
schen Fortschritts und Deregulierung, 

Steigerung der Konsumausgaben aus höheren Ein- 
kommen, vor allem aus Gewinneinkommen (diese Ausga- 
ben können an die Stelle der unterbliebenen Investitions- 
ausgaben treten); gedacht ist besonders an persönliche 
Dienstleistungen zu niedrigen Löhnen, 

Außenhandelsüberschüsse durch Überlegenheit in der 
internationalen Konkurrenz (niedrige Kosten, hochwertige 
Produkte durch Forcierung der technischen Entwicklung). 

Sicherlich können Außenhandelsüberschüse für einige 
Länder eine Lösung sein. Die Aufgaben des Staates erstrek- 
ken sich dann auf Deregulierung und Förderpolitik für In- 
vestitionen. Die Deregulierung betrifft besonders den Ar- 
beitsmarkt, da ja bei niedrigen Löhnen erwartet wird, daß 
ein Großteil der Arbeitslosigkeit durch extrem verbilligte 
persönliche Dienstleistungen beseitigt wird. Des weiteren 
muß sich die konkrete Politik des Staates darauf konzen- 
trieren, daß der niedrige Lohn und Lebensstandard und 
die verbleibende Arbeitslosigkeit allgemein akzeptiert 
wird. (Mittel hierzu sind restriktive Kriterien zur statisti- 
schen Erfassung der Arbeitslosigkeit - gegebenenfalls 
auch Fälschungen -, ldeologiepflege wie Leistungsgesell- 
schaft, sportlicher Standortwettbewerb, des weiteren die 
Betonung außerökonomischer ,,Werteu wie Familie, Hei- 
mat, europäische Zivilisation usw.) 

Die keynesianische Gegenposition 
Die keynesianische Gegenposition besteht darin, bei ver- 
gleichsweise niedrigem Bedarf am Realkapital den Kon- 
sum, besonders den kollektiven wohlfahrtsstaatlichen 
Konsum zu stärken. Grundlage ist die folgende ökonomi- 
sche Idee: Wenn - um auf das eingangs genannte Beispiel 
zurückzukommen - die Produktivität um drei Prozent 
steigt, die Nachfrage und Produktion also von 100 auf 103 
Produktionseinheiten steigen müßte, um den Beschäfti- 
gungsstand zu halten, wenn aber die lnvestitionen nicht 
auf 33 ansteigen, so ist der Konsum von 70 auf 73 Einhei- 
ten zu steigern. (Sicherlich sieht auch der Keynesianismus 
vor, die lnvestitionen - gegebenenfalls - durch niedrigere 
Zinsen zu steigern. Dies einleuchtenderweise zu Lasten des 
Ei,nkommens der Geldvermögensbesitzer.) Dieser Konsum 
schmälert übrigends nicht den Gewinn. Bezahlt wird er 
vielmehr aus dem Output. Denn würde bei konstanten In- 
vestitionen der Konsum nicht erhöht, so bleibt der Output 
bei 100 Einheiten konstant, die Lohnkosten (=Konsum) 
betragen 70, der Gewinn als Residuum 30. Beträgt der 
Konsum dagegen 73, so beläuft sich der Output auf 103 - 
der Gewinn aber beträgt unverändert 30 Einheiten. 

* Dr. Herbert Schui, Professor für Volkswirtschaft an der Hochschule für Wirtschaft und Politik in Es ist klar, daß der Staat hier andere Aufgaben als im 

Hamburg. Aktuelles Buch zum Thema: Herbert Schui u.a.: Wollt Ihr den totalen Markt? Der neoliberalen Kontext wahrnimmt. Es muß sich hier um eine 
Neoliberalismus und die extreme Rechte, München 1997, 336 Seiten, DiZA 16,90. partizipative Massendemokratie handeln, in der die ,,Mas- 
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sches Projekt. Das könnte ein Projekt der Linken in der jet- 
zigen Situation sein. 

Kerstin Müller: Ich kann mit der Frage nachfrageori- 
entierter Politik nichts anfangen! Ich finde diese Debatte 
zunächst ideologisch und glaube, daß es uns überhaupt 
nichts bringt, wenn wir jetzt sagen „wir wollen eine 
nachfrageorientierte Politik oder eine angebotsorientier- 
te Politik". Ich glaube, daß man beides machen muß. 
Wenn Du z.B. einen öffentlich geförderten Arbeitsmarkt 
haben willst, dann mußt Du lnvestitionsprogramme fah- 
ren. Das kannst Du heute nur noch über Schulden, aber 

i 
dann möchte ich bitte hier auch diskutieren, was das für 
die nachfolgenden Generationen bedeutet, w e n n  man 
Schulden aufnimmt für unsere Generation. Und wer 

9 
denn dabei die Gewinne macht, nämlich die Banken, und 
wer dann die Zinsen abzahlen muß. Wollen wir wirklich 
unter Rot-Grün die Nettoneuverschuldung noch weiter 
erhöhen? Ich möchte umgekehrt aber auch im Sinne ei- 
ner angebotsorientierten Politik mit kleinen und mittel- 
ständischen Unternehmen, wo nämlich der größte Teil 
der Arbeitsplätze ist und geschaffen werden kann, dar- 
über reden, wie man sie unterstützen kann. Was für Pro- 
gramme (Risikokapitalerweiterung auch für ökologischen 
Umbau 2.B.) dazu führen könnten, daß sie sozusagen 
vorangehen, daß sie nicht Pleiten ohne Ende zu verzeich- 
nen haben wie im Osten. 

Bodo Ramelow: Ich merke, daß ich mich in diesem 
Podium sehr unwohl fühle. Unwohl deshalb, weil hier 
wortreich und sehr klug erläutert wird, wie man über das 
bessere Programm oder die besseren Programme glaubt, 
den Regierungswechsel erreichen zu können. Diese Pro- 
gramme, die hier erläutert werden, mögen theoretisch 
klug durchdacht sein, aber knüpfen nicht an den Köpfen 
und Herzen der Menschen an, mit denen ich tagtäglich 
im Osten bzw. in Erfurt zu tun habe. 

Ich würde es gut finden, wenn die Lebenswelten bei- 
der Seiten dieses formal vereinten Deutschlands mehr 
Eingang in die Betrachtungen finden würden. Das, was 
hier gerade geschieht, ist die reine Westdebatte, die ich 
damit nicht entwerten will, aber mit der Iäßt sich im 
Osten keine Wahl gewinnen und keine größere Bevölke- 
rungsgruppe mobilisieren bzw. motivieren, um für einen 
Politikwechsel zu kämpfen. 

Interessant ist, daß ich bei Veranstaltungen der Erfur- 
ter Erklärung in der Regel volle Säle habe und viele Men- 
schen fragen, wie es nun weitergehen würde. Wenn also 
die Wahlarithmetik bei der Betrachtung der Schnittmen- 
gen zwischen den Programmen der Bündnis 901Grüne 
und der SPD so aussieht, daß man ein rot-grünes Bündnis 
zum Regierungswechsel in Bonn braucht, sich aber von 
vornherein gegen die PDS abgrenzen muß, damit die 

G Wählergunst bis in die Mitte hinein im Westen nicht ge- 
fährdet wird, dann gefährdet man zumindest für diesel- 
ben Parteien die Wählerpotentiale im Osten. Die Antwort 
auf eine Rote-Socken-Kampagne der CDU bzw. gegen 
das Schüren von Volksfrontängsten rnuß eine Blockflö- 
tenkampagne und eben eine Braune-Socken-Kampagne 
sein. 

Schon jetzt könnten in Thüringen und in Mecklen- 
burg-Vorpommern die Regierungen neu gebildet und die 
CDU als Wahlverlierer endlich aus der Regierungsverant- 
wortung gejagt werden. Die politischen Verhältnisse von 
Sachsen-Anhalt sind ein Anfang, u m  auch parteipolitisch 
und in Landtagen tatsächlich Regierungsgewalt zu über- 
nehmen. Dies reicht aber alles nicht, wenn es dazu be- 
gleitend keine breite Bürgerbewegung und Bürgerbeteili- 

gung gibt. Deshalb ist unser Credo, daß wir alles tun 
müssen, um in der Bevölkerung das Heraustreten aus der 
Zuschauerdemokratie einzufordern, anzuregen, anzulei- 
ten und zu erzwingen, damit nicht nur ein Regierungs- 
wechsel, sondern auch ein Machtwechsel stattfinden 
kann. 

Edelgard Bulmahn: Wenn die Leute sagen ,,Kohl 
muß weg", dann sagen sie das aus ganz konkreten Grün- 
den, weil sie ganz konkret erleben, daß für die alltägli- 
chen Ausgaben, sei es für die Schule, sei es für das 
Schwimmbad, sei es für den Sportverein, sei es für das 
Jugendzentrum kein Geld mehr da ist. An dem Punkt 
muß man konkret werden. Natürlich bin ich für eine key- 
nesianische Nachfragepolitik. Ich bin als Politikerin aber 
dafür verantwortlich ist, konkret zu beschreiben, was wir 
eigentlich anders machen wollen. Wenn uns das nicht 
gelingt, dann stellen wir keine Alternative dar. ,,Kohl rnuß 
weg" ist eine Grundhaltung, die hat sich inzwischen bei 
vielen Leuten verankert. Wir müssen darauf aufbauen 
und sie zu einer aktiven Entscheidung -sich gegen Kohl 
zu wehren und uns zu wählen - machen. 

Kerstin, ich bin nicht der Meinung, daß eine Neuver- 
schuldung politisch nicht akzeptabel wäre, vielmehr wäre 
eine Neuverschuldung z.Z. politisch durchaus geboten. 
Entscheidend ist, daß diese 
Mittel investiv für aktive Be- 
schäftigungspolitik, Stärkung Man rnuß sich klar sein, ein Kanzler wird 
öffentlicher lnvestitionen und in geheimer Abstimmung gewählt, und 
Bildung und Forschung einge- 
setzt werden. welch hohem ein Kanzler unter Beteiligung der PDS, 
Maße sich Beschäftigungspoli- den wird es in einer Abstim- 
tik wie auch Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung refi- mung nicht geben. 
nanzieren, darüber wird leider (Kerstin Müller) 
nicht geredet. Und worüber 
auch nicht geredet wird, ist, 
daß die derzeitige Schuldensituation zu einem nicht gerin- 
gen Teil das Ergebnis konkreter steuerpolitischer Entschei- 
dungen ist. Seitdem ich im deutschen Bundestag bin, hat 
es vier sogenannte steuerpolitische Reformen gegeben, 
alle mit einer massiven Entlastung der hohen Einkommen, 
alle mit einer Belastung der niedrigen Einkommen und 
Steuereinbußen für die öffentliche Hand verbunden. Das 
ist nicht vom Himmel gefallen und das ist auch nicht Er- 
gebnis der deutschen Einheit, das ist Ergebnis konkreter 
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gieren will, und Tolerierung käme für mich überhaupt 
nicht in Frage, weil da drückt man sich vor der Verant- 
wortung. Ich hätte kein Problem, einen Kanzler zu wäh- 
len, der auch von der PDS gestützt wird, aber man muß 
sich klar sein, ein Kanzler wird in geheimer Abstimmung 
gewählt, und ein Kanzler unter Beteiligung der PDS, den 
wird es in einer geheimen Abstimmung nicht geben. Und 
das wird nicht an den Grünen liegen. 

Gregor Gysi: Wenn die SPD in geheimer Wahl lieber 
Kohl als ihren eigenen Kanzlerkandidaten wählt, bloß 
weil der eigene evt. auch Stimmen der PDS benötigen 
würde, dann sagt das 'ne Menge über die SPD und 
ganz wenig über die PDS. Das will ich an dieser Stelle 
festhalten. Ich bin kein Gegner der Tolerierung. Ich fin- 
de, das hat ein spannendes demokratisches Element. 
Die Exekutive ist nämlich das Eine und die Legislative 
das Andere und es rnuß ja nicht immer so sein, daß ein 
Regierungsbeschluß automatisch schon so gut wie ein 
Parlamentsbeschluß ist und man da bloß noch hinge- 
hen muß, um sich die Mehrheit zu holen. Die Chance 
bestünde nämlich im Falle einer Tolerierung, daß man 

steuerpolitischer Entscheidungen. Das müssen wir rück- am Kabinettstisch etwas beschließen kann und dann 
gängig machen, und das müssen wir auch sagen. muß man sich Gedanken machen. wie man sich die 

Gregor Gysi: Wir brauchen eine andere Reichtums- Mehrheiten im Parlament holt. Und das ist dann die 
verteilung. Man kann nicht im Ernst Armut bekämpfen Stunde des Parlaments, dann finden dort andere Dis- 
wollen, wenn man nicht bereit ist, Reichtum zu begren- kussionen statt und entweder bekommen Sie die Mehr- 
Zen. Im letzten Jahr ist das Geldvermögen in Deutschland heit von der CDU/CSU oder von der PDS oder gar nicht. 
um 10% gewachsen, bei der obersten Schicht der Bevöl- Und das fände ich durchaus spannend, das würde uns 
kerung sind schon wieder mehr als 300 Milliarden DM durchaus in spezifische Verantwortung nehmen. Denn 
dazugekommen. Die sind alle frei geworden durch Steu- wir müßten ja auch rechtfertigen, wieso wir so z.B. ei- 
erpolitik und es entstehen dadurch gar keine Arbeitsplät- nen Gesetzentwurf haben scheitern lassen. 
ze, wie man versprochen hat. Das Geld wird spekulativ Ein Regierungswechsel ohne Politikwechsel käme si- 
eingesetzt, aber wir haben so gut wie keine Spekulati- cherlich für uns und für alle, die hier oben sitzen nicht in 
onssteuern. Man fürchtet immer Kapitaltransfer, aber Frage, also brauche ich darüber jetzt hier nicht zu disku- 
man ist nicht bereit, über die Einführung einer Kapital- tieren. Mir ist auch klar, wie problematisch die Situation 
transfersteuer nachzudenken. ist, aber das hat auch wieder was damit zu tun, nimmt 

man nun z.B. 20% der Wählerinnen und Wähler im 
Kandidatennase und Kanzlerwahl Osten ernst oder sagt man, das interessiert uns einfach 
Gesa Rünker: Andrea Nahles, beim Bundeskongreß der nicht, die haben schlicht und einfach, in welcher Konstel- 
Jusos kam beim Nachdenken über '98 die Devise rüber: lation auch immer, vor der Tür zu bleiben. Das würde nie 
erst Inhalte, dann die Nasen. mit einer Partei passieren, die 20% der Stimmen in den 

Andrea Nahles: Ja. Wir erleben derzeit eine Kampa- alten Bundesländern hätte, selbst wenn sie 0% in den 
gne, in der es anscheinend nur noch darum geht, wer neuen Bundesländern hätte 
denn der bessere Eisverkäufer unter der deutschen Sonne Wir formulieren das alles so vorsichtig wie möglich, 

ist. Ich bin enttäuscht, daß um alle denkbaren Konstellationen offen zu halten. Ich 
mittlerweile auch einige Linke 

Meine Hoffnung in die ErFurter Erklärung anfangen, sich an solchen De- 

besteht darin, daß der Kampf um die batte," zu beteiligen. Wenn 
namlich der Kandidat bei der 

Überwindung der Dominanz des neolibe- s p ~  feststeht, dann sind keine 
ralen Zeitgeistes wieder aufge- Spielräume mehr da für in- 

haltliche programmatische 
nommen wird. Diskussionen. Sobald der 

(Gregor Gysi) Kanzlerkandidat festgezurrt 
ist, steht dann die Partei unter 
der Fuchtel der Kampagne des 

Kanzlerkandidaten und damit geht eine Komplettperso- 
nalisierung einher. Insoweit ist nur jetzt noch die Zeit - 
genau noch bis Dezember, wo wir den großen Parteitag 
haben - um das Regierungsprogramm festzuzurren und 
die programmatische Debatte von der Linken zu bestim- 
men. 

Kerstin Müller: Es gibt sehr gute Chancen im Mo- 
ment für einen Machtwechsel, es gibt gute Chancen, daß 
wir das mit Rot-Grün schaffen. Die PD5 hat ja selber eben 
noch mal gesagt, daß sie ja auch eigentlich nicht mitre- 

lasse mich aber nicht von dem Schreckgespenst große 
Koalition jagen. Ich finde sie nicht gut, ich möchte auch 
nicht, daß sie kommt, aber was an ihr so viel schlimmer 
sein soll, als an der jetzigen Regierung, weiß ich auch 
nicht genau. Dennoch: Eine Stimme für die PDS kann 
nie, eine Stimme für die SPD eventuell bei der CDU lan- 
den. 

Edelgard Bulrnahn: Ich bin der Meinung, daß wir 
sehr gute Chancen haben, eine SPD-Bündnis '901Grüne- 
Mehrheit im deutschen Bundestag zu bekommen. Ich 
kann mir ganz offen gesagt eine große Koalition nicht 
vorstellen und ich glaube auch nicht, daß man damit 
überhaupt Menschen mobilisieren kann, zur Wahl zu ge- 
hen. Wir haben die Chance, zu mobilisieren, Leute aus 
dieser Resignation herauszureißen, und dazu rnuß man 
eine Alternative anbieten. 

Zur PDS: Ich halte jede Diskussion z.Z. über mögliche 
parlamentarische Kooperationen, sei es Tolerierung oder 
Beteiligung an der Regierung, für politisch schädlich. Wir 
brauchen jede Stimme für eine rot-grüne Mehrheit und 
deshalb kämpfe ich auch um jede Stimme, denn jede 
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Zweite Initialzündung Ost 
Auch die Bundesregierung hat endlich erkannt, daß hier 
mehr getan werden muß als über Steuerabschreibungs- 
modelle Geld in die Bauwirtschaft zu pumpen. Die SPD- 
Forderungen - schon seit Jahren erhoben -, nach einer 
Verbesserung der Förderkonditionen für die gewerbli- 
che Wirtschaft, nach einer Konzertierung der Förderin- 
strumente und einer politischen Öffnung hin zu einer 
regionalen Strukturpolitik haben mit dem Bundestags- 
beschluß kurz vor der Sommerpause endlich Gehör ge- 
funden. Doch keiner wird heute schon sagen können, 
ob diese Maßnahmen nicht möglicherweise zu spät 
kommen. Zudem sehen die künftigen Haushaltsplanun- 
gen ein kontinuierliches Abschmelzen der Fördersum- 
men vor, was die optimistischen Erwartungen eher 

das Alltagsbewußtsein eingegraben und wirken eher Iäh- 
mend, orientieren allenfalls auf individuelle Lösungssu- 
che denn auf gemeinschaftliches Engagement und Inter- 
essenvertretung. Dies geht einher mit wieder beunruhi- 
gend wachsender Zustimmung zu autoritären und anti- 
demokratischen Ansichten, vielfach gepaart mit einem 
Gefühl politischer Ohnmacht. Diese Entwicklung muß 
uns einfach aufrütteln, wenn wir nicht wollen, daß mor- 
gen politische Demagogen und Scharlatane die Ernte 
einfahren. 

4. U.a. diese verbreitete Erfahrung von Arbeitslosig- 
keit strukturiert zudem den Wertehorizont neu. Hier sind 
deutliche Verschiebungen zu beobachten. Arbeit, per- 
sönliche und soziale Si- 
cherheit sind in der Hier- Der ostdeutsche Teil der SPD muß als ei- 

dämpfen sollte. Sterben aber die ersten hoffnungsvol- archie ganz nach oben 
len Pflänzchen einer eigenständigen industriellen Ent- gerückt. Erst an zweiter genständige Kraft und Anwältin der 

wicklung der Neuen Bundesländer ab, droht eine Dau- Stelle folgt heute - an- lnteressen der ostdeutschen Bevölkerung 
ersubventionslandschaft, die mit dem Begriff ,,Mezzo- 
giorno" noch harmlos umschrieben wäre. Es hilft also 
nichts: Auch die SPD wird sich - West-Länderinteressen 
hin oder her - in ihrem Wahlprogramm zu einer neuen, 
finanziell abgesicherten ,,Zweiten Initialzündung Ost'' 
durchringen müssen. 

Tut sie dies nicht, wird sie die aufkeimenden Hoffnun- 
gen auf einen politischen Wechsel (im Bund wie in den 
CDU-regierten ostdeutschen Bundesländern) gleich wie- 
der beerdigen können. Weit mehr als im Westen sind die 
Parteibindungen in Ostdeutschland (noch) ausgespro- 
chen locker. Hier ist also viel zu gewinnen wie zu verlie- 
ren. Aus den unterschiedlichen Milieustudien lassen sich 
vorrangig fünf verallgemeinerungsfähige Trends heraus- 
filtern: 

1. Es gibt weiterhin eine deutliche Differenz in der 
Einschätzung der allgemeinen Lage und der persönlichen 
materiellen Situation. Allerdings hat die Verunsicherung 
deutlich zugenommen, und zwar weil die Menschen die 
gesellschaftliche Situation als äußerst labil erleben. Der 
versprochene Aufschwung greift nicht, zugleich spüren 
sie, daß es sich bei diesem gewachsenen persönlichen 
materiellen Wohlstand um einen ,,geborgten Auf- 
schwung" handeln könnte, der zusammenzubrechen 
droht wie das marode DDR-System. Obwohl 56% ange- 
ben, daß es ihnen besser geht als vor der Wende, sehen 
66% genau diese Lage bedroht, fürchten, daß ihre Le- 
bensgestaltung in Zukunft schwieriger und problembela- 
dener wird. Während 1990 noch die allgemeine Stim- 
mung besser war als die persönliche Lage, ist die Stim- 
mung heute genau umgekehrt. 

2. Als schwer erträglich erleben die Ostdeutschen 
weiterhin die überall anzutreffende Westdominanz. Mit 

I wachsendem Mißmut reagieren sie darauf, daß sie in 
der Führungselite der Bundesrepublik insgesamt, am 
sichtbarsten aber im eigenen Landesteil deutlich unter- 
repräsentiert sind. Das gilt vor allem für die Sektoren Ju- 
stiz, Verwaltung, Militär und Wirtschaft. Entsprechend 
fühlen sich heute auch nur 8% voll und ganz als Bürger 
der Bundesrepublik, gerade mal 4% wünschen sich je- 
doch die DDR zurück und 87% antworten mit weder - 
noch. Bei den 4% ist der Anteil der Arbeitslosen beson- 
ders hoch. 

3. Zwei Drittel der Ostdeutschen haben in den sie- 
ben Jahren seit der Wende entweder selbst (das sind 
35%) oder vermittelt über ein Familienmitglied (noch- 
mals 30%) persönliche Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit 
machen müssen. Diese Erfahrungen haben sich tief in 

ders noch als kurz nach 
der Wende - der Bereich 

erkennbar sein, der zur Not auch gegen 

von Partnerschaft, Kin- westdeutsche lnteressen innerhalb oder 
dernl Freunden und Ge- außerhalb der eigenen Partei Stellung be- 
sundheit. Stärker als im 
Wendezeitraum sind zieht. 
auch die Lebensbedin- 
gungen wie Entlohnen, Wohnen, Umwelt und Freizeit, 
also auch Konsum und Reisen in den Hintergund gerückt. 
Wir sollten dies sorgsam im Auge haben, wenn es um die 
Formulierung unserer Hauptbotschaften im Wahlkampf 
geht. 

5. Besonders dramatisch stellt sich schließlich die 
Bewußtseinslage bei den Jugendlichen dar. Die Sozialwis- 
senschaftler konnten noch 1990191 eine starke Zunahme 
des Politikinteresses beobachten, eine hohe Sensibilisie- 
rung gerade der ostdeutschen Jugendlichen für politi- 
sche Themen. Trotz eines überwiegenden Gefühls einer 
materiellen Lebensverbesserung äußern heute zwei Drit- 
tel der Befragten, daß sich ihre politischen Gestaltungs- 
möglichkeiten seit der Wende nicht verbessert hätten. 
Für 83% ist parteipolitisches Engagement völlig unwich- 
tig, gerade mal 3% erklären die Mitarbeit in Parteien und 
politischen Bewegungen für wichtig. Auch wenn die For- 
scher uns sagen, daß der eigentliche Wertwandel bei ost- 
deutschen Jugendlichen und jungen Erwachsenen be- 
reits Anfang der achtziger Jahre in der DDR stattfand, zei- 
gen uns diese Befunde, daß die Jugendlichen allenfalls 
materiell, aber noch keinesfalls ideell, wertebezogen in 
der - sei es auch noch so unvollkommenen - Realität der 
bundesrepublikanischen Demokratie angekommen sind. 
Wo aber bleibt die Demokratie, wenn sie ihre Zukunft 
nicht gewinnt? 

Die SPD wird in Ostdeutschland auf diese ökonomisch 
wie mental labile Situation mit einem Politikkonzept ant- 
worten müssen, das den Menschen erneut Zuversicht in 
ihre Zukunft vermittelt. Sie müssen begreifbar erfahren 
können, daß nur mit der SPD der wirtschaftliche Absturz 
verhindert und der Aufbau eigenständiger, regionaler In- 
dustriestandorte bewerkstelligt werden kann. Die SPD 
muß erkennbar werden lassen, daß es ihr ostdeutscher 
Teil ist, der als eigenständige Kraft in der gesamtdeut- 
schen SPD Anwältin der lnteressen der ostdeutschen Be- 
völkerung ist, der zur Not auch gegen westdeutsche In- 
teressen innerhalb oder außerhalb der eigenen Partei 
Stellung bezieht. Dies wird ohne einen erkennbaren, kon- 
turierten, eigenständigen ostdeutschen Wahlkampfbei- 
trag nicht zu machen sein. rpw 
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Wirtschaftsforschungsinstitute - in 1997 ab. Trotz 20% 
Bevölkerungsanteil beträgt die Bruttowertschöpfung im- 
mer noch erst 7% der gesamtdeutschen, und Ost- 
deutschland stellt nur 1 1% der Beschäftigten im verarbei- 
tenden Gewerbe. Die Produktivität erreicht 1996 gut 
46% des westdeutschen Niveaus, die Löhne liegen bei 
73,7% der westdeutschen. Der Exportanteil der ostdeut- 
schen Wirtschaft liegt gerade bei 2%. Gegenwärtig stam- 
men nur etwa 5% der Industrieprodukte aus den neuen 
Ländern. In Ostdeutschland arbeiten rund 16% der Er- 
werbstätigen in der Industrie, während es im Westen an- 
nähernd 27% sind (hier allerdings mit sinkender Ten- 
denz). 

Saisonbereinigt ging die Zahl der Erwerbstätigen in  
den neuen Bundesländern im Dezember 1995 bis zum 
Dezember 1996 um 189.000 (von 6,438 Mio. auf 6,249 
Mio.) oder 2,9% zurück. Noch stärker war der Rückgang 
mit 3.3% bei den anhängig Beschäftigten (von 5,567 
Mio. im November 1995 auf 5,383 Mio. im November 

in den neuen Bundesländern in Gang zu setzen. Soziale 
Schieflagen sind jedoch auch hier unverkennbar. In uner- 
träglicher Weise wurden allgemeine Aufgaben in die So- 
zialversicherungssysteme abgewälzt, und die konkreten 
Förderpraktiken begünstigten mit Steuerabschreibungs- 
modellen eine Umverteilung der Mittel hin zu Gutverdie- 
nenden und übernahmebereiten Firmen im Westen. Die 
Ankurbelung erfolgte durch diese konkrete Förderpraxis 
im wesentlichen über die Baukonjunktur, die nun, da die 
Maßnahmen zum Teil auslaufen, ins Stocken gerät. 

Bevor wir uns dazu eine Reihe von Daten anschauen, 
sei noch auf einige weitere problematische Begleiter- 
scheinungen dieses Vorgangs verwiesen. Nur an wenigen 
Standorten (u.a. Zeiss, Jena; Siemens, Dresden; Bayer, 
Bitterfeld; Opel, Eisenach) ist es auf der Basis alter bzw. 
mit  der Errichtung neuer, größerer Produktionsanlagen 
gelungen, sogenannten ,,Leuchttürme" zu installieren, 
die allmählich durch die Entwicklung von Netzwerken 
und Zulieferbeziehungen Ausstrahlung auf die Region zu 
entwickeln beginnen. Diese Vorgänge vollzogen sich al- 
lerdings eher unkoordiniert und spontan, d.h. von einer 

vorausschauenden Struktur- 
und Regionalpolitik konnte 

Zwei Drittel der Ostdeutschen haben in kaum die Rede sein, Die für in- 

den sieben Jahren seit der Wende entwe- dustrielle Entwicklungen so ~ - 

wichtige Kooperationsbezie- 
der selbst oder vermittelt über ein hungen, Cluster und Netzwer- 
Familienmitalied ~ersönliche Erfah- ke, gerade auch hin zum Be- 

< 

reich von Forschung und Ent- 
rungen mit Arbeitslosigkeit machen wicklunq in den und außer- 

müssen. halb der Hochschulen, konn- 
ten sich so bisher kaum ent- 
wickeln. Die durchaus noch 

vorhandenen endogenen Potentiale an Qualifikation und 
Know-how wurden so auf unverantwortliche Weise ver- 
nachlässigt. 

Abbruch des Aufholprozesses 
Nachdem Ostdeutschland (ausgehend von einem ausge- 
sprochen niedrigen Niveau) in den Jahren bis 1996 bei 
den verschiedenen ökonomischen lndikatoren (Bruttoin- 
landsprodukt je Einwohner, Ausrüstungsinvestitionen. 
Arbeitsproduktivität, Lohnstückkosten usw.) einen - 
nicht dramatischen, aber kontinuierlichen - Aufholpro- 
zeß gegenüber der alten Bundesrepublik aufwies, bricht 
diese Entwicklung -so die Prognosen der verschiedenen 

1996). Besonders stark sank die Zahl der abhängig Be- 
schäftigten im produzierenden Gewerbe (minus l 12.500 
oder minus 5.5%). während bei den Dienstleistungen, im 
Handel und Verkehr der Rückgang nur 1.8% oder 62.1 00 
betrug. Allein durch die Beschäftigungsrückgänge im 
Jahr 1996 wurde die Hälfte des Arbeitsplatzgewinns seit 
dem Tiefstpunkt der Beschäftigungsentwicklung 1993 
wieder zunichte gemacht. Mit  dem erneuten Verlust an 
Arbeitsplätzen in Höhe von Ca. 100.000 im Jahre 1997 
wird der Beschäftigungstiefstand des Jahres 1993 unter- 
schritten. Die Zahl der Erwerbstätigen wäre dann von 
1989 bis 1997 von 9,7487 Mio. auf 6,163 Mio. zurück- 
gegangen. Ein Rückgang um 3,584 Mio. oder 37%. 

Die Investitionen des Bauhaupt- und Baunebenge- 
werbes waren 1995 schon um 30% gesunken; sie sinken 
aufgrund von ,,VorzieheffektenU 1996 zwar nur um 14%, 
aber die Tendenz wird sich fortsetzen. Impulse werden 
also von diesem Bereich nicht mehr ausgehen. Es zeich- 
net sich einerseits eine leichte Erholung im verarbeiten- 
den Gewerbe ab (6% Zuwachs im Jahresdurchschnitt 
1996), aber gleichzeitig wachsen die inneren Dispropor- 
tionalitäten. Während Zweige wie die chemische Indu- 
strie, die Mineralölindustrie, die Holz-, die Metall- und 
die Elektroindustrie expandieren, geraten Sektoren wie 
der Kohlebergbau, das Leder- und Bekleidungsgewerbe 
sowie der Schiff- und Schienenfahrzeugbau erneut in  
eine Krise. Hier handelt es sich wiederum vielfach u m  
Großbetriebe in ansonsten strukturschwachen Regionen, 
deren Absturz bei Schließung die unmittelbare Folge 
wäre. 

Auch bei den Dienstleistern sind gewisse Entspan- 
nungseffekte zu verzeichnen. Ihre Bruttowertschöpfung 
ist in den letzten Jahren kontinuierlich angewachsen. Die 
Zahl der Arbeitsplätze steigt vor allem in  den Bereichen 
Handel, Kreditinstitute, Versicherungen, sonstige Dienst- 
leistungen, private Haushalte und gemeinnützige Orga- 
nisationen. Das Dilemma liegt damit auch für diesen Be- 
reich deutlich zutage: Den Schwachpunkt bilden vor al- 
lem die produktionsbezogenen Dienstleistungen, die für 
den vielbeschriebenen ,,selbsttragenden Aufschwung" 
unerläßlich wären. insgesamt muß also von einer äußerst 
labilen Situation gesprochen werden. Alle lndikatoren 
zeigen an, daß das Jahr 1997 zu einem Wendepunkt in  
beide Richtungen werden kann: Die vorsichtige Erholung 
in der ersten Hälfte der neunziger Jahre könnte im verar- 
beitenden Gewerbe eine stabilere Stütze finden; ge- 
schieht dies aber nicht, droht der Absturz ins Uferlose. 

I FRIEDEN UND ABRÜSTUNG I 
Stimme für die PDS ist verloren für diese rot-grüne Mehr- 
heit. Ich halte, um es ganz klar zu sagen, die SPD für die 
bessere Alternative gegenüber der PDS. Und das hat 
nichts damit zu tun, daß ich 20% der Bevölkerung nicht 
ernst nehmen würde. 

Und der zweite Punkt, Gregor Gysi, ich bin schon der 
Meinung, da8 die PDS sich im Prozeß der Vergangen- 
heitsbewältigung und Selbstfindung befindet, aber ich 
kann bisher nicht erkennen, daß es bereits gelungen ist, 
die Ursachen des Scheiterns umfassend aufzuarbeiten 
und auch die Ursachen, warum sich in der DDR ein so au- 
toritäres System entwickeln konnte. 

Das betrifft außer der PDS allerdings in nicht minde- 
rem Maße die in CDU und FDP aufgegangenen ehemali- 
gen DDR-Blockparteien. Die PDS kann als selbsterklärte 
Nachfolgepartei der SED nicht in Anspruch nehmen, nur 
mit dem Blick in ihre heutige Programmatik ohne kriti- 
sche Auseinandersetzung mit der Geschichte der SED be- 
urteilt zu werden. Unsere ostdeutschen Landesverbände 
führen diese Auseinandersetzung mit der PDS und sie 
entscheiden selbst, ob sie Kooperationen in Kommune 
oder Land für sinnvoll halten oder nicht. 

Gesellschaftlicher Aufbruch oder  Ausgrenzungen? 
Bodo Ramelow: Der Erfurter Erklärung geht es nicht um 
Parteipolitik. Es geht darum, die Lethargie zu überwinden 
und einen gesellschaftlichen Aufbruch zu organisieren, 
der einen Machtwechsel ermöglicht. Mi t  der Erfurter Er- 
klärung ist einiges in Bewegung geraten, auch wenn dies 
noch lange nicht reicht. Im Moment liegen jn Erfurt 
20.000 Unterschriften, die die Menschen von sich aus an 
unser Büro geschickt haben. 

Natürlich war es nicht das Anliegen der Initiatoren, 
massenhaft Unterschriften zu sammeln, aber die 20.000 
Gespräche, die dazu gehören, damit solche Unterschrif- 
ten zustande kommen, zeigen viel Energie für einen Poli- 
tik- und Machtwechsel. Obwohl wir in den Medien zur 
Zeit nicht so stark vertreten sind, erhalten wir nach wie 
vor jeden Tag 40 bis 50 Briefe, in denen man uns bittet, 
Unterschriftenlisten und Material an die Menschen quer 
Beet in der Republik zu senden. 

Im Rahmen der 220 regionalen Aktionsgruppen ist 
erfreulicherweise festzustellen, daß es schon jetzt ein 
Klima gibt, in  dem weit mehr beredet wird, als die Fra- 
ge, welche Partei gegebenenfalls mit  welcher Partei eine 
Koalition eingehen könnte. Die rein rechnerischen Koali- 
tionsspielchen reichen eben nicht, um automatisch ei- 
nen Machtwechsel herbeizuführen und schon gar nicht, 
wenn diese Rechnungen immer mit  Ausgrenzungen be- 
gleitet werden. Ich finde es z. B. begrüßenswert, daß 
Tom Koenigs in Frankfurt gestern den Vorschlag unter- 

8 breitet hat, daß SPD und Grüne nicht gegeneinander im 
Bundestagswahlkampf u m  die Erststimmen der Direkt- 

I kandidaten buhlen. Damit die Direktmandate nicht an 
1 die CDU gehen, wäre es sinnvoll, den jeweils stärkeren 

Kandidaten ins Rennen zu schicken. Es ist genau das 
Gegenteil von dem, was die CDU in Berlin der SPD vor- 
schlägt, nämlich dort eine Absprache zu den Direktkan- 
didaten dahingehend zu treffen, daß jeweils der PDS- 
Kandidat geschlagen werden kann. Wenn sich die SPD 
in Berlin auf ein solch' grausiges Spiel einläßt, wird das 
für die SPD in  Ostdeutschland verheerende Folgen ha- 
ben. 

Natürlich sehe ich das anders als Gregor kysi. Aus 
meiner Sicht brauchte man die PDS nicht in einer Bundes- 
regierung und natürlich weiß ich, daß der Antikommu- 

nismus in Westdeutschland ein Faktor ist, den die SPD 
bedenken muß. 

Was mir mehr Sorgen macht als die 100.000 Rentner, 
die Mitglied der PDS im Osten sind, sind die dort fehlen- 
den Mitglieder bei den Grünen und bei der SPD, aber 
auch die sehr starken Austritte bei den Gewerkschaften 
und bei den Kirchen. Hier muß man auch den Blick im 
Westen unter Einbeziehung dieser Entwicklung im Osten 
schärfen und damit wirkliche Prioritäten setzen. 

Strategiedebatten um d ie  Regierungsrnehrheit 
Andrea Nahles: Wir dürfen auf keinen Fall in den näch- 
sten anderthalb Jahren nur 
Strategiedebatten und PDS- 
Debatten führen, weil das Ka~italismus Dur trifft auf Ablehnuna 

< 

nämlich dazu führen wird, 
daß wir den Regierungswech- 

und junge Leute nehmen Politiker im- 

sei nicht schaffen. Die Jusos mer mehr als Erfüllungsgehilfen der 
haben sich nie im Abmeiern wahr. 
der PDS einen Namen ge- 
macht, im Gegenteil, wir set- (Andres Nah14 
Zen auch auf Zusammenar- 
beit insbesondere in den Lan- 
deszusammenhängen im Osten, alles andere wäre auch 
schwachsinnig, aber, ich bin nicht naiv: Wenn nämlich 

Wir sind 
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die PDS relevant in den Bundestag kommt, haben wir 
die Situation, daß, wenn wir dann mit Rot-Grün eine 
Regierungs- bzw. ,,Kanzlern-Mehrheit wolleri, gleichzei- 
tig die Stimmen der PDS mit kompensiert werden müs- 
sen. Also liebe Leute, bei aller Sympathie für einzelne 
Punkte und bei allem Respekt vor dem, was auch Gre- 
gor Gysi leistet, ist es bestenfalls naiv, hier so zu tun, als 
ob wir alles miteinander sozusagen in einer großen Fa- 
milie schön ordentlich auf die Reihe bekommen. Es 
klingt in diesem Zusammenhang leicht paradox, aber 
wir müssen nichtsdestoweniger versuchen, eine konse- 
quente Bündnispolitik zu betreiben. Laßt uns auf die 
Multiplikatorlnnen setzen, die z.B. jetzt hier sitzen. Und 

das sind im wesentlichen die- 
jenigen, die diese Bündnisse 

Sobald der Kanzlerkandidat festgezurrt organisieren, die die Erfurter 
ist, steht die Partei unter der Fuchtel der ~rklärung mit Leben füllen, 

Kampagne des Kandidaten. 

(Andrea Na hles) 

die letztendlich eine andere 
Bewegung in dieser Gesell- 
schaft auch organisieren kön- 
nen. Und laßt uns das ent- 
lang der Themen tun, die die- 

ses neoliberale Projekt beenden werden. Wir werden 
nämlich als Linke in unseren eigenen Parteien, ob bei 
den Grünen oder bei der SPD, durchaus noch Iängerfri- 
stig mit neoliberalem Zeitgeist zu kämpfen haben. Da 
gibt es genug Leute, die wollen es nur ein bißchen bes- 
ser und ein bißchen schneller machen als die CDU. Wir 
brauchen dann den Druck, wir brauchen ein Bündnis, 
ein Zukunftsbündnis aus Gewerkschaften, von der Ju- 
gendseite, von den ganzen Bildungspolitikern, von ort- 
losen Linken an den Hochschulen und auch ganz beson- 
ders, indem Ostdeutsche verstärkt ihre Interessen selber 

Sonnabend dem 20.September 1997 
in Chemnitz, Veranstaltungszentrum Forum 
Beginn: 9.00 Uhr 

AG Betrieb und Gewerkschaii der PDS 
Gruppe der PDS im Deutschen Bundestag 
Parteivorstand der PDS 
PDS Landesverband Sachsen 

Vom FDGB zum DGB 

Haben die Gewerkschaften 
ein Ost-West-Problem? 

Experimentierfeld Ost 

Alternative Wege aus 
der Arbeitslosigkeit 

^ Arbeitslose in der 
Gewerkschaft 
Mit: Sieghart Bender, Peter 
Berkessel, Andre Brie, 
Harty Fuchs, Klaus Grehn, 
Gregor Gys~, Hanns-Peter 
Hartmann, Heinz Hoffmann, 
Regina Hohne, Gerhard ZwischenBilanzOs[ ~~~~~~'$%~~ 
Edeltraut Rogee, Gisbert 

Wo stehen die Gewerkschaften sieben Jahre nach der Einheit? Schlemmer, Horst Sch 
Udo Staake, Jurgen 

5. Gewerkschaftspolitische Konferenz der PDS Stäbener, Eva-Maria 
Anmeldungen PDS Partelvorstand AG Betrieb und Gewerkschaii Stange, Jurgen Weißbach 
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formulieren. D.h. von uns müßten tatsächlich die Mög- 
lichkeiten geboten werden, sich an so einer program- 
matischen Debatte zu beteiligen - sozusagen ein breites 
Forum, eine Gegenöffentlichkeit wider den Neoliberalis- 
mus, das muß stärker forciert werden. 

Kerstin Müller: Die Frage ist, was rnuß man tun, um 
ein linkes Bündnis hinzubekommen. Als erstes rnuß man 
diese Gedankenspiele über eine Minderheitenregierung, 
die hier aufgestellt worden sind, ad acta legen. Ich finde 
es wirklich abenteuerlich, wenn man das innerhalb der 
Linken ernsthaft diskutiert. Dann unterschätzt man völ- 
lig, was es bedeutet, wenn wir rot-grüne Mehrheiten in 
der Bundesrepublik hätten.' Wir haben uns riesige Re- f- 
formprojekte vorgenommen: Ökologischer Umbau, En- 
ergiewirtschafts-Monopole zerschlagen, Energiesteuer, 
Mineralölsteuer, Bildungssystem und Sozialstaat refor- 
mieren, Arbeitslosigkeit angehen, vor dem Hintergrund 
der Haushaltskrise. Wir werden doch erst, wenn wir an 
der Regierung sind, wissen, wie groß die Löcher wirklich 
sind. Wir haben schon jetzt - noch nicht einmal von 
Waigel bestritten - 1 18 Milliarden DM Defizit, aktuell 
und in den Folgejahren, für Bund, Länder und Kommu- 
nen. Wir werden es zudem innerhalb der Bundesrepu- 
blik und in Europa mit einem ziemlich heftigen konser- 
vativen Gegenwind zu tun haben.. Die werden uns be- 
kämpfen auf allen Ebenen und mit allen Mitteln, die sie 
haben. Wenn wir Rot-Grün wollen und wenn wir wirk- 
lich die genannten großen Reformen angehen wollen, 
dann muß das ein ganz stabiles Projekt mit einer ganz 
stabilen Mehrheit sein, wo wir ziemlich klar im Koaliti- 
onsvertrag stehen haben, was wir wollen, was wir uns 
zumuten können und was nicht. Und wenn wir das 
nicht haben, dann können wir das ganze gleich lassen. 

Wer den Politikwechsel will, der muß für eine 
starke rot-grüne Mehrheit sorgen. Eine Min- 
derheitenregierung mit diesen Reformvorha- 
ben und unter diesen schweren' politischen 
Rahmenbedingungen - das wäre abenteuer- 
lich und nicht zu verantworten. 

Edelgard Bulmahn: Was Kerstin zur Min- 
derheitenregierung gesagt hat, unterstreiche 
ich. Es ist unsere Aufgabe, dafür Sorge zu tra- 
gen, daß wir eine vernünftige Mehrheit hinbe- 
kommen. Dazu gehört zum einen, daß wir 
eine konsequente Oppositionspolitik machen, 
damit klar ist, daß es Alternativen gibt zur Po- 
litik der Kohlregierung. Wir müssen es zwei- 
tens schaffen, daß wir in der Bevölkerung Lust 
auf einen Regierungswechsel machen. Da ist 
noch etwas zu tun. Wenn man das erreichen 
will, dann rnuß man konkrete Alternativen zu 
den wichtigen gesellschaftlichen Problemen 
anbieten und deutlich machen, daß nationale i 
Politik noch handlungsfähig ist, daß es nicht T C 

so ist, daß aufgrund der Globalisierung natio- 
nale Regierungen überhaupt nichts mehr ma- 
chen könnten außer einen Anpassungskurs zu 
fahren. spw 

ulz. 
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n Ostdeutscl 
Geister. Für A Gültigkeit, 

iland scheiden sich noch immer die 
die einen haben bis heute die Zahlen 
die der DDR-Wirtschaft Rang 10 oder 

11 auf der Liste der erfolgreichen Industrieländer zuwie- 
sen. Demnach ist der ,,kolonialistische Westen" am Zu- 
sammenbruch, am ,,Plattmachen" dieser Industriestruk- 
turen Schuld. Der politische Siegeszug des Westens wur- 
de zur ökonomischen Usurpation genutzt. Für die ande- 
ren bestand die gesamte DDR aus maroden, überalteten 
Produktionsanlagen, in denen schlecht motivierte Ar- 
beitskräfte Produkte zweiter Wahl zu überhöhten Kosten 
produzierten, die auf internationalen Märkten keinerlei 
Konkurrenz bestehen konnten. 

Natürlich sind beide Ansichten hier überzeichnet, 
aber sie geben argumentative Tendenzen wider, die 
sich bis heute aufspüren lassen. Sortieren wir also die 
Lage ein wenig - zugleich mit der Betonung, daß sich 
manches empirisch nicht quantifizieren Iäßt, da es sich 
immer um mehrere Bedingungsfaktoren zugleich han- 
delt. Unbestritten dürfte sein, daß die DDR (wie die 
RGW-Staaten insgesamt) seit Mitte der siebziger Jahre 
trotz verzweifelter Anstrengungen den Anschluß an die 
internationalen Standards von Produktinnovation und 
mikroelektronisch gesteuerten Produktionsverfahren 
verloren hatte. Sie beantwortete den Übergang zu einer 
ressourcenschonenden und energiesparenden Produkti- 
onsweise im Westen, der mit einem enormen Rationali- 
sierungsschub verbunden war, mit einem Ausbau ihrer 
Kombinatsstrukturen und der Erweiterung von deren 
Fertigungstiefe. Zugleich erhöhte der Einkauf neuer 
technologischer Systeme die Auslandsverschuldung ge- 
genüber dem Westen. Dies konnte nur solange gutge- 
hen, wie die eigene Produktion von Weltmarktbedin- 
gungen abgeschottet und der RGW-Handel eigenen, 
besonderen Austauschbedingungen unterworfen blieb. 
Der Fall der Mauer und des ,,Eisernen Vorhangs" in Eu- 
ropa beendeten diese Sondersituation. 

Der Vereinigungsschock 
Die fehlende Wettbewerbsfähigkeit der DDR-Produktion 
(in Bezug auf die Kosten) bzw. der DDR-Produkte (in Be- 
zug auf Kosten und Qualität) wurde also nahezu schock- 
artig zum Problem, gegenüber den anderen RGW-Staa- 
ten noch dadurch verschärft, daß die ökonomisch nicht 
gestützte Aufwertung der eigenen Währung schlagartig 
die Handelsmöglichkeiten gerade in diesen ehemaligen 
RGW-Bereich hinein nahezu vollständig unterband. Die - 
im Weltmarktvergleich - qualitativ nicht gerade hochran- 
gig einzustufenden ostdeutschen Produkte wurden 
schlicht zu teuer. Der festzustellende beschleunigte Zu- 
sammenbruch ganzer lndustriestrukturen war die not- 
wendige, aber sicher keine unvermeidbare Folge. 

Ist also doch alles die Politik schuld, die den - ökono- 
misch gesehen - abenteuerlichen Umtauschkurs der 
DDR-Mark gegenüber der DM durchsetzte? Diese Ant- 
wort wäre wohl zu einfach. Immerhin war es die Bevölke- 
rung der DDR selbst, die auf eine möglichst rasche An- 
gleichung der Lebensverhältnisse und eine schnelle staat- 
liche Vereinigung drängte (und sich zugleich von poli- 
tisch Verantwortlichen ,,von oben" drängen ließ). Mit 
dem Gefühl, wenigstens beim Umtauschkurs keine stär- 
kere ,,Entwertung" der eigenen Lebensleistung hinneh- 
men, sich nicht als ,,Deutsche zweiter Klasse" fühlen zu 
müssen, setzten die Ostdeutschen per Wahl auf die, die 
den schnellen Wohlstand versprachen. Oskar Lafontaines 
Warnungen waren unbequem und blieben ungehört. 

Ende der Talsohle oder 
drohender Absturz? 

Sozialdemokratische lndustriepolitik in Ostdeutschland 

von Uli Schöler* 

Wenn man so will, liegt etwas Paradoxes und Tragi- 
sches in dieser Situation: Helmut Kohl begriff 1990 in- 
stinktiv richtig die Bedürfnisse und Hoffnungen der Ost- 
deutschen und schürte schamlos ihre Erwartungen. Os- 
kar Lafontaine hingegen argumentierte tapfer aber aus- 
sichtslos an dieser Gefühlslage vorbei. Eine langsamere 
Anpassung (der staatlichen Vereinigung wie der Wäh- 
rungen) wäre mittel- und langfristig gesehen ökono- 
misch sinnvoller und verträglicher gewesen, war aber mit 
Blick auf das verständliche Bedürfnis nach unbeschränk- 
ter Freiheit (nach 40 Jahren eng begrenzter Freiheitsräu- 
me) politisch nicht durchsetzbar. So wählten (und ver- 
antworteten) die Ostdeutschen mehrheitlich den fast 
vollständigen Zusammenbruch ihrer eigenen (wenigstens 
in Teilen noch sanierungsfähigen) Industrie. 

Die Kohl-Regierung hat diesen Prozeß in der Folge 
durch einschneidende Maßnahmen nicht nur nicht abge- 
mildert, sondern noch ver- 
schärft. Es seien nur die be- 
kannten Stichworte genannt: Das Jahr 1997 könnte zu einem Wende- 
* die ideologisch motivierte, punkt in beide Richtungen werden: Die 
absolut bornierte und wirt- 
schaftsfeindliche DurchSet- vorsichtige Erholung könnte im verarbei- 

zung des Prinzips „Rückgabe tenden Gewerbe eine stabilere Stütze 
vor Entschädigung"; 

die ökonomisch gleicher- finden; geschieht dies aber nicht, droht 
maßen unsinnige undähnlich der Absturz ins Uferlose. 
verheerende Umkehrung der 
Reihenfolge von Privatisierung 
und Sanierung durch die Treuhandanstalt, die reihenwei- 
se lebensfähige Kombinatsteile ruiniert hat; 

der Versuch der Sanierung des Bundeshaushalts zu 
Lasten der Länder und Kommunen, deren Belastung mit 
den umstrittenen Altschulden, was mehr und mehr zum 
Ausfall regionaler und kommunaler Investitionsanschübe 
führte. 

Gleichwohl soll und darf nicht verkannt werden, daß 
in erheblichem Umfang öffentliche Mittel wie privatwirt- 
schaftliche Investitionen mobilisiert worden sind, um den 
industriellen und infrastrukturellen Wiederaufbauprozeß 
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die PDS relevant in den Bundestag kommt, haben wir 
die Situation, daß, wenn wir dann mit Rot-Grün eine 
Regierungs- bzw. ,,Kanzlern-Mehrheit wolleri, gleichzei- 
tig die Stimmen der PDS mit kompensiert werden müs- 
sen. Also liebe Leute, bei aller Sympathie für einzelne 
Punkte und bei allem Respekt vor dem, was auch Gre- 
gor Gysi leistet, ist es bestenfalls naiv, hier so zu tun, als 
ob wir alles miteinander sozusagen in einer großen Fa- 
milie schön ordentlich auf die Reihe bekommen. Es 
klingt in diesem Zusammenhang leicht paradox, aber 
wir müssen nichtsdestoweniger versuchen, eine konse- 
quente Bündnispolitik zu betreiben. Laßt uns auf die 
Multiplikatorlnnen setzen, die z.B. jetzt hier sitzen. Und 

das sind im wesentlichen die- 
jenigen, die diese Bündnisse 

Sobald der Kanzlerkandidat festgezurrt organisieren, die die Erfurter 
ist, steht die Partei unter der Fuchtel der ~rklärung mit Leben füllen, 

Kampagne des Kandidaten. 

(Andrea Na hles) 

die letztendlich eine andere 
Bewegung in dieser Gesell- 
schaft auch organisieren kön- 
nen. Und laßt uns das ent- 
lang der Themen tun, die die- 

ses neoliberale Projekt beenden werden. Wir werden 
nämlich als Linke in unseren eigenen Parteien, ob bei 
den Grünen oder bei der SPD, durchaus noch Iängerfri- 
stig mit neoliberalem Zeitgeist zu kämpfen haben. Da 
gibt es genug Leute, die wollen es nur ein bißchen bes- 
ser und ein bißchen schneller machen als die CDU. Wir 
brauchen dann den Druck, wir brauchen ein Bündnis, 
ein Zukunftsbündnis aus Gewerkschaften, von der Ju- 
gendseite, von den ganzen Bildungspolitikern, von ort- 
losen Linken an den Hochschulen und auch ganz beson- 
ders, indem Ostdeutsche verstärkt ihre Interessen selber 

Sonnabend dem 20.September 1997 
in Chemnitz, Veranstaltungszentrum Forum 
Beginn: 9.00 Uhr 
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formulieren. D.h. von uns müßten tatsächlich die Mög- 
lichkeiten geboten werden, sich an so einer program- 
matischen Debatte zu beteiligen - sozusagen ein breites 
Forum, eine Gegenöffentlichkeit wider den Neoliberalis- 
mus, das muß stärker forciert werden. 

Kerstin Müller: Die Frage ist, was rnuß man tun, um 
ein linkes Bündnis hinzubekommen. Als erstes rnuß man 
diese Gedankenspiele über eine Minderheitenregierung, 
die hier aufgestellt worden sind, ad acta legen. Ich finde 
es wirklich abenteuerlich, wenn man das innerhalb der 
Linken ernsthaft diskutiert. Dann unterschätzt man völ- 
lig, was es bedeutet, wenn wir rot-grüne Mehrheiten in 
der Bundesrepublik hätten.' Wir haben uns riesige Re- f- 
formprojekte vorgenommen: Ökologischer Umbau, En- 
ergiewirtschafts-Monopole zerschlagen, Energiesteuer, 
Mineralölsteuer, Bildungssystem und Sozialstaat refor- 
mieren, Arbeitslosigkeit angehen, vor dem Hintergrund 
der Haushaltskrise. Wir werden doch erst, wenn wir an 
der Regierung sind, wissen, wie groß die Löcher wirklich 
sind. Wir haben schon jetzt - noch nicht einmal von 
Waigel bestritten - 1 18 Milliarden DM Defizit, aktuell 
und in den Folgejahren, für Bund, Länder und Kommu- 
nen. Wir werden es zudem innerhalb der Bundesrepu- 
blik und in Europa mit einem ziemlich heftigen konser- 
vativen Gegenwind zu tun haben.. Die werden uns be- 
kämpfen auf allen Ebenen und mit allen Mitteln, die sie 
haben. Wenn wir Rot-Grün wollen und wenn wir wirk- 
lich die genannten großen Reformen angehen wollen, 
dann muß das ein ganz stabiles Projekt mit einer ganz 
stabilen Mehrheit sein, wo wir ziemlich klar im Koaliti- 
onsvertrag stehen haben, was wir wollen, was wir uns 
zumuten können und was nicht. Und wenn wir das 
nicht haben, dann können wir das ganze gleich lassen. 

Wer den Politikwechsel will, der muß für eine 
starke rot-grüne Mehrheit sorgen. Eine Min- 
derheitenregierung mit diesen Reformvorha- 
ben und unter diesen schweren' politischen 
Rahmenbedingungen - das wäre abenteuer- 
lich und nicht zu verantworten. 

Edelgard Bulmahn: Was Kerstin zur Min- 
derheitenregierung gesagt hat, unterstreiche 
ich. Es ist unsere Aufgabe, dafür Sorge zu tra- 
gen, daß wir eine vernünftige Mehrheit hinbe- 
kommen. Dazu gehört zum einen, daß wir 
eine konsequente Oppositionspolitik machen, 
damit klar ist, daß es Alternativen gibt zur Po- 
litik der Kohlregierung. Wir müssen es zwei- 
tens schaffen, daß wir in der Bevölkerung Lust 
auf einen Regierungswechsel machen. Da ist 
noch etwas zu tun. Wenn man das erreichen 
will, dann rnuß man konkrete Alternativen zu 
den wichtigen gesellschaftlichen Problemen 
anbieten und deutlich machen, daß nationale i 
Politik noch handlungsfähig ist, daß es nicht T C 

so ist, daß aufgrund der Globalisierung natio- 
nale Regierungen überhaupt nichts mehr ma- 
chen könnten außer einen Anpassungskurs zu 
fahren. spw 

ulz. 
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n Ostdeutscl 
Geister. Für A Gültigkeit, 

iland scheiden sich noch immer die 
die einen haben bis heute die Zahlen 
die der DDR-Wirtschaft Rang 10 oder 

11 auf der Liste der erfolgreichen Industrieländer zuwie- 
sen. Demnach ist der ,,kolonialistische Westen" am Zu- 
sammenbruch, am ,,Plattmachen" dieser Industriestruk- 
turen Schuld. Der politische Siegeszug des Westens wur- 
de zur ökonomischen Usurpation genutzt. Für die ande- 
ren bestand die gesamte DDR aus maroden, überalteten 
Produktionsanlagen, in denen schlecht motivierte Ar- 
beitskräfte Produkte zweiter Wahl zu überhöhten Kosten 
produzierten, die auf internationalen Märkten keinerlei 
Konkurrenz bestehen konnten. 

Natürlich sind beide Ansichten hier überzeichnet, 
aber sie geben argumentative Tendenzen wider, die 
sich bis heute aufspüren lassen. Sortieren wir also die 
Lage ein wenig - zugleich mit der Betonung, daß sich 
manches empirisch nicht quantifizieren Iäßt, da es sich 
immer um mehrere Bedingungsfaktoren zugleich han- 
delt. Unbestritten dürfte sein, daß die DDR (wie die 
RGW-Staaten insgesamt) seit Mitte der siebziger Jahre 
trotz verzweifelter Anstrengungen den Anschluß an die 
internationalen Standards von Produktinnovation und 
mikroelektronisch gesteuerten Produktionsverfahren 
verloren hatte. Sie beantwortete den Übergang zu einer 
ressourcenschonenden und energiesparenden Produkti- 
onsweise im Westen, der mit einem enormen Rationali- 
sierungsschub verbunden war, mit einem Ausbau ihrer 
Kombinatsstrukturen und der Erweiterung von deren 
Fertigungstiefe. Zugleich erhöhte der Einkauf neuer 
technologischer Systeme die Auslandsverschuldung ge- 
genüber dem Westen. Dies konnte nur solange gutge- 
hen, wie die eigene Produktion von Weltmarktbedin- 
gungen abgeschottet und der RGW-Handel eigenen, 
besonderen Austauschbedingungen unterworfen blieb. 
Der Fall der Mauer und des ,,Eisernen Vorhangs" in Eu- 
ropa beendeten diese Sondersituation. 

Der Vereinigungsschock 
Die fehlende Wettbewerbsfähigkeit der DDR-Produktion 
(in Bezug auf die Kosten) bzw. der DDR-Produkte (in Be- 
zug auf Kosten und Qualität) wurde also nahezu schock- 
artig zum Problem, gegenüber den anderen RGW-Staa- 
ten noch dadurch verschärft, daß die ökonomisch nicht 
gestützte Aufwertung der eigenen Währung schlagartig 
die Handelsmöglichkeiten gerade in diesen ehemaligen 
RGW-Bereich hinein nahezu vollständig unterband. Die - 
im Weltmarktvergleich - qualitativ nicht gerade hochran- 
gig einzustufenden ostdeutschen Produkte wurden 
schlicht zu teuer. Der festzustellende beschleunigte Zu- 
sammenbruch ganzer lndustriestrukturen war die not- 
wendige, aber sicher keine unvermeidbare Folge. 

Ist also doch alles die Politik schuld, die den - ökono- 
misch gesehen - abenteuerlichen Umtauschkurs der 
DDR-Mark gegenüber der DM durchsetzte? Diese Ant- 
wort wäre wohl zu einfach. Immerhin war es die Bevölke- 
rung der DDR selbst, die auf eine möglichst rasche An- 
gleichung der Lebensverhältnisse und eine schnelle staat- 
liche Vereinigung drängte (und sich zugleich von poli- 
tisch Verantwortlichen ,,von oben" drängen ließ). Mit 
dem Gefühl, wenigstens beim Umtauschkurs keine stär- 
kere ,,Entwertung" der eigenen Lebensleistung hinneh- 
men, sich nicht als ,,Deutsche zweiter Klasse" fühlen zu 
müssen, setzten die Ostdeutschen per Wahl auf die, die 
den schnellen Wohlstand versprachen. Oskar Lafontaines 
Warnungen waren unbequem und blieben ungehört. 

Ende der Talsohle oder 
drohender Absturz? 

Sozialdemokratische lndustriepolitik in Ostdeutschland 

von Uli Schöler* 

Wenn man so will, liegt etwas Paradoxes und Tragi- 
sches in dieser Situation: Helmut Kohl begriff 1990 in- 
stinktiv richtig die Bedürfnisse und Hoffnungen der Ost- 
deutschen und schürte schamlos ihre Erwartungen. Os- 
kar Lafontaine hingegen argumentierte tapfer aber aus- 
sichtslos an dieser Gefühlslage vorbei. Eine langsamere 
Anpassung (der staatlichen Vereinigung wie der Wäh- 
rungen) wäre mittel- und langfristig gesehen ökono- 
misch sinnvoller und verträglicher gewesen, war aber mit 
Blick auf das verständliche Bedürfnis nach unbeschränk- 
ter Freiheit (nach 40 Jahren eng begrenzter Freiheitsräu- 
me) politisch nicht durchsetzbar. So wählten (und ver- 
antworteten) die Ostdeutschen mehrheitlich den fast 
vollständigen Zusammenbruch ihrer eigenen (wenigstens 
in Teilen noch sanierungsfähigen) Industrie. 

Die Kohl-Regierung hat diesen Prozeß in der Folge 
durch einschneidende Maßnahmen nicht nur nicht abge- 
mildert, sondern noch ver- 
schärft. Es seien nur die be- 
kannten Stichworte genannt: Das Jahr 1997 könnte zu einem Wende- 
* die ideologisch motivierte, punkt in beide Richtungen werden: Die 
absolut bornierte und wirt- 
schaftsfeindliche DurchSet- vorsichtige Erholung könnte im verarbei- 

zung des Prinzips „Rückgabe tenden Gewerbe eine stabilere Stütze 
vor Entschädigung"; 

die ökonomisch gleicher- finden; geschieht dies aber nicht, droht 
maßen unsinnige undähnlich der Absturz ins Uferlose. 
verheerende Umkehrung der 
Reihenfolge von Privatisierung 
und Sanierung durch die Treuhandanstalt, die reihenwei- 
se lebensfähige Kombinatsteile ruiniert hat; 

der Versuch der Sanierung des Bundeshaushalts zu 
Lasten der Länder und Kommunen, deren Belastung mit 
den umstrittenen Altschulden, was mehr und mehr zum 
Ausfall regionaler und kommunaler Investitionsanschübe 
führte. 

Gleichwohl soll und darf nicht verkannt werden, daß 
in erheblichem Umfang öffentliche Mittel wie privatwirt- 
schaftliche Investitionen mobilisiert worden sind, um den 
industriellen und infrastrukturellen Wiederaufbauprozeß 

* Dr. Uli Schöler, Bonn, Politikwissenschaf?ler und Jurist, Leiter des Büros des stellv. 
Parteivorsitzenden Wolfgang Thierse 
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Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

Wirtschaftsforschungsinstitute - in 1997 ab. Trotz 20% 
Bevölkerungsanteil beträgt die Bruttowertschöpfung im- 
mer noch erst 7% der gesamtdeutschen, und Ost- 
deutschland stellt nur 1 1% der Beschäftigten im verarbei- 
tenden Gewerbe. Die Produktivität erreicht 1996 gut 
46% des westdeutschen Niveaus, die Löhne liegen bei 
73,7% der westdeutschen. Der Exportanteil der ostdeut- 
schen Wirtschaft liegt gerade bei 2%. Gegenwärtig stam- 
men nur etwa 5% der Industrieprodukte aus den neuen 
Ländern. In Ostdeutschland arbeiten rund 16% der Er- 
werbstätigen in der Industrie, während es im Westen an- 
nähernd 27% sind (hier allerdings mit sinkender Ten- 
denz). 

Saisonbereinigt ging die Zahl der Erwerbstätigen in  
den neuen Bundesländern im Dezember 1995 bis zum 
Dezember 1996 um 189.000 (von 6,438 Mio. auf 6,249 
Mio.) oder 2,9% zurück. Noch stärker war der Rückgang 
mit 3.3% bei den anhängig Beschäftigten (von 5,567 
Mio. im November 1995 auf 5,383 Mio. im November 

in den neuen Bundesländern in Gang zu setzen. Soziale 
Schieflagen sind jedoch auch hier unverkennbar. In uner- 
träglicher Weise wurden allgemeine Aufgaben in die So- 
zialversicherungssysteme abgewälzt, und die konkreten 
Förderpraktiken begünstigten mit Steuerabschreibungs- 
modellen eine Umverteilung der Mittel hin zu Gutverdie- 
nenden und übernahmebereiten Firmen im Westen. Die 
Ankurbelung erfolgte durch diese konkrete Förderpraxis 
im wesentlichen über die Baukonjunktur, die nun, da die 
Maßnahmen zum Teil auslaufen, ins Stocken gerät. 

Bevor wir uns dazu eine Reihe von Daten anschauen, 
sei noch auf einige weitere problematische Begleiter- 
scheinungen dieses Vorgangs verwiesen. Nur an wenigen 
Standorten (u.a. Zeiss, Jena; Siemens, Dresden; Bayer, 
Bitterfeld; Opel, Eisenach) ist es auf der Basis alter bzw. 
mit  der Errichtung neuer, größerer Produktionsanlagen 
gelungen, sogenannten ,,Leuchttürme" zu installieren, 
die allmählich durch die Entwicklung von Netzwerken 
und Zulieferbeziehungen Ausstrahlung auf die Region zu 
entwickeln beginnen. Diese Vorgänge vollzogen sich al- 
lerdings eher unkoordiniert und spontan, d.h. von einer 

vorausschauenden Struktur- 
und Regionalpolitik konnte 

Zwei Drittel der Ostdeutschen haben in kaum die Rede sein, Die für in- 

den sieben Jahren seit der Wende entwe- dustrielle Entwicklungen so ~ - 

wichtige Kooperationsbezie- 
der selbst oder vermittelt über ein hungen, Cluster und Netzwer- 
Familienmitalied ~ersönliche Erfah- ke, gerade auch hin zum Be- 

< 

reich von Forschung und Ent- 
rungen mit Arbeitslosigkeit machen wicklunq in den und außer- 

müssen. halb der Hochschulen, konn- 
ten sich so bisher kaum ent- 
wickeln. Die durchaus noch 

vorhandenen endogenen Potentiale an Qualifikation und 
Know-how wurden so auf unverantwortliche Weise ver- 
nachlässigt. 

Abbruch des Aufholprozesses 
Nachdem Ostdeutschland (ausgehend von einem ausge- 
sprochen niedrigen Niveau) in den Jahren bis 1996 bei 
den verschiedenen ökonomischen lndikatoren (Bruttoin- 
landsprodukt je Einwohner, Ausrüstungsinvestitionen. 
Arbeitsproduktivität, Lohnstückkosten usw.) einen - 
nicht dramatischen, aber kontinuierlichen - Aufholpro- 
zeß gegenüber der alten Bundesrepublik aufwies, bricht 
diese Entwicklung -so die Prognosen der verschiedenen 

1996). Besonders stark sank die Zahl der abhängig Be- 
schäftigten im produzierenden Gewerbe (minus l 12.500 
oder minus 5.5%). während bei den Dienstleistungen, im 
Handel und Verkehr der Rückgang nur 1.8% oder 62.1 00 
betrug. Allein durch die Beschäftigungsrückgänge im 
Jahr 1996 wurde die Hälfte des Arbeitsplatzgewinns seit 
dem Tiefstpunkt der Beschäftigungsentwicklung 1993 
wieder zunichte gemacht. Mit  dem erneuten Verlust an 
Arbeitsplätzen in Höhe von Ca. 100.000 im Jahre 1997 
wird der Beschäftigungstiefstand des Jahres 1993 unter- 
schritten. Die Zahl der Erwerbstätigen wäre dann von 
1989 bis 1997 von 9,7487 Mio. auf 6,163 Mio. zurück- 
gegangen. Ein Rückgang um 3,584 Mio. oder 37%. 

Die Investitionen des Bauhaupt- und Baunebenge- 
werbes waren 1995 schon um 30% gesunken; sie sinken 
aufgrund von ,,VorzieheffektenU 1996 zwar nur um 14%, 
aber die Tendenz wird sich fortsetzen. Impulse werden 
also von diesem Bereich nicht mehr ausgehen. Es zeich- 
net sich einerseits eine leichte Erholung im verarbeiten- 
den Gewerbe ab (6% Zuwachs im Jahresdurchschnitt 
1996), aber gleichzeitig wachsen die inneren Dispropor- 
tionalitäten. Während Zweige wie die chemische Indu- 
strie, die Mineralölindustrie, die Holz-, die Metall- und 
die Elektroindustrie expandieren, geraten Sektoren wie 
der Kohlebergbau, das Leder- und Bekleidungsgewerbe 
sowie der Schiff- und Schienenfahrzeugbau erneut in  
eine Krise. Hier handelt es sich wiederum vielfach u m  
Großbetriebe in ansonsten strukturschwachen Regionen, 
deren Absturz bei Schließung die unmittelbare Folge 
wäre. 

Auch bei den Dienstleistern sind gewisse Entspan- 
nungseffekte zu verzeichnen. Ihre Bruttowertschöpfung 
ist in den letzten Jahren kontinuierlich angewachsen. Die 
Zahl der Arbeitsplätze steigt vor allem in  den Bereichen 
Handel, Kreditinstitute, Versicherungen, sonstige Dienst- 
leistungen, private Haushalte und gemeinnützige Orga- 
nisationen. Das Dilemma liegt damit auch für diesen Be- 
reich deutlich zutage: Den Schwachpunkt bilden vor al- 
lem die produktionsbezogenen Dienstleistungen, die für 
den vielbeschriebenen ,,selbsttragenden Aufschwung" 
unerläßlich wären. insgesamt muß also von einer äußerst 
labilen Situation gesprochen werden. Alle lndikatoren 
zeigen an, daß das Jahr 1997 zu einem Wendepunkt in  
beide Richtungen werden kann: Die vorsichtige Erholung 
in der ersten Hälfte der neunziger Jahre könnte im verar- 
beitenden Gewerbe eine stabilere Stütze finden; ge- 
schieht dies aber nicht, droht der Absturz ins Uferlose. 

I FRIEDEN UND ABRÜSTUNG I 
Stimme für die PDS ist verloren für diese rot-grüne Mehr- 
heit. Ich halte, um es ganz klar zu sagen, die SPD für die 
bessere Alternative gegenüber der PDS. Und das hat 
nichts damit zu tun, daß ich 20% der Bevölkerung nicht 
ernst nehmen würde. 

Und der zweite Punkt, Gregor Gysi, ich bin schon der 
Meinung, da8 die PDS sich im Prozeß der Vergangen- 
heitsbewältigung und Selbstfindung befindet, aber ich 
kann bisher nicht erkennen, daß es bereits gelungen ist, 
die Ursachen des Scheiterns umfassend aufzuarbeiten 
und auch die Ursachen, warum sich in der DDR ein so au- 
toritäres System entwickeln konnte. 

Das betrifft außer der PDS allerdings in nicht minde- 
rem Maße die in CDU und FDP aufgegangenen ehemali- 
gen DDR-Blockparteien. Die PDS kann als selbsterklärte 
Nachfolgepartei der SED nicht in Anspruch nehmen, nur 
mit dem Blick in ihre heutige Programmatik ohne kriti- 
sche Auseinandersetzung mit der Geschichte der SED be- 
urteilt zu werden. Unsere ostdeutschen Landesverbände 
führen diese Auseinandersetzung mit der PDS und sie 
entscheiden selbst, ob sie Kooperationen in Kommune 
oder Land für sinnvoll halten oder nicht. 

Gesellschaftlicher Aufbruch oder  Ausgrenzungen? 
Bodo Ramelow: Der Erfurter Erklärung geht es nicht um 
Parteipolitik. Es geht darum, die Lethargie zu überwinden 
und einen gesellschaftlichen Aufbruch zu organisieren, 
der einen Machtwechsel ermöglicht. Mi t  der Erfurter Er- 
klärung ist einiges in Bewegung geraten, auch wenn dies 
noch lange nicht reicht. Im Moment liegen jn Erfurt 
20.000 Unterschriften, die die Menschen von sich aus an 
unser Büro geschickt haben. 

Natürlich war es nicht das Anliegen der Initiatoren, 
massenhaft Unterschriften zu sammeln, aber die 20.000 
Gespräche, die dazu gehören, damit solche Unterschrif- 
ten zustande kommen, zeigen viel Energie für einen Poli- 
tik- und Machtwechsel. Obwohl wir in den Medien zur 
Zeit nicht so stark vertreten sind, erhalten wir nach wie 
vor jeden Tag 40 bis 50 Briefe, in denen man uns bittet, 
Unterschriftenlisten und Material an die Menschen quer 
Beet in der Republik zu senden. 

Im Rahmen der 220 regionalen Aktionsgruppen ist 
erfreulicherweise festzustellen, daß es schon jetzt ein 
Klima gibt, in  dem weit mehr beredet wird, als die Fra- 
ge, welche Partei gegebenenfalls mit  welcher Partei eine 
Koalition eingehen könnte. Die rein rechnerischen Koali- 
tionsspielchen reichen eben nicht, um automatisch ei- 
nen Machtwechsel herbeizuführen und schon gar nicht, 
wenn diese Rechnungen immer mit  Ausgrenzungen be- 
gleitet werden. Ich finde es z. B. begrüßenswert, daß 
Tom Koenigs in Frankfurt gestern den Vorschlag unter- 

8 breitet hat, daß SPD und Grüne nicht gegeneinander im 
Bundestagswahlkampf u m  die Erststimmen der Direkt- 

I kandidaten buhlen. Damit die Direktmandate nicht an 
1 die CDU gehen, wäre es sinnvoll, den jeweils stärkeren 

Kandidaten ins Rennen zu schicken. Es ist genau das 
Gegenteil von dem, was die CDU in Berlin der SPD vor- 
schlägt, nämlich dort eine Absprache zu den Direktkan- 
didaten dahingehend zu treffen, daß jeweils der PDS- 
Kandidat geschlagen werden kann. Wenn sich die SPD 
in Berlin auf ein solch' grausiges Spiel einläßt, wird das 
für die SPD in  Ostdeutschland verheerende Folgen ha- 
ben. 

Natürlich sehe ich das anders als Gregor kysi. Aus 
meiner Sicht brauchte man die PDS nicht in einer Bundes- 
regierung und natürlich weiß ich, daß der Antikommu- 

nismus in Westdeutschland ein Faktor ist, den die SPD 
bedenken muß. 

Was mir mehr Sorgen macht als die 100.000 Rentner, 
die Mitglied der PDS im Osten sind, sind die dort fehlen- 
den Mitglieder bei den Grünen und bei der SPD, aber 
auch die sehr starken Austritte bei den Gewerkschaften 
und bei den Kirchen. Hier muß man auch den Blick im 
Westen unter Einbeziehung dieser Entwicklung im Osten 
schärfen und damit wirkliche Prioritäten setzen. 

Strategiedebatten um d ie  Regierungsrnehrheit 
Andrea Nahles: Wir dürfen auf keinen Fall in den näch- 
sten anderthalb Jahren nur 
Strategiedebatten und PDS- 
Debatten führen, weil das Ka~italismus Dur trifft auf Ablehnuna 

< 

nämlich dazu führen wird, 
daß wir den Regierungswech- 

und junge Leute nehmen Politiker im- 

sei nicht schaffen. Die Jusos mer mehr als Erfüllungsgehilfen der 
haben sich nie im Abmeiern wahr. 
der PDS einen Namen ge- 
macht, im Gegenteil, wir set- (Andres Nah14 
Zen auch auf Zusammenar- 
beit insbesondere in den Lan- 
deszusammenhängen im Osten, alles andere wäre auch 
schwachsinnig, aber, ich bin nicht naiv: Wenn nämlich 

Wir sind 
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gieren will, und Tolerierung käme für mich überhaupt 
nicht in Frage, weil da drückt man sich vor der Verant- 
wortung. Ich hätte kein Problem, einen Kanzler zu wäh- 
len, der auch von der PDS gestützt wird, aber man muß 
sich klar sein, ein Kanzler wird in geheimer Abstimmung 
gewählt, und ein Kanzler unter Beteiligung der PDS, den 
wird es in einer geheimen Abstimmung nicht geben. Und 
das wird nicht an den Grünen liegen. 

Gregor Gysi: Wenn die SPD in geheimer Wahl lieber 
Kohl als ihren eigenen Kanzlerkandidaten wählt, bloß 
weil der eigene evt. auch Stimmen der PDS benötigen 
würde, dann sagt das 'ne Menge über die SPD und 
ganz wenig über die PDS. Das will ich an dieser Stelle 
festhalten. Ich bin kein Gegner der Tolerierung. Ich fin- 
de, das hat ein spannendes demokratisches Element. 
Die Exekutive ist nämlich das Eine und die Legislative 
das Andere und es rnuß ja nicht immer so sein, daß ein 
Regierungsbeschluß automatisch schon so gut wie ein 
Parlamentsbeschluß ist und man da bloß noch hinge- 
hen muß, um sich die Mehrheit zu holen. Die Chance 
bestünde nämlich im Falle einer Tolerierung, daß man 

steuerpolitischer Entscheidungen. Das müssen wir rück- am Kabinettstisch etwas beschließen kann und dann 
gängig machen, und das müssen wir auch sagen. muß man sich Gedanken machen. wie man sich die 

Gregor Gysi: Wir brauchen eine andere Reichtums- Mehrheiten im Parlament holt. Und das ist dann die 
verteilung. Man kann nicht im Ernst Armut bekämpfen Stunde des Parlaments, dann finden dort andere Dis- 
wollen, wenn man nicht bereit ist, Reichtum zu begren- kussionen statt und entweder bekommen Sie die Mehr- 
Zen. Im letzten Jahr ist das Geldvermögen in Deutschland heit von der CDU/CSU oder von der PDS oder gar nicht. 
um 10% gewachsen, bei der obersten Schicht der Bevöl- Und das fände ich durchaus spannend, das würde uns 
kerung sind schon wieder mehr als 300 Milliarden DM durchaus in spezifische Verantwortung nehmen. Denn 
dazugekommen. Die sind alle frei geworden durch Steu- wir müßten ja auch rechtfertigen, wieso wir so z.B. ei- 
erpolitik und es entstehen dadurch gar keine Arbeitsplät- nen Gesetzentwurf haben scheitern lassen. 
ze, wie man versprochen hat. Das Geld wird spekulativ Ein Regierungswechsel ohne Politikwechsel käme si- 
eingesetzt, aber wir haben so gut wie keine Spekulati- cherlich für uns und für alle, die hier oben sitzen nicht in 
onssteuern. Man fürchtet immer Kapitaltransfer, aber Frage, also brauche ich darüber jetzt hier nicht zu disku- 
man ist nicht bereit, über die Einführung einer Kapital- tieren. Mir ist auch klar, wie problematisch die Situation 
transfersteuer nachzudenken. ist, aber das hat auch wieder was damit zu tun, nimmt 

man nun z.B. 20% der Wählerinnen und Wähler im 
Kandidatennase und Kanzlerwahl Osten ernst oder sagt man, das interessiert uns einfach 
Gesa Rünker: Andrea Nahles, beim Bundeskongreß der nicht, die haben schlicht und einfach, in welcher Konstel- 
Jusos kam beim Nachdenken über '98 die Devise rüber: lation auch immer, vor der Tür zu bleiben. Das würde nie 
erst Inhalte, dann die Nasen. mit einer Partei passieren, die 20% der Stimmen in den 

Andrea Nahles: Ja. Wir erleben derzeit eine Kampa- alten Bundesländern hätte, selbst wenn sie 0% in den 
gne, in der es anscheinend nur noch darum geht, wer neuen Bundesländern hätte 
denn der bessere Eisverkäufer unter der deutschen Sonne Wir formulieren das alles so vorsichtig wie möglich, 

ist. Ich bin enttäuscht, daß um alle denkbaren Konstellationen offen zu halten. Ich 
mittlerweile auch einige Linke 

Meine Hoffnung in die ErFurter Erklärung anfangen, sich an solchen De- 

besteht darin, daß der Kampf um die batte," zu beteiligen. Wenn 
namlich der Kandidat bei der 

Überwindung der Dominanz des neolibe- s p ~  feststeht, dann sind keine 
ralen Zeitgeistes wieder aufge- Spielräume mehr da für in- 

haltliche programmatische 
nommen wird. Diskussionen. Sobald der 

(Gregor Gysi) Kanzlerkandidat festgezurrt 
ist, steht dann die Partei unter 
der Fuchtel der Kampagne des 

Kanzlerkandidaten und damit geht eine Komplettperso- 
nalisierung einher. Insoweit ist nur jetzt noch die Zeit - 
genau noch bis Dezember, wo wir den großen Parteitag 
haben - um das Regierungsprogramm festzuzurren und 
die programmatische Debatte von der Linken zu bestim- 
men. 

Kerstin Müller: Es gibt sehr gute Chancen im Mo- 
ment für einen Machtwechsel, es gibt gute Chancen, daß 
wir das mit Rot-Grün schaffen. Die PD5 hat ja selber eben 
noch mal gesagt, daß sie ja auch eigentlich nicht mitre- 

lasse mich aber nicht von dem Schreckgespenst große 
Koalition jagen. Ich finde sie nicht gut, ich möchte auch 
nicht, daß sie kommt, aber was an ihr so viel schlimmer 
sein soll, als an der jetzigen Regierung, weiß ich auch 
nicht genau. Dennoch: Eine Stimme für die PDS kann 
nie, eine Stimme für die SPD eventuell bei der CDU lan- 
den. 

Edelgard Bulrnahn: Ich bin der Meinung, daß wir 
sehr gute Chancen haben, eine SPD-Bündnis '901Grüne- 
Mehrheit im deutschen Bundestag zu bekommen. Ich 
kann mir ganz offen gesagt eine große Koalition nicht 
vorstellen und ich glaube auch nicht, daß man damit 
überhaupt Menschen mobilisieren kann, zur Wahl zu ge- 
hen. Wir haben die Chance, zu mobilisieren, Leute aus 
dieser Resignation herauszureißen, und dazu rnuß man 
eine Alternative anbieten. 

Zur PDS: Ich halte jede Diskussion z.Z. über mögliche 
parlamentarische Kooperationen, sei es Tolerierung oder 
Beteiligung an der Regierung, für politisch schädlich. Wir 
brauchen jede Stimme für eine rot-grüne Mehrheit und 
deshalb kämpfe ich auch um jede Stimme, denn jede 
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Zweite Initialzündung Ost 
Auch die Bundesregierung hat endlich erkannt, daß hier 
mehr getan werden muß als über Steuerabschreibungs- 
modelle Geld in die Bauwirtschaft zu pumpen. Die SPD- 
Forderungen - schon seit Jahren erhoben -, nach einer 
Verbesserung der Förderkonditionen für die gewerbli- 
che Wirtschaft, nach einer Konzertierung der Förderin- 
strumente und einer politischen Öffnung hin zu einer 
regionalen Strukturpolitik haben mit dem Bundestags- 
beschluß kurz vor der Sommerpause endlich Gehör ge- 
funden. Doch keiner wird heute schon sagen können, 
ob diese Maßnahmen nicht möglicherweise zu spät 
kommen. Zudem sehen die künftigen Haushaltsplanun- 
gen ein kontinuierliches Abschmelzen der Fördersum- 
men vor, was die optimistischen Erwartungen eher 

das Alltagsbewußtsein eingegraben und wirken eher Iäh- 
mend, orientieren allenfalls auf individuelle Lösungssu- 
che denn auf gemeinschaftliches Engagement und Inter- 
essenvertretung. Dies geht einher mit wieder beunruhi- 
gend wachsender Zustimmung zu autoritären und anti- 
demokratischen Ansichten, vielfach gepaart mit einem 
Gefühl politischer Ohnmacht. Diese Entwicklung muß 
uns einfach aufrütteln, wenn wir nicht wollen, daß mor- 
gen politische Demagogen und Scharlatane die Ernte 
einfahren. 

4. U.a. diese verbreitete Erfahrung von Arbeitslosig- 
keit strukturiert zudem den Wertehorizont neu. Hier sind 
deutliche Verschiebungen zu beobachten. Arbeit, per- 
sönliche und soziale Si- 
cherheit sind in der Hier- Der ostdeutsche Teil der SPD muß als ei- 

dämpfen sollte. Sterben aber die ersten hoffnungsvol- archie ganz nach oben 
len Pflänzchen einer eigenständigen industriellen Ent- gerückt. Erst an zweiter genständige Kraft und Anwältin der 

wicklung der Neuen Bundesländer ab, droht eine Dau- Stelle folgt heute - an- lnteressen der ostdeutschen Bevölkerung 
ersubventionslandschaft, die mit dem Begriff ,,Mezzo- 
giorno" noch harmlos umschrieben wäre. Es hilft also 
nichts: Auch die SPD wird sich - West-Länderinteressen 
hin oder her - in ihrem Wahlprogramm zu einer neuen, 
finanziell abgesicherten ,,Zweiten Initialzündung Ost'' 
durchringen müssen. 

Tut sie dies nicht, wird sie die aufkeimenden Hoffnun- 
gen auf einen politischen Wechsel (im Bund wie in den 
CDU-regierten ostdeutschen Bundesländern) gleich wie- 
der beerdigen können. Weit mehr als im Westen sind die 
Parteibindungen in Ostdeutschland (noch) ausgespro- 
chen locker. Hier ist also viel zu gewinnen wie zu verlie- 
ren. Aus den unterschiedlichen Milieustudien lassen sich 
vorrangig fünf verallgemeinerungsfähige Trends heraus- 
filtern: 

1. Es gibt weiterhin eine deutliche Differenz in der 
Einschätzung der allgemeinen Lage und der persönlichen 
materiellen Situation. Allerdings hat die Verunsicherung 
deutlich zugenommen, und zwar weil die Menschen die 
gesellschaftliche Situation als äußerst labil erleben. Der 
versprochene Aufschwung greift nicht, zugleich spüren 
sie, daß es sich bei diesem gewachsenen persönlichen 
materiellen Wohlstand um einen ,,geborgten Auf- 
schwung" handeln könnte, der zusammenzubrechen 
droht wie das marode DDR-System. Obwohl 56% ange- 
ben, daß es ihnen besser geht als vor der Wende, sehen 
66% genau diese Lage bedroht, fürchten, daß ihre Le- 
bensgestaltung in Zukunft schwieriger und problembela- 
dener wird. Während 1990 noch die allgemeine Stim- 
mung besser war als die persönliche Lage, ist die Stim- 
mung heute genau umgekehrt. 

2. Als schwer erträglich erleben die Ostdeutschen 
weiterhin die überall anzutreffende Westdominanz. Mit 

I wachsendem Mißmut reagieren sie darauf, daß sie in 
der Führungselite der Bundesrepublik insgesamt, am 
sichtbarsten aber im eigenen Landesteil deutlich unter- 
repräsentiert sind. Das gilt vor allem für die Sektoren Ju- 
stiz, Verwaltung, Militär und Wirtschaft. Entsprechend 
fühlen sich heute auch nur 8% voll und ganz als Bürger 
der Bundesrepublik, gerade mal 4% wünschen sich je- 
doch die DDR zurück und 87% antworten mit weder - 
noch. Bei den 4% ist der Anteil der Arbeitslosen beson- 
ders hoch. 

3. Zwei Drittel der Ostdeutschen haben in den sie- 
ben Jahren seit der Wende entweder selbst (das sind 
35%) oder vermittelt über ein Familienmitglied (noch- 
mals 30%) persönliche Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit 
machen müssen. Diese Erfahrungen haben sich tief in 

ders noch als kurz nach 
der Wende - der Bereich 

erkennbar sein, der zur Not auch gegen 

von Partnerschaft, Kin- westdeutsche lnteressen innerhalb oder 
dernl Freunden und Ge- außerhalb der eigenen Partei Stellung be- 
sundheit. Stärker als im 
Wendezeitraum sind zieht. 
auch die Lebensbedin- 
gungen wie Entlohnen, Wohnen, Umwelt und Freizeit, 
also auch Konsum und Reisen in den Hintergund gerückt. 
Wir sollten dies sorgsam im Auge haben, wenn es um die 
Formulierung unserer Hauptbotschaften im Wahlkampf 
geht. 

5. Besonders dramatisch stellt sich schließlich die 
Bewußtseinslage bei den Jugendlichen dar. Die Sozialwis- 
senschaftler konnten noch 1990191 eine starke Zunahme 
des Politikinteresses beobachten, eine hohe Sensibilisie- 
rung gerade der ostdeutschen Jugendlichen für politi- 
sche Themen. Trotz eines überwiegenden Gefühls einer 
materiellen Lebensverbesserung äußern heute zwei Drit- 
tel der Befragten, daß sich ihre politischen Gestaltungs- 
möglichkeiten seit der Wende nicht verbessert hätten. 
Für 83% ist parteipolitisches Engagement völlig unwich- 
tig, gerade mal 3% erklären die Mitarbeit in Parteien und 
politischen Bewegungen für wichtig. Auch wenn die For- 
scher uns sagen, daß der eigentliche Wertwandel bei ost- 
deutschen Jugendlichen und jungen Erwachsenen be- 
reits Anfang der achtziger Jahre in der DDR stattfand, zei- 
gen uns diese Befunde, daß die Jugendlichen allenfalls 
materiell, aber noch keinesfalls ideell, wertebezogen in 
der - sei es auch noch so unvollkommenen - Realität der 
bundesrepublikanischen Demokratie angekommen sind. 
Wo aber bleibt die Demokratie, wenn sie ihre Zukunft 
nicht gewinnt? 

Die SPD wird in Ostdeutschland auf diese ökonomisch 
wie mental labile Situation mit einem Politikkonzept ant- 
worten müssen, das den Menschen erneut Zuversicht in 
ihre Zukunft vermittelt. Sie müssen begreifbar erfahren 
können, daß nur mit der SPD der wirtschaftliche Absturz 
verhindert und der Aufbau eigenständiger, regionaler In- 
dustriestandorte bewerkstelligt werden kann. Die SPD 
muß erkennbar werden lassen, daß es ihr ostdeutscher 
Teil ist, der als eigenständige Kraft in der gesamtdeut- 
schen SPD Anwältin der lnteressen der ostdeutschen Be- 
völkerung ist, der zur Not auch gegen westdeutsche In- 
teressen innerhalb oder außerhalb der eigenen Partei 
Stellung bezieht. Dies wird ohne einen erkennbaren, kon- 
turierten, eigenständigen ostdeutschen Wahlkampfbei- 
trag nicht zu machen sein. rpw 
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Neoli beralismus: 
politische und theo- 
retische Grundlagen 
von Herbert Schui* 

S eit den 30er Jahren sind sich die Keynesianer, zu 
mindest aber die von M. Kalecki und J. Robinson 
vertretene Richtung, darin einig, daß der entwickelte 

Kapitalismus zur Investitionsschwäche neigt und daß folg- 
lich ein Mangel an effektiver Nachfrage zu langanhaltenden 
Depressionen führen kann, soweit nicht Parlamente und 
Gewerkschaften die Einkommensverteilung anders regeln, 
als sich dies durch Markt und Wettbewerb ergeben würde. 
Zur Debatte steht damit die folgende makroökonomische 
Frage: Wenn die Technisierung (oder allgemein die Produk- 
tivkraftentwicklung) zu einer immer höheren Arbeitspro- 
duktivität führt, der Wettbewerb aber die Löhne, die Sozial- 
abgaben und die Gewinnsteuern der Unternehmen niedrig 
hält (der Wettbewerb minimiert die Kosten), dann ist zu fri- 
gen, ob bei konkurrenzbedingt minimiertem Massenkon- 
sum die Ausgaben der Unternehmer für Investitionsqüter so 
sehr ansteigen, daß die gesamtwirtschaftliche ~ a c h f r a ~ e  
Vollbeschäftigung sicherstellen kann. Tatsächlich ist dies 
nicht der Fall. Dies zeigt die Erfahrung in den 30er Jahren 
und seit Mitte der 70er Jahre. 

Nachfrageschwäche und neoliberale Wirtschaftspo- 
litik 
Wie wenig wahrscheinlich die Kompensation einer Schwä- 
che der Konsumgüternachfrage durch Stärke der Investiti- 
onsgüternachfrage ist, Iäßt sich mit der folgenden Überle- 
gung illustrieren: Unterstellt, es herrscht Vollbeschäfti- 
gung, die Arbeitsproduktivität steigt in einem Jahr um drei 

Prozent. Dieselbe Anzahl von 

Der Neoliberalismus richtet,sich entschie- Beschäftigten ist nun in der 
Lage, statt 100 jetzt 103 Pro- 

den gegen das wohlfahrtsstaatliche duktionseinheiten herzustel- 

Projekt des Keynesianismus als Fortset- len. Bleibt der M~Ssenkonsum 
unverändert bei - unterstellt - 

zung der Aufklärung, gegen rationale 70 (der Konsum aus Gewinn 
und kollektive Gestaltung der sozialen wird zur Vereinfachung ver- 

nachlässigt), so hat die Nach- 
Umwelt. frage nach Investitionsgütern 

von Steigerung der Arbeitspro- 
duktivität 30 betragen; sie rnuß nun, soll der Vollbeschäfti- 
gungsoutput von 103 Einheiten abgesetzt werden, auf 33 
ansteigen.. Die lnvestitionsquote rnuß hierbei ständig an- 
steigen, soll Vollbeschäftigung erhalten bleiben. Das Volu- 
men der lnvestitionen rnuß demnach exakt um denjenigen 
Betrag (drei Einheiten Produktion) steigen, um den die 
Produktion wegen der gestiegenen Produktivität angestie- 
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gen ist. Die unternehmerischen lnvestitionsenscheidunaen 
4 

-sie sind abhängig von der erwarteten Rentabilität - müs- 
sen folglich der Höhe nach gleich sein der Zunahme der 
Prduktivität als Ergebnis vorangegangener Investitionsent- 
Scheidungen mit Modernisierungs- (Produktivitäts-) effek- 
ten. Dies kann eintreten. Es gibt aber keinen systemati- 
schen Grund, daß dies mit hinreichender ~ahrsiheinl ich- 
keit der Fall ist. 

Da dieses lnvestitionsverhalten von der Unternehmer- 
schaft nicht erwartet werden kann, wird die Kombination 
aus steigender Arbeitsproduktivität und konstantem Mas- 
senkonsum zu Arbeitslosigkeit führen. Die moderne neoli- 
berale Wirtschaftspolitik versucht, das Problem folgender- 
maßen anzugehen: 

lnvestitionsforderung durch ~ ö r d e r u n ~  des techni- 
schen Fortschritts und Deregulierung, 

Steigerung der Konsumausgaben aus höheren Ein- 
kommen, vor allem aus Gewinneinkommen (diese Ausga- 
ben können an die Stelle der unterbliebenen Investitions- 
ausgaben treten); gedacht ist besonders an persönliche 
Dienstleistungen zu niedrigen Löhnen, 

Außenhandelsüberschüsse durch Überlegenheit in der 
internationalen Konkurrenz (niedrige Kosten, hochwertige 
Produkte durch Forcierung der technischen Entwicklung). 

Sicherlich können Außenhandelsüberschüse für einige 
Länder eine Lösung sein. Die Aufgaben des Staates erstrek- 
ken sich dann auf Deregulierung und Förderpolitik für In- 
vestitionen. Die Deregulierung betrifft besonders den Ar- 
beitsmarkt, da ja bei niedrigen Löhnen erwartet wird, daß 
ein Großteil der Arbeitslosigkeit durch extrem verbilligte 
persönliche Dienstleistungen beseitigt wird. Des weiteren 
muß sich die konkrete Politik des Staates darauf konzen- 
trieren, daß der niedrige Lohn und Lebensstandard und 
die verbleibende Arbeitslosigkeit allgemein akzeptiert 
wird. (Mittel hierzu sind restriktive Kriterien zur statisti- 
schen Erfassung der Arbeitslosigkeit - gegebenenfalls 
auch Fälschungen -, ldeologiepflege wie Leistungsgesell- 
schaft, sportlicher Standortwettbewerb, des weiteren die 
Betonung außerökonomischer ,,Werteu wie Familie, Hei- 
mat, europäische Zivilisation usw.) 

Die keynesianische Gegenposition 
Die keynesianische Gegenposition besteht darin, bei ver- 
gleichsweise niedrigem Bedarf am Realkapital den Kon- 
sum, besonders den kollektiven wohlfahrtsstaatlichen 
Konsum zu stärken. Grundlage ist die folgende ökonomi- 
sche Idee: Wenn - um auf das eingangs genannte Beispiel 
zurückzukommen - die Produktivität um drei Prozent 
steigt, die Nachfrage und Produktion also von 100 auf 103 
Produktionseinheiten steigen müßte, um den Beschäfti- 
gungsstand zu halten, wenn aber die lnvestitionen nicht 
auf 33 ansteigen, so ist der Konsum von 70 auf 73 Einhei- 
ten zu steigern. (Sicherlich sieht auch der Keynesianismus 
vor, die lnvestitionen - gegebenenfalls - durch niedrigere 
Zinsen zu steigern. Dies einleuchtenderweise zu Lasten des 
Ei,nkommens der Geldvermögensbesitzer.) Dieser Konsum 
schmälert übrigends nicht den Gewinn. Bezahlt wird er 
vielmehr aus dem Output. Denn würde bei konstanten In- 
vestitionen der Konsum nicht erhöht, so bleibt der Output 
bei 100 Einheiten konstant, die Lohnkosten (=Konsum) 
betragen 70, der Gewinn als Residuum 30. Beträgt der 
Konsum dagegen 73, so beläuft sich der Output auf 103 - 
der Gewinn aber beträgt unverändert 30 Einheiten. 

* Dr. Herbert Schui, Professor für Volkswirtschaft an der Hochschule für Wirtschaft und Politik in Es ist klar, daß der Staat hier andere Aufgaben als im 

Hamburg. Aktuelles Buch zum Thema: Herbert Schui u.a.: Wollt Ihr den totalen Markt? Der neoliberalen Kontext wahrnimmt. Es muß sich hier um eine 
Neoliberalismus und die extreme Rechte, München 1997, 336 Seiten, DiZA 16,90. partizipative Massendemokratie handeln, in der die ,,Mas- 
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sches Projekt. Das könnte ein Projekt der Linken in der jet- 
zigen Situation sein. 

Kerstin Müller: Ich kann mit der Frage nachfrageori- 
entierter Politik nichts anfangen! Ich finde diese Debatte 
zunächst ideologisch und glaube, daß es uns überhaupt 
nichts bringt, wenn wir jetzt sagen „wir wollen eine 
nachfrageorientierte Politik oder eine angebotsorientier- 
te Politik". Ich glaube, daß man beides machen muß. 
Wenn Du z.B. einen öffentlich geförderten Arbeitsmarkt 
haben willst, dann mußt Du lnvestitionsprogramme fah- 
ren. Das kannst Du heute nur noch über Schulden, aber 

i 
dann möchte ich bitte hier auch diskutieren, was das für 
die nachfolgenden Generationen bedeutet, w e n n  man 
Schulden aufnimmt für unsere Generation. Und wer 

9 
denn dabei die Gewinne macht, nämlich die Banken, und 
wer dann die Zinsen abzahlen muß. Wollen wir wirklich 
unter Rot-Grün die Nettoneuverschuldung noch weiter 
erhöhen? Ich möchte umgekehrt aber auch im Sinne ei- 
ner angebotsorientierten Politik mit kleinen und mittel- 
ständischen Unternehmen, wo nämlich der größte Teil 
der Arbeitsplätze ist und geschaffen werden kann, dar- 
über reden, wie man sie unterstützen kann. Was für Pro- 
gramme (Risikokapitalerweiterung auch für ökologischen 
Umbau 2.B.) dazu führen könnten, daß sie sozusagen 
vorangehen, daß sie nicht Pleiten ohne Ende zu verzeich- 
nen haben wie im Osten. 

Bodo Ramelow: Ich merke, daß ich mich in diesem 
Podium sehr unwohl fühle. Unwohl deshalb, weil hier 
wortreich und sehr klug erläutert wird, wie man über das 
bessere Programm oder die besseren Programme glaubt, 
den Regierungswechsel erreichen zu können. Diese Pro- 
gramme, die hier erläutert werden, mögen theoretisch 
klug durchdacht sein, aber knüpfen nicht an den Köpfen 
und Herzen der Menschen an, mit denen ich tagtäglich 
im Osten bzw. in Erfurt zu tun habe. 

Ich würde es gut finden, wenn die Lebenswelten bei- 
der Seiten dieses formal vereinten Deutschlands mehr 
Eingang in die Betrachtungen finden würden. Das, was 
hier gerade geschieht, ist die reine Westdebatte, die ich 
damit nicht entwerten will, aber mit der Iäßt sich im 
Osten keine Wahl gewinnen und keine größere Bevölke- 
rungsgruppe mobilisieren bzw. motivieren, um für einen 
Politikwechsel zu kämpfen. 

Interessant ist, daß ich bei Veranstaltungen der Erfur- 
ter Erklärung in der Regel volle Säle habe und viele Men- 
schen fragen, wie es nun weitergehen würde. Wenn also 
die Wahlarithmetik bei der Betrachtung der Schnittmen- 
gen zwischen den Programmen der Bündnis 901Grüne 
und der SPD so aussieht, daß man ein rot-grünes Bündnis 
zum Regierungswechsel in Bonn braucht, sich aber von 
vornherein gegen die PDS abgrenzen muß, damit die 

G Wählergunst bis in die Mitte hinein im Westen nicht ge- 
fährdet wird, dann gefährdet man zumindest für diesel- 
ben Parteien die Wählerpotentiale im Osten. Die Antwort 
auf eine Rote-Socken-Kampagne der CDU bzw. gegen 
das Schüren von Volksfrontängsten rnuß eine Blockflö- 
tenkampagne und eben eine Braune-Socken-Kampagne 
sein. 

Schon jetzt könnten in Thüringen und in Mecklen- 
burg-Vorpommern die Regierungen neu gebildet und die 
CDU als Wahlverlierer endlich aus der Regierungsverant- 
wortung gejagt werden. Die politischen Verhältnisse von 
Sachsen-Anhalt sind ein Anfang, u m  auch parteipolitisch 
und in Landtagen tatsächlich Regierungsgewalt zu über- 
nehmen. Dies reicht aber alles nicht, wenn es dazu be- 
gleitend keine breite Bürgerbewegung und Bürgerbeteili- 

gung gibt. Deshalb ist unser Credo, daß wir alles tun 
müssen, um in der Bevölkerung das Heraustreten aus der 
Zuschauerdemokratie einzufordern, anzuregen, anzulei- 
ten und zu erzwingen, damit nicht nur ein Regierungs- 
wechsel, sondern auch ein Machtwechsel stattfinden 
kann. 

Edelgard Bulmahn: Wenn die Leute sagen ,,Kohl 
muß weg", dann sagen sie das aus ganz konkreten Grün- 
den, weil sie ganz konkret erleben, daß für die alltägli- 
chen Ausgaben, sei es für die Schule, sei es für das 
Schwimmbad, sei es für den Sportverein, sei es für das 
Jugendzentrum kein Geld mehr da ist. An dem Punkt 
muß man konkret werden. Natürlich bin ich für eine key- 
nesianische Nachfragepolitik. Ich bin als Politikerin aber 
dafür verantwortlich ist, konkret zu beschreiben, was wir 
eigentlich anders machen wollen. Wenn uns das nicht 
gelingt, dann stellen wir keine Alternative dar. ,,Kohl rnuß 
weg" ist eine Grundhaltung, die hat sich inzwischen bei 
vielen Leuten verankert. Wir müssen darauf aufbauen 
und sie zu einer aktiven Entscheidung -sich gegen Kohl 
zu wehren und uns zu wählen - machen. 

Kerstin, ich bin nicht der Meinung, daß eine Neuver- 
schuldung politisch nicht akzeptabel wäre, vielmehr wäre 
eine Neuverschuldung z.Z. politisch durchaus geboten. 
Entscheidend ist, daß diese 
Mittel investiv für aktive Be- 
schäftigungspolitik, Stärkung Man rnuß sich klar sein, ein Kanzler wird 
öffentlicher lnvestitionen und in geheimer Abstimmung gewählt, und 
Bildung und Forschung einge- 
setzt werden. welch hohem ein Kanzler unter Beteiligung der PDS, 
Maße sich Beschäftigungspoli- den wird es in einer Abstim- 
tik wie auch Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung refi- mung nicht geben. 
nanzieren, darüber wird leider (Kerstin Müller) 
nicht geredet. Und worüber 
auch nicht geredet wird, ist, 
daß die derzeitige Schuldensituation zu einem nicht gerin- 
gen Teil das Ergebnis konkreter steuerpolitischer Entschei- 
dungen ist. Seitdem ich im deutschen Bundestag bin, hat 
es vier sogenannte steuerpolitische Reformen gegeben, 
alle mit einer massiven Entlastung der hohen Einkommen, 
alle mit einer Belastung der niedrigen Einkommen und 
Steuereinbußen für die öffentliche Hand verbunden. Das 
ist nicht vom Himmel gefallen und das ist auch nicht Er- 
gebnis der deutschen Einheit, das ist Ergebnis konkreter 
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war es so, daß wir hier durchaus Zeiten hatten, wo z.6. 
die Schriftsteller Grass, Böll U. a. den Zeitgeist mit domi- 
niert haben, ohne daß sie etwa über ökonomische und 
politische Macht verfügten. Was hier aber in den letzten 
Jahren, schon vor '90, aber insbesondere seit '90 ge- 
schah, ist, daß der neoliberale Zeitgeist fast vollständig 

dominiert. Die Folge davon: es 
ist schon eine Katastrophe, 

Die PDS kann als selbsterklärte Nachfol- wenn die Sozialhilfe gekürzt 
wird, aber es ist eine noch gepartei der SED nicht in Anspruch neh- 
qrößere Katastrophe, wenn 

men, nur mit dem Blick in ihre heutige die ~ozialhilfeem~fän~erin 

Programmatik beurteilt zu werden. das auch noch akzeptiert, weil 
sie denkt, daß es nicht anders 

(Edelgard Bulmahn) geht. Dann haben Alternati- 
ven keine Chance und meine 
Hoffnung in die Erfurter Erklä- 

rung (nachdem sich linke und liberale Intellektuelle seit 
1990 beleidigt zurückgezogen haben, weil die Geschich- 
te anders verlaufen ist, als sie es vorhergesagt haben) be- 
steht darin, daß der Kampf um einen neuen Zeitgeist, um 
die Überwindung der Dominanz des neoliberalen Zeitgei- 
stes wieder aufgenommen wird. Das müssen wir leisten, 
sonst werden wir auch zu Veränderungen in der Politik 
letztlich nicht kommen. 

Gesa Rünker: Frau Nahles, die Shell-Jugend-Studie 
weist auf, daß der jugendliche Zeitgeist nahelegt, eher 
für CDU oder Grüne zu votieren. Gibt es trotzdem noch 
so etwas wie eine rot-grüne Basis unter Jugendlichen? 

Andrea Nahles: Die Shell-Studie ist im wesentlichen 
recht ermutigend. Die Jusos sind die ganze Zeit dafür 
geprügelt worden, auch in der Partei, wir würden den 
Zeitgeist nicht mehr treffen, weil wir uns dummerweise 
mit Lehrstellenmangel, Ausbildungsumlage und Ar- 
beitslosigkeit beschäftigen. Jetzt hat die Shell-Studie 
auf den Tisch gepackt, daß bereits für 12-jährige erste 
Sorge ist, daß sie einen Job kriegen und daß das ganz 
vorne in der Skala steht und insoweit befinden wir uns 
in dieser Hinsicht geradezu in der Mitte des Zeitgeist- 
Stromes und können uns bestätigt auf die politische 
Umsetzung unserer Vorstellungen orientieren. Was da 
sonst noch drinsteht, was die Zahlen angeht, Grüne 
21% Zustimmung, SPD 19%. CDU 15% , ist eine eher 
erstaunlich positive Richtung, d.h. wir haben das Ter- 
rain noch nicht verloren. Andererseits nenne ich auch 
mal zwei Punkte, die da kritisch sind und die mich auch 
auf die allgemeine Politik führen. Was die jungen Leute 
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anstinkt, ist Sachzwangspolitik und neoliberale Globali- 
sierungsfalle. Das erleben sie als beängstigend vor allem 
als ein klares Signal, politisches Engagement ist im Prin- 
zip letztlich sinnlos. Politik ist eigentlich nicht mehr der 
Raum, wo gestaltet werden kann. 

Gleichzeitig gilt: Kapitalismus pur, so wie ihn sich 
Westerwelle hier vorstellt, trifft auf Ablehnung, und was 
auch interessant ist, junge Leute nehmen Politiker immer 
mehr als Erfüllungsgehilfen der Industrie wahr. Hier ist 
mittlerweile nicht nur die Krise bei den jungen Leuten an- 
gekommen, sondern auch die Analyse der Krise. Wir ha- 
ben eine Mehrheit gegen Kohl, aber wir haben die noch 
nicht politisch umgesetzt. Wir haben aber Anknüpfungs- 
punkte bei den jungen Leuten. 

Ein letztes, was ich sagen will: Wenn wir es jetzt nicht 
schaffen, den Leuten klarzumachen, daß ein Regierungs- 
wechsel auch für sie eine Veränderung bringt, dann fra- 
ge ich mich, was wird das dann auslösen, wenn die Sozis, 
die Linken, die Grünen, wenn wir es nicht schaffen, das 
Gegenprojekt zum vorherrschenden Neoliberalismus zu 
formulieren und daraus dann eine Politik abzuleiten, die 
sich konkret 2.B. dranmacht, Vollbeschäftigung zu errei- 
chen. Dann wird die Enttäuschung so groß, daß wir uns 
tatsächlich eine ganz neue Dimension von Problemen 
aufhalsen, und deswegen brauchen wir mehr Radikalität 
und deswegen brauchen wir wirklich einen Politikwech- 
sel und nicht nur einen Regierungswechsel. 

Nachfragepolitik und Neuverschuldung 
Publikum: Ich bin Alex, Juso aus Köln, meine Frage ist, 
warum schämen sich eigentlich alle da vorne, so etwas 
wie keynesianisch inspirierte Nachfragepolitik mal wieder 
in den Mund zu nehmen, wozu natürlich auch eine Um- 

'verteilung gesellschaftlichen Reichtums nötig ist? 
Publikum: Mein Name ist Kurt Neumann, ich war von 

1966 - 1996 Mitglied der SPD, bin noch im Bundestag 
und sehe deswegen das Ganze mittlerweile mit einer ge- 
wissen Distanz. Ich sehe nicht nur das Problem der rech- 
ten alten Sozialdemokraten, ich sehe auch das Problem 
der rechten jungen Grünen. Das wird ein Problem sein 
bei einem Projekt Rot-Grün. Ich denke, daß die politische 
Diskussion in der Perspektive ausgehen muß von dem, 
was sich in Europa abspielt. Wir sind in der Situation ver- 
gleichbar mit 1981 in Frankreich, als das französische 
Linksbündnis eine bewußt keynesianische Politik ge- 
macht hat, zurecht, aber gescheitert ist, weil die deut- 
sche Industrie das zu einer Exportoffensive nach Frank- 
reich qenutzt hat. Das bedeutet in der jetzigen Phase: ein - . - 

Projekt Arbeitsplätze schaffen, Massenarbeitslosigkeit 
bekämpfen in Deutschland kann nur ein europäisches 
Projekt sein. Wir sind in einer ganz witzigen Situation, 
daß wir Diskussionen hatten über die Verschiebung des 
Euro aus zwei Richtungen, auch in der Sozialdemokratie. 
Die einen, die sagten, die Stabilitätskriterien sind noch 
nicht erreicht, eine verheerende Position, weil das bedeu- 
tet, man muß warten, um noch weitere Sparhaushalte zu 
machen. Auf der anderen Seite diejenigen, die sagten, 
Europa ist noch nicht weit genug, um die Währung zu 
ertragen. Die sind jetzt alle gemeinsam in der Situation 
zu sagen, bis die Währungsunion 1999 kommt, müssen 
wir eine Wirtschaftsregierung haben, müssen wir eine 
Reform der Institutionen, eine Demokratisierung der In- 
stitutionen haben. Deswegen denke ich: Arbeitsplätze 
schaffen einerseits durch Arbeitszeitverkürzung, aber 
auch durch Stärkung des Binnenmarktes, durch Stärkung 
der Massenkaufkraft und dies eingebettet in ein europäi- 

se" ihrem Interesse an kollektivem Konsum zur Geltung ver- 
hilft. Damit wird die Verwendung der Produktion (wieviel 
kollektiver, wieviel individueller Konsum, für welche Klassen 
und Schichten usw.) wesentlich politisch bestimmt. Da aber 
die Verwendung der Produktion von der Form des Einkom- 
mens abhängt (Lohn und Staatseinnahmen stärken den 
Konsum) betreibt der Staat Einkommenspolitik. Seine Tätig- 
keit und damit sein Anteil am Bruttoinlandsprodukt (Staats- 
quote) nimmt in dem Ausmaß zu, in dem die Arbeitspro- 
duktivität steigt, der so erzeugte zusätzliche Überschuß 
über den Lohn.hinaus aber nicht mehr für die Bildung von 
Realkapital verwendet werden kann. Der Sozialstaat muß 
sich demnach mit der Produktivkraft entwickeln, soll diese 
wohlfahrtsvermehrend gelenkt werden. 

Damit ist die Frage, nach der Verteilung von Macht in 
der Gesellschaft gestellt. Keynes' Entwurf schränkt die Au- 
tonomie der Unternehmer beträchtlich ein. Seiner Vorstel- 
lung nach verstetigt eine ziemlich umfassende ,,Sozialisie- 
rung der Investitionen" die lnvestitionsausgaben. (In die- 
selbe Richtung wirkt ein niedriger Zins). Folglich ist es 
,,nicht der Besitz der Erzeugungsgüter, deren Aneignung 
wichtig für den Staat ist. Wenn der Staat die der Vermeh- 
rung dieser Güter gewidmete Gesamtmenge der Hilfsmit- 
tel und die grundlegende Rate der Belohnung an ihre Be- 
sitzer bestimmen kann, wird er alles erfüllt haben, was 
notwendig ist". Wenn also die lnvestitionsausgaben durch 
Politik möglichst schwankungsfrei auf einem hinreichen- 
den Niveau gehalten werden und die Sparpläne durch Ein- 
kommenspolitik- der Staat bestimmt „die Rate der Beloh- 
nung" für die Eigentümer des Realkapitals - diesen Investi- 
tionsplänen angepaßt sind, dann sind die Reproduktions- 
probleme des entwickelten Kapitalismus bereinigt. Sind sie 
es wirklich? Da ist mit der Frage des Ausweichens vor der 
staatlichen Gewinnfestsetzung durch Direktinvestitionen 
im Ausland umzugehen; es kann sein, daß die Unterneh- 
mer ihre Mitwirkung bei der lnvestitionsplanung verwei- 
gern, in diesem Fall sind gegebenenfalls ganze Industrie- 
zweige zu nationalisieren; es wird einen ständigen Kampf 
um die politische Festlegung der Gewinne geben. Die Ka- 
pitalisten werden anhaltend auf der Lauer liegen, ihre Pro- 
paganda verstärken, um von diesen Regulierungen frei zu 
kommen. Hinzu kommt das Interesse der Rentiers, für die 
Keynes durch niedrige Zinsen den ,,sanften Tod" vorgese 
hen hatte. Was werden also die Geldvermögensbesitzer 
tun, um ihrer heimlichen Ausrottung entgegenzuwirken, 
was werden die Unternehmer tun? 

Neoliberalismus als Antikeynesianismus 
So kann es kommen, daß die Aufrechterhaltung des Wohl- 
fahrtsstaates mehr verlangt als nur eine Neuverteilung der 
Eigentumsrechte an der Stromgröße Output: Das Eigen- 
tum an der Bestandsgröße Realkapital kann nun ebenfalls 
zur Debatte stehen. Will man aber all diese politischen Im- 
plikationen durchhalten, dann geht dies nur mit einer De- 
mokratie, die die oben beschriebenen Eigenschaften hat. 
Dieser politische Prozeß insgesamt, von der Verwirkli- 
chung des keynesianischen Entwurfes bis hin zu dessen 
Implikationen, bedeutet nichts anderes als, so der neolibe- 
rale Klassiker Hayek, den Versuch, ,,die Kräfte der Gesell- 
schaft in derselben Weise zu beherrschen, wie das bei der 
Beherrschung der Kräfte der Natur gelungen ist. Dieser 
Weg führt nicht nur zum Totalitarismus, sondern auch zur 
Vernichtung unserer Kultur und mit Sicherheit zur Verhin- 
derung des Fortschritts in der Zukunft'". 

Der Neoliberalismus richtet sich also entschieden gegen 
das wohlfahrtsstaatliche Projekt des Keynesianismus als 

Fortsetzung der Aufklärung, bei dem die Vernunft den An- 
spruch darauf erhebt, sich die soziale Umwelt rational (d. h. 
wissenschaftlich) anzueignen - nicht nur im Sinne der passi- 
ven Kenntnis, sondern der aktiven, kollektiven Gestaltung. 
Hayek schreibt: ,,Der springende Punkt ist, daß es unendlich 
viel schwerer ist, logisch zu erfassen, warum wir uns Kräf- 
ten, deren Wirkungen wir nicht im einzelnen verfolgen kön- 
nen, unterwerfen müssen, als dies zu tun aus demütiger 
Ehrfurcht, die die Religion oder auch nur die Achtung vor 
den Lehren der Nationalökonomie einflößte". Das ,,System 
funktioniert unter der Bedingung, daß der Einzelne bei sei- 
ner Teilnahme an sozialen Prozessen bereit und willig sein 
rnuß, sich Änderungen anzupassen und Konventionen zu 
unterwerfen, die nicht das Ergebnis vernünftigen Planens 
sind". Er muß die Bereitschaft haben, ,,sich im allgemeinen 
den Ergebnissen sozialer Prozesse zu unterwerfen, die nie- 
mand geplant hat und deren Ursachen vielleicht niemand 
ve&tehtn2. Für Hayek gibt es einen ,,Mißbrauch und Verfall 
der VernunW3 Hierbei handelt es sich um eine ,,rationalisti- 
sche und konstruktivistische Sicht, die eine bewußte Kon- 
struktion der Gesellschaft auf der Grundlage der Vernunft 
f~ rder t " .~  

Auf dieser Grundlage konzentrieren sich die Aussagen 
des Neoliberalismus auf die folgenden Punkte: 

Aus Gründen der Freiheit darf dem Kapitalismus kein 
Ziel wie soziale Gerechtigkeit oder Maximierung der Wohl- 
fahrt von Außen vorgegeben werden. 

Die Menschen sind uninformiert und werden es bleiben. 
Die üblichen demokratischen Institutionen werden 

mißbraucht oder ein Mehrheitswille ist nicht durch Wah- 
len feststellbar. 

Markt und Wettbewerb als vorrangige Organisati- 
onsformen 
Die Vorzüge des Marktes als Institution und des Wettbe- 
werbs als Organisationsform sieht der Neoliberalismus 
nicht darin, daß sie eine unerläßliche Voraussetzung für 
die Maximierung der Produktion wären. Dies sind die Ar- 
gumente der Klassik und auch der Neoklassik - wenn- 
gleich diese (eher statisch) die Allokationseffizienz des 
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Marktes sehr betont. Markt und Wettbewerb sind, so der 
Neoliberalismus; vielmehr deswegen überlegen, weil sie in 
den Köpfen und Praktiken von lndividuen ,,eingeschlosse- 
ne" Wissensfragmente entdecken und vergesellschaften. 
Der Wettbewerb, so Hayek, muß verstanden werden als 
ein ,,Entdeckensprozeß" individuellen Wissens, nicht als 
ein Garant für Massenwohlfahrt. Der Markt vermittelt In- 
formation nicht nur in Form der Preisbildung, sondern 
durch den Wettbewerb werden überlegene Verfahren und 
Verhaltensweisen ausgesiebt. Überlegen ist hierbei, was 
zu persönlichem Erfolg und Wohlstand verhilft, zumindest 
aber das Überleben sicherstellt. Überlegenheit wird in die- 
ser Weise als Anreiz und Vorbild erfahrbar und fordert so 
zur Nachahmung auf. 

Dieser Gedanke beruht auf zwei wichtigen Annahmen: 
Erstens ist gesellschaftliches Wissen im Gegensatz zu na- 
turwissenschaftlichem zum größten Teil ,,stilles" Wissen, 
d.h. es ist ,,in erster Linie nicht artikuliertes Wissen, son- 
dern ein Wissen, das zwar in Form von Regeln beschreib- 
bar ist, das das Individuum jedoch nicht in Worten aus- 
drücken kann, sondern nur in der Praxis zu befolgen fähig 
istu5. Da dieses Wissen zudem auf zahllose lndividuen ver- 
streut ist, ,,jeder deshalb in Unkenntnis der meisten Tatsa- 
chen ist, auf denen das Funktionieren der Gesellschaft be- 
ruhtn6, ist es unmöglich, gesellschaftliches Zusammenle- 
ben bewußt zu gestalten und planend zu formen. Zwei- 
tens vollzieht sich soziales Lernen in der Hauptsache durch 
unreflektierte Sozialisation: ,, (...) der Mensch", so Hayek, 
,,lernt durch die Enttäuschung von Em~artungen"~, d.h. 
durch Versuch und Irrtum beziehungsweise durch allmäh- 
liche Dressur. Vernunftgelenktes Lernen auf der Grundlage 

. intellektueller Einsicht in die Zusammenhänge und Funkti- 
onsweise der besonders sozialen Umwelt ist, wenn nicht 
völlig ausgeschlossen, so doch nicht konstitutiv für den 
Menschen als soziales Tier. Damit ist das Menschen- und 
Gesellschaftsbild des Neoliberalismus bereits auf den 
Punkt gebracht: Der Mensch ist verdammt zu ewiger Un- 
kenntnis, Gefangener irn Dickicht allgemeiner Unüber- 
sichtlichkeit. ein blindes Gewohnheitstier, das im Dunkeln 
tappt. (Eine Ausnahme bilden die Verfasser neoliberaler 
Theorien, die wissen, was gut für die Menschen ist.) Er 
kann sich allein individuelle Überlebens- und Bereiche- 

rungspraktiken aneignen, 
mehr lassen die von erfolgrei- 

Im Menschen- und Gesellschaftsbild des chen Personen ausgesandten 

Neoliberalismus ist 

dammt zu ewiger 

der Mensch ver- Signale nicht zu. Ein Weg aus 
dieser nicht selbstverschulde- 

Gefan- ten, sondern natürlich gegebe- 
gener im Dickicht allgemeiner Unüber- nen Unmündigkeit ist nicht be- 

sichtlichkeit. kannt. Der Bestand, die Stabili- 
tät der ,,Großen", der ,,Sponta- 
nen Ordnung", oder ,,Offenen 

~esellschaft", wie Karl Popper sie nennt, beruht auf Unter- 
werfung unter sogenannte kulturelle Verhaltensregeln, die 
den Handlungsspielraum des Einzelnen festlegen: Privatei- 
gentum, Vertragsfreiheit, formale Gleichheit vor dem 
Recht, ~hrlichkeit und Sparsamkeit. 

Spontane Ordnung und sozialer Zwang 
Warum jedoch ist eine solche sklavische Akzeptanz libera- 
ler Grundwerte ohne jede weitere Diskussion erforderlich? 
Die Antwort ist einfach und unromantisch: Anders ist 
Überleben nicht möglich, eben weil der Mensch von Natur 
aus unwissend ist. Dies beweist sich auch daran, daß die 
,,Große Ordnung" (und ihre Regeln) nicht etwa von einer 
besser informierten Elite entdeckt und der Masse aufge- 
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zwungen worden wäre, sondern daß sie selbst das Ergeb- 
nis einer langen kulturellen Evolution und, in diesem Sinn, 
,,spontann ist. Hayek und mit ihm andere neoliberale Au- 
toren verstehen Menscheitsgeschichte als einen allmähli- 
chen Disziplinierungsprozeß, in dessen Verlauf tribalisti- 
sche kollektive Instinkte des Menschen schrittweise unter- 
drückt wurden zugunsten der Entfaltung individueller Ei- 
gentätigkeit im Rahmen immer abstrakterer allgemeiner 
Verhaltensregeln. Was aus neoliberaler Sicht die 'Offene 
Gesellschaft' jedoch über ihre bloße Überleben~fähi~keit 
hinaus als Ausdruck zivilisatorischen Fortschritts empfiehlt, 
ist die individuelle Freiheit, die sie ihren Mitgliedern er- 
möglicht. 

Bei näherem Besehen stellt sich diese Eigenschaft der 
,,Spontanen Ordnung" allerdings als wenig überzeugend 
heraus. Nicht nur muß diese Freiheit durch Unterwerfung 
erkauft werden. Sie ist zudem allein negative Freiheit, d.h. 
sie besteht allein in der Abwesenheit von Zwang. Dieser 
wiederum kann nur bei zwischenmenschlichen Beziehun- 
gen ins Spiel kommen. Zwang besteht nur, soweit seine 
Ausübung persönlich beabsichtigt ist, er kann jedoch nie Ei- 
genschaft eines gesellschaftlichen Systems sein. Was dies 
bedeutet, wird in folgender Bemerkung Hayeks über die 
Lage eines Arbeitsuchenden nur zu deutlich: ,,Auch wenn 
ihn selbst und vielleicht seine Familie die Gefahr des Hun- 
gers bedroht und ihn 'zwingt', eine ihm widerwärtige Be- 
schäftigung für einen sehr geringen Lohn anzunehmen und 
er der 'Gnade' des einzigen Menschen ausgeliefert ist, der 
bereit ist, ihn zu beschäftigen, so ist er doch weder von die- 
sem noch von irgend jemand anderem in unserem Sinn ge- 
zwungen. Solange die Handlung, die seine Schwierigkeiten 
verursacht hat, nicht bezweckte, ihn zu bestimmte Hand- 
lungen oder Unterlassungen zu zwingen, solange die Ab- 
sicht der Handlung, die ihn schädigt, nicht ist, ihn in den 
Dienst der Ziele eines anderen zu stellen, ist ihre Wirkung 
auf seine Freiheit keine andere als die einer Naturkatastro- 
phe - eines Feuers oder einer Überschwemmung, die sein 
Heim zerstört,, oder eines Unfalls, der seine Gesundheit 
~chädigt."~ 

Die "Freiheit zu verhungern" wird ausdrücklich als 
Wert im Sinne negativer Freiheit gutgeheißen. Eine partizi- 
pative Demokratie, gestützt auf informierte und lernberei- 
te Menschen, die selbst ihr Geschick bewußt und planvoll 
als Kollektiv gestalten wollen, um ihre Lebenslage den ent- 
wickelten technischen und ökonomischen Möglichkeiten 
entsprechend zu verbessern, ist vom Neoliberalismus nicht 
vorgesehen. Denn -wie gesagt - ein von außen vorgege- 
benes Ziel mindert die Überlebenswahrscheinlichkeit, be- 
schränkt die Freiheit, kurz, es ist angesichts naturgegebe- 
ner menschlicher Unzulänglichkeit nicht angemessen. 
Folglich werden auch demokratische Institutionen nicht 
halten können, was man sich von ihnen verspricht. WO der 
Staat es sich jedoch zur Aufgabe macht, soziale Gerechtig- 
keit zu verwirklichen, wird er unweigerlich zum Spielball 
von Partikularinteressen. Indem er organisierte kollektive 
lnteressenvertretung auf Massenbasis nicht nur zuläßt, 
sondern aktiv unterstützt (gemeint ist das Zusammenspiel 
von Staat und Gewerkschaften), wird der Staat in einem 
System, das auf der Grundlage von Mehrheitsverfahren 
funktioniert, zu deren Opfer. Denn solche Organisationen 
werden ihren Vorteil dazu nutzen, ~ettbewerbsbeschrän- 
kungen durchzusetzen, demokratische politische Institu- 
tionen für ihre spezifischen Interessen zu funktionalisieren 
und die Gesellschaft durch den Mißbrauch staatlicher 
Machtmittel auszuplündern. Das Resultat sind politische 
Korruption und wirtschaftliche Stagnation und Krise. 

POLITIKWECHSEL! 

eine Energiesteuer. Das ist für uns ein Schlüsselelement, 
mit  dem wir den ökologischen Umbau einleiten wollen, 
und das darf sich im Falle von Rot-Grün nicht auf reine 
Symbolik beschränken. Das Steueraufkommen wollen 
wir zur Senkung -der Lohnnebenkosten verwenden, um 
hier auch die Möglichkeit für neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. 

Zweiter Punkt ist für uns eine andere Energiepolitik, 
d.h. wir,wollen den Ausstieg aus der Atomenergie, wol- 
len die Förderung von regenerativen Energien, eine So- 
laroffensive, eine neue Verkehrspolitik, eine neue For- 
schungspolitik. 

Dritter Punkt: Sofortmaßnahmen gegen die Arbeits- 
losigkeit. Es wird notwendig sein, öffentlich geförderte 

# Beschäftigungspolitik einzuleiten, also diesen Bereich 
auszubauen und nicht abzubauen, wie das im Moment 
seitens der Bundesregierung passiert, z.B. mit dem Kahl- 
schlag bei ABM, der eben sofort zu einer neuen und hö- 
heren Arbeitslosigkeit führt. Wir brauchen radikale Ar- 
beitszeitverkürzung, aber eben in vielen Formen, nicht 
nur die wöchentliche Arbeitszeitverkürzung. Sondern, 
und das darf ich auch aus Frauensicht sagen, wir brau- 
chen Teilzeitformen, Teilzeitmöglichkeiten, auf allen ver- 
schiedenen Ebenen und Gehaltsstufen, aber mit dem 
Anspruch auf Rückkehr auf den Vollerwerbsarbeitsplatz. 
Vierter Punkt: Eine Einkommensteuerreform, die den Na- 
men auch verdient hat. Steuervereinfachung und da- 
durch auch mehr Steuergerechtigkeit, das Leben mit Kin- 
dern fördern, also höheres Kindergeld, Abschaffung des 
Ehegattensplittings und eine Reform, die strikt aufkom- 
mensneutral ist und nicht neue Haushaltslöcher in den 
Haushalt reißt, so wie die Bundesregierung das vorhat. 

Nächster Bereich: den Sozialstaat reformieren, um 
ihn zu erhalten, so will ich das mal nennen, weil es gibt 
einen großen Reformbedarf etwa in der Rentenfrage. 
Und der letzte Punkt, der ob der allgemeinen Debatte 
um Wirtschaft, Arbeitsmarkt und Soziales immer unter- 
geht, den ich aber für sehr zentral halte, das ist eine an- 
dere Bürgerrechtspolitik. Die Bundesregierung wird auf 
Angstkampagnen setzen. Angst vor Kriminalität und vor 
all& ~ i n ~ e n - ~ n ~ s t  vor Ausländern und da ist für uns 
wichtig, daß es zu einer radikalen Reform der Staatsbür- 
gerschaft kommt. Einwanderungsgesetz, Entkrirninalisie- 
rung, das sind hier die Stichworte. 

Gesa Rünker: Gregor Gysi, was ist der spezifische Bei- 
trag der PDS zu einem rot-grünen Machtwechsel? 

Gregor Gysi: Die Frage ist zunächst, wieviele Men- 
schen es gibt, die wollen, daß es die PDS im Bundestag 
gibt, daß es die Grünen im Bundestag gibt, daß es die 
SPD im Bundestag gibt. Und dann erst kommt die Frage, 
ob und was man miteinander anfanaen kann oder ob - 
man miteinander nichts anfangen kann. Dazu haben wir 
2.B. jetzt ein umfangreiches Schnittstellenpapier erarbei- 
tet, um festzustellen, w o  liegen die Gemeinsamkeiten, 
wo liegen die Unterschiede zur SPD- und Grünen-Politik. 
Ja, es gibt natürlich z.B. in  der Beschäftigungspolitik, 
auch in der Ökologie, auch in der Sozialpolitik, partiell 
auch in der Steuerpolitik, Übereinstimmungen. Es gibt 
dort überall auch Differenzen. Das Entscheidende für 
mich sind zwei Tendenzen, die wir dabei festgestellt ha- 
ben. Erstens, im Laufe der Legislaturperiode haben nicht 
die Gemeinsamkeiten, sondern eher die Unterschiede zu- 
genommen, aber das zweite ist, daß natürlich die Unter- 
schiede zu CDU/CSU und FDP so unvergleichlich viel grö- 
ßer sind, daß es sich dennoch lohnt, trotz aller Unter- 
schiede auch über Gemeinsamkeiten nachzudenken. 

Zur Frage des spezifischen Beitrages: Der ist sehr un- 
terschiedlich anzusiedeln. Ein Beispiel: Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat in seinem Urteil zur Grundmandats- 
klausel eine interessante Passage drin, wonach das Wahl- 
recht nicht nur die Funktion hat, die Funktionsfähigkeit 
des Parlaments zu sichern, sondern zugleich dafür zu 
sorgen, daß relevante Bevölkerungsgruppen und rele- 
vante politische Kräfte vertreten sind, um eine Integrati- 
onsaufgabe zu erfüllen. Und ich behaupte, daß es, übri- 
gens weit über das Wählerinnen- und Wählerklientel der 
PDS hinaus, in den neuen 
Bundesländern Menschen 
gibt, für die die Frage, ob die Für mich bedeutet Innovation, daß eine 

Bundestag ist Oder Gesellschaft sich weiterentwickelt in 
nicht und ob sie da eine be- 
stimmte integrative Funktion Richtung auf mehr Solidarität und Ge- 
wahrnehmen kann oder rechtigkeit. 
nicht, von ganz wesentlicher 
kultureller und auch psycholo- (Edelgard Bulmahn) 
gischer Bedeutung ist. Das 
hängt einfach damit zusam- 
men, daß die PDS die einzige Partei ist, die eine bestimm- 
te Tradition verkörpert, und zwar eine, die sehr viele Bür- 
gerinnen und Bürger der DDR mit sich bringen und die 
deshalb im Sinne einer integrativen Funktion von einer 
anderen Partei gar nicht wahrgenommen werden kann. 

Die zweite Funktion der PDS sehe ich darin, daß sie ei- 
nen Beitrag leisten muß zur westeuropäischen Normali- 
sierung der Bundesrepublik Deutschland. Und damit 
meine ich folgendes: Durch die Spaltung, durch den kal- 
ten Krieg, durch die spezifische Geschichte von DDR und 
BRD, gab es links von der Sozialdemokratie, wenn ich 
mal die Grünen ausnehme, die ja eher eine Sonderstel- 
lung hatten und haben, nie eine akzeptierte politische 
Kraft in  der Bundesrepublik Deutschland. Das war in 
Frankreich immer anders, das war in Italien anders, das 
war in den Niederlanden anders, in Skandinavien etc. Die 
Gründe für dieses Spezifikum sind seit dem 3. Oktober 
1990 entfallen. 

Dritte Funktion: Ich behaupte, daß es Tendenzen bei 
den Grünen und bei der SPD gibt, mehr an der Korrektur 
der neoliberalen Politik zu arbeiten als an Alternativen. 

Wenn sie mich fragen, wäre natürlich mein Wunsch- 
ergebnis eine absolute Mehrheit von SPD und Grünen, 
dann sollen die ruhig regieren, die FDP könnte sich mal 
eine Weile außerhalb erholen. Die CDUICSU wäre dann 
die rechte und wir die linke Opposition. Aber nicht im- 
mer kommt es natürlich so, wie man sich das vorstellt 
und deshalb haben wir gesagt: An uns scheitert ein Re- 
gierungswechsel nicht. 

Neoliberaler 
Zeitgeist und 
Kapitalismus pur 
Noch einen Satz zur 
Erfurter Erklärung. Ich 
habe mit großer Sorge 
festgestellt, daß es 
eine enorme Verände- 
rung des Zeitgeistes in  
der Bundesrepublik 
Deutschland gibt. In 
der alten Bundesrepu- 
blik, wenn ich das 
richtig beobachtet 
habe aus der Ferne, 
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in einer Art und Weise, wie wir ihn nach '45 überhaupt 
nicht kennen. Deswegen meine 2. These: Es gibt nicht 
nur die DDR nicht mehr, es gibt auch die alte BRD nicht 
mehr und das Problem ist, daß Deutschland-Ost und 
Deutschland-West noch nie so weit auseinander waren 
wie zur Zeit. 

Auf Veranstaltungen in Ost- und Westdeutschland 
fällt zunehmend der Satz „die Mauer muß wieder her 
und 3 m größer". Das Problem ist, daß die Menschen Ost 
und die Menschen West gegeneinander gestellt werden, 
ohne zu merken, daß damit eigentlich nur das regieren- 
de Prinzip wunderbar funktioniert, bei dem alle gesell- 
schaftlichen Kräfte gegeneinander aufgebracht werden. 
Insoweit wird die deutsche Einheit mißbraucht. Laßt uns 
anfangen, etwas gründlicher miteinander zu reden, um 
die Verhältnisse in diesem Land genauer mitzukriegen, 
weil diese Verhältnisse gegen uns ständig ausgenutzt 
und gegen uns mißbraucht werden. Deswegen haben 
wir versucht, im Dezember 1996 in einem Diskussions- 
prozeß einen Ansatz zu finden: die Erfurter Erklärung. 

Politik für Arbeit und lnnovation 
Gesa Rünker: Edelgard Bulmahn, lnnovation und soziale 
Gerechtigkeit - siehe SPD-lnnovationskongreß -, diese 
beiden Schlagworte scheinen aktuell die Grundbegriffe 
der sozialdemokratischen Politikalternative zu sein. Sind 
diese Themen für einen Politikwechsel in Deutschland 
tragfähig? 

Edelgard Bulmahn: Ja, es kommt aber darauf an, daß 
man lnnovation eine Richtung gibt. Und das heißt, sie 

muß mit sozialer Gerechtig- 
keit verknüpft werden. Für 

Das Problem ist, daß die Menschen Ost mich bedeutet Innovation, 

und die Menschen West gegeneinander daß eine Gesellschaft sich 
weiterentwickelt in Richtung 

gestellt werden, ohne zu merken, daß auf „hr Solidarität und G ~ -  

- - dung, Ausbildung und Weiterbildung einen 1 höheren Stellenwert zu geben, denn Qualifi- 
kation und Motivation sind mitentscheidend 
für unsere wirtschaftliche Wettbewerbsfähig- 

damit eigentlich nur das regierende Prin- rechtigkeit. Wenn eine Gesell- 
schaft ihre Innovationsfähig- 

zip wunderbar funktioniert. keit verliert, dann wird sie 

(Bo~o  Ramelow) Stillstand erleben und das ist 
z.Z. in der Bundesrepublik der 
Fall. Ich finde es ermutigend, 

daß diese Lähmung im Augenblick aufbricht. Und daß 
viele Menschen Hoffnung haben, daß man die Lebens- 
wirklichkeit, die Lebenswelt, die Situation in der Bundes- 
republik verändern kann. 

Wir wollen eine Politikfür Arbeit und Innovation, und 
zwar für eine sozialökologische Innovation. Zu den Eck- 
punkten einer solchen Politik, die als Dreh- und Angel- 
punkt hat, Massenarbeitslosigkeit zu verringern, neue 
Arbeitsplätze zu schaffen und vorhandene Arbeitsplätze 
zu sichern, gehört eine konsequente Innovationspolitik, 
die darauf setzt, dies mit intelligenten, modernen Pro- 

keit und die Sicherung von Arbeitsplätzen. 
Wir haben in der SPD einen Beschluß gefaßt zur Umlage- 
finanzierung, weil wir es nicht mehr hinnehmen können, 
wie ein immer größerer Teil der Unternehmen sich aus 
der Ausbildung zurückzieht, die Ausbildungslasten auf 
die öffentliche Hand abwälzt und sich einen Dreck dar- 
um schert, daß große Teile von Jugendlichen keinen Ein- 
stieg in den Beruf finden, und dann für den Rest ihres Le- 
bens mit dieser Last alleine dastehen. 

Eine aktive Arbeitsmarktpolitik ist das dritte Stichwort. 
Es kommt darauf an, daß man einen gezielten Ausbau 
auch öffentlich geförderter Beschäftigung in sozialen, kul- 
turellen und ökologischen Bedarfsfeldern durchführt. Es 
ist eine Illusion zu glauben, daß man das Problem der 
Massenarbeitslosigkeit alleine über Maßnahmen, mit de- 
nen man die privaten Unternehmen anreizen will, lösen 
kann. Wir brauchen auch ein klares Bekenntnis zu einer öf- 
fentlichen Beschäftigungspolitik. Dazu gehört für mich 
insbesondere eine gezielte Frauenförderung. Spürbare Ar- 
beitszeitverkürzung und Stärkung von Zeitsouveränität 
der Beschäftigten gehören ebenfalls dazu. Wir brauchen 
eine Politik, die den solidarischen Zusammenhalt in unse- 
rer Gesellschaft stärkt. Das, was wir z.Z. erleben, ist ein 
ständiges Auseinanderbringen von Gruppen in der Gesell- 
schaft. Da werden die Jugendlichen gegen die Rentner 
aufgehetzt und umgekehrt, da werden Arbeitslose gegen 
Beschäftigte aufgehetzt und umgekehrt. Wir müssen den 
solidarischen Zusammenhang in den Mittelpunkt unserer 
Politik stellen, sonst wird uns weder der .Machtwechsel 
noch der erforderliche Politikwechsel gelingen. 

Rot-grüne Reformperspektive? 
Kerstin Müller: Es besteht die große Gefahr, daß Rot- 
Grün nur ein Regierungs- und kein Politikwechsel wird, 
wenn sich das so weiterentwickelt wie bisher. Rot-Grün 
muß jedoch vor allem eine echte Reformperspektive wer- 
den. Ich möchte als Stichwort die Forderung nach einem 
neuen ökologisch-sozialen Gesellschaftsvertrag hier in 
die Runde werfen. Es gibt einen ungeheuren Reformstau. 
Aber was uns gelingen muß, so haben wir mal diesen 
ökologisch-sozialen Gesellschaftsvertrag definiert, ist, 
daß wir die sozialökologisch sensibilisierten Mittelschich- 
ten in ein Bündnis bekommen mit dem unteren Drittel 
der Gesellschaft. Leider geht der Trend von Teilen der 
SPD in eine völlig andere Richtung, wenn man sich an- 
schaut, was sich in den rot-grünen Ländern z.Z. abspielt. 
Ich komme selber aus Nordrhein Westfalen und habe 
den Eindruck, daß Teile der SPD in dem Moment, wo wir 
uns in einer Krise befinden, also in einer sozialen Krise, in 
der Krise der Arbeitsmarktpolitik, in einer Haushaltskrise, 
dazu tendieren, diesen alten Widerspruch von Arbeit 
und Ökologie wieder aufbauen, Beispiel Garzweiler. 

Für uns ist die ökologische Steuerreform sehr wichtig, 
und zwar sowohl eine Mineralölsteuererhöhung als auch 

Gewerkschafts- und Staatskritik 
Besondere Zielscheibe neoliberaler Kritik sind in diesem Zu- 
sammenhang die Gewerkschaften als diejenige gesell- 
schaftliche Gruppe, die sich in besonderem Maß des Staa- 
tes bemächtigt habe, und den überwiegenden Teil aller 
Wettbewerbsbeschränkungen verursacht hat. Dies unter- 
scheidet neoliberaler Argumentation zufolge das soge- 
nannte Arbeitsmonopol vom Unternehmensmonopol, das 
auf Leistung (im Gegensatz zu parasitärem Mißbrauch des 
Staatsapparates) beruht und das zudem in der Regel nur 
vorübergehend existiert. Lassen wir Hayek einmal mehr zu 
Wort kommen: ,,Während sich die öffentliche Empörung 
und infolgedessen auch die Gesetzgebung beinahe voll- 
ständig gegen die selbstsüchtigen Handlungen einzelner 
Monopolisten (...) gerichtet hat (...), ist das, was die 
Marktordnung hauptsächlich zu zerstören droht, gar nicht 
die selbstsüchtigen Handlungen einzelner Firmen, sondern 
die Selbstsucht organisierter Gruppen. Diese haben ihre 
Macht weitgehend durch die Unterstützung gewonnen, 
die ihnen die Regierung dabei gewährt hat, jene Manife- 
stationen individueller Selbstsucht zu unterdrücken, die ihr 
Handeln in Schach gehalten hätten. (...I Daß das, was mo- 
ralisch falsch ist, nicht das Monopol, sondern nur die Ver- 
hinderung von Wettbewerb ist (...) sollten sich besonders 
jene 'Neoliberalen' vor Augen halten, die glauben, sie 
müßten ihre Unparteilichkeit dadurch beweisen, daß sie 
gegen alle Unternehmensmonopole genauso wettern wie 
gegen alle Gewerkschaftsmonopole, wobei sie vergessen, 
daß Unternehmensmonopole häufig das Resultat besserer 
Leistung sind, während alle Gewerkschaftsmonopole auf 
der zwangsweisen Unterdrückung des Wettbewerbs beru- 
hen". Diese Kritik des modernen Staates als schwache Beu- 
te großer parasitärer Interessenverbände wird, neben von 
Hayek selbst, vor allem von einigen Vertretern der Theorie 
der kollektiven Entscheidungen (public choice Theorie, hier 
insbesondere Mancur Olson) und von Mitgliedern der Chi- 
cago-Schule vertreten. Sie ist darüber hinaus in abgewan- 
delter Form seit einigen Jahren auch unter dem Stichwort 
,,rent-seeking" auf den Entwicklungsstaat in der Dritten 
Welt angewandt worden. 

Der allgemeine Pessimismus, der so gegenüber der 
modernen partizipativen Massendemokratie verbreitet 
wird, wird schließlich weiter bestärkt durch Beiträge aus 
dem Bereich der Theorie der kollektiven Entscheidungen, 
die den modernen Staat als tyrannische Bürokratie sehen. 
Im Gegensatz zu der weiter oben erwähnten Argumenta- 
tion erscheint hier der Staat als machtvolle, jedoch egoisti- 
sche Organisation, bestehend aus selbstsüchtigen Büro- 
kraten, die nicht im Interesse der Gesellschaft, sondern al- 
lein im unmittelbaren Eigeninteresse des Staates oder ihrer 
jeweiligen Ressorts handeln. Damit wird der moderne 
Staat zwar aus anderen Gründen, deshalb jedoch nicht 
weniger nachhaltig, als undemokratisch und korrupt ab- 
gestempelt. 

Neoliberalismus gegen Demokratie 
Die Vorstellung des Staates als Beute ist ebenfalls auf die 
Stellung der Zentralbank anzuwenden. Ist sie parlamenta- 
risch kontrolliert, so wird sie ebenfalls zur Beute parasitärer 
Interessenverbände, die dann nicht nur den Staat, sondern 
als begehrliche Politiker auch das Geldwesen ruinieren. 
Eine aus der Demokratie ausgegliederte Zentralbank dage- 
gen kann durch hohe Zinsen den Rentier revitalisieren und 
auch sonst sozialstaatliche Politik radikal behindern. Sie 
steht dem Ziel, die Politik an das Interesse einer einsichts- 
und daher handlungsfähigen Masse zu binden, entschie- 

den entgegen. Zwei Fragen allerdings bleiben auch in die- 
ser neoliberalen Argumentation offen: Kann die Zentral- 
bank zu einer tyrannischen Bürokratie werden und weiter, 
wie ist zu erklären, daß das internationale Geldwesen be- 
sonders in einer Periode stabil war, in der die Zentralban- 
ken von den Weisungen der Finanz- und Wirtschaftsmini- 
sterien unmittelbar abhingen. 

Die neoliberale Gegenaufklärung setzt also alles daran, 
die Hoffnung auf informierte und politische Menschen zu 
zerstören, die sich der Institution des demokratischen 
Staates bedienen, um ihre Lebenslage zu verbessern. Der 
Staat soll diese Eigenschaften, nämlich ihn für den zivilisa- 
torischen Fortschritt nutzen zu können, nicht mehr haben. 
Es soll ein ,,schlanker Staat" sein, der v.a. das Privateigen- 
tum (die gegebenen Eigentumsrechte), die Vertragsfrei- 
heit und Vertragsvollstreckung, den Wettbewerb (beson- 
ders auf dem Arbeitsmarkt) und den freien Marktzutritt 
und -austritt garantiert. 

Wird diese Gesellschaft stabil sein können? Gesetzt 
wird auf ein moralisches Korsett, auf eine zivilgesellschaft- 
liche Lösung, nicht aber auf polizeistaatliche Vorkehrun- 
gen. Hayek schreibt dazu: 

daß das Die Freiheit des Neoliberalismus rnuß 
innerhalb des privaten Be- 
reichs nicht Geqenstand durch Unte~lerfung erkauft werden. Sie 
staatlicher ZwangSanwen- ist zudem allein negative ~reiheit, d.h. sie 
dung sein soll, heißt nicht 
notwendiq, daß in einer besteht allein in der Abwesenheit von 
freien ~esillschaft ein ~01- persönlichem Zwang. Sozialer Zwang 
ches Verhalten auch vom 
Druck der allgemeinen wird geleugnet. 
Meinung oder der Mißbil- 
ligung frei sein soll (...). Jedenfalls fördert es die Klarheit, 
wenn man den Druck, den die öffentliche Zustimmung 
oder Ablehnung ausübt, um die Befolgung von Moralre- 
geln und Konventionen zu sichern, nicht Zwang nennt 
(...). Im großen und ganzen stellen Konventionen und 
Normen des gesellschaftlichen Verkehrs und des persönli- 
chen Verhaltens keine ernstliche Beeinträchtigung der per- 
sönlichen Freiheit dar, sondern sichern ein gewisses Min- 
destmaß an Gleichheit des Verhaltens, das die persönli- 
chen Bemühungen sicherlich eher unterstützt als behin- 
dert". 

Mehr noch fördert es allerdings die Klarheit, wann 
man sich an das Verhalten von Friedmans Chicago-Schule 
nach dem Putsch Pinochets in Chile erinnert. Praktisch hat 
der Neoliberalismus gegen eine vorübergehende Zwangs- 
anwendung nichts einzuwenden, soweit der Zweck darin 
besteht, die erforderlichen ,,Moralregeln und Konventio- 
nen" wieder in die Gesellschaft einzupflanzen. Aber dies 
soll sicherlich nicht die Regel sein, besonders dann, wenn 
sich die RTLisierung des öffentlichen Lebens (Talk-Show 
mit Publikumsteilnahme als Demokratie) erfolgreich voran- 
treiben läßt. spw 
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Globalisierung und die 
Refeudalisierung der 
Sozialpolitik 
von Christoph Butterwegge* 

POLITIKWECHSEL! 

etablierte Politik damit umgeht: Fördert sie die 
(Re-)Privatisierung sozialer Risiken, oder wirkt sie einer 
fortschreitenden Entsolidarisierung der Gesellschaft ent- 
gegen? 

Im Rückblick scheint es fast so, als sei dem Sozialstaat 
nach dem Sieg über den Staatssozialismus der Krieg er- 
klärt worden. Offenbar stellte der Wegfall einer gesell- 
schaftlichen Systemalternative die (in Westeuropa bisher 
eindeutig dominante) wohlfahrtsstaatliche Entwick- 
lungsvariante des Kapitalismus zur Disposition. Aufgrund 
der veränderten Weltlage und Kräfteverhältnisse bestand 
ab 1989190 die Möglichkeit wie auch - nach allgemeiner 

. 
Auffassung - die Notwendigkeit, soziale Leistungsgeset- 

m nahenden Ende des 20. Jahrhunderts bahnt ze anzutasten. Entscheidend dafür war ein Prozeß, der A sich eine Wende der Wohlfahrtsstaatsentwick- als ,,Globalisierung" bezeichnet wird und zum Bankrott , 
lung an, die unterschiedlich gedeutet wird. Da des osteuropäischen Realsozialismus beigetragen hatte. 

ist entweder von ,,sozialer Demontage" und einem radi- Globalisierung gilt als Sach- und nicht als System- 
kalen ,,Ab-" bzw. ,,Rückbauu oder vom nötigen ,,Umbauu zwang. Was als naturwüchsiger Prozeß erscheint, wel- 
des Wohlfahrtsstaates die Rede. Tatsächlich geht es bei cher die ~undesrepublik - wie andere Länder auch - 
der Restrukturierung des Sozialen nicht nur um quantita- zwingt, ihre Reallöhne, Personalzusatzkosten und Sozial- 
tive, sondern auch um qualitative Momente. Hier wird leistungen ,,nach unten" zu drücken, um auf den Welt- 
die These vertreten, daß es sich um eine postmoderne märkten konkurrenzfähig zu bleiben, basiert jedoch auf 
Version mittelalterlicher Fürsorglichkeit und Staatsferne wirtschafts-, währungs- und finanzpolitischen Weichen- 
handelt, die durch eine Vielzahl von Brüchen und Wider- stellungen der mächtigsten Industriestaaten. Diese ha- 
sprüchen gekennzeichnet ist, an denen man ansetzen ben schon während der 80er Jahre unter dem Einfluß des 
könnte, um alternative Entwicklungsprozesse in Gang zu Neoliberalismus begonnen, die Finanzmärkte zu liberali- 
bringen. sieren, die Arbeitsmärkte zu deregulieren und das Kapital 

so von staatlichen Fesseln zu befreien (vgl. dazu vor al- 
Ökonomisch-technologische, soziokulturelle und lem: Hans-Peter MartinIHarald Schumann, Die Globalisie- 
politische Gefährdungen des Wohlfahrtsstaates rungsfalle. Der Angriff auf Demokratie und Wohlstand, 
Mehr als in jedem anderen Wohlfahrtsstaat ruht das so- Reinbek bei Hamburg 1996). 
riale Sicherungssystem hierzulande auf zwei Stützpfei- Seit dem Ende des Ost-West-Konflikts (in seiner her- 
lern, die gegenwärtig ins Wanken geraten: einer kontinu- gebrachten Form) findet eine Funktionalisierung der So- 
ierlich, möglichst Vollzeit und bis zur regulären Verren- zialpolitik im Unternehmerinteresse statt. Nicht aufgrund 
tung betriebenen Erwerbsarbeit (,,NormalarbeitsverhäIt- der Globalisierung selbst, sondern im Zusammenhang 
nis") sowie dem Prinzip der Hausfrauenehe bzw. des mit dem neoliberalen Konzept der ,,Standortsicherung" 
männlichen Familienernährers (,,Normalfamilie"). Diese verändert sich das Verhältnis von Ökonomie und (Sozial- 

beiden für das Funktionieren des )Politik, die zur abhängigen Variablen der Volkswirtschaft 
sozialen Sicherungssystems konsti- degradiert wird. Daß sich die staatliche Sozialpolitik der 

Daß sich die staatliche Sozialpolitik tutiven Normalitätsannahmen wer- Ökonomie bedinqunqslos unterwirft, ist ein Rückfall in 

der ökonomie bedingungslos inter- den zur Zeit brüchig. Durch eine die Frühzeit des ~ndu~rieka~italismus. 
weitere Pluralisieruna der Arbeits- - 

wirf?, ist ein Rückfall in die Frühzeit und Lebensformen könnten die Neoliberalismus: mehr Markt und weniger Demo- 

des lndustriekapitalismus. Fundamente des lohn-, beitrags- kratie wagen? 
und leistungsbezogenen Systems Scheinbar erfordert die Neuordnung der Weltwirtschaft 
der sozialen Sicherung erodieren. eine tiefgreifende Umstrukturierung des Sozialstaates: 

Zum anderen ist im Zuge der anhaltenden Massenar- Ein Gemeinwesen, das um die Gunst von Großinvestoren 
beitslosigkeit - die zudem ungeheure Kosten verursacht - und Finanzmagnaten buhlt, kann kein Sozialstaat im her- 
die Kontinuität der Erwerbstätigkeit für immer mehr kömmlichen sinne mehr sein. Daher,wird der nach innen 
Menschen nicht mehr gegeben. gerichtete Wohlfahrtsstaat von einem nach außen ge- 

Problematisch ist nicht, daß die menschliche Arbeit wandten ,,WettbewerbsstaatU (Joachim Hirsch) abgelöst. 
entwertet wird, wenn Maschinen, Roboter und Mikro- Das Hauptziel der neoliberalen Sozialpolitik ist nicht, die 
chips ihre Funktion übernehmen, sondern daß bisher Situation der abhängig Beschäftigten, der Erwerbslosen 
(noch) kein anderer Mechanismus zur Verteilung des ge- und ihrer Familien, sondern ausschließlich, die Leistungs- 
sellschaftlichen Reichtums auf die einzelnen Individuen bzw. Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft zu ver- 
und zur Begründung ihrer sozialen Sicherheit existiert. bessern. 
Problematisch ist noch weniger der Individualisierungs- Wenn der bürokratische Wohlfahrtsstaat die Markt- 
prozeß, durch den beispielsweise die Frauenemanzipati- wirtschaft daran hindert, ihre Dynamik voll zu entfalten, 
on erleichtert wird, sondern die Art und Weise, wie die wie die neoliberale Ideologie behauptet, stehen Demo- 

kratie und Parlamentarismus letztlich gleichfalls zur Dis- 
position, auch wenn bürgerliche Ökonomen, Politiker 
und Publizisten vor diesem Schritt - im Unterschied zum 
modernisierten Rechtsextremismus - bislang zurück- 
scheuen. Die sog. Neue Rechte schlägt die Brücke zum 

* Dr. Christoph Butterwegge, Professor für Sozialpolitik an der FH Potsdam und Privatdozent für über den (~g l .  
Politikwissenschafi an der Universität Bremen dazu: Schui, Herbert u.a., Wollt ihr den totalen Markt? - 

POLITIKWECHSEL! 

D ie Bundestagswahl 1998 bestimmt längst die Per- 
spektiven der politischen Debatte in Deutschland. 
Kein schlechter Grund und Zeitpunkt also, sich in 

diesem Heft schwerpunktmäßig mit der Frage eines bit- 
ter nötigen Politikwechsels zu beschäftigen. 

Alternative politische Debatten müssen dreierlei lei- 
sten: 1. die ideologischen Grundlagen und zentralen Po- 
litikrnuster der Gegner analysieren, 2. die konkrete Situa- 
tion in diesem Land reflektieren und 3. programmatische 
Konzepte, parteipolitische Konstellationen und Strategi- 
en bestimmen, die den Politikwechsel ermöglichen. 

Ersteres leisten Herbert Schui, der in seinem Text die 
zentralen ideologischen Grundlagen des Neoliberalisrnus 
und dabei insbesondere Thesen des ,,neoliberalen Klassi- 
kers" Friedrich Hayek darstellt, sowie Christoph Butter- 
wegge, der mit dem Zerstörungsversuch der modernen 
Sozialstaatsfundamente den materiellen Kern der neoli- 
beralen Zurichtung des Wohlfahrtstaates zu einem ,,glo- 
balisierungstauglichen" Wettbewerbsstaat beschreibt. 
Beide legen sie die Widersprüche dieser Politik offen, an 
denen die Linke wirkungsvoll ansetzen könnte. 

Uli Scholer entwickelt Kerngedanken einer sozialde- 
mokratischen Strukturpolitik in Ostdeutschland, ohne die 
es dort weder sozioökonomisch noch politisch ein ,,Ende 
der Talsohle" geben wird. 

Die skizzierten Zusammenhänge wurden schließlich 
aufgegriffen und parteistrategisch zugespitzt, als spw 
und die Jusos (Bundesverband, NRW, Bezirke Mittelrhein 
und Rheinland-Hessen-Nassau, Unterbezirk Bonn) am 
12. Juni 1997 in Bad Godesberg eine gemeinsame Ver- 
anstaltung durchführten: ,,Politikwechsel in Deutschland 
'98: Perspektiven - Parteien - Positionen". Diese in die- 
ser politischen Konstellation sicher solitäre und mit über 
100 Teilnehmerlnnen nicht schlecht besuchte Veranstal- 
tung hatte im Vorfeld zu verärgerten Reaktionen einiger 

Einleitung zum Schwerpunkt 

sozialdemokratischen MdB's aus Ostdeutschland ge- 
führt, die kritisierten in Briefen an Andrea Nahles die Teil- 
nahme Gysis (man dürfe ihm keine Bühne im Westen lie- 
fern) und mißverstanden damit offensichtlich den Sinn 
der Debatte. 

Es ging -ausgehend von der durch die ErFurter Erklä- 
rung angestoßenen Diskussion - darum, die zentralen 
Projekte und inhaltlichen Schwerpunkte für einen Politik- 
wechsel von links und die Strategie für einen Regierungs- 
wechsel durch Rot-Grün auszuloten. Dies ist auch gelun- 
gen. Die Beiträge des Podiums - nachzulesen auf den fol- 
genden Seiten - zeichneten sich durch klare und über- 
einstimmende Orientierung auf die Bekämpfung der 
Massenarbeitslosigkeit durch Arbeitszeitverkürzung, in- 
novative Forschungs- und Bildungspolitik, ökologische 
Steuerreform und öffentliche Arbeitsmarktpolitik aus. 

Weit weniger Gemeinsamkeit gab es bei strategi- 
schen Fragen. So überraschte etwa Kerstin Müller die an- 
wesenden Sozialdemokratlnnen, indem sie massiv vor 
Schuldenaufnahme zur Finanzierung alternativer Wirt- 
schafts- und Gesellschaftspolitik warnte. Umstritten war 
ebenfalls die Rolle der PDS entlang der doppelten Frage- 
stellung Politik- und Regierungswechsel. Der Wider- 
spruch, daß ihre linken Beiträge in inhaltlichen Bereichen 
nicht unbedingt auch einer rotgrünen Wahlarithmetik 
nützen, wurde zwar rege debattiert, aber nicht aufge- 
löst. 

Frank Wilhelmy, spw-Redaktion 

Die Erfurter Erklärung 
Gesa Rünker: Bei über 4 Millionen arbeitslosen Men- Politikwechsel in Deutsch- 
schen in diesem Land und einer immer stärker spürbaren 
sozialen Schieflage vor dem Hintergrund einer völlig ver- 
fehlten Wirtschafts- und Sozial~olitik wird es immer 
deutlicher: Wir brauchen einen ~olitikwechsel in Bonn. 
Diejenigen, die das begriffen haben, fordert die Erfurter 

land: Perspektiven - 
Parteien - Positionen - - -  - 

Erklärung auf, sich ihrer Möglichkeiten bewußt zu wer- 
den: Bodo Ramelow, Sie sind Erstunterzeichner und Mit- Podiumsdiskussion mit  Edelgard Bulmahn, Gregor Gysi, Kerstin 
autor der Erfurter Erklärung. Wo sehen Sie die Hauptziel- Müller, Andrea Nahles und Bodo Ramelow, 
setzung der Initiative? Moderation Gesa Rünker* 

Bodo Ramelow: Ich frage etwas provokativ: „Was 
hat die größte Geisterstadt Thüringens mit dem Thema 
des heutigen Abends zu tun?" Die Menschen in Erfurt 
erleben, daß am Flughafen eine Bürostadt von fast 
40.000 m2 Bürofläche gebaut worden ist, die komplett 
leer steht. Kein Erfurter, kein Thüringer begreift das, weil 
er die Hintergründe überhaupt nicht begreifen kann. Sie 
denken, der Kapitalist muß doch doof sein. Unterm 
Strich ist er aber nicht doof, weil er noch daran verdient, 
weil er keine Steuern gezahlt hat, und das Ergebnis se- 
hen wir z.Z. in Bonn in der Steuerdebatte. 

Deswegen meine 1. These: Über die Abwicklung der 
ehemaligen DDR ist die Reichtumsverteilung in Gesamt- 
deutschland neu organisiert worden. Das, was wir von 
'82 - '90 erlebt haben in Westdeutschland als schlei- 
chenden Prozeß des Sozialabbaus, bei dem sich jedes 

Jahr mal irgend jemand aufgeregt oder demonstriert hat, 
ist nach 1990 vorübergehend ausgesetzt gewesen, weil 
es einen Produktions- bzw. Nachfrageschub aus Ost- 
deutschland gab. Seit 1993 erleben wir, daß der Turbo- 
kapitalismus in der Bundesrepublik Einzug gehalten hat 

* Edelgard Bulmahn ist Mitglied im SPD-Parteivorstand, bildungs- und forschungspolitische 
Sprecherin der Bundestagsfraktion und spw-Herausgeberin, Gregor Gysi ist Sprecher der PDS- 

Gruppe im Bundestag, Kerstin Müller ist Fraktionssprecherin von Bündnis 901Die Grünen im 
Bundestag, Andrea Nahles ist Bundesvonitzende derJusos in der SPD, Bodo Ramelow ist Thüringer 
Landesvorsitzender der Gewerkschaft HBV und Mitinitiator der ,, Erfurter Erklärung", die wir in spw 

93 dokumentiert haben. Gesa Rünker ist Journalistin. 
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Aufgabe ist es, 
dafür z u  sorgen, 

daß es keine 
Kriegstoten in 

Europa mehr gibt 
durch eine friedliche 

Ordnung. Anders 
ausgedrückt: Das 

Recht des Stärkeren 
muß durch die 

Stärke des Rechts 
enetzt werden. 

nicht behaupten zwei plus zwei ist Willy Brandts: Entspannung und Frie 
fünf oder drei. Zu diesen Fakten ge- denssicherung mit dem Osten Euro- 
hört - von gültigen Verträgen abge- pas und der darüber hinaus geweite- 
sehen - sicherlich, daß sich das Ge- te Blick für die Nord-Süd-Probleme 
wicht Deutschlands nach 1989 er- und unsere Verantwortung. 
heblich erhöht hat und Deutschland Aus diesem Rahmen sind die 
auch international mehr Verantwor- Vorstellungen für eine Friedensord- 
tung übernehmen muß. nung für Europa zu entwickeln, die 

an die Stelle der früheren Ost-West- 
Eckpunkte sozialdemokratischer Konfrontation treten sollte. Die ge- 
Politik fährliche gegeneinander gerichtete 
Unterschiede müssen bei der politi- Spaltung des Landes und des Konti- 
schen Gestaltung deutlich gemacht nents hat mit  der ihr eigenen grau- 
werden. Die Bundesregierung hat samen Disziplin immerhin erreicht, 
sich bis zuletzt dagegen gesträubt, daß es keine Kriegstoten in  den 
bei dem europäischen Gipfel in Am- vierzig Jahren gegeben hat, in de- 
sterdam europäische Maßnahmen nen sie herrschte. In den sechs Jah- 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ren seither gibt es in Europa mehr 
zu unterstützen. Die Bundesregie als 100.000 Kriegstote. Aufgabe ist 
rung will eine Währungsunion, die es also, dafür zu sorgen, daß es kei- 
ausschließlich dem Ziel der Geldwert- ne Kriegstoten in  Europa mehr gibt 
stabilität verpflichtet ist. Für die SPD durch eine friedliche Ordnung. An- 
ist es jedoch unabdingbar, daß n e  ders ausgedrückt: Das Recht des 
ben dem Stabilitätsziel gleichzeitig Stärkeren rnuß durch die Stärke des 
auch Maßnahmen zur Beschäfti- Rechts ersetzt werden. 
gungsförderung ergriffen werden. 
Aufgrund des Druckes der Sozialde- Reform der Vereinten Nationen 
mokratie, die ja inzwischen die mei- spw: Wie steht es in  diesem Kontext 
sten Regierungen in der Europäi- mit den Vereinten Nationen? Die 
schen Union stellt, ist es gelungen, in Bundesregierung strebt einen stän- 
Amsterdam Grundlagen in diese digen Sitz im UN-Sicherheitsrat für 
Richtung zu legen. Es kommt darauf die Bundesrepublik an. Die Jusos 
an, diese in den kommenden Mona- schlagen dagegen vor, daß Europa 
ten und Jahren mit Leben zu füllen. als ganzes den Sitz einnimmt. Müß- 
Solche konzeptionellen Unterschiede te diese Differenz nicht stärker her- 
der SPD zur derzeitigen Bundesregie- ausgearbeitet werden, auch um 
rung müssen immer wieder deutlich notwendige Reformen der UN vor- 
gemacht werden. antreiben zu können. 

spw: Welches sind nach Deiner Bahr: Ich würde sofort akzeptie- 
Ansicht unverzichtbare Eckpunkte ren, daß Europa einen Sitz im Si- 
sozialdemokratischer Außen- und cherheitsrat bekommen soll. Bloß 
Sicherheitspolitik? wirst Du vergeblich darauf warten, 

Bahr: Die Tradition der Partei, un- daß Großbritannien und Frankreich 
ser Volk nie in einen Krieg geführt zu bereit sind, ihren Sitz als Atom- 
haben, verbunden mit der Tradition mächte dort aufzugeben. Das 
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EUROPA UND DIE LINKE 

heißt, das können wir zwar fordern. 
Wir können es aber nur fordern, 
wenn wir wissen, daß es i n  den 
nächsten zwanzig Jahren nicht pas- 
sieren wird. 

spw: Wäre es denn dann nicht 
sinnvoll, wenn die Bundesrepublik 
zunächst auf einen eigenen Sitz 
verzichtet und damit ein Zeichen 
setzt, um den Reformprozeß zu för- 
dern? 

Bahr: Ich bin immer der Auffa- 
sung gewesen, die auch Willy 
Brandt ausgedrückt hat, nach so et- 
was dränge ich mich nicht. Ich war- 
te, bis ich gefragt werde. Dann 
würde ich allerdings zustimmen. 

spw: Zu dem Sitz i m  Sicher- 
heitsrat? 

Bahr: Eines Tages werden die 
Vereinten Nationen kommen und 
werden sagen, Deutschland sollte 
Mitglied des Sicherheitsrates wer- 
den, übrigens mit gleichen Rechten 
und Pflichten, weil das Gewicht 
Deutschlands es erfordert - genau- 
so wie Indien oder afrikanische 
oder südamerikanische -Staaten 
Mitglied im Sicherheitsrat werden 
sollten. Ich würde mich einem sol- 
chen Ansinnen nicht entziehen. Ich 
finde es komisch, daß man sich 
drängt, bevor man gefragt wird. 

spw: Wie kann Deiner Aufas- 
sung nach eine Reform der UN vor- 
angetrieben werden? 

Bahr: Ich bin der Auffassung, 
daß wir natürlich als Mitglied des 
Sicherheitsrates mehr zu sagen 
hätten, auch in  Richtung auf Re- 
form der UN. Zur Reform der UN 
ist es nach meiner Auffassung not- 
wendig, daß man versucht, das zu 
verwirklichen, was die Vereinten 
Nationen sich bei ihrer Gründung 
vorgenommen haben. Dazu müs- 
sen die entsprechenden Instru- 
mente geschaffen werden, die in  
der Charta vorgesehen sind, aber 
wegen des  alten Krieges nicht zu- 
stande gekommen sind. Wichtig 
sind zum Beispiel zusätzliche Voll- 
machten für den Generalsekretär, 
ein Instrumentarium zur Früher- 
kennung von Krisen und die Mög- 
lichkeit, präventiv tätig werden zu 
können. Diese Möglichkeiten müß- 
ten bis hin zu stand-by-Verbänden 
reichen, die die einzelnen Natio- 
nen den Vereinten Nationen zur 
Verfügung zu stellen bzw. zu un- 
terstellen hätten. Und dabei würde 
ich natürlich Amerika nicht aus- 
nehmen. 

spw: Vielen Dank für das Inter- 
view. spw 

POLITIKWECHSEL! 

Der Neoliberalismus und die extreme Rechte, München 
1997). Daß der Standortnationalismus gegenüber dem 
traditionellen Bezug auf das Volk an Bedeutung gewinnt, 
liegt an einer strategischen Umorientierung des Rechts- 
extremismus, der sich paradoxerweise als konsequente- 
ster Kritiker und eigentlicher Retter des Sozialstaates zu 
profilieren sucht (vgl. hierzu Christoph Buttewegge u.a.: 
Rechtsextremisten in Parlamenten. Forschungsstand - 
Fallstudien - Gegenstrategien, Opladen 1997). 

Durch die Vereinigung beider deutscher Staaten er- 
gaben sich für einen liberalkonservativen ,,Umbau" des 
Wohlfahrtsstaates hierzulande besonders günstige Rah- 
menbedingungen: Das Ende der DDR und ihr Beitritt zur 
Bundesrepublik erlaubten es, Einschnitte in  Leistungsge- 
setze mit ,,finanziellen Lasten der Einheit" zu rechtferti- 
gen und ,,Solidaritätn, einen historischen Schlüsselbegriff 
der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung, im nationali- 
stischen Sinne umzubiegen. Außerdem lag es offenbar 
nicht nur für die sog. Neue Rechte, sondern auch für ei- 
nen Großteil der wirtschaftlichen, politischen und Ver- 
waltungseliten nahe, das vereinte Deutschland als ,,re- 
konstruierten Nationalstaat" und weniger als demokrati- 
schen Sozialstaat zu begreifen. 

In einer ,,Winner take all"-Gesellschaft (Robert H. 
FrankIPhilip J. Cook) zählt nur der sich monetär, d.h. ,,in 
klingender Münze", ausdrückende Erfolg. Marktgesetze 
und Konkurrenzmechanismen halten verstärkt Einzug 
auch in Gesellschaftsbereiche, die entweder bisher davon 
frei waren oder - wie das Sozial- und Gesundheitswesen 

- - sogar ein Gegengewicht hierzu bildeten. ,,Kosten- 
dämpfung" meint im Sozialbereich - entgegen dem all- 
gemeinen Sprachgebrauch - nicht etwa, Defizite der öf- 
fentlichen Haushalte zu verringern, sondern den Arbeit- 
gebern durch die Kürzung bisher gesetzlich garantierter 
Sozialleistungen (z.B. der Lohnfortzahlung für Arbeitneh- 
mer im Krankheitsfall) Konkurrenzvorteile gegenüber 
ausländischen Mitbewerbern zu verschaffen, was wegen 
damit verbundener Steuerausfälle sogar neue Löcher in 
die Staatskasse reißen kann. Da alle EU-Staaten in Maas- 
tricht denselben Weg eingeschlagen haben wie die Bun- 
desrepublik, gleicht das Verfahren dem Wettrennen zwi- 
schen Hase und Igel. 

Ausgerechnet zu einer Zeit, w o  sich das marktliberale 
Ordnungs- und Konkurrenzprinzip auf seinem ureigenen 
Terrain, der Wirtschaft, ausweislich einer sich verfestigen- 
den Massenarbeitslosigkeit nicht (mehr) bewährt, wird es 
auf den Bereich der Sozialpolitik übertragen. Wettbe- 
werb wird neuerdings auch im Bereich der Bundesanstalt 
für Arbeit großgeschrieben. Seit die einzelnen Arbeitsäm- 
ter bei der Vergabe von Bildungsmaßnahmen zur Wirt- 
schaftlichkeitsprüfung verpflichtet sind, die Höhe des 
Bundeszuschusses festgeschrieben ist und die Mittelzu- 
teilung vom jeweiligen Vermittlungserfolg abhängt, zäh- 
len quantitative bzw. Kostengesichtspunkte mehr als 
qualitative. 

Behörden und andere staatliche Einrichtungen wer- 
den zunehmend wie Privatunternehmen geführt, die be- 
triebswirtschaftlichen Leistungskriterien gehorchen müs- 
sen. Wohin die Privatisierung und die Kommerzialisie- 
rung öffentlicher Einrichtungen führen, verdeutlicht das 
Ergebnis der sog. Bahn- und der Postreform. Nutznießer 
der (Teil-)Privatisierung beider Bundesunternehmen sind 
die Aktionäre. Hingegen brachte der Privatisierungspro- 
zeß für die Beschäftigten und Kunden der Staatsbetriebe 
gravierende   acht ehe: (Stamm-)Belegschaften und be- 
triebliche Sozialleistungen wurden drastisch reduziert, 

Gebühren und Tarife (für den Normalverbraucher, nicht 
für industrielle Großabnehmer) spürbar erhöht. Briefkä- 
sten werden seltener als früher geleert; Portokosten und 
Beförderungstarife sind gestiegen; viele Postämter und 
Bahnhöfe wurden geschlossen, aus Sicht des Manage- 
ments ,,unrentablen Bahnstrecken stillgelegt. Briefe wer- 
den seit kurzem nicht mehr per Bahn, sondern per Lkw 
und Flugzeug befördert - ein ökologischer Skandal! 

Neoliberaler Marktradikalismus und „neue 
Mittelalterlichkeit" 
Folgt man der historischen Dreistadientheorie, die Tho- 
mas H. Marshall (Bürgerrechte und soziale Klassen. Zur 
Soziologie des Wohlfahrtsstaates, Frankfurt am Main/ 
New York 1992) entwickelt hat, so Iäßt sich die Durchset- 
zung der bürgerlichen Rechte dem 18., die Durchsetzung 
der politischen Rechte dem 19. und die Durchsetzung 
der sozialen Rechte dem 20. 

Jahrhundert zuordnen. Der Ein Großteil der wirtschaftlichen, po- 
sozialpolitische Fortschritt 
gleicht aber nicht nur einer litischen und Ver~aItungseliten 
jchnecke, sondern manchmal begreift das vereinte Deutschland als 
auch einem Bumerang. Heute 
scheint es bisweilen so, als ,,rekonstruierten Nationalstaat" und 
drohe im 21. Jahrhundert die weniger als demokratischen Sozial- 
Rücknahme der sozialen Er- 
rungenschaften früherer Epo- Staat. 
chen. Die sozialpolitische 
Postmoderne weist manch antiquierten Zug auf. Daher 
spricht Anthony Giddens mit Blick auf den liberalen 
Marktradikalismus von einer ,,neuen Mittelalterlichkeit". 
Tatsächlich handelt es sich um ein merkwürdiges Ge- 
misch aus Manchestertum und technologisch fortge- 
schrittenem ,,Turbokapitalismus", verbrämt durch Paro- 
len, die den Geist einer neuen Gründerzeit beschwören. 
Typisch dafür war eine Rede, die Bundespräsident Roman 
Herzog am 26. April 1997 unter dem Titel ,,Aufbruch ins 
21. Jahrhundert" im Berliner Adlon-Hotel hielt: ,,Durch 
Deutschland rnuß ein Ruck gehen. Wir müssen Abschied 
nehmen von liebgewordenen Besitzständen. Alle sind an- 
gesprochen, alle müssen Opfer bringen, alle müssen mit- 
machen." 

Dem höchsten Repräsentanten der Bundesrepublik 
fehlt historisches Fingerspitzengefühl: Jedesmal, wenn 
bisher durch Deutschland „ein Ruck ging", hatte die gan- 
ze Welt darunter zu leiden, und die Opfer sind auch dies- 
mal wieder einseitig verteilt. Beispielsweise droht im 
postmodernen Mittelalter wieder die ,,sozialpolizeylich" 
durchgesetzte Arbeitspflicht. In den USA lassen sich noch 
stärker als im vereinten Deutschland, wo die Sozialhilfe 
seit 1. August 1996 u m  mindestens 25 Prozent gekürzt 
wird, wenn Antragstellerlinnen zumutbare Arbeit aus- 
schlagen, solche Tendenzen zur Zwangsarbeit beobach- 
ten. ,,Refeudalisierung" der Sozialpolitik bedeutet: Privat- 
wohltätigkeit und Fürsorge ersetzen den Anspruch auf 
Sozialhilfe; Leistungsgarantien werden in Spenden und 
Almosen umgewandelt; Bedürftige treten bei karitativen 
Einrichtungen als Bittstellerlinnen auf. Letztlich führt die 
Streichung von Rechtsansprüchen auf Sozialleistungen 
erneut zur Vergabe von persönlichen Gratifikationen 
nach Gutsherrenart. Niedrigere Steuersätze für gewerbli- 
che Einkünfte und die Landwirte erinnern deutlich an 
Ständeprivilegien. In dieselbe Richtung zeigt der Trend 
zur ,,Dienstbotengesellschaft", durch die verbesserte 
steuerliche Absetzbarkeit von Haushaltshilfen auch dann 
gefördert, wenn keine Kinder oder pflegebedürftige An- 

Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 
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gehörige zu versorgen sind. Setzen die Arbeitgebe~er- 
bände ihre Pläne zur beruflichen Bildung durch, werden 
die Auszubildenden bald einen Schultag weniger haben 
und -statt eine Vergütung zu erhalten - wohl auch wie- 
der Lehrgeld zahlen müssen. 

,,AmerikanisierungU des Sozialstaates: Den armen 
Arbeitslosen treten die arbeitenden Armen zur 
Seite 
Eine jetzt schon über zwei Jahrzehnte lang andauernde 
~rbei ts los i~kei t  in  Millionenhöhe führt fast zwangsläufig 
zur Herausbildung einer Gesellschaftsschicht, die man 
mit einem Schlüsselbegriff aus der entwickelteren US- 

Fachdiskussion als „un- 
. derclass" bezeichnen kann. Er 

,,Refeudalisierung" der Sozialpolitik be- impliziert vornehmlich gesell- 

deutet: Privatwohltatigkeit und Fürsorge schaftliche ~ ~ ~ g ~ ~ ~ ~ ~ ~ g *  
tusverluste und das Fehlen so- 

ersetzen den Anspruch auf Sozialhilfe; zialer Anerkennunq. Das poli- 

Leistungsgarantien werden in Spenden tische und Klima der 
Bundesrepublik hat sich nicht 

und Almosen umgewandelt. zuletzt im Gefolge des DDR- 
Beitritts und der damit ver- 
bundenen Kostenlawine ver- 

schlechtert und den Umgang mit Armut negativ beein- 
flußt: Nie zuvor wurden ethnische Minderheiten, Ob- 
dachlose und Bettlerlinnen so repressiv behandelt, von 
vielen Stadtverwaltungen bzw. staatlichen Ordnungshü- 
tern dermaßen rigoros aus der Öffentlichkeit vertrieben 
und so stark eingeschüchtert wie heute. 

Auch in dieser Hinsicht mit mehrjähriger Verspätung 
der entsprechenden US-Entwicklung folgend, bildet die 
Bundesrepublik zur Zeit einen für sie neuen Niedriglohn- 
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sektor aus, der längst nicht mehr nur typische Frauenar- 
beitsplätze umfaßt. Je mehr (Dauer-)Arbeitslose es gibt, 
um so leichter lassen sich Menschen finden, die weit un- 
ter Tarif bezahlte ,,Mdobs" annehmen. Schon jetzt rei- 
chen viele Vollzeit-Arbeitsverhältnisse nicht mehr aus, 
um eine Familie zu ernähren, so daß ergänzend mehrere 
Nebenjobs übernommen werden und nach Feierabend 
bzw. an Wochenenden (zum Teil schwarz) weitergear- 
beitet wird. Massenarbeitslosigkeit und Armut verringert 
das neoliberale Konzept einer angebotsorientierten, auf 
die Senkung der Lohn- bzw. Lohnnebenkosten fixierten 
Wirtschaftspolitik nicht, weil es Teufel mit  Beelzebub aus- 
treibt. 

Seit den frühen 80er Jahren, verstärkt seit den 90er 
Jahren sorgt die Steuerpolitik der Regierung Kohl dafür, 
daß sich die Verteilung der Einkommen weiter zu Lasten 
von Arbeitnehmer(inne)n und ihren Familien verschiebt, 
während privilegiert wird, wer Einkünfte aus Unterneh- 
mertätigkeit und Vermögen erzielt. Zu nennen sind 
mehrfache Senkungen der Körperschaftssteuer, der Ver- 
zicht auf die Gewerbekapital- und die Abschaffung der 
Vermögensteuer sowie Sonderabschreibungen und an- 
dere Vergünstigungen, enthalten in Jahressteuergeset- 
Zen, dem sog. Standortsicherungsgesetz und drei Finanz- 
marktförderungsgesetzen. 

Die für 1998199 geplante ,,Große Steuerreform" 
dürfte die ohnehin vorhandene Schieflage bei der Ein- 
kommens- und Vermögensverteilung zementieren, 
denn sie läuft - wie zuvor die Vereinigung von DDR 
und Bundesrepublik - auf eine gigantische Umvertei- 
lung „von unten nach oben" hinaus. Wenn die ,,obe- 
ren Zehntausend" reicher und reicher werden, kommt 
von ihrem Wohlstandszuwachs ganz ,,untenu bei den 

,,kleinen Leuten" kaum etwas 
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lastung der Unternehmen war 
noch nie so gering, die Ar- 
beitslosigkeit hingegen noch 
nie so hoch wie heute. Daraus 
den Schluß zu ziehen, man 
müsse die (Gewinn-)Steuern 
senken, damit in  den Betrie- 
ben mehr Stellen entstünden, 
ist liberalkonservative Propa- 
ganda zugunsten der eigenen 
Klientel. 

Durch eine derartige Steu- 
erreform verschärfen sich die 
sozialen Gegensätze, weil sie 
Reiche und Superreiche entla- 
stet, wohingegen vor allem 
mittlere Einkommen und bisher 
nicht Steuerpflichtige (durch 
die Kostenkompensation über 
höhere Verbrauchssteuern) zur 
Kasse gebeten werden dürften. 
Die von der Steuerreform viel- 
fach erwartete Katalysatorwir- 
kung im Hinblick auf das 

I 1 Wachstum der Wirtschaft (kon 
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werden soll. Der oben genannte Eu- 
ropäische lnvestitionsfond kann ein 
Beispiel dafür sein. Auch die Forde- 
rungen nach einer koordinierten 
Wirtschaftspolitik müssen konkreti- 
siert werden, das Schlagwort der eu- 
ropäischen Wirtschaftsregierung 
muß in die EU-Sprache übersetzt 
werden. Welche Rolle sollen Minister- 
rat, Kommission und Europäisches 
Parlament in einer solchen ,,Regie- 
rung" spielen, welche Instrumente 
sollen ihr zur Verfügung stehen? 

m 18.6.1997 fand in  Bonn A ein außen- und sicherheits- 
politischer Kongreß der SPD 

statt, auf dem Eckpunkte einer den 
neuen internationalen Bedingungen 
angepaßte Programmatik diskutiert 
wurden. A m  Rande des Kongresses 
sprachen Uta Biermann und Joachim 
Schuster für spw mit Egon Bahr über 
einige Eckpunkte der Debatte. Egon 
Bahr war Mitbegründer der Ostpoli- 
tik der SPD unter Wiliy Brandt und ist 
Mitglied in  der Schwerpunktkom- ' 

mission Außen- und Sicherheitspoli- 
tik des SPD-Parteivorstands. 

NATO-Osterweiterung und KSE 
spw: Die NATO-Osterweiterung ist 
nach dem Abkommen mit Rußland 
beschlossene Sache. Strittig ist die 
Frage, welche Staaten aufgenom- 
men werden sollen, ob nur Polen, 
Ungarn und die Tschechische Repu- 
blik oder auch Slowenien und Ru- 
mänien. Wie beurteilst Du die sicher- 
heitspolitische Lage in Europa nach 
dieser Grundentscheidung? 

Bahr: Die zwischen der NATO 
und Rußland vereinbarte Grundakte 
stellt in  der Tat eine Grundentschei- 
dung dar. Mich interessiert die Fra- 
ge, ob drei oder fünf oder mehr 
Staaten der NATO 1999 beitreten 
werden, nicht sehr. Entscheidend 
ist, was bis dahin passiert. Bis 1999 
steht auch die Ausarbeitung eines 
neuen KSE-Vertrages auf der Tages- 
ordnung. Der alte KSE-Vertrag ist ein 
Produkt des Kalten Krieges, der die 
konventionelle Rüstung der beiden 
damaligen Militär-Blöcke begrenzen 
und reduzieren sollte. Das KSE-Ab- 
kommen ist eines der erfolgreich- 
sten Abkommen zur Rüstungsbe- 
grenzung und Abrüstung. Es konnte 
ein überaus wirkungsvolles und im 
Lichte der bisherigen Erfahrungen 
erfolgreiches Kontrollsystem mit vor- 
Ort-Inspektionen etc. verankert wer- 
den. Es kommt nun darauf an, den 

Wenn diese Fragen von der Lin- 
ken beantwortet werden und wenn 
Bündnisse geschmiedet werden, die 
gestellten Forderungen 1998 auch 
in Deutschland durchzusetzen, be- 
steht die Chance, die EU über den 
Aspekt der Beschäftigung wieder zu 
einem attraktiven Projekt zu ma- 
chen. SPW 

I Zum Problem der Entwicklung einer so- 
zialen Bewegung aus der momentanen 
Devensivposition in Deutschland verglei- 

KSE-Vertrag der neuen Lage anzu- 
passen und weitere Abrüstungs- 
schritte zu vereinbaren. Entschei- 
dend ist, nach dem sich der War- 
schauer Pakt aufgelöst hat, für jeden 
einzelnen Staat Obergrenzen für die 
konventionelle Bewaffnung wie für 
die Mannschaftsstärke auf möglichst 
niedrigem Niveau - vielleicht sogar 
bis hinunter zu einer strukturellen 
Nichtangriffsfähigkeit aller beteilig- 
ten Staaten - festzulegen. Damit 
könnte bis 1999 de facto ein kon- 
ventionelles Gleichgewicht auf nied- 
rigem Niveau erreicht werden, das 
gleiche Sicherheit für alle Staaten 
bietet, ob sie nun Mitglied der NATO 
sind oder nicht. 

spw: In einer solchen Konzepti- 
on ist doch die Erweiterung der 
NATO vollkommen überflüssig. 

Bahr: Die Erweiterung der NATO 
ist überflüssig wie ein Kropf. Aber sie 
ist beschlossene Sache. Wenn die 
SPD eventuell Ende 1998 an die Re- 
gierung kommen wird, wird dieser 
bis dahin vielleicht schon ratifizierte 
Beschluß die Basis für das Regie- 
rungshandeln bilden. Darüber brau- 
chen wir heute nicht zu streiten. Ich 
befürchte aber, daß schon sehr bald 
eine Debatte um eine Erweiterung 
der Erweiterung beginnt. Und diese 
Debatte gilt es zu verhindern und 
überflüssig zu machen. Sicherheit ist 
in Europa nur gemeinsam mit Ruß- 
land zuorganisieren. Entweder es 
gelingt, zu kooperativen Vereinba- 
rungen mit Rußland zu kommen 
oder es drohen neue Spaltungslini- 
en, die durchaus den Zeiten des Kal- 
ten Krieges ähneln könnten. 

Die WEU und die Rolle der USA 
spw: Die SPD befindet sich in einem 
Prozeß der Neubestimmung ihrer 
außen- und sicherheitspolitischen 
Programmatik. Im Zusammenhang 
mit der NATO-Erweiterung wird zu- 
gleich eine Europäisierung befür- 

che den Artikel von LöckenerIPfeifer in 
spw 3/97. 
Unter dem „Europäischen Aufruf für 
Vollbeschäftigung - European Appeal 
for Full Employment". Vgl. den Artikel 
des Autors in spw 3/97. 
Nachzulesen in den Abschlußerklärun- 
gen: ,,Europäischer Aufruf für Vollbe- 
schäftigung - Europäisches Aktionspro- 
gramm" und ,,Brüsseler Erklärung". Bei- 
de Papiere sind erhältlich über: Büro Frie- 
der Otto Wolf, Bundeshaus B487, Fried- 
rich-Ebert-Allee 38, 531 13 Bonn, Fax: 
022811 646642. 
Trans European Networks (TENs). 

Es müssen sehr 
konkrete Modelle 
entwickelt werden, 
wie Arbeitslosigkeit 
durch die EU 
bekämpft werden 
soll. Der Europäi- 
sche Investitions- 
fond kann ein 
Beispiel dafür sein. 

terung, WEU, 

Interview mit Egon Bahr 

wortet. Dabei wird zumeist an eine 
Stärkung der WEU als militärischer 
Arm der Europäischen Union ge- 
dacht. Werden durch ein solches 
Vorgehen nicht überflüssige doppel- 
te militärische Kapazitäten aufge- 
baut, die auch das Verhältnis zu den 
USA unnötig belasten könnten? 

Bahr: Die Westeuropäische Uni- 
on kann nur das machen, was ihr die 
NATO erlaubt bzw. die Amerikaner 
erlauben. So ist es vereinbart. Dies 
ist wie eine Vater-Kind-Beziehung. 
Der Vater - die USA - Iäßt das Kind - 
die WEU - spielen, wie es will. Der 
Vater wird das Kind solange spielen 
lassen, bis es gefährlich oder unsin- 
nig wird. Dann wird er sich einschal- 
ten, und gefährlichen Unsinn - nach 
seiner Auffassung - unterbinden. 

spw: Manchmal gewinnt man 
den Eindruck, daß die SPD im Bereich 
der Außenpolitik keine grundlegen- 
den Alternativen zur Regierung anzu- 
bieten hat. Dies hat Rudolf Scharping 
ja auch einmal öffentlich formuliert, 
als er betonte, daß er einen Konsens 
über die Grundzüge deutscher Au- 
ßenpolitik mit der Regierung sieht. 
Wie stehst Du dazu? 

Bahr: Hier muß man zunächst 
unterscheiden zwischen objektiven 
Fakten und politischer Gestaltung: 
Wenn die Bundesregierung sagt, 
zwei plus zwei ist vier, sollte die SPD 

Entweder es gelingt, 
z u  kooperativen 
Vereinbarungen mi t  
Rußland z u  kommen 
oder es drohen neue 
Spaltungslinien, die 
durchaus den Zeiten 
des Kalten Krieges 
ähneln könnten. 
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des Alternativgipfels auch Platz für 
bislang völlig unterbelichtete Frage- 
stellungen, wie die Auswirkung der 
Einführung des Euro auf den Süden 
und besonders auf die afrikanische 
Franc-Zone. 

Auch bei dem geplanten Be- 
schäftigungsgipfel in Luxemburg soll 
es einen von der Luxemburgischen 
Ök~logiebewe~ung organisierten 
Alternativgipfel geben. Die interes- 
sierten deutschen Organisationen 
(Umweltverbände, Parteien und Ge- 
werkschaften) haben für ihre Beteili- 
gung eine Schwerpunktsetzung auf 
die Bereiche' Arbeit, Umwelt und 
Partizipation vereinbart und sind da- 
bei, eine Netzwerkstruktur aufzu- 
bauen, die die deutschen Aktivitäten 
koordiniert. 

Entscheidender als der Alterna- 
tivgipfel war für die öffentliche 
Wahrnehmung des Themas Beschäf- 
tigung und Europa der Erfolg der 
am Vorabend des Regierungsgipfel 
in Amsterdam organisierten Demon- 
stration. Zu dieser hatten vor allem 
die europaweiten Märsche gegen 
Erwerbslosigkeit, ungeschützte Be- 
schäftigung und soziale Ausgren- 
zung aufgerufen und sich selbst die 
Zielzahl von 30.000 Teilnehmerln- 
nen gesetzt. Schließlich nahmen 
nach Polizeiangaben über 50.000 
Menschen aus allen Ländern der EU 
teil. Die größte Mobilisierung lief in 
Frankreich, Belgien, Spanien und Ita- 
lien und wurde von Arbeitslosenin- 
itiativen, Gewerkschaften und zum 
Teil von den kommunistischen Par- 
teien getragen. Lediglich aus Belgien 
nahmen, gemeinsam mit den Arbei- 
tern aus Vilvoorde, auch größere 
Gruppen sozialdemokratischer Akti- 
vistlnnen teil. Aus den genannten 
Ländern kamen jeweils mehrere tau- 
send Teilnehmerlnnen, so daß die 
Demonstration keinesfalls niederlän- 
disch dominiert war. Allerdings war 
das Nachbarland Deutschland auch 
nicht allzu stark vertreten. Mit 
Schätzungsweise 700 Menschen, 
vor allem aus dem Spektrum kleiner 
trotzkistischer Gruppen, kam aus 
Deutschland eines der kleineren 
Kontingente der Demo. 

Besonders die Gewerkschaften 
dürfte der Erfolg der Demo aufhor- 
chen lassen, hatte doch ihr Versuch, 
am 28. Mai einen eigenen, von an- 
deren politischen Kräften losgelö- 
sten europäischen Aktionstag zur 
Arbeitslosigkeit durchzuführen, nur 
mäßigen Erfolg. Am Ende waren 
mehr Gewerkschafterlnnen gegen 
die Entscheidung ihrer Vorstände 

EUROPA UND DIE LINKE 

nach Amsterdam gefahren, als letz- 
tere für den 28. Mai mobilisieren 
konnten. Von den deutschen Ge- 
werkschafterlnnen wurde in Amster- 
dam die deutsche Rolle in der EU als 
Bremser i n  Fragen von Sozialcharta 
und Beschäftigung erkannt. Deut- 
sche Gewerkschafterlnnen verstan- 
den die Demo auch als Chance, in 
Amsterdam gegen Kohl zu demon- 
strieren. 

Die politische Linke und euro- 
päische Beschäftigungspolitik 
Und so muß auch der Anknüpfungs- 
punkt der politischen Linken für eine 
politische Auseinandersetzung um 
die Beschäftigungspolitik in Europa 
aussehen. Es muß vermittelt wer- 
den, daß die Ausgestaltung der, EU 
für die Frage der Arbeitslosigkeit 
eine Rolle spielt (ohne in den Fehler 
zu verfallen, ,,national sei nichts 
mehr machbar"). Das Auftreten der 
französischen Regierung auf dem 
EU-Gipfel in Amsterdam hat dafür 
ein Beispiel gegeben, auch wenn es 
ihr letztendlich nicht gelungen ist, 
die Prioritäten der Europäischen 
Währungsunion vom Geldwertstabi- 
litätsfetischismus zur Beschäfti- 
gungspolitik zu verschieben. 

Die deutschen Gewerkschaften 
und Linksparteien haben die Chan- 
ce, die erkennbaren Anfänge einer 
sozialen Bewegung für mehr Be- 
schäftigung - die erstmals die euro- 
päische Dimension sehr klar einbe- 
zieht - zu fördern. Sie können dies, 
indem sie sich der Forderung nach 
einem Europa, das ökologisch ver- 
trägliche und sozial gesicherte Ar- 
beitsplätze schafft, verschreiben und 
frühzeitig Bündnisstruturen mit ent- 
sprechenden sozialen Initiativen auf- 
bauen. 

Das böte die Chance, die eher 
akademisch (oder stabilitätsideolo- 
gisch) geführte Debatte über ,,den 
Euro" zu relativieren und in die For- 
derung nach einer politischen Gestal- 
tung der Währungsunion einzubet- 
ten. Dazu bedarf es aber einer Kon- 
kretisierung der eigenen Forderun- 
gen. Es reicht nicht, die Forderungen 
des EU-Gipfels von Essen zu wieder- 
holen und das Weißbuch für Wachs- 
tum, Wettbewerbsfähigkeit und Be- 
schäftigung von Jaques Delors zu 
predigen. Auch wenn darin vernünf- 
tige Ansätze enthalten sind, fehlt hier 
beispielsweise der Aspekt der Ar- 
beitszeitverkürzung völlig. 

Es müssen vielmehr sehr konkrete 
Modelle entwickelt werden, wie Ar- 
beitslosigkeit durch die EU bekämpft 

junkturelle Belebung), mehr ausländische Direktinvesti- 
tionen und die massenhafte Schaffung neuer Arbeits- 
plätze besonders im Dienstleistungssektor dürfte sich als 
illusion erweisen. Statt die Steuereinnahmen durch eine 
weitere Entlastung der Spitzenverdiener und Vermögen- 
den zu senken, was - wie sich in den USA zeigt - leicht 
zur Verwüstung der öffentlichen Infrastruktur führt, 
müßten die Wohlhabenden stärker als bisher zur Kasse 
gebeten werden. 

Die von der CDUICSUIFDP-Koalition betriebene Ame- 
rikanisierung des Sozialstaates zieht eine Amerikanisie- 
rung der Sozialstruktur (Vertiefung der gesellschaftlichen 
Kluft zwischen Arm und Reich) nach sich. Längerfristig 
könnten die Lohn- und Einkommenspreizung zu einer 
Spaltung der Gesellschaft führen, wie man sie nur aus 
Elendsregionen der sog. Dritten Welt kennt. Die soziale 
Polarisierung, d.h. die Potenzierung von Armut und 
Reichtum, verändert Wirtschaft, Gesellschaft und Staat. 

Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

Ansatzpunkte einer Gegenstrategie der Linken 
Die demokratische Linke ist nicht nur wegen des klägli- 
chen Scheiterns der Systemalternative zum Kapitalismus 
in die Defensive geraten, sondern auch geschwächt, weil 
sie - wie schon während des Kalten Krieges im Hinblick 
auf ihre Haltung zum Realsozialismus - in zwei Lager zer- 
fällt, die sich bezüglich ihrer Einschätzung der Politik zur 
Sicherung des Wirtschaftsstandortes unterscheiden. Mit 
der von Unternehmewerbänden und Bundesregierung 
forcierten, seit Ende der 80erlAnfang der 90er Jahre ge- 
führten ,,Standortdiskussion" wurde sie erneut gespal- 
ten: Sozialdemokratie, Gewerkschaften und Wohlfahrts- 
verbände halten den ,,sozialen Frieden" für einen Stand- 
ortvorteil. Der wiederholte Hinweis auf die Gefährdung 
des ,,Standortfaktors sozialer Friede" durch diverse 
,,Sparprogramme" der Bundesregierung war ein Aus- 
druck politischer Hilflosigkeit der Opposition. Umgekehrt 
begriffen linke Kritikerlinnen die Standortdebatte als 
,,Waffe im Verteilungskampf", obwohl ,,Globalisierung" 
mehr ist als eine Ideologie zur Stärkung der Kapitalmacht 
und zur Schwächung der Gewerkschaften. 

SPD und Gewerkschaften haben sich weitgehend in 
die Globalisierungsdebatte einbinden lassen und .nur im- 
mer wieder moniert, daß der - durch wohlfahrtsstaatli- 
che Leistungen gewährleistete - ,,soziale Frieden" von 
Unternehmer- und Regierungsseite aufgekündigt oder 
gefährdet werde. Wer aber das Konzept, andere Volks- 
wirtschaften durch eine aggressive Exportstrategie nie- 
derzukonkurrieren, grundsätzlich akzeptiert, muß auch 
tolerieren, daß die Senkung der Lohn- und Lohnneben- 
kosten im Rahmen einer angebotsorientierten Wirt- 
schaftspolitik absoluten Vorrang gegenüber Verbesse- 
rungen der Arbeits- und Lebensbedingungen hat. 

Übereinstimmung mit den Regierungsparteien signa- 
lisierte die Sozialdemokratie in der Diskussion über eine 
Steuerreform hinsichtlich der Möglichkeit, gemeinsam 
die Lohnnebenkosten und hier vor allem die Sozialversi- 
cherungsbeiträge zu senken. Die sich immer mehr durch- 
setzende Forderung nach Finanzierung sog. versiche- 
rungsfremder Leistungen aus allgemeinen Haushaltsmit- 
teln erscheint auf den ersten Blick berechtigt, bei ge- 
nauerem Hinsehen allerdings nur, wenn die erhöhte 
Steuerlast nicht einseitig den sozial Schwachen und versi- 
cherten Arbeitnehmer(inne)n selbst aufgebürdet wird, 
was aufgrund der Einkommenswirkungen indirekter 
Steuern zu befürchten ist. Sinnvoller wäre die Erhebung 
einer Vermögens-, Ergänzungs- bzw. Arbeitsmarktabga- 

be, um Selbständige, Freiberufler und Beamte stärker an 
den Kosten des sozialpolitischen lnterventionismus zu 
beteiligen. 

Statt des allgemeinen Lamentos über die Höhe der 
Lohn- und Lohnnebenkosten in Deutschland wäre eine 
Diskussion über den Sinn von Versicherungspflicht- und 
Beitragsbemessungsgrenzen innerhalb der gesetzlichen 
Sozialversicherung nötig. Statt über das ,,LohnabStands- 
gebot" für die Sozialhilfe zu streiten, hätte man die Not- 
wendigkeit von Mindestlöhnen thematisieren müssen. 
Arbeitslosigkeit und Armut in mehrfacher Millionenhöhe 
lassen die Forderungen nach einer sozialen Grundsiche- 
rung und einer Wertschöpfungsabgabe (,,Maschinen- 
steuer") aktueller denn je erscheinen, obwohl sie gerade 
jetzt nicht mehr erhoben werden. 

Seit die liberalkonservativen Regierungen in Großbri- 
tannien und Frankreich abgewählt wurden, hat sich die 
Chance der Linken hierzulande erhöht, die CDU/CSU/FDP- 
Koalition und Bundeskanzler Helmut Kohl zu stürzen. Die 
öffentliche Kritik am ,,Kasinokapitalismus" (Su'san Strange) 
und am Standortnationalismus wird zunehmen, auch 
wenn sich noch kein offener Widerstand gegen weitere 
Wohlstandseinbußen regt. Darauf deuten die politischen 
Streiks der Arbeiterlinnen bei Mercedes-Benz (für den Er- 
halt der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und die Beteili- 
gung am wachsenden Unternehmensgewinn), der Berg- 
leute an Saar, Rhein und Ruhr (um die Kohlesubventionen) 
oder der Stahlwerker (gegen die ,,unfreundliche Übernah- 
me" von Thyssen durch Krupp Hoesch) hin. Offenbar ist 
die Geduld vieler Opfer der Umverteilung ,,von unten nach 
oben" und des Sozialabbaus erschöpft. 

Fast drei Jahrzehnte nach der legendären Studenten- 
revolte wird es Zeit für ein ,,neues '68, für eine zweite 
Reformoffensive, die Gesellschaftspolitik auch jenseits 
parlamentarischer Willensbildungs- und Entscheidungs- 
Prozesse betreibt, das Sozialstaatspostulat des Grundge- 
setzes einzulösen sucht und weder vor herrschenden Au- 
toritäten noch bestehenden Machtverhältnissen viel Re- 
spekt zeigt. Dabei werden traditionelle Protestformen 
ebensowenig im Mittelpunkt stehen wie das Modell ei- 
nes paternalistischen Wohlfahrtsstaates, sondern erst 
noch zu erprobende Möglichkeiten demokratischer Parti- 
zipation, politischer Willens- bzw. Entscheidungsbildung 
und einer neuen Kultur der Solidarität. spw 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 96. 1997 
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fehlt es. bei der SPD, den Grünen Maßnahme eingeschätzt werden 
und der PDS, in der Linken insge- kann, haben alle wachstumsorien- 
samt an einer realistischen, d.h. tierten Strategien (auf die sich z.B. 
durchgerechneten und zeitnahen die bisher diskutierten politischen 
Vollbeschäftigungsprogrammatik, Vorschläge der SPD hau~tsächlich 

0 - - -  

die die Instru'mente präzise benennt reduzieren lassen) drei Nachteile kbeitszei.tVerkü  ZU nq und auch bereit wäre, für die poiiti- ~ Z W  Grenzen. Zunächst ist die 
Y sche Durchsetzung von Vollbeschäf- Schaffung eines neuen Arbeitsplat- 

Neue Strategien arbeitszeitorientierter tigungspolitik zu mobilisieren und zes in der Industrie und bei hoch- 
Beschäftigungspolitik zu kämpfen. Zwar liegen einige Ele- technisierten Dienstleistunqen sehr 

von Frank Wilhelmy* 

Wachstum allein 
kann nie und 

nimmer das Arbeits- 
volumen ausrei- 

chend erhöhen, u m  
auch nur in die 

Nähe einer Vollbe- 
schäftigungsoption 

,zu gelangen. 

,,Die Überarbeit des beschäfiigten 
Teils der Arbeiterklasse schwellt die 
Reihen ihrer Reserve, während um- 
gekehrt der vermehrte Druck, den 
die letztere durch ihre Konkurrenz 
auf die erstere ausübt, diese zur 
Überarbeit und Untemverfung unter 
die Diktate des Kapitals zwingt. Die 
Verdammung eines Teils der Arbei- 
terklasse zu erzwungnem Müßig- 
gang durch Überarbeit des anderen 
Teils und umgekehrt, wird Bereiche- 
rungsmittel des einzelnen Kapitali- 
sten und beschleunigt zugleich die 
Produktion der industriellen Reserve- 
armee auf einem dem Fortschritt der 
gesellschafilichen Akkumulation 
entsprechenden Maßstab. " Kar1 
Marx: Das Kapital I, MEW 23, 5. 
665f. 

rbeitslosigkeit kostet gewalti- A ge Summen. Die fiskalischen 
Kosten der Arbeitslosigkeit 

in Deutschland liegen 1997 bei 180 
Milliarden DM. Zum Vergleich: Die 
gesamte jährliche Staatsverschul- 
dung der Bundesrepublik beträgt 
demgegenüber 138 Mrd. DM 
(1 996). Einle ,,Durchschnittsarbeits- 
lose/r" kostete 1996 im Westen ca. 
49.000 DM bei Bezug von Arbeitslo- 
sengeld, bei Arbeitslosenhilfe sind es 
40.000 DM. Irn Osten sind es jeweils 
DM 38.000/33.000. 

Während von der Bundesregie- 
rung die Arbeitslosen und nicht die 
Arbeitslosigkeit bekämpft werden, 

mente vor (vgl. den Beitrag von R. 
Krämer in diesem Heft), es existiert 
aber kein politisches Programm, daß 
die vorstellbaren Elemente addiert 
und dafür mobilisiert. Und - schlim- 
mer noch - die Addition der Pro- 
grammelemente wäre bei weitem 
nicht ausreichend. Gleichzeitig fan- 
gen führende sozialdemokratische 
Politikerlnnen damit an, sich gegen- 
seitig mit  Verabschiedungen des 
Vollbeschäftigungszieles zu überbie- 
ten: Mosdorf, Schröder, Simonis ... 

Beschäftigungspolitik fand in 
Deutschland in den letzten Jahren 
nur noch in den Tarifrunden statt, 
bzw. durch die langwierig und mit 
Streik durchgesetzte und letztlich 
mit  der Lohntüte bezahlte Gewerk- 
schaftspolitik der Arbeitszeitverkür- 
zung (MV). Und da sieht die aktuel- 
le Lage deprimierend aus: Die bishe- 
rigen tariflich vereinbarten regelmä- 
ßigen jährlichen AZV sind mittler- 
weile fast zum Stillstand gekommen. 
Während die tarifliche Wochenar- 
beitszeit West von 1984 bis 1990 im 
Schnitt um 2 Stunden und 20 Minu- 
ten (von 40 auf 37,7) reduziert wur- 
de, ging sie in den folgenden Jahren 
bis 1995 nur um weitere 20 Minu- 
ten auf 37,4 Stunden zurück. Es 
kommt noch dicker: Die nächste 
große Tarifrunde im Metallbereich, 
bei der Arbeitszeitfragen anstehen, 
findet erst 1999 statt. Vorher läuft 
also (es sei denn ,,freiwillig") nichts. 
Vielfach hat die linksalternative Öf- 
fentlichkeit diesen Umstand noch 
gar nicht richtig begriffen: Bis 1999 
wird die Massenarbeitslosigkeit im 
glücklichsten Falle stabil hoch sein 
und nicht weiter eskalieren. Denn: 
Grundsätzlich gibt es systematisch 
nur zwei Strategien der Bekämpfung 
von Arbeitslosigkeit: 

durch Wachstum der Wirtschaft 
und damit des Arbeitsvolumens - 
und 

durch Verteilung des Arbeitsvo- 
lumens (durch Steuerung des Er- 
werbspersonenpotentials und AZV 
in allen Varianten). 

- 
teuer (Kosten von einigen Hundert- 
tausend bis zu Millionen DM). Zwei- 
tens ist nicht jedes Wachstum, son- 
dern nur noch ,,nachhaltigesJ' 
Wachstum wünschenswert. Dies be- 
deutet, daß eine qualifizierte 
Wachstumspolitik generell mit nied- 
rigeren Raten rechnen müßte. Drit- 
tens schließlich müßte es trotzdem 
dauerhaft und langfristig zu Wachs- 
tumsraten höher als das Produktivi- 
tätswachstum kommen, um zur Er- 
höhung von Beschäftigung und ver- 
mittelt zum Abbau der Arbeitslosig- 
keit beizutragen. Für Deutschland 
wäre ein Mindestwachstum von 
etwa 2,5% nötig. Aktuell jedoch 
liegt das Produktivitätswachstum in 
Deutschland über dem Wirtschafts- 
wachstum! 

Nimmt man die erwähnten Re- 
striktionen zur Kenntnis, ist die 
Schlußfolgerung klar. Wachstum al- 
lein kann nie und nimmer das Ar- 
beitsvolumen ausreichend erhöhen, 
u m  auch nur in die Nähe einer Voll- 
beschäftigungsoption zu gelangen. 
Nur Arbeitszeitverkürzung - und 
zwar in radikaler Form - könnte die 
raschen Beschäftigungseffekte zei- 
gen, die für eine Vollbeschäfti- 
gungspolitik unabdinbar sind. 

Neue IG-Metall-Offensive in der 
Arbeitszeitfrage 
Der aktuelle und heftig auch inner- 
gewerkschaftlich umstrittene Vor- 
stoß des IG Metall-Chefs Zwickel auf 
dem Beschäftigungskongreß des 
DGB in Berlin, Einführung der 32- 
Stundenwoche bis 1999 und Ver- 
zicht auf vollen Lohnausgleich, hat 
eine mögliche Offensive in der Ar- 
beitszeitfrage eingeleitet. Zwickel 
knüpfte an Überlegungen eines Vor- 
schlages vom Januar 1996 für ein 
spezielles Bündnis für Arbeit Ost an. 
Damals sollte im Osten die Einfüh- 
rung der 35-Stundenwoche vorge- 
zogen werden (dort gilt immer noch 
die 38-Stundenwoche bis Ende 
1998). Damit sollten bis zu 33000 
zusätzliche Stellen qeschaffen wer- - 
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EUROPA UND DIE LINKE 

N ach dem Gipfel von Amster- 
dam stellt sich die Frage, ob 
eine Beschäftigungsorientie- 

runa der EU in der Lase ist, die euro- ., - 
päische Integration wieder zu einem 
attraktiven Projekt werden zu lassen. 
Davor stellt sich jedoch die Frage, ob 
eine politische und soziale Bewegung 
für mehr Beschäftigung in Europa 
und für eine europäische Beschäfti- 
gungspolitik überhaupt möglich ist. 
Dies wäre Voraussetzung für die 
Durchsetzbarkeit einer Politik, die es 
mit einer Wende auf dem europäi- 
schen Arbeitsmarkt ernst meint. 

Daß die europäische Dimension 
der Arbeitslosigkeit in den Blick rük- 
ken muß, wurde spätestens mit der 
angekündigten Schließung des Re- 
naultwerkes in Vilvoorde und den 
sich daraus entwickelnden grenz- 
überschreitenden Solidaritätsaktio- 
nen sichtbar.' Durch das Verhand- 
lungsverhalten der französischen Re- 
gierung vor und in Amsterdam ei- 
nerseits und den überraschend gro- 
ßen Erfolg der Demonstration für 
ein soziales Europa in Amsterdam 
andererseits scheint die Frage der 
Beschäftigung ein zentrales Thema 
der Auseinandersetzung u m  die Zu- 
kunft der EU werden zu können. 

Dies ist für die Linke auch strate- 
gisch sinnvoll, da eine Orientierung 
auf mehr Beschäftigung in der zwei- 
ten großen Debatte - der um ,,den 
Euro" - vermittelbare Ansatzpunkte 
für eine Kritik der einseitigen Ausrich- 
tung der Währungsunion auf die 
Geldwertstabilität bietet. Es Iäßt sich 
einfach schwer ,,gegen eine stabile 
Währung", sehr wohl aber „für mehr 
Beschäftigung" in Europa streiten. 

In diesem Artikel soll daher über 
zwei Ansätze berichtet werden, die 
Verbindungen zwischen den aufkei- 
menden sozialen Bewegungen und 
linker Europapolitik herstellen könn- 
ten. 

Der ,,Europäische Aufruf für 
Vollbeschäftigung" 
Die erste European Convention for 
Full Employment am 22. und 23. 
Mai in Brüssel hat es geschafft, ins- 
gesamt 868 sehr unterschiedliche 
Menschen und Organisationen zu- 
~ammenzuführen.~ So saßen in den 
noblen Räumlichkeiten des Europa- 
parlaments die üblichen Euro-Yup- 
pies im Kostümchen plötzlich neben 
tätowierten, arbeitslos gewordenen 
Dockern aus Liverpool und diskutier- 
ten europäische Beschäftigungspro- 
gramme. Die Bandbreite der Teil- 
nehmenden reichte von Arbeitslo- 

seninitiativen über Vertreterlnnen 
von Unis und Kirchen bis zu Parteien 
aus dem rot-rosa-grünen Spektrum. 
Erfreulich, daß nicht nur die jeweili- 
ge europäische Ebene wie das Euro- 
pean Network o f  the Unemployed 
oder Europaparlamentarierlnnen, 
sondern auch nationale und kom- 
munale Repräsentantlnnen anwe- 
send waren, spricht dies doch dafür, 
daß die europäische Dimension des 
Themas Arbeitslosigkeit nicht mehr 
Iänger nur von Europaexpertlnnen 
diskutiert wird. 

Inhaltlich konzentrierte sich die 
Diskussion auf drei Themenberei- 
ehe? Aktionsprogramme zur Ent- 
wicklung eines ,,Dritten Sektors" der 
Sozial- und Solidarwirtschaft, syste- 
matische Arbeitszeitverkürzung auf 
zunächst höchstens 1400 Stunden 
jährlich „bei Erhalt der Massenkauf- 
kraft", sowie die Nutzung und Er- 
weiterung des Europäischen Investi- 
tionsfonds (EIF). 

Während die ersten beiden Be- 
reiche mit verschiedenen Schwer- 
punktsetzungen in den nationalen 
Diskussionen bereits Iänger eine Rol- 
le spielen, wird der Europäischen In- 
vestitionsfond als originär europäi- 
sches Instrument bislang wenig be- 
achtet. Dieser Fonds wurde 1994 
mit einer Höchstsumme von 60 Mrd. 
Ecu eingerichtet, hauptsächlich um 
eine Kofinanzierung von europäi- 
schen Infrastrukturmaßnahmen in 
den Bereichen Verkehr, Energie und 
Telekommunikation zu ermögli- 
chen4. Gerade in diesen Bereichen 
ergeben sich natürlich ökologische 
Probleme und die Gefahr der Finan- 
zierung von Monopolunternehmen. 
Aber auch die Unterstützung kleine- 
rer Unternehmen außerhalb der ge- 
nannten Bereiche ist im Rahmen des 
Fonds möglich. Hier könnten ent- 
sprechende Regelungen eingebracht 
werden, die eine Priorität von ar- 
beitsintensiven ökologischen und 
sozialen Maßnahmen festschreiben. 

Der Bereich des Europäischen In- 
vestitionsfonds ist deshalb beson- 
ders interessant, weil hier europäi- 
sche Anleihen ausgegeben werden 
könnten, die nicht auf die Verschul- 
dung der Mitgliedstaaten angerech- 
net werden müßten. Dies würde In- 
vestitionsprogramme auch unter 
den ,,Maastricht-Kriterien" bzw. den 
Regelungen des ,,Stabilitätspakts" 
ermöglichen. Bislang scheiterte dies 
am Widerstand der Regierungen 
Großbritanniens und Deutschlands. 
Dennoch sprach sich die Convention 
for Full Employment natürlich für 

Make Europe Work 
Beschäftigungspolitik als Perspektive für die EU? 

Von Thorben Albrecht* 

eine Revision der Maastricht-Kriteri- 
en aus. Außerdem wurde eine Har- 
monisierung von Steuern und Sozi- 
alstandards eingefordert, um ein 
Dumping in diesen Bereichen zu ver- 
hindern, sowie generell die niedrige- 
re Besteuerung der Arbeit und die 
höhere Besteuerung des Energie- 
und Umweltverbrauchs. 

Für 1998 ist in Deutschland, wie 
auch in anderen Ländern, eine Ver- 
anstaltung zur Fortführung des „Eu- 
ropäischen Aufrufs für Vollbeschäf- 
tigung" geplant. Diese kann aber 
nur den nötigen politischen Erfolg 
haben, wenn hier die Gewerkschaf- 
ten und die SPD stärker einsteigen 
und das Feld nicht allein den Grünen 
und den Arbeitsloseninitiativen 
überlassen. 

Die Gewerkschaften 
und Linksparteien 
müssen eine 
europäische Politik 
für ökologisch 
verträgliche und 
sozial gesicherte 
Arbeitsplätze 
fordern und 
Bündnisstruturen 
mi t  entsprechenden 
sozialen Initiativen 
aufbauen. 

Alternativgipfelbewegung und 
,,Europäische Märsche" 
Während des Regierungsgipfels in 
Amsterdam fand gleichzeitig ein Al- 
ternativgipfel unter dem Titel ,,Eure- 
top van Onderop - Gipfel von unten 
statt". Hier saßen die tätowierten 
Docker nun neben barfüßigen Grün- 
aktivistlnnen und diskutierten über 
die Verträglichkeit von Umwelt und 
Beschäftigung. 

Auch wenn der Alternativgipfel 
die Spannungen zwischen EU-Geg- 
nern (vor allem aus Skandinavien) 
und EU-Reformern nur bedingt 
übewinden konnte, so wurde doch 
an Sachthemen wie Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik, In- 
nenpolitik, Frauen in der EU, Globa- 
lisierung und EU sowie immer wie- 
der Arbeit und Soziales relativ kon- 
struktiv diskutiert. Leider waren die 
Debatten zum Teil von rückwärtsge- 
wandter bis esoterischer Kapitalis- 
muskritik geprägt, was sich bei- 
spielsweise in radikalem Lokalismus 
und in maßloser Überschätzung der 
,,consumer-power" ausdrückte. An- 
dererseits ließ die bunte Mischung 

* Thorben Albrecht, Historiker, ist Internationaler Sekretär Bundesverband beim Juso- 
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Etappe Amsterdam 
Die wichtigsten Ergebnisse der EU-Regierungskonferenz 1997 in Amster- 
dam: 

positiv: 
Stärkung der demokratischen Basis der Gesetzgebung 

- 23 neue Gesetzgebungsbereiche der Mitentscheidung des EP 
(2.B. Beschäftigung, Umweltschutz, Gleichberechtigung, For- 
schung) 

- Vereinfachung und größere Transparenz durch Reduzierung der 
Anzahl der Gesetzgebungsverfahren 

- leichte Ausweitung der Mehrheitsabstimmung im Rat 
- Wahl des Kommissionspräsidenten durch das EP 

Beschäftigungskapitel im Vertrag 
Integration des Sozialprotokolls 
Garantie von Menschenrechten mit gerichtlicher Kontrolle 
durch das EuGH 
Anti-Diskriminierungsartikel 
Verankerung des Prinzips der nachhaltigen Entwicklung in  al- 
len Bereichen 
Erste Überführung in die Gemeinschaftszuständigkeit im Be- 
reich der Justiz- und Innenpolitik (Asyl, Einwanderung, Zusam- 
menarbeit der Justiz, Schengener Abkommen) 

negativ: 
Stimmengewichtung im Rat bleibt unverändert 
Struktur der Kommission bleibt unverändert 
Agrarausgaben bleiben unverändert 
Bei Justiz- und Innenpolitik hat EP nur Anhörungsrecht und 

- Einstimmigkeit im Rat ist nötig 
Keine qualitative Verbesserung in der Außen- und Rechtspolitik 

IV. lnnovationsforderung 
Beschäftigung entsteht durch eine 
Weiterentwicklung der innovativen 
Potentiale in Europa. Konservative 
trocknen die Innovationsförderung 
aus. Forschungsgelder werden ge- 
strichen, Bildungsangebote versan- 
den. Dagegen muß es gehen: 

um eine ausgeweitete und er- 
neuerte Forschungsförderung, die in 
gesellschaftlich notwendigen Berei- 

lnsofern ist völlig chen neue lmpuls,e gibt und die 
klar, daß Amster- technologischen Stärken Europas 

dam in der Tat nur weiter nach vorne bringt, wie z. B. 
eine Etappe war und bei den neuen Werkstoffen, der Um- 
die nächste Reform- welttechnologie, der Biotechnologie 

konferenz bald und den Anwendungen der Infor- 
einzuläuten ist. mations- und Kommunikationstech- 

nologien; 
um einen breiten Fächer der Aus- 

und Weiterbildung in Europa durch 
die Europäische Union und die Mit- 
gliedstaaten. 

In diesen vier Bereichen sind mit 
dem Amsterdamer Vertrag qualita- 
tive Verbesserungen verbunden. In- 
sofern sollte der Prozeß der Ratifi- 
zierung möglichst rasch geschehen 
und auch nicht in Frage gestellt 
werden, wohlwissend, daß die Ge- 
samtschau des Amsterdamer Gip- 
fels nicht so positiv ausfällt. ,,Zwei 
Schritte vor, einen zurück" mag 

eine Gewichtung des Ergebnisses 
andeuten. Klar ist, daß mit dem er- 
zielten Amsterdamer Vertrag keine 
Erweiterung der EU möglich ist, 
und klar ist auch, daß in den Berei- 
chen Innen- und Rechtspolitik eine 
demokratische Basis fehlt. Insofern 
ist völlig klar, daß Amsterdam in der 
Tat nur eine Etappe war und die 
nächste Reformkonferenz bald ein- 
zuläuten ist. 

6) Bündnis für ein soziales 
Europa: Der Pakt für Beschäfti- 
gung 
Die Strategie fortschrittlicher Men- 
schen kann nur auf breite Bündnis- 
se in der Bevölkerung und der Poli- 
t ik setzen. So waren die Konventi- 
on für Vollbeschäftigung in Europa 
im Mai 1997, der Aktionstag der 
europäischen Gewerkschaften am 
28. Mai 1997 oder der Übergrei- 
fende Aufruf zum Arbeitslosen- 
marsch im Juni 1997 Ansatzpunk- 
te. Zudem müssen die Gewerk- 
schaften, die sich gegenüber der 
Schieflage der Währungsunion zu- 
nehmend kritisch zeigen, auf euro- 
päischer Ebene gestärkt werden. 
Die Auseinandersetzungen u m  die 
Schließung eines Renault-Werkes 
in  Belgien zeigen die Notwendig- 

EUROPA UND DIE LINKE 

keit einer starken gewerkschaftli- 
chen Vertretung in Europa und zei- 
gen auch die Möglichkeiten hier- 
für. Im ökologischen Bereich exi- 
stieren europaweit verschiedene 
Netzwerke von Nichtregierungsor- 
ganisationen, die als Bündnispart- 
ner in einem Projekt der Zähmung 
der ungezügelten Marktkräfte ge- 
wonnen werden können. 

Es gilt, diesen ,,Pakt für Be- 
schäftigung in Europa" zu stärken 
und deutlich ein Gegengewicht zu 
sogenannten Stabilitätspakten u.ä. 
in  der öffentlichen Darstellung zu 
formulieren. Die Bewegung in  der 
Diskussion in Europa darf nicht nur 
beobachtet werden. Fortschritt ist 
nur zu erzielen, wenn wir uns auf 
den Weg nach Europa machen. 
Warum 2.B. kann es nicht möglich 
sein, die auf der ersten Europäi- 
schen Konferenz für Vollbeschäfti- 
gung in  Brüssel verabschiedete Er- 
klärung als Minimalkonsens für ge- 
meinsames Handeln fortschrittli- 
cher Kräfte in Europa zu nutzen, 
w o  doch gerade bei der Ent- 
stehung verschiedene gesellschaft- 
liche Gruppen, Gewerkschaften, 
Sozialdemokraten, G~üne, Kom- 
munisten aus der EU mitgewirkt 
haben? 

Kritische Menschen sollten zu- 
dem in den fortschrittlichen Partei- 
en und Gewerkschaften die Positi- 
on: ,,Zustimmung zur Währungs- 
union, wenn entsprechende Aus- 
gestaltung und Ergänzung durch- 
gesetzt ist" verankern. Die Position 
des DGB-Bundesvorstandes vom 
8.4.97 zeigt in die richtige Rich- 
tung. Auch im Bereich der Europa- 
politik muß die Trennlinie zu den 
Konservativen in  der Bundesrepu- 
blik deutlich werden. Die ideologi- 
sche Borniertheit der Bundesregie- 
rung ist sowohl für die Bundesre- 
publik als auch für Europa ein Aus- 
laufmodell. Zwar gibt es schon 
jetzt 9 von 15 sozialdemokratische 
Regierungschefs und drei weitere 
Regierungsbeteiligungen, aber 
dies allein ist sicherlich kein Garant 
für eine fortschrittliche Weiterent- 
wicklung des europäischen Projek- 
tes (aber sicherlich auch kein son- 
derlicher Hinderungsgrund). Die 
politische Realität hat sich verän- 
dert. Eine sozialdemokratische ge- 
führte Bundesregierung würde si- 
cherlich noch ein weiterer wichti- 
ger Baustein sein. Aber ein sich 
entwickelndes Europa fällt nicht 
vom Himmel. Unser Europa ist das, 
was wir draus machen. spni 
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Arbeitnehmerlnnen, 1 Stunde durch 
die Bundesanstalt für Arbeit). Die IG 
Metall hatte für Ostdeutschland aus- 
gerechnet, daß die Bundesanstalt 
für Lotinkostenzuschüsse für 33000 
Beschäftigte 500 Millionen DM aus- 
geben müßte, gleichzeitig aber eine 
Milliarde DM an Lohnersatzleistun- 
gen sparen könnte. Der Gedanke der 
Drittelparität bei der Finanzierung 
von AZV ist nunmehr wiedergekehrt 
und enthält als strategisch neues 
Element die Einbeziehung des Staa- 
tes in die Tarifpolitik, insbesondere 
als Unterstützung für AZV und als 
Garant für einen Teil des Lohnaus- 
gleiches. 

Wichtig ist, den strategischen 
Hintergrund des Vorschlages richtig 
einzuordnen. Aus Sicht einer herge- 
brachten Forderung nach ,,vollemn 
Lohnausgleich ist der Ansatz gleich- 
sam ein Tabubruch. Aus Sicht einer 
realistischen Bewertung der bisheri- 
gen Strategien und Ergebnisse ge- 
werkschaftlicher Tarifpolitik jedoch 
ist der Vorschlag zunächst lediglich 
eine erzwungene Anpassung an die 
Realität und damit auch nicht mit 
dem Mobilisierungsnachteil über- 
höhter Erwartungen belastet.. Er ist 
ironischerweise noch relativ pfiffig, 
da ja - weil der ,,volle Lohnaus- 
gleich" nie allzu präzise definiert 
war, lediglich eine nie umgesetzte 
Maximalposition gegen eine Realpo- 
sition unter dem Titel teilweiser 
Lohnausgleich getauscht wurde, 
und nun die Tarifpolitik unter den 
gleichen Verteilungsgegebenheiten 
aber mit  mehr politischem Druck 
und ohne reales zusätzliches Opfer 
fortgesetzt werden könnte. 

Um diese Einschätzung nachzu- 
vollziehen, muß man sich vergegen- 
wärtigen, was AZV und Lohnaus- 
aleich eigentlich bedeuten. Beim Be- - 
griff des (vollen) Lohnausgleiches 
herrscht ein heilloses Durcheinan- 
der. Es wird meist - bewußt oder 
unbewußt - nicht unterschieden 
zwischen Nominal-, Real- und Effek- 
tiveinkommen einerseits und dem 
zur Verfügung stehenden tariflichen 
Verteilungs-,,Kuchen" (die Höhe der 
Inflationsrate, das Produktivitäts- 
wachsturn - sowie eine in den letz- 
ten Jahren in Vergessenheit gerate- 
ne Urnverteilungskornponente) an- 
dererseits. Meist ging es der gewerk- 
schaftlichen Tarifpolitik nolens vo- 
lens um die Absicherung der Nomi- 
nallöhne. D.h. die Stundenlöhne 
wurden soweit angehoben, daß mit 
Ihnen nach der AZV das nominale 
Lohneinkommen gesichert wurde. 

Faktisch mußten stets AZV mit gerin- 
geren Lohnsteigerungen bezahlt 
werden, was stets ,,Verzicht" bedeu- 
tete, bzw. ,,Solidarität in einer Klas- 
se" war und dennoch als AZV mit 
vollem Lohnausgleich bezeichnet 
werden konnte. Worum es nunmehr 
geht, ist, daß bei rascheren Schritten 
der M V  das Verteilungsvolumen 
nicht mehr für den vollen, sprich den 
Nominallohnausgleich reicht und 
eine Umverteilung zuungunsten der 
Unternehmerseite bei den derzeiti- 
gen Kräfteverhältnissen recht un- 
wahrscheinlich ist. Trotzdem soll 
AZV mit tarifpolitischen Mitteln wei- 
tergeführt werden. Die sind aller- 
dings mehrfach begrenzt: 

durch Überlastung und Über- 
frachtung, Alleinelassen der Tarifpo- 
litik, 

durch die lnteressenlage von Un- 
ternehmen (Verlust des Druckmittels 
bei Abbau der Arbeitslosigkeit) aber 
auch der Beschäftigten (der Eigen- 
nutz einer Lohnsteigerung steht ge- 
gen das objektive Interesse an Ar- 
beitsplatzsicherheit), 

durch die Begrenztheit des Ver- 
teilungsspielraumes, 

durch die Erfahrung, daß AZV zu 
Einkommenseinbußen und Arbeits- 
verdichtung geführt hat (das bedeu- 
tet psychologisch eine Motivations- 
grenze und ökonomisch eine reale 
Einkommensgrenze - bei den unte- 
ren Gruppen). 

Schließlich hat AZV ohne Ein- 
kommensausgleich (wenn die reale 
Lohnsumme nach der AZV inklusive 
neuer Beschäftigung gesunken ist) 
nachfragepolitisch kontraproduktive 
Wirkung und ruiniert die arbeits- 
marktpolitischen Effekte der AZV. 

Zuviel Last liegt also auf der Tarif- 
politik, eine gesellschaftspolitische 
Entlastung der Tarifpolitik ist gefor- 
dert, nicht nur um die Erfolgsbedin- 
gung von tarifpolitischer Beschäfti- 
gungspolitik zu verbessern, sondern 
um den Schritt zu einer integralen 
Vollbeschä ftigungspolitik zu vol lzie- 
hen, die Wachstums- und Vertei- 
lungspolitik, Tarif- und staatliche 
Gesellschaftspolitik miteinander ver- 
bindet. 

Es geht strategisch um drei nur 
gleichzeitig funktionierende Aufga- 
ben: 

einen Wiederbeginn und radi- 
kale Steigerung von AZV zu errei- 
chen 

AZV mit Lohnausgleich im Sinne 
einer Vermeidung von Nachfrage- 
ausfällen (gleichbleiben der realen 
Lohnsumme) zu vereinbaren 

den begrenzten Spielraum der 
Tarifpolitik auszuweiten im Hinblick 
auf den Verteilungsaspekt und das 
Kräfteverhältnis der Tarifparteien. 

Die Schlußfolgerung kann nur 
sein: Arbeitszeitpolitik muß weit 
stärker politisiert werden (Verant- 
wortung des politischen Systems 
und gesellschaftliche Wirkung) und 
der Staat muß strategisch intensiv 
mit  einbezogen werden. 

Eine Erweiterung des Vertei- 
lungsspielraums für radikale AZV ist 
nur durch das vollständige Aus- 
schöpfen des ,,TarifkuchensU einer- 
seits und durch zusätzliche finanziel- 
le Beteiligung von Gesellschaft und 
Staat zu erzielen. 

Der ehemalige französische Pre- 
mier Rocard hat 1996 in einem Be- 
richt des Ausschusses für soziale An- 
gelegenheiten und Beschäftigung 
des Europa-Parlamentes als einer 
der ersten auf europäischer Ebene 
darauf verwiesen, daß es die bereits 
existierenden fiskalischen Kosten der 
Arbeitslosigkeit sind, deren umge- 
widmetes Volumen den verteilungs- 
politisch neutralen Rahmen eines re- 
levanten Mitteleinsatzes für Beschäf- 
tigung definiert. 

Die Frage ist allerdings, wie die- 
ses Finanzvolumen mit staatlichen 
Instrumenten arbeitszeitpolitisch ein- 
gesetzt werden könnte. 

Für ein neues ,,Bündnis für 
Arbeit" - Arbeitszeitverkürzung 
statt Arbeitslosigkeit finan- 
zieren 
Ralf Krämer (spw 1/97) hat AZV zu 
Recht als Kernelement eines neuen 
,,Bündnis für Arbeit" ausgemacht. 
Seine Vorschläge gingen dahin, bei 
unteren Lohngruppen die potentiel- 
len Einbußen durch AZV durch Hil- 
fen der BA für Arbeit auszugleichen 
und Qualifizierungsmaßnahmen 
auszuweiten. Ähnliche Überlegun- 
gen wurden bereits Anfang 1996 
auf der crossover-Konferenz der 
Zeitschriften spw, Utopie kreativ 
und Andere Zeiten breiter diskutiert 
und in einer Erklärung verabschiedet 
- vgl. Eine spw Reihe 2/1996. von Modellen ist über 

diese Ansätze hinaus denkbar. Ein 
Kerngedanke ist dabei wichtig: Mitt- 
lerweile hat sich die Überzeugung 
recht weit verbreitet, daß es besser sei, 
Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finan- 
zieren. Ein wichtiger Schritt wäre wei- 
terzugehen: Arbeitszeitverkürzung 
rnuß statt Arbeitslosigkeit finanziert 
werden! Der zentrale Unterschied be- 
steht in der Verteilungswirkung. 

Arbeitszeitpolitik 
rnuß weit  stärker 
politisiert werden 
(Verantwortung des 
politischen Systems 
und gesellschaftli- 
che Wirkung) und 
der Staat muß 
strategisch intensiv 
m i t  einbezogen 
werden. 

Mittlenweile hat  sich 
die Überzeugung 
recht weit  verbrei- 
tet, daß es besser 
sei, Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit z u  
finanzieren. Ein 
wichtiger Schritt 
wäre weiterzuge- 
hen: Arbeitszeitver- 
kürzung rnuß statt 
Arbeitslosigkeit 
finanziert werden! 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 96, 1997 



Subventionsleistun- 
gen für AZV stellen 

gewissermaßen eine 
Kombination aus 

den Subventionsvor- 
schlägen des einen 
Teils der Linken mi t  
der Erwerbsarbeits- 

orientierung des 
anderen Teiles dar. 

Wenn AZV finanziert wird, verteilen 
sich die Arbeitsplätze, d.h. steigt die 
Beschäftigung bei gleichem Arbeitsvo- 
lumen. Das Niveau der Gesamtarbeits- 
zeit bleibt gleich und daher werden 
gleichzeitig vorhandene Arbeitsplätze 
gesichert. Eine reine Lohnsubventio- 
nierung von Arbeitsplätzen soll dem- 
gegenüber das Arbeitsvolumen bzw. 
die Gesamtarbeitszeit erhöhen und 
Iäßt das Niveau der individuellen Ar- 
beitszeit gleich, verspielt also mögli- 
che Verteilungseffekte bzw. bleibt in 
der Schere der permanenten Produkti- 
vitätsfortschritte, die ohne erhebliches 
Wachstum oder entsprechende AZV 
stets zum Abbau von Beschäftigung 
führt. 

Beispiele existierender staatlich 
finanzierter Arbeitszeitverkür- 
zungsmodelle 
Ohne daß es als das bezeichnet 
wird, was es real ist, existiert bereits 
eine ~ i e l f a l t  faktischer staatlicher 
Subventionierungen von Arbeitszeit- 
verkürzungen. Zu nennen wären 
(mittlerweile gekürzt oder abge- 
schafft) Altersteilzeit, Frühverren- 
tungen, Kurzarbeitergeld, Schlecht- 
wettergeld. Auch Arbeitslosengeld 
und -hilfe, zum Teil Sozialhilfe sind 
in gewisser Weise zynische Förde- 
rung von AZV - nämlich auf Null mit 
Teillohnausgleich und ohne jede Be- 
schäftigungswirkung. 
Robien-Gesetz in Frankreich 
Im August 1996 trat in Frankreich 
das nach seinem Schöpfer, dem libe- 
raikonservativen (!) UDF-Abgeord- 
neten Gilles de Robien benannte 
,,Gesetz de Robien" in Kraft. In sei- 
ner ,,offensivenn Variante sieht das 
Gesetz eine Subventionierung von 
AZV bei der Schaffung neuer Stellen 
vor: Einem Unternehmen, das die 
Arbeitszeit u m  10% senkt und für 
mindestens 2 Jahre 10% mehr Be- 
schäftigte neu einstellt, wird vom 
Staat im Ausgleich für 7 Jahre ein 
Anteil der Sozialabgaben für die Be- 
schäftigten erlassen. Im ersten Jahr 
beträgt die Entlastung 4O0/0 des Ar- 
beitgeberanteils, danach 30%. Nach 
Schätzungen subventioniert der 
Staat dadurch jeden neuen Arbeits- 
platz mit  umgerechnet rund 23.700 
DM (FAZ 29.1 0.96; Wirtschaftswo- 
che 12/97), was verglichen mit den 
hiesigen Kosten allein für die Finan- 
zierung eines einzelnen Arbeitslosen 
nicht dramatisch erscheint. Viele Be- 
obachter gehen in Frankreich von ei- 
ner weitgehenden Selbstfinanzie- 
rung des Gesetzes aus, da das Auf- 
kommen späterer Beitragszahler die 

Ausgaben für das Gesetz ausglei- 
chen könnten. 

Bislang haben über 200 Unter- 
nehmen in Frankreich das Gesetz 
angewendet - allerdings auch in ei- 
ner ,,defensivenu Variante, wo über 
AZV und Subventionierung lediglich 
Entlassungen verhindert werden 
konnten. So geschehen 2.B. bei dem 
Großunternehmen Moulinex, wo 
750 Arbeitsplätze gerettet werden 
konnten. Mittlerweile gerät das Ge- 
setz beim Unternehmerlager unter 
Beschuß, nicht etwa weil es wir- 
kungslos wäre, sondern gerade we- 
gen der Wirksamkeit. Die Unterneh- 
mer befürchten neben den langfri- 
stigen Kosten insbesondere, daß die 
Löhne zu sehr steigen könnten. 
Hony soit qui mal y pense. Erstaunli- 
cherweise wurde dieses Gesetz in 
der Bundesrepublik bisher von kei- 
ner Seite beachtet und diskutiert. 
Das sollte sich dringend ändern. 
Ansätze in der Bundesrepublik 
Erstmalig kamen in der Bundesrepu- 
blik immerhin ähnliche Überlegun- 
gen auf, als das spätere W-Mode l l  
verhandelt wurde. Zahlungen der 
Bundesanstalt für Arbeit sollten die 
Umsetzung erleichtern. Natürlich 
kam es nicht dazu und die Beleg- 
schaft mußte die ,,Solidarität in einer 
Firma" selbst bezahlen. 
AZV-Subvention statt  Lohnsub- 
ventionen 
Alle beschäftigungspolitisch ange- 
legten Lohnsubventionierungsmo- 
delle - jüngst wurde von der SPD- 
Bundestagsfraktion die vollständige 
Entlastung von Sozialabgaben für 
,,einfachen Arbeitsplätze vorgeschla- 
gen - sind systematisch Finanzie- 
rung von Arbeit - ohne daß das Ar- 
beitszeitinstrument genutzt würde. 
Sie teilen jedoch die erheblichen 
Mängel der Lohnsubvention (Mit- 
nahmeeffekte, Lohndumping), ohne 
die Vorteile der AZV zu nutzen. Lo- 
gisch wäre jedoch immerhin der 
Schritt von der Finanzierung der Ar- 
beit zur Finanzierung der AZV nicht 
mehr groß. Die strittige Debatte um 
die kontroversen und z.T. wenig hilf- 
reichen Vorschläge eines Bürgergel- 
des, einer Negativsteuer (Fritz 
Scharpf) oder eines garantierten 
(zweiten, staatlichen) Grundeinkom- 
mens oder eines erwerbsbezogenen 
,,zweiten Schecks", wie ihn Andre 
Gorz vorschlug, könnte einen ent- 
scheidenden Schritt weitergebracht 
bzw. aufgelöst werden, wenn man 
statt Lohn- oder Sozialsubventionen 
AZV-Subventionen diskutieren wür- 
de. Subventionsleistungen für AZV 
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stellen gewissermaßen eine Kombi- 
nation aus den Subventionsvorschlä- 
gen des einen Teils der Linken mit 
der Erwerbsarbeitsorientierung des 
anderen Teiles dar. Sie könnten weit 
akzeptabler sein, da sie die Mängel 
der reinen Subventions- und Ersatz- 
leistungsmodelle nicht aufweisen. 

Vorschlag eines Maßnahmenpa- 
ketes staatlich flankierter AZV 
Nachfolgend sollen einige Modell- 
elemente skizziert werden, die AZV 
und Vollbeschäftigungspolitik wei- 
terbringen könnten. Die Einzelmaß- 
nahmen schließen sich nicht aus, 
sondern ergänzen einander bzw. 
verstärken die Gesamtwirkung: 
7 .  Ein neues Arbeitszeitgesetz 
Zu den Merkwürdigkeiten der deut- 
schen Debatte gehört, daß anders 
als in Frankreich niemand über die 
einfachste Variante einer admini- 
strativen Flankierung von AZV nach- 
zudenken scheint - ein neues Ar- 
beitszeitgesetz. Das gültige, von der 
Bundesregierung . 1994 novellierte 
Arbeitszeitgesetz bietet den Rahmen 
für Arbeitszeitverlängerungen. Er- 
laubt wurde nicht nur die 48-Stun- 
denwoche mit einer täglichen Ar- 
beitszeit von 8 Stunden, sondern 
auch die 60-Stundenwoche mit ei- 
ner täglichen Arbeitszeit von 10 
Stunden innerhalb eines halbjährli- 
chen Ausgleichszeitraumes. 

Ein neues Arbeitszeitgesetz müß- 
te demgegenüber eine mittelfristige 
Rahmenbedingung für AZV bieten. 
Ein neues AZG könnte die 37-Stun- 
denwoche ab sofort festschreiben, 
die 35-Stundenwoche ab dem Jahr 
2000 und die 30-Stundenwoche ab 
2005 als Regel-Wochenarbeitszeit 
einer Vollzeitbeschäftigung. Dies 
würde durchaus verteilungspolitisch 
neutral erfolgen können - ganz in 
Anlehnung an die strukturell ähnli- 
chen Debatten um eine Öko- 
(be)steuerung der Ökonomie. Die 
Definitionsgrenzen für Teilzeitarbeit 
würden angepaßt. Sozialversiche- 
rungsfreie Arbeit dürfte es nicht 
mehr geben (geringfügige Beschäf- 
tigung etc.) Die Höchstgrenze für 
Überstunden könnte z.B. bei 5 Stun- 
den über der Wochenarbeitszeit lie- 
gen. Überstunden müßten grund- 
sätzlich durch Freizeit ausgeglichen 
werden. - Auf eineIn Arbeitnehme- 
rin entfielen 1996 durchschnittlich 
62.1 Stunden (Ost: 42.0; 1995: 69 
bzw. 48,3 Stunden), was 4, l  % 
( I  995: 4,6; Ost: 2,6/3,0) des Ar- 
beitsvolumens entspricht. 1,8 Milli- 
arden Überstunden haben die deut- 
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den konservativen Wirtschaftspolitik 
schlicht unredlich, auf nationale 
Handlungsoptionen zu setzen, son- 
dern wir müssen die Schlagseite des 
Europrojektes beseitigen. Heute ver- 
fügt kein Staat in Europa mehr allein 
über die Instrumente, um Kapital- 
ströme und Ressourcentransfers zu 
regulieren, Marktmacht zu begren- 
zen, Arbeitslosigkeit zu bekämpfen 
und soziale Gerechtigkeit zu sichern. 
Und kein Staat ist in Europa souve- 
rän genug, allein die natürlichen Le- 
bensgrundlagen seiner Bürgerinnen 
und Bürger zu schützen. Jetzt den 
Sprengsatz legen zu wollen, ließe in 
der Tat den europäischen Integrati- 
onsprozeß versanden und wahr- 
scheinlich scheitern. 

Es zeigt sich, daß es außer der 
EU keine auch nur in Ansätzen er- 
kennbaren politischen oder gesell- 
schaftlichen Institutionen gibt, die 
gestaltend eingreifen können. Es ist 
auch völlig unwahrscheinlich, jen- 
seits der EU auf absehbare Zeit alter- 
native Eingriffsmöglichkeiten schaf- 
fen zu wollen. Durch die EU können 
politische Handlungsspielräume zu- 
rückgewonnen werden, über die 
derzeit keiner der westeuropäischen 
Nationalstaaten allein verfügt und 
auch nach einem möglichen Aufge- 
ben von Maastricht nicht verfügen 
würde. Mi t  einer stärkeren Beto- 
nung der jeweiligen nationalen In- 
teressen würde die EU, auch wenn 
sie formal weiterbestehen würde, 
ausgehöhlt. Bestimmend würden 
zumindest zuerst die ökonomisch 
stärksten Staaten. Rücksichtsloses 
Konkurrieren gegen den europäi- 
schen Nachbarn wäre die Konse- 
quenz. Dann hätte wirklich die Öko- 
nomie über die Politik gesiegt. 

5) Ansatzpunkte für fortschritt- 
liches Handeln in der EU nach 
Amsterdam 
Das Kräfteparallelogramm in der EU 
ist nicht für alle Zeit festbetoniert, so 
daß Veränderungen im Sinne einer 
fortschrittlichen Politik nicht möglich 
wären. Im Gegenteil, Bewegung ist 
vorhanden. In den letzten Monaten 
ist das dominierende Modell einer 
konservativen Deregulierung von der 
europäischen Bühne geworfen wor- 
den. Die Diskussion über Möglichkei- 
ten der Gestaltung ist wieder offen. 
Die Veränderung der Agenda wurde 
auch auf dem Amsterdamer Gipfel 
deutlich. Unversehens stand die Bun- 
desregierung als alleiniger Bremser 
da und konnte ihre Vorstellung eines 
deregulierten Währungsraumes im 

Stile deutscher Großmannssucht 
eben nicht mehr durchsetzen. Der 
Amsterdamer Vertrag hat - zumin- 
dest was die hier diskutierten Politik- 
bereiche der Wirtschafts- und Be- 
schäftigungspolitik betrifft - zentrale 
Eckpunkte festgeschrieben. Dies 
kann der Ausgangspunkt einer ersten 
Etappe hin zu einem neuen europäi- 
schen Weg sein. Konkrete Ansatz- 
punkte und Handlungsnotwendig- 
keiten liegen in vier Bereichen: 

I. ~eschäftigungspolitik 
Das zentrale Problem der Massenar- 
beitslosigkeit überlagert zunehmend 
andere Politikbereiche und entfaltet 
einen zunehmenden Leidensdruck 
bei allen Handelnden. Es geht dar- 
um, den Tendenzen des gegenseiti- 
gen Ausspielens (Staat gegen Staat, 
Beschäftigte gegen Arbeitslose) ent- 
gegenzuwirken und Reformschritte 
anzugehen. Dazu gehören: 

Beschäftigungspolitik ist nun 
prioritär im EU-Vertrag verankert 
und ein bindender Prozeß der Koor- 
dinierung mit der Politik der Mit- 
gliedstaaten muß eingerichtet wer- 
den. Die Ausgestaltung dieses An- 
satzes im Rahmen des Luxemburger 
Beschäftigungsgipfels im Oktober ist 
dabei von großer Bedeutung. 

Eine wirksame Besteuerung von 
Spekulationsgewinnen und eine ver- 
besserte Kontrolle von bilanzunwirk- 
Samen Geschäften (Terminmarktge- 
schäfte, Derivatgeschäfte). So ist die 
Diskussion über eine Devisenumsatz- 
steuer (Tobin-Steuer) wieder akti- 
viert worden. Das Austrocknen von 
Steueroasen, ein Stop des Steuer- 
wettbewerbs nach unten, eine Har- 
monisierung und beschäftigungsför- 
dernde Gestaltung der Steuerpolitik 
müssen verabredet werden, um In- 
vestitionen zu ermöglichen. 

Ein gewichtiger Schlüssel liegt in 
der Arbeitszeitpolitik, denn nur mit 
einer radikalen Arbeitszeitverkür- 
zung und Neustrukturierung der Ar- 
beitsverhältnisse kann Erwerbsarbeit 
in Europa so umverteilt werden, daß 
die Massenarbeitslosigkeit beseitigt 
wird. Der Weg der IG Metall ist ge- 
nau der richtige. 

Rahmenbedingungen für die teil- 
weise subventionierte Arbeit gilt es 
zu schaffen (vgl. das Modell der so- 
zialen Betriebe in Niedersachsen). 

II. Soziale Rechte durch Nutzung 
der Einbeziehung und Erweite- 
rung des Sozialprotokolls 
Eine EU mit einheitlicher Währung 
und mit einem freien Binnenmarkt 

erhöht den Druck auf Löhne und Ar- 
beitsbeziehungen. Wir brauchen da- 
her europäische Regelungen für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer, z.B.: 

Ermöglichung grenzüberschrei- 
tender Tarifverträge 

Ermöglichung grenzüberschrei- 
tendem Koalitions- und Streikrecht 

Absicherung von sog. atypischen 
Arbeitsverhältnissen 

III. Ökologische Runderneue- 
rung 
Alle Studien zeigen, daß Umwelt- 
schutz Beschäftigung schafft. Inzwi- 
schen sind allein 2,7% aller Beschäf- 
tigten in Deutschland in diesem Be- 
reich tätig. Hier gibt es Wachstums- 
raten von 5.5 - 8%. Daher muß: 

die Umweltgesetzgebung zur 
Förderung entsprechender Waren 
und Dienstleistungen weiter entwik- 
kelt werden; 

es ein europäisches Investitions- 
Programm für eine zukunftsfähige 
Entwicklung zur Erneuerung der In- 
frastruktur geben; 

eine Konzentration der Mittel 
des Strukturfonds auf den Bereich 
,,Arbeit und Umwelt" stattfinden. 

Das Kräfieparallelo- 
gramm in der EU ist 
nicht für alle Zeit 
festbetoniert, so 
daß Veränderungen 
i m  Sinne einer 
fortschrittlichen 
Politik nicht möglich 
wären. 
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Unser Europa ist 
das, was wir draus 
machen 
von Bernd Lange* 

ie Einbeziehung der europäi- D' schen Dimension in die Dis- 
kussionsprozesse um die For- 

mierung der Linken und eines linken 
Reformprojektes war ein Schritt in die 
richtige Richtung. Ich verstehe die fol- 
genden Anmerkungen, die ich zuge- 
spitzt formuliert habe, damit sie der 
Verdeutlichung einiger Punkte dienen, 
als einen Beitrag zu dieser Debatte. 

Die EU kann einen 
Beitrag zur Zäh- 

mung des globali- 
sierten Kapitalismus 
darstellen, m i t  dem 

neue Handlungs- 
spielräume für eine 

fortschrittliche 
Politik geschaffen 

werden. 

1) EU als Handlungsoption 
stärker wahrnehmen 
Klar ist: Die Europäische Union ist 
per se kein linkes oder fortschrittli- 
ches Projekt. Die EU ist das geronne- 
ne Kräfteverhältnis in Westeuropa. 
Insofern gilt es, die Meßlatte ange- 
messen zu legen. Das Handlungsfeld 
EU dürfen wir nicht den Konservati- 
ven überlassen, vielmehr müssen wir 
die EU als Chance sehen, gerade der 
Politik der Deregulierung und des 
sozialen Kahlschlages einiger natio- 
naler Regierungen wie der Bundes- 
regierung eine Politik der Gestaltung 
entgegenzusetzen. Die EU kann ei- 
nen Beitrag zur Zähmung des globa- 
lisierten Kapitalismus darstellen, mit  
dem neue Handlungsspielräume für 
eine fortschrittliche Politik geschaf- 
fen werden. 

2) lnternationalisierung braucht 
internationale Politik 
Aufgrund der lnternationalisierung 
der Märkte, insbesondere des Kapi- 
talmarktes, und aufgrund des realen 
Binnenmarktes, ist der Versuch, rein 
nationalstaatlich ein Remake einer 
keysianistisch inspirierten traditionell 
nachfrageorientierten Wirtschafts- 
politik zu etablieren, nicht mehr 
praktikabel. Dies soll nicht als ein Ar- 
gument gegen die Stärkung der Bin- 
nennachfrage durch Umverteilung 
mißverstanden werden. Der Natio- 
nalstaat tritt gegenüber einer regio- 

* Bernd Lange MdEP, Burgdorf bei Hannover, stellv. Vors. des Forschungs- 
ausschusses des Europäischen Parlaments 

nalen Blockbildung zurück. Deshalb 
ist ein Konzept europäischer Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik nicht nur 
Beiwerk, sondern dringend notwen- 
dig, wenn ein Beitrag zur Bekämp- 
fung der Massenarbeitslosigkeit ge- 
leistet werden soll. Bei einer ökono- 
mischen lnternationalisierung kann 
es nur darum gehen, auf einer su- 
pranationalen Ebene Gestaltungsfä- 
higkeit entgegenzusetzen. „Die Are- 
na des Kampfes ist ausgeweitet". 

3) Der EURO und die Politik 
Der EURO ist zweifellos ein zentraler 
Punkt der Bewertung der real vor- 
findlichen EU. Die Währungsunion 
mit ihren Kriterien kann auch unter 
fortschrittlicher Sichtweise ein sinn- 
voller Akt sein: 

niedrige Zinsen dienen der Steige- 
rung von Investitionsmöglichkeiten; 

niedrige Inflation trägt zur Stabi- 
lisierung der Nachfrage, insbesonde- 
re der Situation der ,,kleinerena' Ein- 
kommen bei; 

Konsolidierung der Verschul- 
dungslage als Abbau der Umvertei- 
lung (gemeinschaftliches Steuerauf- 
kommen über Schuldendienst an 
private Kapitalverleiher) und Rückge- 
winnung eines finanzpolitischen 
Handlungsraumes für Staat, Länder 
und Kommunen - mit 25% der Ein- 
nahmen für den Schuldendienst Iäßt 
sich keine Politik mehr gestalten; 

Ausschaltung von Wechselkursri- 
siken wie 2.B. Betriebsverlagerungen 
und Währungsspekulationen. 

gemeinschaftliche Geldpolitik in 
Europa als Rückgewinnung von 
geldpolitischer Souveränität. 

Zweifelsohne hat aber die Wäh- 
rungsunion eine Schlagseite. Sie ist 
allein auf Geldwertstabilität ausge- 
richtet. Insofern sind Ergänzungen 
nötig, um die positiven Effekte der 
Währungsunion auch in mehr Be- 
schäftigung umzusetzen. Die derzei- 
tige ~rgumentation der Bundesregie- 
rung jedoch, das Erreichen der Kon- 
vergenzkriterien für eine rigorose 
Sparpolitik und den Abbau des Sozi- 
alstaates verantwortlich zu machen, 
muß als Mißbrauch entlarvt werden. 
Der Vertrag von Maastricht schreibt 
eben gerade keine restriktive Fiskal- 
politik mit negativen Konjunkturwir- 
kungen vor, sondern Iäßt den Natio- 
nalstaaten die notwendige Flexibilität 
(Steuererhöhungen, Steuerumvertei- 
lungen, Kürzungen beim Rüstungs- 
haushalt, usw.). Eine notwendige 
Stärkung der Binnennachfrage in der 
Bundesrepublik durch eine Umvertei- 
lung des Reichtums ist durchaus im 

EUROPA UND DIE LINKE 

Rahmen der WWU möglich und al- 
lein eine Frage der politischen Gestal- 
tung in der Bundesrepublik. 

Zudem Iäßt der Vertrag bei den 
Verschuldungskriterien explizit einen 
Beurteilungsspielraum. So kann ein 
Land sich auch dann für die Wäh- 
rungsunion qualifizieren, wenn sein 
aktuelles Budgetdefizit zwar die 
Obergrenze überschreitet, die Quote 
aber ,,erheblich und laufend zurück- 
gegangen" ist und ,,in der Nähe des 
Referenzwertes" liegt. Diesen Spiel- 
raum gilt es zu nutzen, es ist völlig 
absurd, an der Frage 2,9% Neuver- 
schuldung oder 3,I0/o das gesamte 
Projekt scheitern lassen zu wollen. 
Europa darf sich nicht allein auf- 
grund konservativer Ideologie ka- 
puttsparen. Der Mißbrauch des 
EURO für eine konservative Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik muß ge- 
stoppt werden. 

4) Schlagseite der Währungs- 
union beseitigen 
Von verschiedenen Seiten wird ge- 
gen die Währungsunion oder für 
eine Verschiebung dieser argumen- 
tiert. Sicherlich gibt es in dieser Dis- 
kussion keine Denkverbote und in 
der Tat gibt es bei der Wirtschafts- 
und Währungsunion eine Reihe von 
kritischen und offenen Fragen. Aber 
dann kann es doch nur die Aufgabe 
von fortschrittlichen Menschen sein, 
Anworten auf die offenen Fragen zu 
schaffen. So muß 2.B. die Wäh- 
rungspolitik der Europäischen Zen- 
tralbank natürlich in die Wirtschafts- 
politik der EU eingebunden werden 
und es bedarf einer europäischen 
Wirtschafts- und Sozialpolitik. Aller- 
dings kann es sich hierbei nicht um 
eine Stärkung des Ministerrates han- 
deln. Die ,,Wirtschaftsregierung" 
kann nur durch eine in den Kompe- 
tenzen erweiterte EU-Kommission 
ausgestaltet werden, deren Politik 
natürlich in das parlamentarische 
Verfahren und damit unter demo- 
kratische Kontrolle gehört. 

Mi t  dem Beschäftigungskapitel 
im neuen Amsterdamer Vertrag ist 
eine Basis für ein abgestimmtes Han- 
deln in der Beschäftigungspolitik ge- 
legt. Auch müssen die finanziellen 
Auswirkungen der Währungsunion 
auf den Haushalt der EU schärfer 
überprüft werden und eine Reform 
der Einnahmen- und Ausgabenpoli- 
tik der EU rnuß gestaltet werden. In 
der Erkenntnis der Notwendigkeit ei- 
ner europäischen Wirtschafts-, Sozi- 
al- und Beschäftigungspolitik ist es 
trotz aller Kritik an der vorherrschen- 
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schen Arbeitnehmerlnnen 1996 ge- 
leistet. Das entspricht bei einer 
~urchschnittsjahresarbeitszeit im 
Jahr 1996 von 151 9 Stunden pro 
Beschäftigten (Ost: 1593, West: 
1502) rein rechnerisch rund 
1 . I  85.000 Arbeitsplätzen. Müßte 
jede Überstunde strikt mit  Freizeit 
abgegolten werden und zieht man 
Produktivitätseffekte bei einem 
Überstundenabbau ab, könnten si- 
cher zwischen einem Drittel und der 
Hälfte des Volumens Beschäfti- 
gungseffekte zeigen -also zwischen 
400.000 und 600.000 Arbeitsplätze 
geschaffen werden. Allerdings wäre 
dies eine Arbeitszeitverkürzung 
ohne jeden Lohnausgleich, die des- 
wegen innerbetrieblich kompensiert 
werden oder schrittweise erfolgen 
müßte. 
2. Die Kampfkraft der Gewerk- 
schaften stärken 
Die Streikfähigkeit der Gewerkschaf- 
ten muß verbessert werden, indem 
die alte Fassung des 5 116 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes wiederher- 
gestellt wird. Der gesetzliche Kündi- 
gungsschutz muß ebenfalls massiv 
verbessert werden. 
3. Änderung der Instrumente der 
Arbeitsförderung 
Der Vorschlag der IG Metall nach 
Einführung der 32-Stundenwoche 
(Reduzierung um drei Stunden ge- 
genüber der geltenden 35-Stunden- 
woche in der Metallindustrie und Fi- 
nanzierung durch die Drittelparität) 
und entsprechende AZV in anderen 
Wirtschaftsbereichen wird durch 
eine entsprechende Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes abgesi- 
chert. 
4. Ein deutsches ,, Robien-Gesetz" 
5. Arbeitszeitorientierte Steuerpo- 
l it ik 
Michel Rocard hat aktuell in Frank- 
reich ein Modell vorgeschlagen, wo- 
nach die Sozialabgaben bei 30 Stun- 
den Arbeit um ein Drittel gesenkt, 
bei mehr Arbeit um ein Drittel er- 
höht werden. Auch hier könnte in 
der Bundesrepublik ähnlich vorge- 
gangen werden: die Lohnnebenko- 
sten unterliegen einer arbeitszeitab- 
hängigen Progression. D.h. jede 
Stunde über einem bestimmten Ar- 
beitszeitpensum (z.B. orientiert an 
der Halbtagsarbeit einer 17- oder 
15-Stundenwoche) wird stärker und 
progressiv belastet, darunter gilt das 
Umgekehrte. Die Berechnung rnuß 
je Erwerbstätigen erfolgen, damit 
nicht mehrere gleichzeitige Teilzeit- 
arbeitsverhältnisse günstiger als ein 
arbeitszeitreduziertes Vollzeitarbeits- 

verhältnis sind. Die Leistungsansprü- 
che sollen sich aber weiterhin nach 
den Normalsätzen berechnen. Das 
Verfahren belastet Arbeitgeberlnnen 
und Arbeitnehmerlnnen gleich und 
fördert AZV und entlastet gleichzei- 
t ig diverse Formen von ,,TeilzeitU. 
Insgesamt würde so ein marktwirt- 
schaftliches Interesse an AZV stimu- 
liert. Und verteilungsneutral umsetz- 
bar wäre dieses Vorgehen ebenfalls. 
6. Qualifikationsförderung m i t  
AZV verbinden 
Staatliche Förderung von Weiterbil- 
dung und Qualifikation in bezahl- 
tem wie unbezahltem UrlaubIFrei- 
stellung oder von ,,SabbaticalsU, wo- 
bei mindestens die Sozialabgaben 
von der öffentlichen Hand über- 
nommen werden und der Anspruch 
auf Rückkehr auf den Arbeitsplatz 
erhalten bleibt. 

Die Vorteile der vorgeschlage- 
nen Modelle 

Ein sehr hoher Selbstfinanzie- 
rungseffekt der Förderung von M V  
über die Einsparungen bei den fiska- 
lischen Kosten der Arbeitslosigkeit 
ist vorhanden. Auf eine Berechnung 
des notwendigen und möglichen Fi- 
nanzierungspotentials muß hier je- 
doch verzichtet werden. 

Ohne massive Arbeitszeitverkür- 
zung wird es nie mehr so etwas wie 
Vollbeschäftigung geben können. 
Wer dies verschweigt, täuscht sich 
oder die Öffentlichkeit. Notwendig 
ist eine integrale Vollbeschäfti- 
gungspolitik, die Wachstumsförde- 
rung, Strukturwandel, Qualifikation 
und Bildung, Einrichtung öffentli- 
cher Beschäftigung und AZV kombi- 
niert. Rechnerisch könnten bei einer 
1 O%igen AZV bei einem Arbeitsvolu- 
men (1995) von 44.41 3 Millionen 
Arbeitsstunden (West; Ost: 10.714) 
in der Gesamtwirtschaft und 1561 
bzw. 1670 Durchschnittsarbeits- 
stunden pro Beschäftigten etwa 3.5 
Millionen Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Je nach Umsetzung der 
AZV wären das real 1.7 bis etwa 2,5 
Millionen Beschäftigte mehr. Die 
Einführung der 30-Stundenwoche in 
der Wirtschaft käme grob einer 
2O%igen AZV gleich und würde real 
3,5 bis 5 Millionen Arbeitsplätze neu 
schaffen. 

MV-Modelle haben über die Be- 
schäftigungswirksamkeit hinaus 
noch vier Vorzüge: Sie erleichtern 
die partnerschaftliche Teilung der 
Erwerbs- und Reproduktionsarbeit 
zwischen den Geschlechtern bzw. 
Lebenspartnern, sie könnten ein Bei- 

trag zur Humanisierung der Arbeit 
sein, sie schaffen Möglichkeiten zu 
Muße, Kreativität und politischer 
Teilhabe und fördern die Entwick- 
lung eines nachhaltigen und huma- 
nen Zukunftsmodells von Arbeit. 
Ohne radikale AZV verblieben gera- 
de die fortgeschrittenen Debatten 
und Perspektiven einer Feminisie- 
rung der Gesellschaft bzw. einer 
,,doppelten Umverteilung" ohne 
entscheidenden Hebel. 

Auch unter Bedingungen der 
,,Globalisierung" ist diese Form der 
Beschäftigungspolitik machbar und 
finanzierbar. 

Ein ernstes Problem bei offensi- 
ven und defensiven (zur Abwehr von 
Entlassungen) betriebenen tarifli- 
chen AZV war die schwierige organi- 
satorische und rechtliche Sicherstel- 
lung tatsächlicher Neubeschäfti- 
gung bzw. Beschäftigungssiche- 
rung. Diese Probleme werden bei 
staatlicher Intervention und durch 
eine Bundesgesetzlichkeit verein- 
facht. Die Absicherung von Beschäf- 
tigungseffekten steigt. 

Das Tarifvertragssystem würde 
nicht etwa geschwächt durch staat- 
liche ,,Einmischung". Im Gegenteil, 
die Existenz der Flächentarifverträge 
würde gestärkt. 

Wenn die Lohnsubvention be- 
reits als wirksames Instrument zur 
Schaffung von Beschäftigung auch 
vom Arbeitgeberlager diskutiert, an- 
erkannt, ja gar gefordert wird, Iäßt 
sich eine AZV-Subvention schwerer 
ablehnen. Gleichzeitig teilt das AZV- 
Subventionsmodell aber nicht die er- 
heblichen Nachteile von Lohnsub- 
ventionen. Es kann nicht zu Lohn- 
dumping, Mißbrauch, Mitnahmeef- 
fekten und Billigarbeitförderung 
kommen. 

Über die Gestaltung der Finan- 
zierung Iäßt sich der Verteilungs- 
spielraum für AZV mit Lohnaus- 
gleich einerseits erweitern im Sinne 
einer Vergrößerung des ,,Kuchensn - 
Nutzung brachliegender Mittel, bes- 
sere Verteilung sowie generell Zu- 
satzmittel - andererseits lassen sich 
aber auch kurzfristig und perspekti- 
visch auch mittel- und langfristig 
umverteilungspolitische Effekte er- 
zielen (Belastung hoher Privatvermö- 
gen und Einbeziehung der Banken- 
und Wirtschaftsvermögen und Ge- 
winne). Die gesamtökonomisch 
nachteiligen Nachfrageausfälle kön- 
nen vermieden werden durch opti- 
mierte Finanzierungsmixturen, und 
mittelfristig durch ein Ansteigen der 
Löhne. Schon der alte sozialdemo- 

Zu den Merkwürdig- 
keiten der deut- 
schen Debatte 
gehört, daß anden  
als in Frankreich 
niemand über die 
einfachste Variante 
einer administrati- 
ven Flankierung von 
AZV nachzudenken 
scheint - ein neues 
Arbeitszeitgesetz. 
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kratische Sozialpolitiker und -theore- 
tiker Eduard Heimann wußte 1929, 
daß die künstliche Verknappung des 
Arbeitsmarktes eine wichtige Vor- 
aussetzung für Lohnerhöhungen 
darstellt. 

Die grundsätzliche Erwartung ist, 
daß die vorgeschlagenen Reformen 
gesellschaftliche Räume öffnen, die 
Zivilgesellschaft stärken und insbe- 
sondere durch die Unterstützung 

Der Verfall des 
I I schwedischen 
Modells" und die 
Lage der Frauen 
von Susanne Schunter-Kleemann* 

1. Kernelemente des schwedi- 
schen Modells aus frauenpoliti- 
scher Perspektive 

ie Blütezeit des schwedischen D' Politikmodells reichte von 
den 40er bis Anfang der 

80er Jahre und deckte sich mit der 

Gleichstellungspoli- 
tisches Marken- 

zeichen war, daß 
Arbeitszeit- 

ermassigung und 
-flexibilisierung sehr 
weitgehend auf  die 

Bedürfnisse von 
Kindern und Eltern 
Rücksicht nahmen. 

beinahe ununterbrochenen Regie- 
rungszeit der Sozialdemokraten. Die 
Frage, warum und wann das schwe- 
dische Modell der sozial regulierten 
Ökonomie in die Krise geraten ist, 
wird sehr kontrovers debattiert. Hier 
können nur sehr ausschnitthaft eini- 
ge der veränderten Rahmenbedin- 
gungen, der inneren Widersprüche 
und Struktur~robleme der schwedi- 
schen ökono'mie skizziert und in ih- 
ren dramatischen Folgen für die Ar- 
beitsmarkt- und Lebenssituation der 
Schwedinnen erörtert werden. 

1 .l. Global orientierte, kapital- 
konzentrative Wirtschaftspolitik 
Schweden ist eine kleine offene 
Volkswirtschaft mit einer der höch- 
sten Exportquoten im OECD-Ver- 
gleich. Es ist zugleich Stammland 

* Dr. Susanne Schunter-Kleemann ist Professorin am Fachbereich 
Wirtschaft der Hochschule Bremen. 

und Verbesserung gewerkschaftli- 
cher Macht weitere Reformen er- 
möglichen, die erreichten Erfolge ab- 
sichern und die mittelfristig unaus- 
weichliche Auseinandersetzung um 
massive Rückverteilung von ,,oben" 
nach ,,untenn vorbereiten können. 
Mittel- und langfristig wird mit radi- 
kaler AZV nämlich der Boden für eine 
reale Ausweitung des Verteilungsrah- 
mens vorbereitet: Umverteilung 

vieler multinationaler Konzerne, de- 
ren Mitarbeiterzahlen und Umsätze 
im Ausland die des Inlands in den 
meisten Fällen weit übersteigen 
(Volvo, SAAB, Ericsson u.a.). Die 
Vereinten Nationen schätzten 1 992, 
daß es in der Welt insgesamt etwa 
35.000 multinationale Unterneh- 
men gibt, von diesen haben etwa 
2.700 ihren Sitz in Schweden 
(Schwedens Wirtschaft 1995, 2). Die 
Basis der Expansion schwedischer 
Konzerne auf dem Weltmarkt lag ur- 
sprünglich in Grundstoffindustrien, 
sie hat sich aber auf der Grundlage 
technischer Erfindungen schwedi- 
scher Forscher im Zuge der Handels- 
liberalisierung nach dem zweiten 
Weltkrieg immer rascher in hochspe- 
zialisierte Bereiche der metallverar- 
beitenden. holzverarbeitenden, che- 
mischen und elektrotechnischen, 
v.a. auch der Rüstungsindustrie ver- 
lagert. Umfangreiche Fusionen ha- 
ben dazu beigetragen, daß weite 
Teile der Industrie unter den Einfluß 
von wenigen großen ,,Finanzfamili- 
en" geraten sind (Hagemannnraut- 
wein 1990, 249). 

Zu dieser enormen Kapitalkon- 
zentration hat die Politik sozialde- 
mokratischer Regierungen seit den 
30er Jahren nicht unerheblich beige- 
tragen. Vor allem das System der 
Unternehmensbesteuerung hat die 
Entwicklung von Großkonzernen ex- 
trem begünstigt, indem es einerseits 
großzügige Abschreibungs- und 
Rücklageregelungen gewährte und 
andererseits mit der Doppelbesteue- 
rung ausgeschütteteter Gewinne 
durch die Körperschaftssteuer und 
einer stark progressiven Einkom- 
menssteuer drohte (Hagemannl 
Trautwein 1990, 250). Hier lagen 
auch die Wurzeln einer langjährigen 
lnteressenkoalition und -verflech- 
tung zwischen „Big Business", Sozi- 
aldemokratie und Industriegewerk- 
schaften. Klassische sozialistische 
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(Rückverteilung) zugunsten der lohn- 
abhängig Beschäftigten. 

Insgesamt könnte ein Stück 
Handlungsmacht der Politik sowohl 
dokumentiert als auch zurückge- 
Wonnen werden, was in Zeiten von 
Entstaatlichung, Entpolitisierung 
und sogenannten ,,Sachzwängen" 
im Rahmen der Standort- und Glo- 
balisierungsliturgien nicht wenig 
wäre. SPW 

Forderungen nach der Verstaatli- 
chung von Privatkapital standen seit 
Ende der 30er Jahre nicht mehr auf 
dem Programm, seit sich die sozial- 
demokratische Partei (SAP) dauer- 
haft an der Macht behaupten konn- 
te. An ihre Stelle waren vielmehr 
keynesianische Konzepte antizykli- 
scher Steuerung des Wirtschaftspro- 
zesses, pragmatische Strukturpro- 
gramme sowie der stetige Ausbau 
des Wohlfahrtsstaats getreten. 

Die Auffassung, daß soziale Ziele 
durch weltmarktorientierte Privat- 
wirtschaft und sozialdemokratisch 
geprägte Verteilungspolitik am Be- 
sten zu erreichen seien, stand im 
Kern eines umfassenden sozialpart- 
nerschaftlichen Kooperationspro- 
grammmes. lnteressenkonfli kte zwi- 
schen Arbeit und Kapital sollten 
grundsätzlich auf dem Verhand- 
lungswege und letztlich auf zentra- 
ler Ebene zwischen den Dachver- 
bänden der Arbeitgeber (SAF) und 
Gewerkschaften (LO) ausgehandelt 
werden. Im Gleichlauf zur massiven 
Unternehmens- und Vermögens- 
konzentration in der schwedischen 
Wirtschaft kam es infolgedessen in 
den 60er und 70er Jahren zu einer 
außergewöhnlichen Machtkonzen- 
tration bei den Verbandsspitzen der 
großen Arbeitsmarktparteien (Hage- 
mannprautwein 1990, 252). 

1.2. Vollbeschäftigung durch 
Beschäfiigungsausweitung i m  
öffentlichen Sektor 
Ein vorrangiges Ziel der sozialdemo- 
kratischen Wachstumspolitik der 
70er und 80er Jahre war es, die aus 
der nur schwachen wirtschaftlichen 
Expansion im industriellen Sektor 
entstehenden Beschäftigungspro- 
bleme durch eine Vielzahl von In- 
strumenten der Struktur-, Regional- 
und Technologiepolitik aufzufan- 
gen. Eine Besonderheit aller nordi- 
schen Staaten war die starke Ak- 
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die Forderungen des Mansfelder Fo- 
rums unterstützen, Mit der Begrün- 
dung, ein plumpes Rechts-/Links- 
Schema sei nur Ausdruck eines un- 
zulässig vereinfachenden Schubla- 
dendenkens, zögern jedoch viele 
führenden Sozialdemokraten, sich 
dem Mansfelder Forum anzuschlie- 
ßen. 

Brandenburg 
in Brandenburg wo die SPD mit ab- 
soluter Mehrheit regiert, stellt sich 
das Problem der scharfen Abgren- 
zung von der CDU nicht in demsel- 
ben Maße wie in Mecklenburg-Vor- 
Pommern oder Sachsen-Anhalt. Aus 
diesem Grunde scheinen in diesem 
Landesverband auch nur wenige 
Lust zu verspüren, sich linke Forde- 
rungen zu eigen zu machen. Nur 
vereinzelt treffen sich Genossinnen 
und Genossen, um über linke Alter- 
nativen in Deutschland (und zur 
Stolpe-SPD) nachzudenken. ,,Ver- 
mutlich", so spekuliert der Landtags- 
abgeordnete und Parteilinke Andre- 
as Kuhnert beim Blick auf die bran- 
denburgische SPD, ,,vermutlich ist 
die SPD nur in der Opposition wirk- 
lich links". 

Thüringen 
In Thüringen besteht seit Ende 1995 
ein Gesprächskreis, der den Namen 
Hopfenbergkreis trägt. 1 5 Genossin- 
nen und Genossen sind kontinuier- 
lich aktiv, darunter der weit über 
Thüringen hinaus bekannte Bundes- 
tagsabgeordnete Edelbert Richter. 
Richter, der auch am Forum Ost- 
deutschland der SPD mitwirkt und 
einer der Erstunterzeichner der Er- 
furter Erklärung ist, ist in der SPD 
durch solide Studien zur Vermö- 
gensverteilung in Ostdeutschland 
und zur Vermögensbeteiligung in 
Arbeitnehmerhand bekannt gewor- 
den. Der Einfluß im Landesverband, 
im Landesvorstand und in der Bun- 
destagsfraktion ist nach eigenen An- 
gaben wachsend; schwach hinge- 
gen der Einfluß auf die Landtags- 
fraktion. 

Berlin 
Auch in Berlin, wo die Gegensätze 
zwischen Ost und West sowie zwi- 
schen Reich und Arm stärker aufein- 
anderprallen als in jeder anderen 
deutschen Stadt, ist die Linke orga- 
nisiert. 

Dies ist jedoch keine neue Er- 
scheinung, sondern alte West-Berli- 
ner SPD-Tradition, die sich heute un- 
ter gesamtdeutschem Vorzeichen 

fortsetzt. Donnerstagskreis heißt der 
Zusammenschluß, in dem sich alle 
sechs bis acht Wochen rund 80 SPD- 
Linke sammeln. Ihm stehen Organi- 
sationen der Parteirechten wie der 
,,Britzer Kreis" gegenüber. Rund ein 
Drittel der Delegierten werden auf 
den Landesparteitagen von der Par- 
teilinken gestellt; zudem stellt sie mit 
Monika Buttegerit und Klaus-Uwe 
Benneter zwei stellvertretende Lan- 
desvorsitzende. Die Koordination 
des Donnerstagskreises obliegt An- 
dreas Wehr. 

Die Situation in Berlin ist deshalb 
besonders schwierig, weil die Partei 
rund 22.000 West-, aber nur ca. 
2500 Ost-Berliner umfaßt. Nach der 
Einheit ließen sich das Gros der Ost- 
Sozialdemokraten schnell in partei- 
rechte Strukturen integrieren, in de- 
nen die Vorstellung über Links und 
Rechts zumeist durch ,,Frontstadt- 
denken" geprägt war. Erst nach der 
katastrophalen Wahlniederlage der 
SPD bei den Wahlen zum Abgeord- 
netenhaus 1995 und der Fortset- 
zung der glanzlosen Großen Koaliti- 
on setzten vereinzelt neue Denkpro- 
zesse ein. So wird bei der SPD in Ost- 
Berlin zur Zeit intensiv über die Er- 
furter Erklärung diskutiert. 

In der großen Koalition, so die 
Einschätzung der Parteilinken, ver- 
liert die SPD jegliches Profil. Schon 
vor ihrer Erstauflage hatte der legen- 
däre Parteilinke Harry Ristock vor 
dem ,,Mehltaun gewarnt, der sich 
bei einer Zusammenarbeit mit der 
CDU über die Stadt legen werde. 
Seine Befürchtungen haben sich be- 
stätigt. Gerade einmal ein Drittel der 
Mandate hat die Berliner CDU, und 
trotzdem führt sie die Regierung in 
Berlin - einzig und allein deswegen, 
weil sich eine linke Alternative nicht 
selbst zu finden wagt. In Berlin ist 
die gesamte Linke eine Gefangene 
ihrer selbst geworden. 

Verkompliziert wird die Situation 
der SPD noch dadurch, daß die PDS 
im Ostteil der Stadt ihre bundes- 
deutschen Hochburgen hat und in 
allen gesellschaftlichen Bereichen 
stärker verankert ist als die SPD. 

Sachsen 
Während die Sozialdemokraten in 
Berlin unter der CDU zumindest 
noch leiden, scheint es der größte 
Wunsch der SPD in Sachsen zu sein, 
Kurt Biedenkopf beim Regieren zu 
helfen. Juniorpartner in einer gro- 
ßen Koalition zu sein, ist für sie das 
höchste der Gefühle. Wer dem wi- 
derspricht, hat umgehend mit Ärger 

zu rechnen. Manche Parteilinken 
würden sich deshalb am liebsten un- 
ter konspirativen Umständen tref- 
fen. 

Immerhin besteht seit Anfang 
1997 eine lockere Struktur unter 
dem Namen Sozialdemokratische 
Werkstatt. Ansprechpartner sind 
Barbara Ludwig und Manfred Münt- 
jes. Der Einfluß der Linken im Lan- 
desvorstand wird auf Null Komma 
Null geschätzt, während in der 
Landtagsfraktion zumindest noch 
zwei Abgeordnete (Mädler und Lud- 
wig) linkes Gedankengut zu denken 
wagen. Ein Thesenpapier führte 
zwar zu heftiger Prolemik in der 
Presse, gewann aber keine große Be- 
deutung über den Tag hinaus. Heiß 
diskutiert wird auch unter den säch- 
sischen Parteilinken die Erfurter Er- 
klärung, die als Mittel zur Vernet- 
zung der Linken in Sachsen dienen 
könnte. 

Perspektiven 
Möglicherweise können die Partei- 
linken perspektivisch vor allem in 
den ostdeutschen Bundesländern 
Punkte sammeln, weil dort schon 
heute ökonomische, ökologische 
und sozialpolitische Konflikpotentia- 
le enstanden sind, die in den Alt- 
Ländern erst in den nächsten Jahren 
entstehen. Auch neue Politikansätze 
werden zuerst in den Ostländern 
ausprobiert. Die Magdeburger Ver- 
hältnisse in Sachsen-Anhalt wären in 
Westdeutschland undenkbar, Meck- 
lenburg-Vorpommern, Thüringen 
oder Berlin könnten folgen. Man 
sollte nie beim Anfang stehenblei- 
ben. Dies gilt auch für die Regional- 
treffen der ostdeutschen Parteilin- 
ken, die am 10.11 1. Januar 1998, 
auch wieder mit der Teilnahme an 
der Kundgebung zum Gedenken an 
die Ermordung von Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht fortgesetzt wer- 
den. Wir würden uns natürlich freu- 
en, wenn dann auch westdeutsche 
Parteilinke den Weg nach Berlin in 
das alte und zukünftige Zentrum der 
Sozialdemokratie finden. sw 

Immer mehr 
Genossinnen und 
Genossen wird klar, 
daß durch die Pflege 
des PDS-Feindbildes 
nur die CDU- 
Vorherrschaft auf 
der einen Seite und 
die Position der PDS 
auf der anderen 
Seite verfestigt 
würden. 
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sellschaft zu verändern,- Haltungen, 
die einigen Altlinken im Frankfurter 
Kreis schon längst abhanden ge- 
kommen sind. 

Trotz aller Probleme gibt es aber 
auch positive Ansatzpunkte in der 
Ost-SPD, wie die folgenden Informa- 
tionen aus den Landesverbänden 
zeigen. 

' 
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Mit Ausnahme von Brandenburg ha- 
ben sich inzwischen in allen ostdeut- 
schen Ländern einschließlich Berlins 
Zirkel und Gesprächskreise gebildet, 
die sich zum Ziel gesetzt haben, lin- 
ke Reformpolitik voranzubringen. So 
trafen sich am 21. Januar 1995 in 
Waren an der Müritz erstmals linke 
~ozialdemokraten aus Mecklenburg- 
Vorpommern und gründeten den 
Warener Kreis, einen offenen Ge- 
sprächskreis, in dem linke Politikin- 
halte entwickelt und diskutiert wer- 
den. Mit diesem Kreis hatte sich die 
Parteilinke in Deutschlands Nord- 
osten erstmals eine Plattform ge- 
schaffen, die weit in den Landesver- 
band hineinwirkt. Unterstützt wurde 
er von Anfang an durch Detlev von 
Larcher, Eckart Kuhlwein und andere 
Vertreter des Frankfurter Kreises der 
Bundes-SPD. Der erste Sprecher des 
Warener Kreises war Rudi Borchert; 
ihm folgte im Januar 1997 Ulrich 
Frohriep. 

Äußerer Anlaß der Gründung 
dieses Kreises war die Bildung der 
Großen Koalition in Mecklenburg- 
Vorpommern nach den Landtags- 
wahlen im Oktober 1994. Die Par- 
teilinke erkannte bald, daß die SPD 
Gefahr lief, als Juniorpartner der 
CDU sozialdemokratische Grundsät- 
ze aufzugeben und an politischem 
Profil zu verlieren. Mit dem Papier 
„Für eine Offensive der Sozialdemo- 
kratie in Mecklenburg-Vorpom- 
mern" schuf sich der Kreis eine ge- 
dankliche Grundlage, die dieser Ent- 
wicklung entgegenwirken sollte. Das 
Papier beeinflußte in überraschend 
großem Maße die Parteitagsbe- 
schlüsse der SPD Mecklenburg-Vor- 
Pommerns. So wurde auf den Lan- 
desparteitagen in Kühlungsborn 
vom November 1996 und in Stern- 
berg 1997 der Charakter der SPD als 
linke Alternative zur CDU betont 
und für die Landtagswahlen 1998 
die Koaliationsfrage offen gehalten. 
Vor der Landtagswahl 1994 war 
letzteres nicht möglich gewesen. 

Rund 100 Genossinnen und Ge- 
nossen in Mecklenburg-Vorporn- 
mern zählen sich zum Warener 
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Kreis. Bei knapp 3500 Mitgliedern 
im Landesverband ist diese Zahl 
nicht gering zu schätzen. Versuche 
der Parteirechten, mit einem 
,,Güstrower Kreis" ähnlichen Einfluß 
zu gewinnen, sind gescheitert, da 
sich ihre politische Botschaft fast 
ausschließlich darauf reduziert, das 
altbekannte PDS-Feindbild zu the- 
matisieren. Immer mehr Genossin- 
nen und Genossen, darunter auch 
der SPD-Landesvorsitzende Harald 
Ringstorff, wurde klar, daß durch 
die Pflege eines solchen Feindbildes 
nur die CDU-Vorherrschaft auf der 
einen Seite und die Position der PDS 
auf der anderen Seite verfestigt wür- 
den. 

Im neuen Landesvorstand der 
SPD Mecklenburg-Vorpommerns 
sieht die Hälfte bis zwei Drittel der 
Mitglieder den Kurs der strikten Ab- 
grenzungen der SPD von der CDU 
mit Sympathie. Dies darf gleichwohl 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
insbesondere in der Landtagsfrakti- 
on jene Kräfte stark sind, die bewußt 
oder unbewußt konservative und 
rechtssozialdemokratische Positio- 
nen vertreten. 

Sachsen-Anhalt 
In Sachsen-Anhalt hat sich Mitte 
1996 im Mansfelder Forum ein ähn- 
licher Gesprächskreis gebildet. Spre- 
cher sind Jens Bullerjahn MdL, Frank 
Bogisch, Ronald Brachmann und Ro- 
man Dütsch. Das Forum umfaßt 
rund 45 Mitglieder und organisiert 
seit Mai 1997 öffentliche Veranstal- 
tungen. Auch hier wurde mit einem 
Thesenpapier eine programmatische 
Grundlage geschaffen vgl. die Doku- 
mentation in spw 3/97, 5. 45f.). Ziel 
ist es, gemäß dem Berliner Grund- 
satzprogramm eine Gesellschaft zu 
schaffen, die sich am demokrati- 
schen Sozialismus orientiert. Struk- 
turelle Verkrustungen aufzubre- 
chen, Reformblockaden zu überwin- 
den und auf eine wirtschaftliche und 
soziale Erneuerung zu setzen, das 
sind im Thesenpapier formulierte 
Ziele. Grundsätzliche Unterstützung 
findet bei den Mansfeldern die Er- 
furter Erklärung, und auch der Ein- 
stieg in die ökologische Steuerre- 
form gehört zu den Forderungen 
des Forums. 

Der Einfluß der Linken auf die 
Partei in Sachsen-Anhalt scheint zu- 
zunehmen. Eigenen Auskünften zu- 
folge werden viele Anträge aus den 
Kreisverbänden immer linkslastiger. 
Rund 30 Prozent der Landtagsfrakti- 
on soll bereits direkt oder indirekt 
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zentsetzung auf eine aktive Arbeits- 
marktpolitik im öffentlichen Sektor. 
Mit der kontinuierlichen Beschäfti- 
gungsausweitung im öffentlichen 
Bereich wurde die Verwirklichung 
von drei wohlfahrtsstaatlichen Idea- 
len verknüpft: 

Aufrechterhaltung der Vollbe- 
schäftigung; 

Ausweitung und qualitative Ver- 
besserung der Leistungen im Sozial-, 
Gesundheits- und Erziehungsbe- 
reich; 

Maximierung der Beschäfti- 
gungsteilhabe für Frauen. 

Schweden nahm auch in dieser 
Hinsicht eine Spitzenstellung ein. 
80% der in den 70er Jahren neu ent- 
standenen Arbeitsplätze wurden im 
öffentlichen Sektor geschaffen und 
75% dieser Arbeitsplätze, vor allem 
im kommunalen Dienstleistungsbe- 
reich, wurden mit Frauen besetzt, so 
daß man fast von der Entwicklung 
eines zweiten Arbeitsmarktes spre- 
chen konnte. 1992 waren fast 40% 
aller schwedischen Arbeitnehmerln- 
nen irn öffentlichen Sektor beschäf- 
tigt. Damit hatte der öffentliche Sek- 
tor Schwedens den prozentual 
höchsten Anteil am Bruttosozialpro- 
dukt aller westlichen Länder er- 
reicht. Norwegen und Finnland ver- 
folgten eine ähnliche Politik der Be- 
schäftigungsexpansion im Staatssek- 
tor. Gleichwohl wurde von den 
Skandinavierinnen unterstrichen, 
daß der Versorgungsgrad im Bereich 
öffentlicher Kinder- und Altenbe- 
treuung der gewachsenen Nachfra- 
ge immer noch nicht gerecht wurde 
(Björnberg 1995). 

1.3. Umfassendes Konzept der 
Steigerung der Frauenerwerbs- 
tätigkeit 
Die nordischen Sozialkulturen hat- 
ten einen umfassenden Gleichstel- 
lungsansatz entwickelt, der arbeits- 
markt-, arbeitszeit-, steuer- und so- 

zialpolitische Ziele und Instrumente 
zu integrieren versuchte. Eine be- 
sondere Qualität der schwedischen 
Gleichberechtigungspolitik, die sie 
von den Gleichstellungsstrategien 
der zentraleuropäischen, aber auch 
der sozialistischen Länder abhob, ist, 
daß sie die Geschlechterungleichheit 
in der Familie nicht aussparte. Ganz 
ausdrücklich wurde auch in die Fa- 
milien hinein interveniert, mit der 
Maßgabe, die gemeinsame Verant- 
wortung von Mann und Frau für die 
Kinder und die Entwicklung egalitä- 
rer Partnerbeziehungen zu fördern. 
Dem Beharren auf der traditionallen 
Arbeitsteilung der Geschlechter soll- 
te mit Hilfe eines neuen Konzeptes 
elterlicher Verantwortung (das mit 
öffentlicher Kinderbetreuung, ein- 
kommensunabhängigem Kindergeld 
und einem großzügig ausgestalte- 
ten Elternurlaub abgestützt wurde), 
die Legitimation entzogen werden. 
Frauen wurden durch vielfältige 
staatliche Anreize angeregt, ins Be- 
rufsleben einzutreten. 

Tatsächlich nahm Schweden be- 
zogen auf die Frauenerwerbstätig- 
keit im weltweiten Vergleich immer 
eine Spitzenstellung ein. Der Frauen- 
anteil an der gesamten Erwerbsbe- 
völkerung lag 1990 bei 48%. Selbst 
Mütter mit kleinen Kindern waren 
beinahe ausnahmslos (90%) berufs- 
tätig. Vor diesem Hintergrund über- 
raschte es umso mehr, daß Schwe- 
den - nach Irland und lsland - das 
OECD-Land mit der höchsten Gebur- 
tenhäufigkeit war (1 990: Geburten- 
ziffer 2.13). Seit Anfang der 80er 
Jahre war parallel ein Anstieg der 
weiblichen Berufstätigkeit, der von 
Frauen durchschnittlich gearbeite- 
ten Stunden (1980: 31.0; 1990: 
33,7) und der Geburtenziffer zu be- 
obachten. Kinderfreundlichkeit einer 
Kultur und hohes Maß außerhäusli- 
cher weiblicher Erwerbsarbeit schie- 
nen also keineswegs in einem unver- 

einbaren Gegensatz zu stehen. 
Gleichzeitig engagierten sich die 
Schwedinnen auch noch in der Poli- 
tik. Da die schwedische Verfassung 
den Kommunen eine große Zahl öf- 
fentlicher Arbeitsgebiete und 
Dienstleistungen überantwortet, 
fanden an der Politikgestaltung in- 
teressierte Bürgerlnnen dort weite 
Betätigungsfelder. Aber auch in der 
nationalen und internationalen Poli- 
tik machten die schwedischen Politi- 
kerinnen bald von sich reden. 

1.4. Arbeitszeitflexibilisierung 
orientiert an den Bedürfnissen 
von Eltern und Kindern 
Markenzeichen des schwedischen 
Modells in gleichstellungspolitischer 
Hinsicht war, daß Arbeitszeitermäs- 
sigung und -flexibilisierung sehr 
weitgehend auf die Bedürfnisse von 
Kindern und Eltern Rücksicht nah- 
men. Seit 1989 wurde ein bezahlter 
Elternurlaub von 15 Monaten ver- 
bürgt, der von Vater und Mutter in 
Anspruch genommen werden konn- 
te. In den ersten zwölf Monaten er- 
hielt der Elternteil, der ihn in An- 
spruch nahm, 90% seines vorheri- 
gen Einkommens, drei weitere Mo- 
nate wurde ein Festbetrag von 60 
skr pro Tag aus der Elternversiche- 
rung gezahlt. Mutter und Vater 
konnten sich den Elternurlaub tei- 
len, alle nur denkbaren Kombinatio- 
nen waren möglich. Es gab großzü- 
gig bemessene Freistellungen im Fal- 
le der Erkrankung des Kindes (60 
Tage pro Jahr und Kind), auch für 
unverheiratete Paare mit Kindern 
und Adoptiveltern. Tatsächlich nah- 
men auch etwa 35% der Väter diese 
Chance wahr, ihre kranken Kinder zu 
pflegen. Neben einer Weiterbe- 
schäftigungsgarantie nach Inan- 
spruchnahme des Elternurlaubs hat- 
ten Eltern auch das Recht, ihre tägli- 
che Arbeitszeit (ohne Lohnaus- 
gleich) bis zum 8. Lebensjahr des 
Kindes auf sechs Stunden zu verkür- 
zen (Die Sozialversicherung 1994). 
Wenn alle familien- und sozialpoliti- 
schen Reformen (Freistellungen, Ur- 
laub, flexible Arbeitszeitformen, 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall) 
zusammengerechnet wurden, so 
wurde die 40-Stunden-Woche Ende 
der 80er Jahre um rund 20% ver- 
kürzt (Pettersson 1989, 1). 

1.5. Geschlechterparität durch 
Individualisierung des Steuer- 
rechts 
Eine weitere Rahmenbedingung für 
die bis 1990 kontinuierlich ansteigen- 

Die Individualisie- 
rung des Steuer- 
rechts w ~ r d  für 
wichtiger gehalten 
als die Gleichstel- 
lungsgesetzgebung, 
weil sie Frauen 
tatsächlich ökono- 
misch selbständig 
gemacht habe. 
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turn, Macht, Arbeit und dies jeweils 
auch von Männern zu Frauen. 

2. Zukunft der Politik: Die Öko- 

Verjüngung - Politisierung - 
kritische Erneuerung 
Nur noch 15% aller SPD-Parteimitlie- 
der sind jünger als 35 Jahre. Aber 
nicht mal 2% der 252 Köpfe zählen- 
den SPD-Bundestagsfraktion fallen 
in diese Kategorie. Damit steht die 
SPD außerdem an letzter Stelle der 
im Bundestag vertretenen Parteien. 
Angeführt wird das Feld von den 
Grünen mit 14.2%. gefolgt von der 
CDU mit 5,1%, der FDP mit 4.3% 
und sogar der PDS mit 3,4%. Die an- 
geführten Zahlen belegen anschau- 
lich, daß eine Verjüngung notwen- 
dig ist. Die 24 Juso-Kandidaturen 
hängen jedoch an einem hauchdün- 
nen Faden. Was die SPD an Erwar- 
tungen mit dem Jugendparteitag 
und Jugendkampagne hochgezo- 
gen hat, setzt sie im Wahljahr nicht 
um. Wenn es gut läuft, haben viel- 
leicht 6-8 Kandidatlnnen eine echte 
Chance. Diese Bilanz ist nicht tragfä- 
hig. Weder in der öffentlichen 
Wahrnehmung noch parteiintern. 
Die strukturelle Unfähigkeit der SPD, 
sich in regelmäßigen Intervallen von 
innen heraus zu erneuern, hat be- 
reits jetzt unverzeihliche Lücken ge- 
rissen und fühlbar zu einer program- 
matischen und organisationspoliti- 
schen Vergreisung der Gesamtpar- 
tei, insbesondere der Bundestags- 
fraktion, geführt. Der Verlust an Zu- 
gängen zur jüngeren Wahlbevölke-. 
rung und ihren gesellschaftlichen 

Vernetzungen wird dabei nicht ein- 
mal problematisiert. Die Parteilinke 
stellt hier keine Ausnahme dar. Aus 
Sicht der Jusos wird diese Ausgangs- 
situation im Vorfeld der Bundestags- 
wahl zur Belastungsprobe und ist so 
nicht hinnehmbar. 

Eine Verjüngung ist jedoch in er- 
ster Linie keine biologische Notwen- 
digkeit, sondern muß mit einer Poli- 
tisierung der Kandidaturen insge- 
samt verknüpft werden. In den 
nächsten Jahren - und insbesondere 
für den Fall eines Regierungswechsel 
- stehen grundlegende Politikalter- 
nativen zur Disposition, die nicht un- 
ter Ausschluß der jungen Generati- 
on getroffen werden dürfen. 

Diese Einbeziehung der Jüngeren, 
der Ausbau gesellschaftlicher Bünd- 
nisse und das klare Votum für eine 
rot-grüne Machtalternative sind Eck- 
pfeiler einer erfolgreichen Strategie, 
die das kommende Herbsttreffen der 
Parteilinken vorantreiben sollte. Drei 
inhaltliche Erneuerungsprojekte und 
die dazugehörende Machtperspekti- 
ve gehören für Jusos wie Parteilinke 
dabei auf die Tagesordnung: 

I. Zukunft der Arbeit und Um- 
verteilung: Eine Beschäftigungsof- 
fensive mit dem Ziel der Vollbeschäf- 
tigung geht hier einher mit der Um- 
gestaltung von Erwerbsarbeit. Sie 
wird und soll Gesellschaft verän- 
dern. Ermöglicht wird das durch 
eine vierfache Umverteilung: Reich- 

de Frauenerwerbsarbeit war die 1971 
eingeführte Steuerreform, die die Indi- 
vidualbesteuerung, also die getrennte 
Veranlagung der Ehegatten vorsieht. 
Hausfrauen ohne eigenes Einkommen 
werden in Schweden - anders als 
beim deutschen Ehegattensplitting - 
nicht steuerlich begünstigt. Umge- 
kehrt: es wird ein starker steuerlichen 
Anreiz gegeben, zumindestens eine 
Teilzeitbeschäftigung aufzunehmen. 
Der Lebensentwurf ,,Hausfraun war 
Anfang der 90er Jahre in Schweden 
praktisch nicht mehr existent. In 
gleichstellungspolitischer Hinsicht 
wird die steuerpolitische Reform, die 
auch in den anderen nordischen Staa- 
ten nachvollzogen wurde, von vielen 
Skandinavierinnen für wichtiger ge- 
halten als die Gleichstellungsgesetzge- 
bung, weil sie Frauen tatsächlich öko- 
nomisch selbständig gemacht habe. 

Das 1980 verabschiedete schwe- 
dische Gleichstellungsgesetz war - 
wie auch das norwegische - nichts- 
destotrotz in seiner Reichweite bes- 
ser als die meisten Anti-Diskriminie- 
rungsgesetze in den EU-Ländern, 
weil die neue Gleichstellungsbehör- 
de mit recht weitgehenden Kontroll- 
und Sanktionsmöglichkeiten ausge- 
stattetet wurde. Der ,,Ombudsman 
für Gleichstellung" kann Einsicht in 
die Personalakten zu fordern, Aufla- 
gen zur Förderung des bislang un- 
terrepräsentierten Geschlechts ma- 
chen (,,Positive Diskriminierung") 
und Sanktionen in Form von Bußgel- 
dern verhängen, wenn Auflagen 
nicht erfüllt werden: Wie die jüng- 
sten Entwicklungen zeigen, verlieren 
in Zeiten von Massenarbeitslosigkeit 
allerdings alle diese lnstrumente des 
,,Gleichstellungs-Ombud" an Wirk- 
samkeit, sie werden zu stumpfen 
Waffen. 

freiwillig in Teilzeitstellung (OECD 
1993). Viele Schwedinnen waren in- 
sofern schon unverblümte Kritikerin- 
nen des ,,schwedischen Modells" als 
es nach Auffassung der meisten 
männlichen Beobachter noch ver- 
gleichsweise gut funktionierte. Aus 
frauenpolitischer Sicht wurde bereits 
in den frühen 90er ~ahr'en moniert, 
daß es trotz arbeitsmarktpolitischer 
lnstrumente (Auflagenpolitik und 
Quoten) und Ressourcenumvertei- 
lung zugunsten von Frauen nur an- 
satzweise gelungen war, den - nach 
Branchen und Arbeitszeit - extrem 
segregierten Arbeitsmarkt aufzubre- 
chen. Frauen hätten Plätze in der 
Wirtschaft eher in Bereichen erobern 
können, wo sie wenig oder kaum 
mit Männern um Arbeitsplätze kon- 
kurrierten (Stark 1992, Deja-Lölhöf- 
fel 1994, Pettersson 1989 u.a.). 

botsorientierung, der sogenannte 
,,dritte Weg" beschritten. Er bedeu- 
tete die Kombination einer export- 
orientierten Modernisierungstrate- 
gie mit einer restriktiven Finanzpoli- 
tik, allerdings flankiert vom Einsatz 
unterschiedlicher arbeitsmarktpoli- 
tischer Instrumente, um der leicht 
ansteigenden Arbeitslosigkeit zu be- 
gegnen. Zentrale Komponenten der 
Haushaltssanierung betrafen die 
merkliche Abflachung der Beschäf- 
tigungsausweitung im kommunalen 
Bereich und die starke Kürzung der 
Subventionszahlungen an Firmen, 
die unrentabel geworden waren. 
Über die nachdrückliche Export- 
förderung, Strukturrationalisierung 
und Haushaltssanierung hinaus kam 
die Angebotsorientierung der sozi- 
aldemokratischen Wirtschaftspolitik 
nach 1982 auch in mehreren, 
die, Unternehmen begünstigenden 
Steuerreformen und einer ebenfalls 
schrittweise vorgenommenen Dere- 
gulierung der Finanzmärkte und des 
grenzüberschreitenden Kapitalver- 
kehrs zum Ausdruck. Viele Verfech- 
ter des schwedischen Modells sehen 
in der ,,völlig verfehlten Geld- und 
Finanzpolitik" dieser Jahre und mit 
der in der Folge der Deregulierung 
der Finanzmarktes einsetzenden 
Spekulationswelle, die zu einem Zu- 
sammenbruch des Immobilienmark- 
tes und Anfang 1990 zu einer tiefen 
Bankenkrise führte, entscheidende 
Weichenstellungen für die Erosion 
des schwedischen Modells (Meidner 
1995; Schmidt 1995, 9; Hagemannl 
Trautwein 1990, 270). 
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2.3. Aktive Arbeitsmarktpolitik 
untergräbt ihre eigenen Funda- 
mente 
Aber auch die Strategie der Beschäf- 
tigungsexpansion im öffentlichen 
Sektor zeigte in mehrfacher Hinsicht 
unvorhergesehene und unbeabsich- 
tigte Nebenwirkungen. Die kontinu- 
ierliche Beschäftigungsausweitung 
hatte im öffentlichen Dienst in den 
70er und 80ern zunächst maßgeb- 
lich zum Erhalt der Volbeschäfti- 
gung beigetragen. Insofern gelang 
es, die Gruppen der durch den for- 
cierten Strukturwandel im industriel- 
len Sektor freigesetzten Arbeitskräf- 
te, aber auch die vielen auf den Ar- 
beitsmarkt drängenden Frauen für 
den öffentlichen Sektor zu qualifizie- 
ren. Dennoch untergrub diese Form 
der aktiven ~rbeitsmarktpolitik 
gleichzeitig einige der Erfolgsbedin- 
gungen und Voraussetzungen des 
Funktionierens der gleichberechtig- 

nomisierung politischer Gestal- 
tungsräume wird zunehmend mit 
Demokratieverlust bezahlt. Es gilt, 
im globalem Maßstab politische Or- 

Die strukturelle 
Unfähigkeit der 
SPD, sich in  regel- 
mäßigen Intervallen 
von innen heraus zu 
erneuern, hat 
bereits jetzi unver- 
zeihliche Lücken 
gerissen und fühlbar 
zu einer program- 
matischen und 
organisationspoliti- 
schen Vergreisung 
der Gesamtpartei, 
insbesondere der 
Bundestagsfraktion, 
geführt. 

ganisationsformen durchzusetzen, 
die jenseits der Dichotomie von „Na- 
tion" und ,,Weltn - Staatlichkeit 
durch neue und komplexe Verbin- 
dungen regionaler und globaler, 
zentraler und dezentraler politischer 
Organisationen rekonfigurieren. 

3. Ökologischer Strukturwandel: 
Die Energiefrage ist eine der Kernfra- 
gen der wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Entwicklung. An ihr 
wird die Entscheidung zwischen 
Strukturwandel und Strukturbruch 
in der lndustriegesellschaft exempla- 
risch vorgeführt. Der Solare Umbau 
der Energiewirtschaft ist entschei- 
dender Ausgangspunkt, um nach- 2. Bruchstellen und Zielkonflikte 

der wachstumsorientierten 
Verteilungsstrategie 
2.1. Konflikte zwischen sozial- 
demokratischer Regierung und 
Gewerkschaften 
Der in Salsjöbaden (1 938) besiegelte 
,,historische Kompromiß" zwischen 
den Sozialpartnern wurde zum er- 
stenmal Mitte der siebziger Jahre er- 
schüttert, als der Gewerkschafts- 
dachverband L0 Überlegungen zur 
,,Neutralisierung von Übergewin- 
nen" in kollektiven Arbeitnehmer- 
fonds entwickelte. Mit solchen Vor- 
schlägen zur Mitbestimmung über 
lnvestionsentscheidungen war - aus 
Sicht der transnationalen Konzerne 
- ein Kernelement des korporatisti- 
schen schwedischen Modells in Fra- 
ge gestellt, die einvernehmliche Rol- 
len- und Arbeitsteilung von global 
orientiertem, konzentrierten Privat- 
kapital und funktionaler Umvertei- 
lungspolitik. Das anhaltende Drän- 
gen zahlreicher ~ 6 ~ e r b ä n d e  nach 
weiterer Demokratisierung der Wirt- 
schaft führte auch zu erheblichen 
Spannungen zur regierenden Arbei- 
terpartei, die - bis zu ihrer Abwahl 
1976 -jedoch einen eher marktkon- 
formen Kurs hielt (HagemanntTraut- 
wein 1990, 260; Meidner 1994, 5). 

haltige Entwicklung mit einer akti- 
ven Beschäftigungförderungs- und 
Strukturpolitik zu verbinden. 

Trotz allem war nur 
ansatzweise 

gelungen, den - 
nach Branchen und 

Arbeitszeit - extrem 
segregierten 
Arbeitsmarkt 

aufzubrechen. 

4. Rot-grüner Politik- und Regie- 
rungswechsel: Einfach aber elemen- 
tar ist die Einsicht, daß eine politi- 
sche Alternative nur in einer rot-grü- 
nen Bündniskonstellation zu realisie- 
ren ist. Je profilierter die Positionen 
der Linken in der SPD, desto besser 
für das Programm, die Kanzlerkandi- 
datur, die Wahl, die Regierungskon- 
stellation und die Zeit danach. spw 

m Rande des SPD-Bundes- A parteitages in Mannheim im 
November 1995 hatten 

Burkhard Zimmermann aus Berlin 
und Rudolf Borchert aus Waren 
(Müritz) die Idee, Parteilinke aus den 
ostdeutschen Landesverbänden zu 
Regionaltreffen nach Berlin einzula- 
den, um sich kennenzulernen, Er- 
fahrungen auszutauschen und mög- 
licherweise eine Zusammenarbeit zu 
organisieren. 

Die ,praktische Umsetzung dieser 
Idee erwies sich aber als ganz 
schwieriges Unterfangen. Die bishe- 
rigen drei ,,Treffen" fanden keine 
große Resonanz. Damit hat sich die 
Erkenntnis bestätigt, daß man als 
Linker, insbesondere in der ostdeut- 
schen SPD, in der Regel ein kryp- 
tisches Exotendasein führt und es 
nur wenig Gleichgesinnte gibt. Sie- 
ben Jahre nach dem gescheiterten 
real existierenden S?zialismus der 
DDR spielen marxistische Theorien, 

die Herstellung gesellschaftlicher Die Linke in der ost- 
deutschen SPD 

Gleichheit auf dem Wege einer anti- 
kapitalistischen Politik oder das Be- 
kenntnis zum demokratischen Sozia- 
lismus in der Ost-SPD fast keine Rol- 
le. Es dominieren die pragmatischen 
Tagespolitiker, die sich laufend ir- 
gendwelchen Sachzwängen beugen 

von Rudolf Borchert* 1.6. Beschäftigungsausweitung 
durch Teilzeitarbeit 
Ein hoher Anteil der weiblichen Er- 
werbsarbeit - und hier liegt nach 
Meinung vieler Schwedinnen ein 
entscheidendes Egalitätsdefizit - 
wurde allerdings durch Teilzeitbe- 
schäftigungen, vor allem im öffentli- 
chen und privaten Dienstleistungs- 
ektor abgedeckt (als Teilzeitarbeit 
gelten alle Arbeitsverhältnisse unter 
35 Stunden) (Meidner 1994, 10). 
Die ab 1965 explodierende Entwick- 
lung von Teilzeitarbeit, die 1980 mit 
46,6% ihren Höhepunkt erreichte, 
war in den 80ern rückläufig und 
pendelte sich seit 1990 bei Ca. 40% 
ein. Im Jahr 1990 arbeitete über die 
Hälfte der Teilzeitbeschäftigten un- 

müssen und im brüderlichen Um- 
gang mit den wirklich Herrschenden 
sich längst der Macht des großen 
Geldes angepaßt haben. Noch 

mentarische Funktionen eingebun- 
den, so daß sie oftmals an mehreren 
Fronten kämpfen müssen. Für theo- 
retische Arbeit bleibt kaum Zeit, 
aber es gibt viele Visionen und den 
Willen durch Machtübernahme, lin- 
ke Politik zu gestalten und die Ge- 

schlimmer sind aber solchen rechten 
Ideologen wie Schwanitz, Hilsberg. 
Merkel, Weißenberg u.a., die mit ih- 
rer Meinung von der gewesenen 
Häßlichkeit der DDR, ihrem Stasisyn- 
drom und ihrem SEDIPDS-Haß der 

2.2. Der ,,Dritte Weg" der 80er 
Jahre -Weg i n  eine Speku- 
lationsökonomie 
Mit der erneuten Regierungsüber- 
nahme durch die Sozialdemokraten 
im Herbst 1982 wurde eine in 
Schweden kaum für konsensfähig 
erachtete wirtschaftspolitische Wen- 
de in Richtung einer stärkeren Ange- 

Ost-SPD und damit der gesamten 
Sozialdemokratie einen irreparablen 
Schaden zufügen. 

Das SPD-Dilemma Ost ist aber * Rudolf Borchert, Waren (Müritz), ist Kreisvorsitzender und Mitglied des 
Landesvorstands der SPD in Mecklenburg-Vorpommern. Der Autor 

bedankt sich für die Unterstützung von Burkhard Zimmermann (Berlin), 
Frank Bogisch (Sachsen-Anhalt), Andreas Kuhnert (Brandenburg), Dr. 

Edelbert Richter (Thüringen) und Josef Didier (Sachsen). 

vor allem ihre zahlenmäßige Schwä- 
che. Der größte Teil der wenigen 
Parteilinken.ist in Partei- oder parla- 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 96, 1997 



SOZIALDEMOKRATIE ARBEIT - ZEIT UND GELD 

Wer Anträge 
einbringt, die 

niemand kennt, weil 
sie nicht kommuni- 
ziert worden sind, 

hat keine Verhand- 
lungsmacht. Im 

Vorfeld des Parteita- 
ges müßte ein 

Aufruf gestartet 
werden, der - 

ironisch ausge- 
drückt - Startpunkt 
einer ,Sozialdemo- 

kratischen Plattform 
in  der SPD" ist. 

1. Es muß dringend an einem ei- 
genständigen Profil gearbeitet wer- 
den. Ziel müßte es sein, auf der Basis 
langfristig angelegter strategischer 
und kommunikativer Bemühungen, 
eine eigene handlungsfähige Struk- 
tur der Parteilinken zu schaffen, die 
Ziele bestimmt, Mitglieder auf diese 
Ziele hin mobilisiert und Bündnisse 
schmiedet. Man könnte dies - etwas 
schief - als ,, kampagnenorientietten 
Umbau der Patteilinkenn bezeich- 
nen. Symptomatisch ist, daß der be- 
harrliche Versuch, eine Koordinie- 
rungsstelle des Frankfurter Kreises 
einzurichten, keinen Erfolg hatte, 
obwohl die interne Kommunikation 
und Willensbildung mangelhaft ist 
und auch wirksame Öffentlichkeits- 
arbeit und die professionelle Präsen- 
tationen der eigenen Politik kaum 
stattfindet. 

2. Die Parteilinke muß Ereignisse 
der Gesamtpartei effektiv nutzen. 
Ein eigenständiges Rahmenpro- 
gramm der Linken auf dem nächsten 
Bundesparteitag wäre denkbar. Zen- 
tral ist die Kommunikation mit den 
Basisdelegierten. Es braucht heute 
mehr als Delegiertenvorbesprechun- 
gen in Bezirken und Landesverbän- 

Frank Deppe 
Fin de Siecle 
Am Übergang zum 2 1. Jhdt. 
200 Seiten, DM 28,- 
ISBN 3-89438-121-3 

"Die krisengeschüttelte 
Gegenwart..malysiert Deppe 
in drei brilliant geschriebenen 
Kapiteln" (ND) 

den. Ein Parteitag fängt Monate vor- 
her an. So hat die Parteilinke den Ju- 
gendparteitag zu keinem Zeitpunkt 
koordinierend begleitet oder die 
Aufbruchstimmung der Jusos und 
weiter Teile der SPD-Basis auf der 
Bundesebene genutzt. Einige Berich- 
te von den Vorbereitungen wurden 
im Koordinierungsausschuß des 
Frankfurter Kreises angehört. Das 
war es dann aber auch schon. 

3. Erforderlich ist in diesem Zu- 
sammenhang daher auch eine Initia- 
tive in die Partei hinein. Wer Anträge 
einbringt, die niemand kennt, weil 
sie nicht kommuniziert worden sind, 
hat keine Verhandlungsmacht. Im 
Vorfeld des Parteitages müßte ein 
Aufruf gestartet werden, der - iro- 
nisch ausgedrückt - Startpunkt einer 
,,Sozialdemokratischen Plattform in 
der SPD" ist. Gerade die potentielle 
Aufbruchstimmung in einem Wahl- 
kampf muß auch zur Mobilisierung 
für die eigenen Zusammenhänge 
von der Parteilinken genutzt wer- 
den. 

JUSOS und Parteilinke 
Die Jusos haben es leichter, sich als 
eigenständiger Teil der Partei zu pro- 

~ o n ~ i d e n o u r /  
E.Fümtratt-Kloep 
Kuba - Ein Yankee 
berichtet 
294 Seiten, DM 29,80 
ISBN 3-89438- 122- 1 

W e r  ernsthaft mitreden 
will über das Thema Kuba, 
der kommt um dieses 
Buch nicht herum." (UZ) 

Beigewum 
Wege zu einem 
anderen Europa 
266 Seiten, DM 38,- 
ISBN 3-89438-1 24-8 

filieren. Die Attribute jung und links 
sind hier gemeinsame Klammer. Im 
Zusammenspiel mit der Parteilinken 
hat sich ein wohlmeinendes Neben- 
einander entwickelt. Die Jusos fah- 
ren ihre eigenen Kampagnen und 
positionieren sich als Linke selbstän- 
dig. Angesichts der geschilderten 
Einflußerweiterung und Dynamik im 
rechten Parteiflügel, braucht es aber 
mehr als die gegebenen Juso-Struk- 
turen, um eine durchsetzungsfähige 
innerparteiliche Gegenmacht aufzu- 
bauen. Die Vernetzung mit der Par- 
teilinken muß ausgebaut werden. 
Das Fehlen von Jusos in Mandaten 
auf allen Ebenen der Partei erleich- 
tert eine derartige Vernetzung nicht. 
Den Juso-Bundestagskandidaturen 
kommt auch unter diesem Gesichts- 
punkt ein besondere Bedeutung zu. 

Der Juso-Bundeskongreß hat 
dazu folgende Feststellung getrof- 
fen: „Wir brauchen mehr Leute mit 
neuen Ideen und der Bereitschaft 
zum konstruktiven Konflikt mit 
dem Establishment der SPD. Vor 
allem halten wir eine aktive Stär- 
kung der Parlamentarischen Linken 
in der SPD-Fraktion für dringend 
nötig." 

AG Alternative 
Wirtschaftspolitik 
Memorandum '97 
Beschäftigungspolitik 
gegen soziale Zerstörung 
254 Seiten, DM 29,80 
ISBN 3-89438- 123-X 

Die Alternative zur 
Bonner Sparpolitik und 
zum Sozialabbau 

Standortdiskussion, 
"Europäische Identität", 
Osterweitemng, 
Institutionenreform 

ten Kooperation der Tarifpartner. Sie 
hat - ohne es zu wollen - dazu bei- 
getragen, den ursprünglichen insti- 
tutionellen Rahmen zentralisierter 
Tarifpolitik durch rasche Tertiarisie- 
rung der Beschäftigungsstruktur 
und durch organisatorische Zersplit- 
terung der Lohnpolitik im Dienstlei- 
stungssektor zu unterminieren (Ha- 
gemannflrautwein 1990, 273). 

2.4. Tertiarisierung schwächt 
Verhandlungsmacht des 
Gewerkschafts-Dachverbands 
Eine in Schweden seit Beginn der 
80er Jahre äusserst kontrovers de- 
battierte Frage - auch zwischen den 
Geschlechtern - ist die der gerech- 
ten Einkommensverteilung. Die im 
internationalen Maßstab vergleichs- 
weise geringen Einkommensdiffe- 
renzen zwischen Frauen- und Män- 
nerlöhnen im industriellen Bereich 
waren Resultat der seit Mitte der 
50er Jahre praktizierten ,,solidari- 
schen Lohnpolitik", einer korporati- 
stischen Lohnstrategie, die unge- 
recht empfundene Lohnunterschie- 
de über alle Branchen und Wirt- 
schaftszweige hinweg auszuglei- 
chen und das Einkommen von Nied- 
rigverdienern zu verbessern suchte. 
Die im Rahmen von zentralen Lohn- 
rahmenverhandlungen zwischen 
Gewerkschaftsdachverband L0 und 
dem Arbeitgeberverband SAF erziel- 
ten NivellierungerFolge waren zu- 
nächst beträchtlich, galten aller- 
dings nicht für das wachsende Heer 
der Angestellten im stark anwach- 
senden privaten Dienstleistungsbe- 
reich. 

Die solidarische Lohnpolitik führ- 
te zu einer Egalisierung der schwedi- 
schen Lohnstruktur, die in Westeu- 
ropa beispiellos war. Gleichzeitig 
war sie die Grundlage der gewerk- 
schaftlichen Verhandlungsmacht 
und begründete die Stärke des L0 
als Tarifpartner und als einflußreiche 
Bastion in der Gesellschaft. Über 
80% der Arbeitnehmerlnnen waren 
(und sind auch noch heute) gewerk- 
schaftlich organisiert (Meidner 
1994, 9). Auch für Frauen hatte die 
solidarische Lohnpolitik durchschla- 
gende positive Effekte. Die Durch- 
schnittslöhne von Industriearbeite- 
rinnen konnten von 70.2% 1959 auf 
92,1% im Jahr 1982 angehoben 
werden, danach öffnete sich die 
Schere wieder etwas zu Ungunsten 
der Frauen. 1990 verdienten Frauen 
in der lndustrie nur noch rund 89% 
der vergleichbaren Männerlöhne. 
Die Verdienste der Frauen im priva- 

ten Dienstleistungsbereich lagen al- 
lerdings beträchtlich unter den ver- 
gleichbaren Verdiensten der Män- 
ner, z.B. im Handel bei 74,3% der 
männlichen Monatsverdienste (ILO, 
Hagemannflrautwein 1990, 257). 

Die unübersehbaren Erfolge der 
auf sozialen Ausgleich hinzielenden 
Lohnpolitik können allerdings nicht 
darüberhinweg täuschen, daß es 
den LO-Gewerkschaften in dieser 
Zeit nicht gelungen ist, ein für den 
gesamten Arbeitsmarkt anwendbif- 
res Arbeitsbewertungssystem zu fin- 
den, das Normen für Leistungs- und 
Lohndifferenzen über die Branchen 
hinweg hätte setzen können. Fak- 
tisch blieben damit die verteilungs- 
politisch äusserst delikaten Fragen 
unbeantwortet, wann und unter 
welchen Voraussetzungen Industrie- 
arbeit und Arbeit im Dienstleistungs- 
sektor als gleichwertig angesehen 
ist. Selbst in den Mitgliedsverbänden 
der L0 konnte in den strittigen Fra- 
gen, welche Faktoren im Arbeitspro- 
zeß üerhaupt zu Lohndifferenzen 
berechtigen, kein Konsens erzielt 
werden. Als es zu nicht mehr über- 
brückbaren Konflikten zwischen den 
im Gewerkschaftsdachverband L0 
zusammengeschlossenen Industrie- 
gewerkschaften und den Gewerk- 
schaften des öffentlichen Dienstes 
kam, stellte der L 0  1983 die allge- 
meine Nivellierungslinie der solidari- 
schen Lohnpolitik selbst in Frage 
(Meidner 1994,9). Es war von daher 
nicht überraschend, daß die Arbeit- 
geber in dieses Vakuum vorgestos- 
Sen sind und eigene lohnpolitische 
Strategien entwickelten, die in jeder 
Hinsicht diametral zu den egalitäts- 
politischen Zielen der LO-Gewerk- 
schaften standen. 

2.5. Erosion der Solidarischen 
Lohnpolitik - Was ist eine 
gerechte Einkommensvertei- 
lung? 
Mit der sektoralen Verschiebung der 
Beschäftigungsstruktur zum Dienst- 
leistungssektor war bereits in den 
80er Jahren die Zahl der Angestell- 
ten so weit angestiegen, daß ihre 
Gehaltssumme nicht nur im öffentli- 
chen Dienst, sondern auch in der Pri- 
vatwirtschaft größer war als die 
Lohnsumme der Arbeiter. Die in der 
eigentlichen lndustrie Beschäftigten 
machten Anfang der 80er Jahre nur 
noch wenig über 20% der Gesamt- 
beschäftigung aus. Diese Entwick- 
lung hat den Gewerkschaftsverband 
L0 gegenüber den Interessenver- 
bänden der Angestellten und Beam- 

ten, den TC0 Gewerkschaften, ent- 
scheidend geschwächt und die zen- 
tralisierten Tarifverhandlungen er- 
heblich schwieriger gemacht. Zen- 
tral koordinierte Verhandlungen 
wurden Anfang der 8Oer Jahre vom 
Arbeitgeberverband SAF als unzeit- 
gemäß und unflexibel aufgekündigt, 
befürwortet wurden stattdessen 
Verhandlungen auf Betriebsebene. 

Ein wichtiger Hintergrund dieser 
Politik dürfte die immer stärkere In- 
ternationalisierung der schwedi- 
schen Unternehmen gewesen sein. 
Die Einbindung in den Rahmen spe- 
zifisch schwedischer Traditionen 
und Institutionen spielte für die 
transnationalen operierenden Kon- 
zerne eine immer geringere Rolle. 
Konflikte über Lohndifferenzie- 
rungsbestrebungen der Arbeitgeber 
- aber auch zwischen und innerhalb 
der Arbeitnehmerverbände - stan- 
den in den 80er Jahren auf der Ta- 
gesordnung. Schließlich wurde der 
Zusammenhalt zwischen den Arbeit- 
nehmerorganisationen durch die ge- 
schickte Lohndifferenzierungsstrate- 
gie der multinationalen Konzerne 
mehr und mehr aufgebrochen. Die- 
se setzten alles daran, ihre Beleg- 
schaften mit vielfältigen übertarifli- 
chen Sozialleistungen, mit Gewinn- 
beteiligung, zum Teil auch mit kurs- 
günstigen Emissionen von Wandel- 
schuldanleihen besonders zu begün- 
stigen. 

Diese Entwicklung hat in Verbin- 
dung mit hohen Inflationsraten wie- 
derum zu Unruhe bei den (weibli- 
chen) Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst geführt, so daß es deren In- 
teressenorganisationen waren, die 
seit Ende der 80er häufig die Kon- 
fliktführerschaft bei Tarifauseinan- 
dersetzungen übernahmen. Der tra- 
ditionell friedliche schwedische Ar- 
beitsmarkt wurde immer wieder von 
Konflikten erschüttert, vor allem die 
öffentlich Beschäftigten im Gesund- 
heits- und Erziehungswesen gingen 
auf die Straße. Aufgrund der Ge- 
schlechter-Trennung entlang der 
Naht private/öffentliche Arbeit 
brach zunehmend ein offener Ge- 
schlechter-Sektorenkonflikt in der 
Einkommenspolitik auf. 1990 drifte- 
te Schweden in eine erste politische 
Krise, als die Regierung Carlsson sich 
immer weniger in der Lage zeigte, 
dem Lohnauftrieb angesichts der Ri- 
valitäten zwischen Arbeiter- und An- 
gestelltengewerkschaften Herr zu 
werden. Diese verschärfte sich, als 
die Regierung angesichts der sich 
dramatisch verschlechternden Wirt- 

Unbeantwortet 
blieb, wann und 
unter welchen 
Voraussetzungen 
lndustriearbeit und 
Arbeit im Dienstlei- 
stungssektor als 
gleichwertig 
angesehen ist. 
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ARBEIT - ZEIT UND GELD SOZIALDEMOKRATIE 

Alle schwedischen 
Regierungen der 

90er Jahre, o b  
sozialdemokratisch 

oder bürgerlich, 
haben den Zielkon- 

flikt zwischen 
Inflationsbekämp- 
fung und Vollbe- 

schäftigung durch 
Verschlankung des 

Staatssektors z u  
Iösen versucht. 

schaftslage den Gewerkschaften die 
politische Alleinverantwortung für 
die Rezession zuschob und ein Ver- 
bot von Lohnerhöhungen und eine 
(zweijährige) Suspendierung des 
Streikrechts ins Auge fasste. 

1991 kam die Gegenreaktion der 
Bevölkerung, es kam zu einer Pro- 
testwahl und zu einem Triumph der 
bürgerlichen und rechten Parteien. 
Die sozialdemokratische Regierung 
mußte eine schwere Wahlniederlage 
hinnehmen, nachdem sie - nach ei- 
nem für die Bevölkerung völlig über- 
raschendem Beitrittsgesuch zur EG - 
auch noch versucht hatte, den Lohn- 
stopp im öffentlichen Dienst ausge- 
rechnet mit Mitteln des staatlich ver- 
ordneten Streikverbots durchzuset- 
zen (Meidner 1994, 6-8). Mit  .den 
wiederholten Versuchen der Regie- 
rung, den Aktionsspielraum und die 
Verhandlungsmacht der Gewerk- 
schaften zu beschränken, war damit 
ein weiteres wichtiges Fundament 
des schwedischen Modells, die jahr- 
zehntelange, vertrauensvolle Zu- 
sammenarbeit der beiden Flügel der 
Arbeiterbewegung brüchig gewor- 
den. 

2.6. Verschlankung des Staates 
- ,,lean welfare" 
Die Beschäftigungsexpansion im öf- 
fentlichen Dienst, die in den siebzi- 
ger und achtziger Jahren wesentlich 
stärker ausfiel als in allen anderen 
OECD-Ländern, gefährdete das 
schwedische Modell zudem durch 
steigende 1nflationsraten.Zur Finan- 
zierung mußten neben einer deutli- 
chen Erhöhung der direkten und in- 
direkten Steuern wachsende Haus- 
haltsdefizite in Kauf genommen 
werden. Wenn auch die Mehrheit 
der Schwedinnen lange Zeit bereits 
war, diesen Preis zu zahlen, so lag 
hier doch auch ein enormes - auch 
geschlechterpolitisches - Konfliktpo- 
tential, als sich mit der durch den 
Bankenzusammenbruch hervorgeru- 
fenen tiefen Rezession zu Beginn der 
90er Jahre die Verteilungskonflikte 
verschärften und vor allem konser- 
vative und liberale Parteien zur Priva- 
tisierung öffentlicher Unternehmen 
und zum Abschmelzen des ,,zu teu- 
ren Staatssektors" aufriefen. 

In der öffentlichen Meinung 
wurden jetzt die Frauen als die we- 
sentlichen Kostenverursacher gese- 
hen. Auffassungen, daß die Emanzi- 
pation der Frauen in Gestalt der vie- 
len Kindergartenplätze rund 5% des 
BIP jährlich beanspruche, wurden 
bis in  Gewerkschaftskreise hinein 

vertreten. Die starke Konzentration 
von erwerbstätigen Frauen im Be- 
reich kommunaler Dienste - 55% 
der Frauen arbeiteten 1991 im öf- 
fentlichen Sektor, 44% im .,Wohl- 
fahrtssegment" (Bildung, Gesund- 
heit, Erziehung) (Gonäs 1993, 10) -, 
die einerseits Voraussetzung für die 
ungewöhnlich hohe Frauenerwerbs- 
tätigkeit in Schweden war, drohte 
spätestens dann zu einer ,,Falle" für 
die Frauen zu werden, als die staatli- 
chen Arbeitgeber - nach dem Bei- 
tritt zur EU (1 995) - sie besonderen 
Beschäftigungsrisiken aussetzten, 
um die hohen Staatsdefizite im Zuge 
der Vorbereitung der Währungsuni- 
on abzubauen. Alle schwedischen 
Regierungen der 90er Jahre, ob sozi- 
aldemokratisch oder bürgerlich, ha- 
ben den Zielkonflikt zwischen Inflati- 
onsbekämpfung und Vollbeschäfti- 
gung durch ~erschlankung des 
Staatssektors zu lösen versucht. Wie 
der schwedische Arbeitsmarktexper- 
te Meidner unterstreicht, hat dieser 
Weg letzten Endes prozyklisch ge- 
wirkt und die Finanzierungskrise des 
Staates nicht behoben. Weil über 
hundertausend vorher im öffentli- 
chen Sektor beschäftigte Menschen 
in die Arbeitslosigkeit entlassen wur- 
den, sei die Binnennachfrage noch 
weiter herabgedrückt und die Rezes- 
sion verlängert worden (Meidner 
1995. 9). 

Der deutsche Sozialdemokrat 
Scharpf hat vor einer Dekade die 
zwiespältigen Resultate der schwe- 
dischen Arbeitsmarktsegregation 
androzentristisch und borniert kom- 
mentiert. Er meinte, daß „die erfolg- 
reiche sozialdemokratische Politik 
den schwedischen Frauen lediglich 
dazu verholfen habe, das Ghetto der 
grünen Witwe mit der geschlosse- 
nen gesellschaft der Frauenberufe 
zu vertauschen" (Scharpf 1987, 
136, zit. nach HagemannArautwein 
1990, 262.) Es ist kaum anzuneh- 
men, daß die Schwedinnen, die sich 
jetzt wieder in  die Rolle der auf den 
Ehegatten harrenden Witwe zurück- 
katapultiert sehen, über diesen 
,,Tausch" sehr beglückt sind. 

2.7. Marktradikale Reformen 
der Regierung Bi ldt (1 991 -1 994) 
Beraten von einer Expertenkommis- 
sion unter dem Liberalen Assar Lind- 
beck sah die 1991 aus vier liberal- 
konservativen Parteien gebildete 
Minderheitenregierung unter Carl 
Bildt (1 991 -1 994) nun die Zeit für 
gekommen, das schwedische 
,,Volksheimn nach neoliberalen Re- 

zepten umzubauen. Sofort nach Re- 
gierungsantritt wurden tiefgreifende 
,,Reformeno angekündigt, die die 
von der Sozialdemokratie geprägten 
Wohlfahrtsstrukturen aufbrechen 
und das Land den Bedingungen der 
Europäischen Gemeinschaft anpas- 
sen sollten. 35 staatliche Unterneh- 
men wurden für die Privatisierung 
freigegeben, hiervon erwartete man 
sich Einnahmen von rund zehn Milli- 
arden Kronen jährlich. Die System- 
wende wurde durch umfangreiche 
Steuererleichterungen für die Privat- 
wirtschaft eingeleitet, diese sollten 
die Wettbewerbsfähigkeit der Indu- 
strie verbessern und Schweden „eu- 
ropakompatibel ,, machen. 

Die Einkommenssteuer wurde 
stark abgesenkt, die Erbschaftssteu- 
er um die Hälfte auf 30% ermässigt, 
die Umsatzsteuer für den Handel 
mi t  Aktien entfiel, die Vermögens- 
steuer wurde abgeschafft, die 
Mehrwertsteuer für die Dienstlei- 
stungsbranche wurde von 25 auf 
18% herabgesetzt. Mindereinnah- 
men bei den direkten Steuern soll- 
ten durch Erhöhung indirekter 
Steuern (Alkohol, Tabak) ausgegli- 
chen werden (FAZ vom 06.01.92). 
Eine zweite Tranche von Sparmaß- 
nahmen betraf den öffentlichen 
Sektor. Gemäß einer Fünf-Jahres- 
planung sollte die Beschäftigung 
jährlich um 5% zurückzufahren 
werden, was den Abbau von rund 
100 000 Arbeitsplätzen, die Um- 
wandlung von Vollzeit- auf Teilzeit- 
arbeit und die Einführung unge- 
schützter Beschäftigungen bedeu- 
tete (Gonäs 1993, 11). Die Regie- 
rungssubventionen für die Kommu- 
nen wurden drastisch beschnitten, 
gleichzeitig verbot die Regierung 
jegliche Anhebung der Gemeinde- 
abgaben und die Aufnahme von 
Krediten. Es wurde starker Druck 
ausgeübt, kommunale Betreuungs- 
maßnahmen für Kinder und ältere 
Menschen sowie die kommunale 
Gesundheitsfürsorge zu privatisie- 
ren. Dies hatte zur Folge, daß Ab- 
striche an den Versorgungsmaß- 
nahmen erfolgen oder Einrichtun- 
gen der Kinderbetreuung, Tages- 
zentren, Büchereien völlig geschlos- 
sen werden mußten (Bjönberg 
1995, 25). Erheblich verteuert wur- 
den die Leistungen der Gesund- 
heitsfürsorge, insbesondere die Zu- 
zahlungen beim Arztbesuch, für 
Medikamente und Zahnbehandlun- 
gen. Schließlich wurden Soziallei- 
stungen drastisch zusammengestri- 
chen. Das Arbeitslosengeld wurde 
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Siege kann man machen. ,,Er hatte 
Mut, Wahlkämpfe auch dafür zu 
nutzen, Bewußtsein zu schaffen und 
damit die Spielräume für künftige 
Politik zu erweitern, Minderheiten- 
positionen zu vertreten und  zu ver- 
suchen, daraus Mehrheitspositionen 
zu machen." Albrecht Müller über 
Willy Brandt. 

ie stellt sich die Gesamt- 
situation der Linken im W '  Vorfeld der Auseinander- 

setzungen um das Regierungspro- 
gramm der SPD für 1998 dar? Wel- 
che Aufgabe fällt den Jusos dabei zu? 

Tatsache ist, daß die SPD-Partei- 
linke derzeit vor allem eines tut: Sie 
schreibt Anträge für den nächsten 
Bundesparteitag, der vor allem auf 
eine BIG SHOW hin ausgerichtet 
wird und kaum Gelegenheit für pro- 
grammatische Auseinandersetzun- 
gen bieten dürfte. Sie unterstützt 
Oskar Lafontaine, indem sie Anträge 
schreibt. Schröder setzt derweil die 
Segel und betätigt sich als Abrißbir- 
ne sozialdemokratischer Program- 
matik: ,,Auf dem Parteitag im De- 
zember in  Hannover werden wir Be- 
schlüsse fassen, die natürlich auch 
Kompromißcharakter haben wer- 
den. Anders geht es in einer Volks- 
partei nicht. Dann wird im März der 
Kandidat benannt, und der wird auf 
dem Wahlparteitag im April dann 

ein Regierungsprogramm vorlegen. 
Das muß dann glasklar seine Hand- 
schrift tragen. Das ist Aufgabe des 
Kandidaten, und das wird die Partei 
akzeptieren müssen." Die Partei wird 
von innen aufgerollt. Der Begriff In- 
novationen spielt in diesem Zusam- 
menhang eine zentrale Rolle. 

,,lnnovatio"en für Deutschland" 
Schröder, Simonis, Clement & CO. 
sind munter dabei, im Zuge der Ent- 
scheidung um die Kanzlerkandidatur 
eine ,,neue SPD" zu installieren. Eine 
enge Auslegung der Formel ,,Inno- 
vationen für Deutschland" steckt da- 
für die Parameter ab. Innovation = 

Technologieförderung und Bildung. 
Beschworen wird eine Art Bring- 
schuld aller Politikfelder im Dienst ei- 
ner Standortsicherungs- und Qualifi- 
zierungsgesellschaft des 21. Jahr- 
hunderts. Standortpolitik wird in  
zentrale gesellschaftliche Subsyste- 
me transformiert, angebotsorien- 
tierte Wirtschaftspolitik ,,sozialde- 
mokratisch weiterentwickelt". 

Wie kann die Linke es schaffen, 
unter dem Dach ,,Innovationen für 
Deutschland" eine Polarisierung ent- 
lang konkreter Reformprojekte zu 
organisieren und vor allem in die 
Partei und nach draußen zu trans- 
portieren? Sie kann sich zunächst 
den entscheidenden Mangel des Be- 
griffs ,,lnnovation" zu Nutze ma- 

Die SPD-Linke 
vor dem Bundes- 

parteitag 1997 
von Andrea Nahles* 

chen. ,Innovation' klingt zwar zu- 
nächst positiv, fortschrittlich wie 
,,nach vorne gehen". Das Problem ist 
jedoch, daß niemand genau weiß, 
was er genau bezeichnet. So kann 
Kohl innovativ sein. Westerwelle so- 
wieso. Woher kommt da das Profil 
der SPD? Tatsache ist aber auch, daß 
Kohl vielleicht noch abgekauft wird, 
er sei innovativ. Die Mehrheit der Be- 
völkerung glaubt aber nicht mehr, 
daß er sich oder diese Republik er- 
neuern kann. Da die CDU den positi- 
ven Impetus von ,,Reformu kaputt 
gemacht hat, muß deshalb Erneue- 
rung werden. zum Leitbegriff der Parteilinken 

Polarisierung entsteht in der  
Auseinandersetzung 
Es scheint keine Regeln mehr zu ge- 
ben, die sich bindend für alle Teile 
der Partei in einem innerparteilichen 
Abstimmungsprozeß entwickeln lie- 
ßen. Die Medien und ihre sozialde- 
mokratischen Akteure dynamisieren 
und entdemokratisieren eine partei- 
politische Meinungsbildung. Die 
Parteilinke stabilisiert diesen Prozeß, 
indem sie ihre Eingriffsmöglichkei- 
ten auf die Ebene parteiinterner Wil- 
lensbildung beschränkt. Statt dessen 
muß sie in  ausgewählten Politikfel- 
dern Konflikte zuspitzen, öffentliche 
Veranstaltungen daraufhin inszenie- 
ren. Offensive Iäßt sich nur gewin- 
nen, wenn die Effekte neoliberaler 
Politik auf die lnteressenlage der 
Mehrheit der Bevölkerung transpa- 
rent gemacht werden können. 
Grundvoraussetzung zur Bewälti- 
gung all dieser Anforderungen ist, 
daß sich die Parteilinke neu entdeckt 
- als ein selbständig agierender Zu- 
sammenhang. 

Die Parteilinke 
stabilisiert die 
Amerikanisierung 
der SPD, indem sie 
ihre Eingriffsmög- 
lichkeiten auf  die 
Ebene parteiinterner 
Willensbildung 
beschränkt. 

* Andrea Nahles, WeilerlBonn, Juso-Bundesvorsitzende 
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Die SPD - Hüterin 
des goldenen 
Schatzes 
von Burkhard Winsemann* 

E igentlich hätte die bundesre- 
publikanische Linke ihn mit 
dem Gold überhäufen sollen, 

das er neu bewerten wollte, den 
Theo Waigel. Nicht, weil er ihr die 
Gelegenheit gab, Entrüstung, Ab- 
scheu und Empörung kundzutun 
und einen weiteren fauxpas der Re- 
gierung politisch auszuschlachten 
(was ohnehin nicht gelang, weil 
Tietmeyer, der unabhängige Herr 
der Banknoten, die Punkte selber 
kassierte), sondern weil er Grundfe- 
sten der deutschen Geldpolitik und 
damit auch der europäischen Zen- 
tralbankverfassung in Frage stellte. 

Hätte die SPD 
Waigels Bewer- 

tungsidee in  dem 
Sinne aufgegriffen, 

eine begrenzte 
monetäre Alimentie- 

rung öffentlicher 
Aufgaben als 

reguläres 
Instrument zu 
etablieren . . . 

Der Geldmantel des Vergessens 
Natürlich muß die Opposition es kri- 
tisieren, wenn der Finanzminister 
versucht, seine aberwitzigen Haus- 
haltslöcher mit dem Geldmantel des 
Vergessens zu verhüllen. Natürlich 
darf sie ihm seine Konkursverschlep- 
pung durch kreative Buchführung 
nicht durchgehen lassen und muß 
zeigen, wie desaströs es um den 
Bundeshaushalt bestellt ist: Dazu 
gibt es allerdings immer reichlich 
Möglichkeiten. Die bisher bekannt- 
gewordenen Daten zum Haushalts- 
entwurf für 1998 sprechen Bände. 
Nur durch Luftbuchungen für die 
Übertragung von Telekom-Aktien an 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
will Waigel die Neuverschuldung un- 
ter den lnvestitionsausgaben halten. 
Das letzte, was Waigel außerdem 
noch zu verschleudern hat (außer 
der Bundeswehr - wann kommt 
die?), sind Forderungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit gegenüber Ar- 
beitslosen, mit rund einem Drittel 
Abschlag. Einmal ganz davon abge- 
sehen, daß die Erzielung von Ein- 

* Burkhard Winsemann ist wiss. Mitarbeiter von Detlev von Larcher MdB. 

nahmen durch den Verkauf von Ver- 
mögen ja das Nettovermögen, sozu- 
sagen das Eigenkapital des Bundes, 
nicht steigern kann. Die gegenwärti- 
ge Haushaltspolitik zu Ende ge- 
dacht, müßte massiv investiert wer- 
den (um die verfassungsmäßige Kre- 
ditaufnahmegrenze zu erhöhen), 
mit dem einzigen Ziel, die erworbe- 
nen Vermögenswerte im nächsten 
Jahr wieder zu veräußern. Dann wä- 
ren die Nettoinvestitionen des Bun- 
des zwar ungefähr 0, die Kreditauf- 
nahme aber nahezu unbeschränkt. 

Jenseits der Notwendigkeit, das 
von'einer Koalition, in deren Reihen 
es von ehrbaren Kaufleuten und Juri- 
sten wimmelt und die im Gegensatz 
zu den Sozis mit Geld umgehen 
kann, angerichtete finanzielle Chaos 
immer wieder in die Öffentlichkeit 
zu rücken, wäre aber eine differen- 
ziertere Argumentation angebracht 
gewesen. 

Schutz der Geldvermögensbesit- 
zer vor der Demokratie 
Immerhin hat Waigel nicht weniger 
versucht, als zwei längst schlachtrei- 
fe heilige Kühe zum Metzger zu füh- 
ren, fand dann aber den Eingang 
von Roten und Grünen versperrt vor. 
Die Unabhängigkeit der Zentralbank 
und das Verbot, die öffentlichen 
Haushalte über die Notenpresse zu 
finanzieren, sind noch vor wenigen 
Jahren mit aller Gewalt von Deutsch- 
land in den Maastricht-Vertrag dik- 
tiert worden und haben eine Reihe 
von Mitgliedstaaten der EU gezwun- 
gen, ihre fortschrittlicheren Zentral- 
bankverfassungen entsprechend an- 
zupassen. 

Seither gilt überall: Die Zentral- 
bank schützt die Interessen der 
Geldvermögensbesitzer und ist da- 
bei jeglichen demokratischen An- 
fechtungen entzogen. Somit muß 
jetzt ganz Europa für die deutsche 
,,Urangst" vor der Inflation büßen - 
mit hoher Arbeitslosigkeit und all ih- 
ren Folgen. Die Demokratie wird vor 
sich selbst geschützt, denn demo- 
kratische Institutionen sind nach 
monetaristischer Auffassung vom 
Teufel besessen und haben nichts 
besseres im Sinn, als Inflation zu in- 
szenieren. Waigels Aktion scheint 
das zu bestätigen; die hemmungslo- 
se Selbstbedienung bei der Noten- 
presse - nichts anderes ist die Neu- 
bewertung der Gold- und Devisenre- 
serven - kam aber überhaupt nur 
deshalb in Betracht, weil es eine re- 
gulierte Alimentierung des Bundes- 
haushaltes durch die Zentralbank 

BONN APART 

nur durch den regulären, nach den 
strengen deutschen Bewertungsvor- 
schriften ermittelten Bundesbankge- 
winn gibt. 

Für die europäische Zentralbank 
wäre deshalb ein Mechanismus 
wünschenswert, der eine Einbin- 
dung der Geldpolitik in die gesamte 
Wirtschafts- und Finanzpolitik er- 
möglicht. Gefordert ist keine Lizenz 
zum Gelddrucken, sondern ein In- 
strument, das den im Bundesbank- 
gesetz formulierten (und in der eu- 
ropäischen Zentralbankverfassung 
fehlenden) Anspruch einlöst, die 
Geldpolitik solle außer einer hohen 
Geldwertstabilität auch Unterstüt- 
zung für andere wirtschaftspoliti- 
sche Ziele organisieren, also etwa im 
Sinne des Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetzes auch Wachstum, Be- 
schäftigung und Außenhandel im 
Blick behalten. 

Wenn dabei die Inflation gering- 
fügig höher ausfällt, ist das kein 
Grund zum Erschrecken, ist doch In- 
flation eine Art Steuer auf in inländi- 
scher Währung gehaltenes Geldver- 
mögen, wenn auch ohne Freibeträ- 
ge. 

Begrenzte Option zum Geld- 
drucken - warum nicht? 
Sicherlich hätte es nicht zu einer 
Runderneuerung der Bundesbank- 
verfassung oder der europäischen 
Zentralbankverfassung geführt, hät- 
te die SPD Waigels Bewertungsidee 
in dem Sinne aufgegriffen, eine be- 
grenzte monetäre Alimentierung öf- 
fentlicher Aufgaben als reguläres In- 
strument zu etablieren. Waigels 
Neubewertung auf einen Streich, die 
ökonomisch nicht unbedenklich ist, 
hätte gleichwohl zurückgewiesen 
werden können. Die Koalition hätte 
dann vermutlich erschrocken von ih- 
rem Vorhaben Abstand genommen. 

Offengehalten hätte die SPD 
dann aber die Option, später, nach 
lnkrafttreten der Währungsunion 
(mit einer hoffentlich neuen Bundes- 
regierung) entsprechende Diskussio- 
nen auf den europäischen Weg zu 
bringen. 

Nach den schrillen Tönen der letz- 
ten Wochen wird dies aber kaum zu 
vermitteln sein. Es bleibt der unbe- 
stimmte Eindruck, daß die SPD vor al- 
lem um kurzfristige Show-Effekte be- 
müht ist und dabei inhaltlich kaum 
weiß, was sie tut. Sie verteidigt näm- 
lich die Interessen derjenigen, die 
über hohe Geldvermögen verfügen. 
Die fühlen sich bei der Koalition oh- 
nehin besser aufgehoben. rpw 

ARBEIT - ZEIT UND GELD 

von 90 auf 80% abgesenkt, für Ju- 
gendliche unter 20 Jahren wurde es 
ersatzlos gestrichen. Die Kommu- 
nen wurden angewiesen, ihnen 
,,geeignete" Arbeits- oder Ausbil- 
dungsplätze nachzuweisen. Der ge- 
setzliche Urlaubsanspruch wurde 
von 27 auf 25 Tage, die Lohnersatz- 
leistungen zur Pflege erkrankter 
Kinder in den ersten 14 Tagen von 
90% des Einkommens auf 80% ab- 
gesenkt. Auch das Rentensystem 
wurde im Kern verändert, das Lei- 
stungsniveau der einkommensbe- 
zogenen Zusatzrenten von 72 auf 
60% gekürzt. 

So schmerzhaft diese Sparopera- 
tionen für die Bevölkerung auch wa- 
ren, es gelang der Regierung Bildt 
auch nicht ansatzweise, mit dieser 
angebotsorientierten Urnvertei- 
lungspolitik der Krise Herr zu wer- 
den. Zwischen 1991 bis 1994 sank 
das BIP um 5% - abgesehen von 
Finnland der stärkste Rückgang in- 
nerhalb der OECD. Die erwerbstäti- 
ge Bevölkerung war im gleichen 
Zeitraum um 500.000 Personen ge- 
schrumpft. Bis zum Wahljahr 1694 
waren die Staatsschulden auf 1200 
Mrd. schwedische Kronen (ca. 260 
Mrd. DM), etwa 90% des BIP, ange- 
stiegen (FAZ vom 17.09.94). 

2.8. Zweite Regierung Carlsson 
1994-1 996 - Forcierung des 
Sparkurses 
Das vorrangige Thema der Reichs- 
tagswahlen vom 18. September 
1994 war die Bekämpfung der wirt- 
schaftlichen Krise, vor allem der Ar- 
beitslosigkeit, die binnen drei Jahren 
von 3% (1 990) auf für die ~chweden 
unfaßbare 12% angestiegen war. 
Der Arbeiterpartei (SAP), die ver- 
sprach, das ,,volkshem ,, zu retten, 
gelang ein überwältigender Erfolg. 
Bei der hohen Wahlbeteiligung von 
87% stimmten 45,3% der Bürgerln- 
nen für die Sozialdemokraten. Die 
Linkspartei erhielt 6,2% der Stim- 
men, die Grünen erreichten 5% und 
erklärten sich bereit, eine erneute 
sozialdemokratische Minderheiten- 
regierung zu tolerieren. 

Zwei Probleme, die der SAP hät- 
ten gefährlich werden können, wa- 
ren im Wahlkampf geschickt ent- 
schärft worden: Die Entscheidung 
über den EU-Beitritt war auf eine se- 
parate Volksabstimmung im Novem- 
ber 1994 vertagt worden. Dies er- 
laubte der sozialdemokratischen 
Führung, das Thema EU in der 
Wahlkampagne konsequent auszu- 
blenden. Zweitens wurden gegen- 

über der aufmüpfigen weiblichen 
Wählerschaft weitgehende Zuge- 
ständnisse gemacht. Ende Novem- 
ber 1993 hatte das Frauennetzwerk 
,,Stützstrümpfe" die Aufstellung rei- 
ner Frauenlisten für die Wahl ange- 
kündigt, weil nach den Wahlen von 
1991 erstmals seit 191 9 der Anteil 
der Frauen im Parlament wieder 
rückläufig und von 38% auf 33% 
abgesunken war (Björnberg 1995, 
29). Die SAP reagierte unverzüglich 
und quotierte ihre Listenplätze. 
Auch die kleineren bürgerlichen Par- 
teien zogen in dieser Frage nach - 
mit dem Ergebnis, daß in den 
schwedischen Reichtstag 1994 41 % 
weibliche Abgeordnete einzogen. 
Als kluger Schachzug galt, daß 
Carlsson unmittelbar vor dem EU- 
Referendum eine ehemalige Kom- 
munistin als Schulministerin und 
zwei entschiedene sozialdemokrati- 
sche Gegnerinnen eines EU-Beitritts 
zur lnnenministerin und Landwirt- 
schaftsministerin ernannte (Schmitz 
1996, 325). Seine erste Rede nach 
der Regierungsbildung begann er 
mit der Feststellung, er freue sich, 
dem schwedischen Volk zum ersten 
Mal in der Geschichte eine demokra- 
tische politische Vertretung vorstel- 
len zu können - demokratisch des- 
halb, weil 50% der Ministerien von 
Frauen geführt würden (Fölster 
1996, 102). 

2.9. Frauenpolitische Wahlzuge- 
ständnisse der bürgerlichen 
Parteien 
Wie stark die schwedischen Frauen 
im Wahl- und Referendumsjahr 1994 
von den Parteien umworben wurden, 
zeigt sich auch daran, daß die kon- 
servativ/liberale Regierung Bildt zum 
Ende der Legislaturperiode den 
schwedischen Elternurlaub durch ein 
spektakuläres Gesetz, den ,,Papa-Mo- 
nat", erweitert hatte. Damit war sie 
den Forderungen der schwedischen 
Frauen nach gesetzlichen Vorgaben 
zur Arbeitsumverteilung in den Fami- 
lien entgegengekommen. Gleichzei- 
tig konnte man darauf spekulieren, 
daß durch die Besonderheiten der 
Ausgestaltung dieses Reformgesetz 
faktisch als Spargesetz wirken würde. 
Entsprechend ist seither ein Monat 
des 12-monatigen Elternurlaubs 
nicht auf den anderen Elternteil über- 
tragbar. Der Vater muß sich dem- 
nach mindestens einen Monat der 
Kindererziehung widmen, wenn die 
Familie nicht den Anspruch auf Ent- 
schädigung des Verdienstausfalls für 
den Papa-Monat verlieren will. Zu- 

sätzlich wurde ein Hausfrauenlohn 
eingeführt. um die schwedischen 
Frauen zu ermuntern, dem Arbeits- 
markt ganz fernzubleiben (Schmitz 
1996, 325). W 
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Die Venuche der 
Regierung, den 
Aktionsspielraum 
und die Verhand- 
lungsmacht der 
Gewerkschaften zu 
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schwedischen 
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Die Zukunft des 
Rentensystems 
von Jörg Deml und Roland Wutz* 

Die zentrale 
Prämisse des 

Rentenrechts - 
lebenslange 

Erwerbstätigkeit - 
ist a m  Leitbild des 

männlichen Famili- 
enverdieners 

orientiert und 
entspricht nicht der 

Realität der Er- 
werbskarrieren von 

Frauen. 

S pätestens mit der Debatte um 
die Vorschläge der CDU-Ren- 
ten-Kommission ist deutlich 

geworden, daß der Konflikt zwi- 
schen den Vertretern einer radikalen 
Systemveränderung und denjeni- 
gen, die durch Leistungskürzungen 
im System finanziellen Spielraum zu- 
rückgewinnen wollen, innerhalb des 
bürgerlichen Blocks nicht mehr zu 
kaschieren ist. FDP-Westerwelle, der 
Jungen Union und ihren intellektuel- 
len Vordenkern geht es um nicht 
weniger als den Bruch mit dem pari- 
tätisch finanzierten Sozialversiche- 
rungssystem und die Auflösung aller 
der darin erhaltenen Komponenten 
des internen sozialen Ausgleichs. 
Das katholische Zentrum um Blüm 
und Geißler kann sich derzeit noch 
unter Verweis auf den Wahltermin 
1998 gegen einen Einstieg in die 
Auflösung der Sozialversicherungs- 
systeme durchsetzen, gleichfalls sind 
aber auch diese bereit, den Rentne- 
rlnnen massive Leistungskürzungen 
zuzumuten. Erhält die amtierende 
Koalition 1998 weitere vier Jahre 
Zeit, so dürfte es mit der schon jetzt 
gering ausgeprägten Rücksichtname 
gegenüber den Rentenbezieherln- 
nen vorbei sein.' 

Demgegenüber hat sich die SPD 
bislang nicht nur erfolgreich gegen 
die Blümschen Vereinahmungsstra- 
tegien erwehren können, sondern 
der Anfang Mai vorgelegte Bericht 
der Alterssicherungskommission ba- 
siert tatsächlich auf den Grundlagen 
fortschrittlicher Rentenpolitik. An 
dieser Stelle wollen wir aber noch 
einmal verdeutlichen, warum kein 
Anlaß besteht, daß bestehende 
lohn- und erwerbsarbeitsbezogene 
Alterssicherungsssystem in  Frage zu 
stellen.* 

* Jörg Deml, Bremen, war Mitglied in der Kommission ,,Zukunft der 
Alterssicherungssysteme" beim SPD-Parteivorstand; Roland Wutz, 
München, ist Mitglied im Landesvorstand der BayernSPD. 
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Rentenversicherung -Wie der Ansprüche nur in Proportionali- 
funktioniert sie? tät zum vorherigen Erwerbseinkom- 
Ausgangspunkt der Angriffe auf das men akzeptiert, hinaus, da auch in- 
bestehende System der Gesetzlichen terpersonelle Umverteilungsmaß- 
Rentenversicherung ist die Behaup- nahmen stattfinden, die im wesent- 
tung, daß die ,,Renten nicht mehr si- lichen auf der Zurechnuna von 
cher sind"; diese These beruht auf 
der tief im Alltagsbewußtsein veran- 
kerten Überzeugung, daß jeder Ver- 
sicherte mit seinen Beiträgen seine 
eigene Rente vorfinanziert - insbe- 
sondere durch die arbeitsmarktbe- 
dingten Vorruhestandsregelungen 
und die sogenannten ,versiehe- 
rungsfremden Leistungen' würden 
die Rentenkassen nun geplündert, 
und so der Lebensabend der derzei- 
tigen Erwerbsbevölkerung gefähr- 
det. 

Tatsächlich ist diese Annahme 
so schlicht, wie sie falsch ist: In kei- 
nem Zweig der Sozialversicherung 
,sparen' die Versicherten eine 
Geldsumme an, aus der dann bei 
Eintritt des Versicherungsfalles ihre 
jeweiligen Leistungen finanziert 
werden. Vielmehr greift überall 
das Umlageverfahren, in dem die 
jeweilige Versichertengemein- 
schaft mit  ihren Beiträgen für die 
Leistungen der aktuell Anspruchs- 
berechtigten aufkommt. 

Zentrale Prinzipien der im Umla- 
geverfahren durchgeführten Ren- 
tenversicherung sind die Lebens- 
standardsicherung und die Dynami- 
sierung der Renten. Die Rentenhöhe 
soll dem Arbeitslohn so weit ange- 
nähert sein, daß der Eintritt ins Ren- 
tenalter für die voll erwerbstätigen 
Arbeitnehmerlnnen den Schrecken 
des krassen Einkommensabsturzes 
verliert. Hierzu findet eine ,Dynami- 
sierung' der Renten statt, womit die 
Renteneinkommensentwicklung der 
nicht mehr erwerbstätigen Generati- 
on in ein Verhältnis zur Arbeitsein- 
kommensentwicklung der erwerbs- 
aktiven Generation gesetzt wird. 

Diese Konstruktion der GRV ist 
als Verbindung zwischen konservati- 
ver Besitzstandswahrung und sozial- 
demokratischen Umverteilungszie- 
len zu interpretieren: Mi t  der Koppe- 
lung der späteren Leistungen an die 
nach der Lohnhöhe gestaffelten Bei- 
träge wird die relative Einkommens- 
position im Alter konserviert, und 
durch diese Stärkung des Versiche- 
rungsgedankens (Dominanz des 
Äquivalenz- gegenüber dem Be- 
darfsprinzip) sichergestellt, daß nur 
Beitragszahlerlnnen Leistungen er- 
halten. Als Sozialversicherung geht 
die GRV allerdings über einen ,en- 
gen' Leistungsbegriff, der die Höhe 
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,,Ausfallzeiten" ohne Erwerbsarbeit 
beruhen; neben Zeiten der ,Unter- 
brechung' oder verhinderten Auf- 
nahme von Erwerbsarbeit (Krieasfol- ., 

gelasten, Arbeitslosigkeit und Krank- 
heit, Ausbildung) wird mit dem Hin- 
terbliebenen- und Erziehungszeiten- 
gesetz (HEZG) seit 1986 die Erzie- 
hung von Kindern als gesellschaft- 
lich erwünschte Tätigkeit anerkannt, 
und mit dem Pflegeversicherunas- ., 

Gesetz wird von 1995 an die Ent- 
richtung von Rentenversicherungs- 
beiträgen für familiäre Pflegeperso- 
nen durch die zuständigen Pfleae- - 
versicherungen geregelt. 

Richtwert und Ausgangspunkt 
bei der Frage des Sicherungswertes 
der Rente ist der sogenannte ,,Stan- 
dardrentner": Dieser erreicht nach 
45 Versicherungsjahren, in denen er 
jew. genau das durchschnittliche Ar- 
beitsentgelt erzielt hat, ein Netto- 
Rentenniveau von ca. 70% des 
durchschnittlichen Netto-Arbeitsein- 
kommens. Dabei ist zu berücksichti- 
gen, daß es sich beim Standardrent- 
ner um ein statistisches Konstrukt 
handelt: Tatsächlich genügen in den 
alten Bundesländern nur knapp 38% 
der männlichen Versicherten in der 
Angestelltenversicherung (AnV) und 
sogar nur 23% in der Arbeiterren- 
tenversicherung (ArV) diesen An- 
sprüchen (Bestand zum 31 .I 2.95). 
und erzielen ein entsprechendes Ein- 
kommen. Deutlich wird auch die ge- 
schlechtsspezifische Wirkunq des - 
Rentenrechts, dessen zentrale Prä- 
misse - lebenslange Erwerbstätigkeit 
- am Leitbild des männlichen Famili- 
enverdieners orientiert ist, und nicht 
der Realität der Erwerbskarrieren 
von Frauen entspricht: In der AnV 
erfüllen nur 1,91% der Frauen die 
Anforderungen einer Standard-Ren- 
te, und in der ArV sogar nur 0.02%. 
so daß deutlich wird, daß die eiqen- - 
ständige Sicherung der Frauen über 
ihre versicherungspflichtige Er- 
werbstätigkeit nicht gegeben ist. 

Resümierend Iäßt sich feststellen, 
daß das Risiko der Altersarmut v.a. 
in den Personengruppen 

der Arbeterehepaare, die nur 
über die gesetzliche Rente des Man- 
nes verfügen, 

der Witwen, deren verstorbener 
Mann Arbeiter war, und 

der ledigen und geschiedenen 
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schleichenden Aushöhlung demo- 
kratischer Rechte begründen. 

An rhetorischem Geschick, die- 
sen aus verfassungsrechtlicher Sicht 
höchst bedenklichen Standpunkt zu 
untermauern, mangelt es dabei in 
der Urteilsbegründung nicht. Der 
Schein parlamentarischer Rückkopp- 
lung bleibt durchgängig gewahrt; 
zum Durchbruch gelangt das zuge- 
standene Recht, am Parlament vor- 
bei dürfe eine Frage von dieser Trag- 
weite nicht entschieden werden, al- 
lerdings nicht. Es fragt sich indessen, 
wo dann die Grenze zu ziehen ist, 

Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

Scheidung - wie die der Zulassung 
eines Tagebauprojekts von den Aus- 
maßen Garzweilers - unterliege dem 
sogenannten ,,Vorbehalt des Geset- 
zes"=. Mehr noch: Die VGH-Richter 
vertreten die Ansicht, diesem Verfas- 
sungsgebot genügten andere Insti- 
tutionen als die des Landtags in glei- 
cher Weise. In der Konsequenz ließe 
sich damit ein weitergehender Kom- 
petenzverlust für die parlamentari- 
sche Ebene mit der Folge einer 

von der an der Landtag berechtigt 
sein soll, durch Gesetz über das 
,,Obu eines Projekts zu entscheiden. Politische Kompromißfindung miß ausgelotet werden. Der Preis für 

Verwunderlich erscheint es, daß nötig ein Beharren auf der jeweiligen Ex- 

in einem vergleichbaren Fall, dem Nach den vernichtenden Urteilen tremposition wäre jedenfalls für bei- 
tagebaubedingten Umsiedlungsvor- von Münster sind weitere rechtliche de Parteien und nicht zuletzt im In- 

haben der brandenburgischen Lan- Möglichkeiten, das Genehmigungs- teresse einer rot-grünen Perspektive 

desregierung in der Gemeinde Hor- verfahren für Garzweiler II zu stop- auf Bundesebene zu hoch. S ~ W  

no, das zuständiqe Landesverfas- pen, nicht in Sicht. Obwohl die 
sungsgericht - anders als der Verfas- NRW-Grünen noch Hoffnung in bis ' VerfGH 9/95, verkündet am 29.4.1997 

sungsgerichtshof in NRW - die E n t  in das Jahr 2000 reichende Prüfun- , ~ ~ e ~ ~ e ~ ~ l ~ ~ ~ g , ~  Garzweiler 11, Das 
scheidungskompetenz des Parla- gen zur Umweltverträglichkeit set- RWE~CO,~Minderungskonzept und die 

ments anerkannt hat. Auch wenn Zen, dürfte der Rahmenbetriebsplan Folgen, i995 

das Eraebnis nach einem das Proiekt für Garzweiler II qenehmiqt werden, Oberkreisdirektor des Kreises Viersen 
J 

billigenden Beschluß des Potsdamer 
Landtags das gleiche sein mag, ist 
die dort herrschende rechtliche Aus- 
gangssituation als demokratischer 
zu bezeichnen. Die Verantwortung 
liegt eben eindeutig in den Händen 
der gewählten Volksvertreter; sie 
müssen zu der von ihnen getroffe- 
nen Entscheidung nun stehen. Da- 
bei hat offenbar eine nicht unbe- 
deutende Rolle gespielt, daß in der 
von der Umsiedlung bedrohten 
Kommune Angehörige der sorbi- 
schen Minderheit leben, deren 
Grundrechtsschutz das Gericht be- 
rücksichtigt hat7. 

Angesichts der vergleichsweise 
geringeren Fläche und der infolge- 
dessen in seinem Ausmaß niedrige- 
ren ökologischen und sozialen Folge- 
lasten Hornos wäre es im Fall Garz- 
weiler II aber umso eher geboten ge- 
wesen, diese weitreichende Entschei- 
dung in den nordrhein-westfälischen 
Landtag zu verlegen. 

wenn keine grundlegende politische 
Kurskorrektur stattfindet. Vertrete- 
rinnen und Vertreter der Bündnis- 
Grünen übten sich nach Verkün- 
dung der VGH-Entscheidungen in 
Zweckoptimismus und bekräftigten, 
daß sie weiterhin entschlossen seien, 
so Fraktionssprecherin Gisela Nak- 
ken, den ,,energiewirtschaftlich 
überflüssigen und ökologisch unver- 
antwortlichen Tagebau politisch und 
mit Hilfe breiten Widerstands aus 
der Bevölkerung zu verhindern." 

Auch wenn kein Parteitagsbe- 
schluß zu Garzweiler II existiert8, 
dürfte ein Zurückweichen in dieser 
Frage um des Koalitionsfriedens wil- 
len der Basis nicht zu vermitteln sein. 
Anzeichen für Annäherungsbemü- 
hungen seitens der NRW-SPD sind 
indessen auch nicht erkennbar. Ein 
Scheitern des mühsam geschmiede- 
ten Regierungsbündnisses scheint 
fast unausweichlich, wenn nicht 
endlich Chancen für einen Kompro- 

(Hrsg.): Braunkohlentagebau Garzweiler 
II -Technisch beherrschbar? Ökologisch 
verträglich?, 1993. Vorwort, S. I1 
Bertrams: Verfassungsgerichtliche 
Grenzüberschreitungen, in: Burmeister 
(Hrsg.), Verfassungsstaatlichkeit, Fest- 
schrift für Klaus Stern, München 1997, 
5. 1039 

5 Landtag Nordrhein-Westfalen, Drucksa- 
che 1118608 - Neudruck; vgl. auch die 
Plenardebatte hierzu in: Plenarprotokoll 
1111 59 
vgl. zu dieser Problematik Erbguth: Die 
nordrhein-westfälische Braunkohlenpla- 
nung und der Parlamentsvorbehalt, in: 
Verwaltungs-Archiv 1995, S. 328 ff. 
Baer: Zum ,,Recht auf Heimat" -Art.  11 
GG und Umsiedlungen zugunsten des 
Braunkohletagebaus, in: Neue Zeit- 
schrift für Verwaltungsrecht 1997, 
5. 27 ff. 
vgl. aber Fraktion Bündnis 90lDie Grü- 
nen im Landtag Nordrhein-Westfalen, 
Sonderinfo, Energiewende statt Garz- 
weiler 11, 1997 

Der Preis für ein 
Beharren au f  der 
jeweiligen Extrern- 
position wäre 
jedenfalls für beide 
Parteien und nicht 
zuletzt irn Interesse 
einer rot-grünen 
Perspektive au f  
Bundesebene z u  
hoch. 
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Garzweiler II im 2006 bis 2045 zum Opfer. Sie sollen 
abschnittsweise und unter ange- 
messener finanzieller Entschädigung 
der Betroffenen umgesiedelt wer- 
den. 

,,falschen Erwartungen" gewarnt. 
um dann aber doch eingestehen zu 
müssen, daß die Urteilsfindung ,,in 
den Bereich des Politischen hin- 
reicht". 

Frauen überdurchschnittlich stark 
ausgeprägt ist. 

a) Die Entwicklung des Erwerbs- Entlohnung im Sinne der Vertei- 
lungsrelation zu den Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen als wichtiger Faktor einge- 
schätzt werden, da die Beiträge an 
die Sozialversicherung der Höhe der 
Löhne folgen. So entsprachen 1% 
Lohnzuwachs im Jahre 1996 einem 
Anstieg der jährlichen Beitragsein- 
nahmen um 2'3 Mrd. DM. Das Aus- 
maß der Umverteilung zu Lasten der 
Löhne Iäßt sich an der Entwicklung 
der Lohnquote ablesen: Die tatsäch- 
liche Bruttolohnquote (also der An- 
teil der Bruttoeinkommen aus un- 
selbständiger Arbeit am Volksein- 
kommen) liegt 1996 in West- Bei der Frage der 
deutschland mit 69,2% um 7,7 Pro- Finanzierung der 
zentpunkte unterhalb des Wertes Renten handelt es 
von 1982; die bereinigte Lohnquote, sich nicht um ein 
die den Einfluß der Veränderung des biologisches, 
Anteils der Arbeitnehmerlnnen an sondern um ein 
allen Erwerbstätigen ausschaltet, Verteilungsproblem. 
weist sogar nur einen Wert von 
64,8% auf - der niedrigste Wert seit 
1950.' Entgegen aller angebotsori- 
entierter Wirtschaftslogik verschenkt 
gerade eine Lohnzurückhaltung Fi- 
nanzierungsspielräume, und trägt 
so ursächlich zur Krise der sozialen 
Sicherungssysteme bei. 

personenpotentials 
Diese ist nicht nur Resultat demo- 
graphischer Entwicklungen, sondern 
in erster Linie abhängig von der Ar- 

Windschatten der Die demographische Entwick- 
lung begründet keine Leistungs- 
kürzungen Rechtsprechung? beitsmarktsituation. Angesichts ei- 

ner faktischen Arbeitslosenzahl von 
Ca. 7 Mio. Menschen (inkl. stiller Re- 

Ökologische, rechtliche und Irn Spannungsfeld zwischen 
Recht und Politik 
Diese grundsätzliche Positionsbe- 
Stimmung im Spannungsfeld zwi- 
schen Recht und Politik dürfte in der 
Literatur nicht auf ungeteilte Zustim- 
mung stoßen. Bertrams hat in einem 
wissenschaftlichen Beitrag über das 
Verhältnis zwischen Verfassungsge- 
richtsbarkeit und den politischen In- 
stanzen so auch eine Ansicht vertre- 
ten, die in dieser Deutlichkeit ihres- 
gleichen sucht, etwa wenn er fest- 
stellt, daß das Entwickeln politischer 
Lösungen nicht Aufgabe der Verfas- 
sungsgerichte sei. Wörtlich: ,,Sie 
müssen der Versuchung widerste- 
hen, selbst politisch zu ge~talten."~ 

Auch im Organstreitverfahren, in 
dem die Landtagsfraktion der NRW- 
Grünen als Antragstellerin aufgetre- 
ten war, kann dem obersten Richter- 
spruch aus Münster nicht der Hauch 
eines Zugeständnisses an die Garz- 
weiler Il-Gegner abgerungen wer- 
den. In diesem Urteil setzt sich der 
VGH NW über alle insoweit beste- 
henden verfassungsrechtlichen Be- 
denken schonungslos hinweg. Zu- 
nächst ersparen sich die Richter eine 
eingehende Prüfung der im Verfah- 
ren aufgeworfenen Frage, ob die 
von der SPD-Fraktion am 30. März 
1995, also noch kurz vor den Land- 
tagswahlen, eingebrachte und ge- 
billigte Entschließung mit dem Titel 
,,Ja zur Genehmigung von Garzwei- 
ler lIu5 verfassungsgemäß ist. Ein 
diesbezüglicher Antrag wird als un- 
zulässig verworfen. 

Erstaunlicherweise muß aber 
eben diese Entschließung in der Ur- 
teilsbegründung als Beleg für hinrei- 
chende parlamentarische Beteili- 
gung herhalten. Das Gericht hält 
dieses verfassungsrechtliche Gebot 
im Gegensatz zu den Antragstellern 
nicht für verletzt. Die grundlegende 
Frage der Landesplanung des Braun- 
kohleabbaus sei durch förmliches 
Gesetz geregelt. Der sogenannte 
,,Braunkohlen-Ausschuß". ein lobby- 
istisch geprägtes Gremium, wird für 
demokratisch legitimiert gehalten. 

Damit ist das Gericht der auch in 
der mündlichen Verhandlung von 
Prozeßbeobachtern als überzeu- 
gend gewerteten Argumentation 
der Antragsteller nicht gefolgt, eine 
derart wesentliche Grundsatzent- 

Insbesondere der demographische 
Wandel - steigende durchschnittli- 
che Lebenserwartung einerseits 

politische Fragen 
Die ökologischen Folgen liegen für 
Experten klar auf der Hand: Neben 
der massiven Belastung durch C0,- 

sewe) entgeht der GRV ein gewalti- von Christof Stechrnann* 
und ein Rückgang der Erwerbsbe- 
völkerung durch niedrige bzw. sin- 
kende Geburtenrate andererseits - 

ges Potential an Beitragszahlerlnnen 
mit den entsprechenden Auswirkun- 
gen auf das Beitragsniveau, wäh- Emissionen2 steht eine ~bsenkung 

des Grundwassers im Naturpark 
Maas-Schwalm-Nette zu befürch- 

erregt Besorgnis über die zukünftig rend gleichzeitig ein Mehrbedarf an 
Mitteln für die Arbeitslosenversiche- 
rung entsteht. Je 100.000 abhängig ü ber 15 Jahre dauert nun 

schon ein Streit an, der zur 
politischen Schicksalsfrage 

für die Koalition aus SPD und Bünd- 
nis 90IDie Grünen in Nordrhein- 
Westfalen zu werden droht. Garz- 
weiler II heißt das Reizwort, das in 
der rot-grünen Koalition in Düssel- 
dorf zur Kompromißfindung an- 
treibt. Wie starre Glaubenssätze ste- 
hen sich nach wie vor die Positionen 
der beiden Regierungsparteien un- 
versöhnlich gegenüber. Die höchst- 
richterliche Rechtsprechung in NRW 
hat die Möglichkeit einer Verstandi- 
gung mit ihren jüngsten Urteilen1 je- 
denfalls nicht näherrücken lassen. 

Dabei ist der ~ i n t e r ~ r u n d  der 
beiden Verfahren - einem Organ- 
streitverfahren der bündnisgrünen 
Landtagsfraktion und einem über 
sechs Kommunalverfassungsbe- 
schwerden, die beim Verfassungsge- 
richtshof des Landes (VGH NW) im 
lnteresse einer Fortführung des 
Braunkohleprojekts entschieden 
wurden, für Laien äußerst schwer zu 
durchschauen. 

Um nicht weniger als 48 Qua- 
dratkilometer Fläche geht es zu- 
nächst; und damit um den derzeit 
größten zusammenhängenden Ab- 
baubereich für den Tagebau in Euro- 
pa. Von einer Fördermenge von 
rund 1,3 Mrd. t Braunkohle ist die 
Rede. Das Garzweiler Il-,,Loch" wür- 
de sich, sollte das Verfahren zu Ende 
geführt werden, - angrenzend an 
ein bereits bestehendes Gebiet - 
zwischen den Städten Aachen, Köln 
und Mönchengladbach erstrecken. 
Elf zusammen Ca. 7.600 Einwohne- 
rlnnen zählende Ortschaften fielen 
dem Abbau der bis 210 m tiefen 
Kohlenflöze im Zeitraum der Jahre 

zu finanzierenden Renten; entspre- 
chend wird vielfach mit der Ver- 
doppelung des ,Alterslastquotien- 
ten' (Verhältnis der über 60jähri- 
gen zu den Personen zwischen 20 
und 60 Jahren) bis zum Jahr 2030 

ten; der Schutz des Grundwassers ist 
in Gefahr. Als einer der Beschwerde- 
führer vor dem VGH NW im zweiten 

Beschäftigte bedeuten für die Ren- 
tenversicherungsträger jährliche Bei- 
tragseinnahmen von 0.9 Mrd. DM 
(West) bzw. 0,7 Mrd. DM (Ost). Da- 
gegen bringen 100.000 Leistungs- 
empfängerlnnen der Bundesanstalt 
für Arbeit nur 0,6 Mrd. DM (West) 
bzw. 0.6 Mrd. DM (Ost) an Renten- 
versicherungsbeiträgen. Nach den 
Arbeitsmarktdaten der Bundesan- 
stalt für Arbeit vom Juni 1996 erge- 
ben sich allein durch die abgesenk- 
ten Beitragszahlungen für die Lei- 

Verfahren hat etwa der Kreis Viersen 
bereits im Jahr 1993 dieses Ergebnis 
einer fast zehnjährigen Untersu- 
chungsphase der Öffentlichkeit vor- 
gestellt. Das Fazit des über 100 Sei- 
ten umfassenden Gutachtens ist ein- 
deutig: Bis zu 300 Jahre nach dem 

arg~ment ier t .~ 
Nur: Entscheidend für das zwi- 

schen den Generationen zur Ver- 
teilung anstehende Wertprodukt 
ist nicht der Altersaufbau einer Ge- 
sellschaft, sondern deren wirt- 
schaftliche Lei~tungsfähigkeit.~ Ka- 
pitalakkumulation, Ausbildung, 
Forschung, Wissenschaft und tech- 

Ende des Abbaus werden hiernach 
Maßnahmen ,,als Nachsorge für die 
wasserwirtschaftlich-ökologischen 
Auswirkungen des Tagebaus Garz- 
weiler II ... anda~ern".~ 

Mit der Beschwerde des Kreises 
nischer Fortschritt sind heute als 
,Zu kunftsvorsorge' für das künfti- 
ge Sozialprodukt und somit für die 

stungsempfängerlnnen der Bundes- 
anstalt Mindereinnahmen pro Jahr 
in Höhe von 7,2 Mrd. DM.= Viersen setzten sich die Münsteraner 

Richter im zweiten Verfahren. gar 
nicht erst auseinander. Deren Klage 
sei -wie die der Gemeinde Wegberg 

künftige Versorgung der Alten mit Mit einer auf Vollbeschäftigung 
b) Das Ausmaß der gesellschaft- 
lichen Wertschöpfung 
Die gesellschaftliche Wertschöpfung 
hängt eng zusammen mit der Er- 
werbsbeteiligung, besitzt darüber 
hinaus aber noch eine technische Di- 
mension: mit fortschreitender Pro- 
duktivkraftentwicklung steigt das 
Produktionswachstum schneller als 
das notwendige Arbeitsvolumen, so 
daß - vorausgesetzt, es wird keine 
entsprechende Arbeitszeitverkür- 
zung durchgeführt - die Menge der 
produzierten Güter und Dienstlei- 
stungen pro Beschäftigten wächst. 
Da gerade aufgrund der demogra- 
phischen Entwicklung (Schrump- 
fung des Erwerbspersonenpotenti- 
als) von einer zunehmenden Kapital- 
intensität der Produktion mit einer 
Steigerung der Arbeitsproduktivität 
auszugehen ist, wächst das pro Be- 
schäftigten zur Umverteilung zur 
Verfügung stehende Arbeitsprodukt 
an, so daß sich im Gegenzug die 
reale Beitragsbelastung verringert. 
Selbst bei Einkommenszuwächsen 
unterhalb der Produktivitätsentwick- 
lung würden die real verfügbaren 
Einkommen der Beitragszahler nicht 
sinken. Bei der Frage der Finanzie- 
rung der Renten handelt es sich also 
nicht um ein biologisches, sondern 
um ein Verteilungsproblem - und 

Geld- und Dienstleistungen viel 
wichtiger als die rein generative 
Komponente. Dem Anstieg des 

abzielenden Beschäftigungspolitik 
könnten zudem die brachliegenden 
Arbeitsmarktressourcen genutzt 

In der Konsequenz 
ließe sich damit ein 

weitergehender 
Kompetenzverlust 

für die parlamenta- 
rische Ebene mit  der 

Folge einer schlei- 
chenden Aushöh- 

lung demokrati- 
scher Rechte 
begründen. 

- unzulässig, da die Kommune nicht 
betroffen sei. Die übrigen Kläger- 
kommunen sieht der VGH NW in ih- 

realen Bruttosozialprodukts in 
Westdeutschland in der Zeit von 
1950 bis 1990 um 473% steht ein 
Anstieg der Zahl der Erwerbstäti- 
gen um 42% gegenüber, wobei 
letzteres weniger auf ,natürliches' 

werden: 
die entscheidende Rolle kommt 

dabei der Erhöhung der frauenspezifi- rem Selbstverwaltungsrecht nicht 
beeinträchtigt. Das im Urteil immer- 
hin enthaltene Zugeständnis, daß 

schen Erwerbsquote, die bislang nur 
im Schnitt der EU-Staaten liegt, zu; 

die arbeitsmarktbedingte vorzei- die Planungshoheit der Gemeinden 
tangiert sei, Iäßt das Gericht letztlich 
nicht durchgreifen. Gerechtfertigt 

Bevölkerungswachstum zurückzu- 
führen ist, sondern auf die Zuwan- 
derung und den Anstieg der Frau- 

tige Verrentung älterer Arbeitneh- 
merlnnen wäre beendet, so daß die 
beitragspflichtige Erwerbsphase sei diese Einschränkung ,,durch die 

Erfordernisse einer langfristig gesi- 
cherten Energieversorgung." 

Diese von den Beschwerdeführe- 

enerwerbsquote. Der Anstieg der 
Produktion ist somit nur zu 9% auf 
den demographischen Faktor und 
zu 91% auf Realkapitalbildung und 
die Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität zurü~kzuführen.~ Die eigent- 

ohne Verlängerung der Lebensar- 
beitszeit vergrößert würde; 

der Rückgang des Erwerbsperso- 
rern vehement und in fundierter 
Weise bestrittene Argumentation ist 
im Kern politisch. Verfassungsge- 

nenpotentials könnte tendenziell 
durch eine - über das bereits pro- 
gnostizierte Ausmaß der Zuwande- 
rung hinausgehende - gezielte För- richtspräsident Michael Bertrams 

wies zwar entschieden zurück, daß 
den Gerichtsentscheidungen politi- 

liche Relevanz des demographi- 
schen Wandels für die Finanzie- 
rung der GRV liegt also in dessen 
Auswirkungen auf die Arbeits- und 
Kapitalmärkte, und damit den Pfad 
der zukünftigen wirtschaftlichen 
Entwicklung, um so zu bestimmen, 

derung der Einwanderung kompen- 
siert werden 

Entsprechend wird das nach ver- sehe Erwägungen zugrunde lägen. 
Im Gegenteil, bei der Urteilsbegrün- 
dung betonte er wiederholt, daß der 
VGH NW nicht die politische Zweck- 

schiedenen wissenschaftlichen Pro- 
gnosen ab dem Jahr 2010 zu beob- 
achtende Absinken des Erwerbsper- 

mäßigkeit oder Notwendigkeit des 
Projekts zu bewerten gehabt habe. 
Genau das allerdings geschieht, 

welchen Umfang das Umvertei- 
lungspotential, das zur Transferlei- 
stung an die Rentenbevölkerung 

sonenpotentials in seinen Konse- 
quenzen für die Finanzierungsbasis 
der Sozialversicherung deutlich we- 
niger dramatisch ausfallen, als von wenn Gründe der Energieversor- 

gung als übergeordnetes, die Ent- 
scheidung tragendes Interesse her- 

benötigt wird, einnimmt. 
Entscheidend für die finanzielle 

Belastung durch die Rentenfinan- 
interessierter Seite suggeriert. 

Neben dem rein quantitativen 
Aspekt, wieviele Menschen als Er- angezogen werden. Schon im Vor- zierung sind folgende Punkte, die 

das Umverteilungspotential be- 
stimmen: 

* Christof Stechrnann, Bielefeld, gehört dem Landesvorstand der 
Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Juristinnen und Juristen (ASJ) 
NRW an 

feld der Verhandlungen hatte Bert- 
rams insofern vor - so wörtlich - 

werbstätige Beiträge in die GRV ent- 
richten, muß auch das Niveau dieser 

spw. Zeitschrifi :für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 96, 1997 



zwar nicht in erster Linie um eines 
zwischen Berufstätigen und Versor- 
gungsempfängerlnnen, sondern um 
den lnteressengegensatz zwischen 
Kapital und Lohnabhängigen bei der 
Aneignung des Arbeitsproduktes. 

A n  der grundlegen- 
den Tatsache, daß 

Sozialleistungen aus 
dem laufenden 

Sozialprodukt z u  
finanzieren sind, 
kommt auch ein 

Kapitaldeckungsver- 
fahren nicht vorbei. 

C) Der Zusammenhang mit den 
übrigen zu finanzierenden 
Sozialleistungen 
Bei den sich abzeichnenden Verän- 
derungen im Altersaufbau der Ge- 
sellschaft ist v.a. in der öffentlichen 
Diskussion eine Fixierung auf die Re- 
lation Erwerbstätige - Altersruhegel- 
dempfängerlnnen zu beobachten, 
woraus dann die bekannte These 
von der ,Störung des Generationen- 
verhältnisses' mit  den entsprechen- 
den Finanzierungsproblemen abge- 
leitet wird. Unberücksichtigt bleibt, 
daß die demographische Entwick- 
lung aber auch zu Entlastungen in 
anderen sozialstaatlichen Tätigkeits- 
feldern führt. Zwar wird der deutli- 
che Rückgang in der Arbeitslosen- 
versicherung möglicherweise kom- 
pensiert durch den Anstieg des Fi- 
nanzierungsbedarfes in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung, doch 
verringert sich in der gesamten Ab- 
gabenquote das Gewicht der steuer- 
finanzierten sozialen Leistungen: So 
senkt die erhöhte Erwerbsbeteili- 
gung nicht nur den Aufwand für die 
Sozialhilfe, sondern auch für die 
Transferleistung des Wohngeldes. 

Der entscheidende Entlastungseffekt 
kommt aber der Alterung der Gesell- 
schaft zu, da die Aufwendungen für 
die Kinderlast abnehmen: Neben 
den direkten staatlichen Zuwendun- 
gen für Kindergeld und Ausbil- 
dungsbeihilfen betrifft dies auch die 
Kosten für die dazugehörige Infra- 
struktur wie Kinderversorgungsein- 
richtungen und Schulen. 

Fazit: Selbst für das demogra- 
phisch ,,ungünstige" Jahr 2040 hat 
das ,,Prognos-Institut" nur einen An- 
stieg des Beitragssatzes von derzeit 
19.7% auf 26,3% bis 28.7% (je nach 
wirtschaftlicher Entwicklung) er- 
rechnet; unter Berücksichtigung obi- 
ger Fakten wird sich in der gesamten 
Abgabenbelastung möglicherweise 

-ein Nullsummenspiel ergeben. Für 
Panikmache und Rentenkürzungen 
besteht somit vor dem Hintergrund 
empirischer Fakten kein Grund 

Ersatz der Umlagefinanzierung 
durch ein Kapitaldeckungsver- 
fahren? 
Auch die Ablösung des Umlagever- 
fahrens durch das Kapitaldeckungs- 
verfahren ist wiederentdeckt worden: 
Hiernach sollen die angesparten Prä- 
mien dem Kapitalmarkt als zusätzliche 
Mittel zu Verfügung stehen; die da- 
durch initiierte Zinssenkung rege die 
Investitionstätigkeit der Unternehmen 
an und stärke damit die Wachstums- 
effekte, so die Befürworter der Um- 
stellung. Diese ,Vorfinanzierung' der 
zukünftigen Wertschöpfung~ermögli- 
che es, die Altersabsicherung der jetzi- 
gen Aktiven-Generation unabhängig 
von ihrer Nachkommenschaft zu or- 
ganisieren, so daß scheinbar bei den 
Versicherten eine intertemporale Um- 
verteilung zugunsten ihrer Altersein- 
kommen vorgenommen und auf die- 
sem Wege das Problem einer Ver- 
schlechterung der Rentenzahler-Emp- 
fänger-Relation umgangen werde. So 
lautet kurzgefaßt die Hoffnung, die 
mit den Vorteilen eines Kapitaldek- 
kungsverfahrens verbunden werden, 
und die insbesondere angesichts der 
demographischen Entwicklung an Po- 
pularität gewinnt. Dennoch bleiben 
wichtige Fragen im Zusammenhang 
mit dem Kapitaldeckungsverfahren 
ungeklärt: 

An der grundlegenden Tatsache, 
daß Sozialleistungen aus dem laufen- 
den Sozialprodukt zu finanzieren 
sind, kommt auch ein Kapitaldek- 
kungsverfahren nicht vorbei, wobei 
hier im eigentlichen Sinne die Über- 
tragung von Geld- und Sachvermö- 
gen an die nachfolgende Generation 
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gemeint ist. Dieser Prozeß funktio- 
niert allerdings nur bei einer gleich- 
förmigen Auflösung von Kapitalreser- 
ven (für konsumtive Zwecke) mit ei- 
ner Neuanlage (für Vorsorgezwecke), 
da ansonsten eine inflatorische Ent- 
wicklung einsetzt. die zu Preissteige- 
rungen und dem Wertverlust der An- 
lagen führt; gerade die demographi- 
sche Entwicklung eines erhöhten Al- 
tenanteils mit entsprechender Nach- 
frageausweitung besitzt als Kern die 
tendenzielle Entwertung der privaten 
Altersabsicherung. 

Entgegen den Appellen der Versi- 
cherungswirtschaft, mittels einer Po- 
lice einen Beitrag zur Vorsorge zu lei- 
sten, wird selbstverständlich auch 
beim privatrechtlichen Kapitaldek- 
kungsverfahren kein individueller Ka- 
pitalstock gebildet, aus dem im Alter 
die Versorgung stattfindet. Das Ent- 
wicklungsniveau der Ökonomie im 
Jahre 2040, die Menge an produzier- 
ten Gütern und Dienstleistungen, bil- 
det im Jahr 2040 die Grundlage für 
die Alimentierung derjenigen Bevöl- 
kerungsgruppen, die über kein aus- 
reichendes Erwerbseinkommen ver- 
fügen, seien es nun Kinder und Ju- 
gendliche, Arbeitslose, Erwerbsunfä- 
hige oder Rentner, und bestimmt so- 
mit den Wert des Kapitalstocks. Heu- 
te angespartes Kapital kann nur an- 
gemessen bedient werden, wenn 
auch später ein ausreichend großer 
wettbewerbsfähiger Kapitalstock zur 
Verfügung steht. Ist das nicht der 
Fall, weil die erwerbstätige Bevölke- 
rung stark schrumpft, müssen auch 
die Ansprüche aus dem angesparten 
Kapital reduziert werden. 

Ein Aufbau eines Kapitalstocks in 
Form von Investitionen oder langle- 
bigen Wirtschaftsgütern (TB. 
Wohnraum) kann also das angebli- 
che Problem der demographischen 
Entwicklung nicht lösen. Er ist dar- 
überhinaus gleichbedeutend mit ei- 
ner aktuellen Beitragserhöhung, da 
neben den bereits erworbenen und 
nun abzugeltenden Ansprüchen der 
Rentenbezieherlnnen auch diese In- 
vestitionen aus der laufenden Pro- 
duktion finanziert werden müssen. 

Die Anfälligkeit eines Kapitaldek- 
kungesverfahrens gegenüber demo- 
graphischen Schwankungen mag 
bei offenen Kapitalmärkten dadurch 
etwas gemildert werden, daß Er- 
sparnisse in bevölkerungsreichen 
Ländern angelegt werden können. 
Dieser Möglichkeit sind aber enge 
Grenzen gesetzt. 

Die kapitalexportierenden Länder 
müßten als Korrelat des Kapitalex- 
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Förderung fest institutionaiisier- 
ter Arbeitsmarktbrücken (Über- 
gangsarbeitsmärkte), insb. öffentli- 
che Förderung von Rotationsmodel- 
len (Weiterbilden und Einstellen), 
von innovativen Beschäftigungsfor- 
men (Existenzgründungen und 
Wahlarbeitszeiten), von Beschäfti- 
gung im kommunalen Bereich und 
in strukturpolitisch neuen Beschäfti- 
gungsfeldern. 

Diese Strategien werden jeweils 
genauer erläutert und begründet. 
Hervorheben möchte ich das Plädoy- 
er für den Erhalt des Tarifvertragssy- 
stems und die Warnung vor negati- 
ven Folgen einer weiteren Deregulie- 
rung bzw. Dezentralisierung der Ver- 
handlungen über Löhne und Arbeits- 
zeiten (5. 75ff.) sowie die kritische 
Auseinandersetzung mit Konzepten 
eines ,,Bürgergelds" (5. 81ff.). 

Halbierung der Arbeitslosigkeit 
ist möglich 
Abschließend werden Ergebnisse - 
der Simulation verschiedener Politik- 
bündel mi t  dem ökonometrischen 
Modell LAPROSIM dargestellt. Bei 
dem Politikbündel, das im wesentli- 
chen der Kombination der genann- 
ten Strategien entspricht, wird im 
Verlauf von 4 Jahren die Zahl der re- 
gistrierten Arbeitslosen um 1.74 
Mio. und in 9 Jahren um 2,45 Mio. 
im Vergleich zum Basisszenario re- 
duziert, die Zahl der Erwerbstätigen 
liegt sogar um 2,6 Mio. bzw. 3.9 
Mio. höher. Das Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts liegt um 
durchschnittlich jährlich 0,4% hö- 
her, die jährliche Nettokreditaufnah- 
me des Staates ist zunächst um Ca. 
0,8% des BIP höher (was noch mal 
darauf verweist, wie beschäfti- 
gungspolitisch verfehlt die Maas- 
tricht-Kriterien sind), sinkt dann aber 
und liegt nach 9 Jahren sogar niedri- 
ger als im Basisszenario. Das Ziel der 
Halbierung der Arbeitslosigkeit er- 
weist sich somit als bei entsprechen- 
den Anstrengungen erreichbar. 

Dabei liegen die verschiedenen 
Memoranden in ihren beschäfti- 
gunsgpolitischen Vorschläge gar 
nicht so weit auseinander. Im 
Grundsatz ist eben durchaus klar, 
was geschehen müßte, wollte man 
die Arbeitslosigkeit tatsächlich wirk- 
sam bekämpfen. Den größten Bei- 
trag leistet jeweils die Arbeitszeitver- 
kürzung in  verschiedenen Formen 
mit einer Reduzierung der Arbeitslo- 
sigkeit in  der Größenordnung von 
1,5 Mio., wobei in beiden Memo- 
randen eine stärkere Diskussion von 

Möglichkeiten staatlicher Unterstüt- 
zung von AZV nötig wäre1. Das von 
den Alternativen Wirtschaftswissen- 
schaftlerlnnen vorgeschlagene öf- 
fentliche lnvestitionsprogramm ist 
wesentlich größer dimensioniert als 
das der ,,Berliner" (1 20 Mrd. gg. 40 
Mrd. jährlich), auch die Ausweitung 
öffentlich geförderter Beschäftigung 
zu einem eigenen Sektor geht über 
die Vorschläge der ,,Berlinern erheb- 
lich hinaus. So sollen jeweils 
1 Mio. zusätzliche Beschäftigungs- 
verhältnisse geschaffen werden. 
Dementsprechend ist das Memo '97 
auch deutlich ,,radikalerv in seinen 
Finanzierungs- und steuerlichen 
Umverteilungsforderungen. 

Daß das Berliner Memorandum 
gerade hier zurückhaltender ist, ver- 
wundert nicht, betont es doch die 
Notwendigkeit gemeinsamen Han- 
delns und knüpft dabei ausdrücklich 
an den Vorstoß der IG-Metall für ein 
,,Bündnis für Arbeit" an. Dabei wird 
von den Gewerkschaften eine ,,mo- 
derate Lohnpolitik" erwartet, die auf 
ggf. im Zuge sinkender Arbeitslosig- 
keit durchsetzbare über die Produk- 
tivitätssteigerungen hinausgehende 
Lohnerhöhungen verzichtet, als poli- 
tischer ,,Mindestpreis, ... der für die 
Mitwirkung der Arbeitgebe~erbän- 
de und der Bundesbank bei derarti- 
gen konsensorientierten Strategien 
entrichtet werden muß" (5. 111). 
Auch in der Frage qualitativer Anfor- 
derungen, etwa zur Förderung öko- 
logischen Umbaus oder der Gleich- 
stellung der Frauen, ist das Berliner 
Memorandum ,,dünner" als das 
Memo der Alternativökonomlnnen. 

Ohne Kampf kein Kompromiß 
Ob allerdings die Hoffnung des Ber- 
liner Memorandums auf einen Kon- 
sens für mehr Arbeitsplätze, der ja 
voraussetzt, daß die Arbeitgeberver- 
bände und die Bundesregierung 
überhaupt ein ernsthaftes Interesse 
an einer entschieden beschäfti- 
gungsorientierten Politik haben, rea- 
listischer ist als die von den Alterna- 
tiv-Memoranden angestrebte Mobi- 
lisierung und wissenschaftliche Mu- 
nitionierung kritischer Gegenöffent- 
lichkeit und gewerkschaftlicher Ge- 
genmacht, ist spätestens seit dem 
Scheitern der Bündnis-für-Arbeit-ln- 
itiative zu bezweifeln. Geht es dem 
Kapital doch stattdessen um eine 
noch verschärfte Fortsetzung der 
Umverteilung zugunsten der Gewin- 
ne und der Stärkung ihrer betriebli- 
chen und gesellschaftlichen Herr- 
schaftspositionen - und würde doch 

Arbeitslose: Im Gatopg auf die ~Mio-Grenze 

selbst die angebotene zurückhalten- 
de produktivitätsorientierte Lohnpo- 
litik deutlich größere Lohnsteigerun- 
gen ermöglichen, als sie die Gewerk- 
schaften in den letzten 15 Jahren 
durchsetzen konnten. Ohne verän- 
derte politische Kräfteverhältnisse 
nach einer rot-grünen Regierungs- 
Übernahme wird hier nichts zu ma- 
chen sein - und das ist auch nur eine 
notwendige, keine hinreichende Be- 
d i n g ~ n g . ~  

Also: ohne entschiedene Ausein- 
andersetzung mit der herrschenden 
Wirtschaftspolitik und den dahinter- 
stehenden Doktrinen des Neolibera- 
lismus, die Propagierung beschäfti- 
gungspolitischer Alternativen und die 
Mobilisierung politischen Drucks von 
unten geht nichts. Resultat kann 
auch dann absehbar nicht die Durch- 
setzung konsequent linker Politik 
sein, aber auch einen erträglichen 
Kompromiß wird es nur auf dieser 
Basis geben. Dazu leisten alle drei ge- 
nannten Memoranden einen wichti- 
gen Beitrag, v.a. zur Stärkung der Ar- 
gumentationsfähigkeit gegen die an- 
gebliche Ohnmacht der Politik in Zei- 
ten der Globalisierung. Das Berliner 
Memorandum mit seiner Konsensori- 
entierung liegt dabei näher am sozi- 
aldemokratischen Mainstream, ist 
aber zugleich wesentlich konkreter 
und besser als das, was die SPD meist 
so vorträgt. Würde die SPD auf dieser 
Grundlage ein Programm gegen die 
Arbeitslosigkeit formulieren, könnte 
sie im Bundestagswahlkampf we- 
sentlich glaubhafter als wirtschafts- 
politische Alternative auftreten. „Ar- 
beit!" rufen reicht nicht, man muß 
schon sagen, was man politisch dafür 
tun will. spw 

Vgl. dazu die Überlegungen von Frank 
Wilhelmy in diesem Heft. 
Vgl. auch meinen Artikel ,,Bündnis für 
Arbeit und alternative Wirtschafispolitk 
in spw 1/97. S. 37-40. 

Das Ziel der Halbie- 
rung der Arbeitslo- 
sigkeit erweist sich 
somit als be i  
entsprechenden 
Anstrengungen 
erreichbar. Aber 
ohne veränderte 
Krä fteverhältnisse 
geht nichts. 
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Memoranden zur 
Ha1 bierung der 
Arbeitslosigkeit 
von Ralf Krämer* 

B esprechung zu: Arbeitsgruppe 
Alternative Wirischaftspolitik: 
Memorandum '97. Beschäfti- 

gungspolitik und gerechte Einkom- 
mensverteilung gegen soziale Zer- 
störung, Köln 1997, Papyrossa-Ver- 
lag, 254 S., 29,80 DM; Memoran- 
dum europäischer Wirischaftswis- 
senschaftler und Wirtschaftswissen- 
schaftlerinnen: Vollbeschäftigung, 
sozialer Zusammenhalt und Gerech- 
tigkeit für Europa, in: Memo-Forum 
Nr. 25, Bremen 1997 (für 4,- DM er- 
hältlich bei der AG Alternative Wirt- 
schaftspolitik); Berliner Memoran- 
dum: Innovation, Beschäftigung, 
Wachstum und Wettbewerb, hrsg. 
von der Senatsve~/altung für Arbeit, 
Berufliche Bildung und Frauen (und 
dort kostenlos zu beziehen), Berlin 
1997, 143 5. 

Das Berliner 
Memorandum kann 

als der Venuch 
betrachtet werden, 
den ursprünglichen 

Vorschlag für ein 
,,Bündnis für Arbeit" 

wirtschafis- und 
beschäftigungspoli- 
tisch zu fundieren. 

Alternativen der Wirtschaftspo- 
litik in Deutschland und Europa 
Seit 1977 legt die Memorandum- 
Gruppe jedes Jahr zum 1. Mai ihr 
,,Gegengutachten" zum neoliberal 
dominierten Sachverständigenrat der 
sog. ,,fünf Wirtschaftsweisen" vor. Es 
ist jeweils ein kleines Kompendium 
der Schwerpunkte linker, nachfrage- 
orientierter Wirtschaftspolitik, basie- 
rend auf linkskeynesianischen und 
marxistischen Theorieansätzen. Die 
Kurzfassung wurde 1997 von über 
700 Wirtschaftswissenschaftlerlnnen 
und Gewerkschaftsfunktionärlnnen 
unterschrieben. Im Mittelpunkt ste- 
hen Vorschläge zur Wiedergewin- 
nung der Vollbeschäftigung, durch 
die auf mittlere Frist Ca. 5 Mio. Ar- 
beitsplätze geschaffen werden sol- 
len. Die Langfassung liefert tieferge- 
hende Analysen und Konzeptionen 
zu den Themen Arbeitslosigkeit, Sozi- 
alpolitik, Steuerpolitik, Ostdeutsch- 
land, Beschäftigungspolitik, Ökologi- 
scher Umbau und Europäische Wäh- 
rungsunion. 

* Ralf Krämer, Dortmund, Sozialwissenschaf?ler. spw-Redaktion 
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Die Europäische Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik ent- 
stand 1995 und führte bisher zwei 
größere Konferenzen durch. Erstma- 
lig im Mai diesen Jahres legte die Ar- 
beitsgruppe eine Erklärung vor, die 
von mehr als 250 Wissenschaftlerln- 
nen aus vielen Ländern der EU un- 
terschrieben wurde, und die durch 
ein ausführliches Memorandum er- 
gänzt wird. Ihre Vorschläge gehen 
in dieselbe Richtung wie die der 
deutschen Memorandum-Gruppe: 
ein großangelegtes und ökologisch 
ausgerichtetes öffentliches Beschäf- 
tigungsprogramm der EU (finanziert 
aus Euro-Anleihen und perspekti- 
visch durch neue europäische Steu- 
ern, insb. eine Ökosteuer und eine 
Devisentransaktionssteuer) und ihrer 
Mitgliedsländer, koordinierte geld- 
politische Lockerung und bessere 
Kontrolle der Finanzströme, Arbeits- 
zeitverkürzungen, Weiterentwick- 
lung des Sozialstaats und der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik. Der beson- 
dere Schwerpunkt liegt natürlich auf 
der Kritik des neoliberalen Maas- 
tricht-Programms und der Entwick- 
lung von Vorschlägen für ein alter- 
natives Projekt der europäischen 
ökonomisch-sozialen und dann 
auch monetären Integration. 

Berliner Memorandum: Bündnis 
für Arbeit 
Ebenfalls im April '97 wurde das 
Berliner Memorandum mit dem Un- 
tertitel ,,Strategien zur Halbierung 
der Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 
2005" vorgelegt. Es wurde erarbei- 
tet vom erweiterten Beirat ,,Arbeits- 
marktpolitik" der Senatsverwaltung 
für Arbeit (Senatorin: Christine Berg- 
mann, SPD), dem Wissenschaftlerln- 
nen verschiedener Forschungsinsti- 
tute und Hochschulen sowie Vertre- 
terlnnen der Kirchen, Gewerkschaf- 
ten, des Städtetages und des Ratio- 
nalisierungskuratoriums der Deut- 
schen Wirtschaft angehören. Diese 
pluralistische Zusammensetzung 
macht schon deutlich, daß hier kei- 
ne konsequent linke Wirtschaftskon- 
zeption vorliegt (und die einzelnen 
Kapitel sind auch nicht alle von glei- 
cher Qualität), aber trotzdem oder 
gerade deshalb ist das Papier span- 
nend und wichtig. Es kann als der 
Versuch betrachtet werden, den ur- 
sprünglichen Vorschlag für ein 
,,Bündnis für Arbeit" wirtschafts- 
und beschäftigungspolitisch zu fun- 
dieren und zu präzisieren. 

Im ersten Teil erfolgt eine Aus- 
einandersetzung mit den gängigen 

MAGAZIN 

Thesen der Globalisierungs- und 
Standortdebatte, die von den Hor- 
rorgemälden des drohenden Nieder- 
gangs der deutschen Wirtschaft 
nichts übrig Iäßt. Die nüchterne Dar- 
stellung der angeblichen Jobwunder 
in den USA sowie in den Niederlan- 
den und Dänemark trägt ebenfalls 
viel zu einer realistischen Einschät- 
zung bei. Genannt seien nur die Hin- 
weise auf die auf oder über dem 
deutschen Niveau liegenden Staats- 
quoten in den Niederlanden und Dä- 
nemark sowie auf die gegenüber eu- 
ropäischem Niveau sechs mal so 
hohe Quote von Gefängnisinsassen 
in den USA, bei deren Einbeziehung 
die Quote der Langzeitarbeitslosen 
höher als in Deutschland ist. An- 
schließend werden die Entwicklung 
in Ostdeutschland und die zuneh- 
mende Ungleichheit der Einkom- 
mensverteilung sowie die ,,Mega- 
trends" des Strukturwandels auf 
dem Arbeitsmarkt diskutiert. Ergeb- 
nis ist jeweils eine mehr oder weni- 
ger deutliche Kritik der Politik der 
Bundesregierung und ein Plädoyer 
für verstärkte beschäftigunspoliti- 
sche Aktivitäten und insbesondere 
Förderung von Innovationen und 
Qualifikation. 

Strategien für mehr Arbeits- 
plätze 
Kern des Berliner Memorandums ist 
ein Bündel aus fünf Strategien, die 
verbindlich zwischen Bundesregie- 
rung, EU, Sozialparteien, Ländern 
und Kommunen sowie gesellschaft- 
lichen Gruppen koordiniert und 
kombiniert werden sollen (S. 60f.): 

Senkung der Realzinsen und be- 
schleunigter Ausbau öffentlicher In- 
frastruktur im Rahmen eines euro- 
päischen Beschäftigungspaktes; 

Verkürzung und Flexibilisierung 
der Arbeitszeit mit dem Ziel der 32- 
Stundenwoche bei vier Arbeitstagen 
und eine beschäftigungsorientierte 
Lohn- und Tarifpolitik; 

Umbau der sozialen Sicherungs- 
Systeme zur Verringerung der Ko- 
sten der Arbeit und Kompensation 
durch Mehrwertsteuererhöhung 
und durch Einführung einer Öko- 
Steuer; 

Verbesserung der Rahmenbedin- 
gungen für Bildung, Forschung und 
Entwicklung, insb. für die marktfähi- 
ge Umsetzung von Innovationen, 
und Modernisierung der Öffentli- 
chen Verwaltung und Dienstleistun- 
gen als Voraussetzungen einer be- 
schäftigungsfreundlichen Infrastruk- 
tur; 

SOZIALSTAAT 

ports Leistungsbilanzüberschüsse 
realisieren, deren Arbeitsmarkt- und 
Kapitalmarktwirkungen von den ka- 
pitalimportierenden Ländern auf 
Dauer hingenommen werden müs- 
sen. Das wiederum bedeutet, wie 
die Entwicklung in Japan und 
Deutschland in den achtziger Jahren 
gezeigt hat, daß die Überschußlän- 
der in hohem Maße Aufwertungsri- 
siken zu tragen haben, die zum ei- 
nen die Auslandsanlagen rasch und 
massiv entwerten können und zum 
anderen die eigene Wirtschaft 
schwer schädigen. Eine Imm~nis ie~ 
rung des Kapitaldeckungsverfahrens 
gegen Veränderungen in der Alters- 
struktur gibt es daher nicht. 

Die Auseinandersetzung um das 
Rentenreformgesetz 1999 
Mit dem gegenwärtigen Gesetzge 
bungsverfahren ist ein Novum in der 
bundesrepublikanischen Sozialpolitik 
erreicht: Während seit der Einführung 
des bestehenden Rentensystems im 
Jahr 1957 sämtliche großen Reform- 
gesetze im Einklang von SPD und 
CDUICSU beschlossen worden sind, 
ist dieser Konsens von der Regierungs- 
koalition im Frühjar '96 mit der An- 
kündigung der Heraufsetzung der Al- 
tersgrenzen und der drastischen Ein- 
schränkung der Vorruhestandsrege- 
lungen aufgekündigt worden. 

Dieser Paradigmenwechsel Iäßt 
sich auch am Tempo der parlamen- 
tarischen Beratung ablesen: Nach- 
dem die von der Bundesregierung 
eingerichtete Rentenkommission 
Ende Januar ihren Bericht veröffent- 
lichte, die CDU im März ihre Position 
auf einer Bundesausschußsitzung 
darlegte, und die Alterssicherungs- 
kommission der SPD Anfang Mai 
ihre Vorschläge unterbreitete, wäre 
üblicherweise davon auszugehen 
gewesen, daß die Zeit bis zum 
Herbst genutzt worden wäre, um 
doch noch einen Kompromiß zu er- 
reichen. Das stattdessen von der 
Bundesregierung eingeschlagene 
Tempo belegt eindrucksvoll, daß die 
sozio-ökonomischen Probleme die- 
ser Gesellschaft sich auf alles Mögli- 
che zurückführen lassen, aber si- 
cherlich nicht auf einen politisch in- 
duzierten ,Reformstaul: Bereits Ende 
Mai lag der Referentenentwurf zum 
RRG '99 vor, Mitte Juni ist dieser 
Entwurf vom Kabinett beschlossen 
worden, Ende Juni fand die 1. Le- 
sung im Bundestag statt, und Mitte 
Juli ist im Bundestagsausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung die Exper- 

schen Vorstellungen der Parteien 
durchgeführt worden. Nach der 
Sommerpause finden im September 
eine Reihe von Ausschußsitzungen 
statt, die abschließende 2. und 3. 
Lesung im Bundestag ist für den 10. 
Oktober vorgesehen, und der wahr- 
scheinliche Einspruch des Bundesra- 
tes soll am 1 1. Dezember im Bun- 
destag zurückgewiesen werden! 

Bei diesem Tempo, das erkenn- 
bar darauf abzielt, bis zu den nieder- 
sächsischen Landtagswahlen sämtli- 
che Gesetzesvorhaben abgearbeitet 
zu haben, Iäßt die Regierungskoaliti- 
on sich auch nicht davon beirren, 
daß z.B. der der Union durchaus ge- 
wogene Bremer Ökonom W. 
Schmähl (Vorsitzender des Sozial- 
beirates der Bundesregierung und 
Mitglied der Rentenkommission) das 
Herzstück der Reform, nämlich das 
mittels eines neuen ,Demographie- 
faktors' in der Rentenformel langfri- 
stig auf 64% abzusenkende Netto- 
Standardrentenniveau, als falschen 
Schritt kritisiert, da durch die Annä- 
herung großer Teile der Versicherten 
an das Sozialhilfeniveau die Legiti- 
mation der Rentenversicherung un- 
tergraben wird. Einzig bei den dra- 
stischen Einschnitten in das Siche- 
rungsniveau der neuen Erwerbsmin- 
derungsrente scheint man Verhand- 
lungsbereitschaft signalisieren zu 
wollen: Geplant war bei einem Ren- 
tenzugang von Erwerbsgeminderten 
vor dem 60. Lebensjahr ein Ab- 
schlag von 18% - der Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger 
forderte nun in seiner - wie bestellt 
wirkenden -Stellungnahme, daß die- 
ser Abschlag auf 10.8% begrenzt 
wird, um so zu einer Harmonisie- 
rung mit dem Niveau der Altersrente 
für schwerbehinderte zu gelangen. 

Die SPD täte angesichts dieses 
konsequenten neo-konservativen 
Systemumbaus gut daran, ihre Vor- 
stellungen offensiv in der Öffentlich- 
keit zu vertreten. Mit den Vorschlä- 
gen ihrer Alterssicherungskommissi- 
on besitzt sie die inhaltliche Grund- 
lage, um wieder ihr Profil als linke 
Reformpartei zu schärfen, und um 
den Macht- und Gestaltungsan- 
spruch im Hinblick auf die Bundes- 
tagswahl herauszustreichen. S ~ W  

' Zur Kritikvgl. J. Deml: Zwischen Kürzung 
und Privatisierung - Die ~ ~ ~ - ~ e n t e n ~ o l ' ;  
tik, in: Sozialismus 4/97 
Wer an einer zusammenfassenden Dar- 
stellung des bundesrepublikanischen 
Rentensystems, seiner Problematiken, 
und möglicher Handlungsoptionen inter- 

Sichere Renten für die Zukunft, Berlin 
1997, Verlag am Turm (im Auftrag der 
Volkssolidarität vom Sozialwissenschaftli- 
chen Forschungsinstitut Berlin-Branden- 
burg erabeitete Studie) 
So auch im Februar eine Titel-Story des 
SPIEGEL: .Die Alten plündern die Jun- 
gen aus". 
Wäre der Altersaufbau einer Gesellschaft 
tatsächlich so entscheidend wie so oft 
behauptet, dann müßte die aktuelle 
Rentnerlnnengeneration eigentlich voller 
Neid auf die Alten in Indien oder Bangla- 
desch blicken. Es scheint also doch ande- 
re Faktoren zu geben, die über die Finan- 
ziening der Alterssicherung entscheiden. 
Vgl. Thomas Ebert: Familienfundament- 
alismus und Alterssicherung; in: WSI- 
Mitteilungen 6/95 
Verband deutscher Rentenversicherungs- 
träger: Rentenversicherung in Zahlen 
1996; FrankfurVM. 1996, S. 4. 
DGB-Bundesvorstand: Zur Entwicklung 
von Löhnen, Gewinnen, Kapitalrendite 
und Lohnstückkosten in Deutschland, 
Informationen zur Wirtschafts- und 
Strukturpolitik, Nr. 4197. 5. 6 

8. Jahrgang, NI. 30, 
Juni 1997,240 Seiten 
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tenanhörung zu den rentenpoliti- essiert ist, sei vefwiesen auf J. Deml et al.: - 

Die SPD täte 
angesichts dieses 
konsequenten neo- 
konservativen 
Systemumbaus gut  
daran, ihre Vorstel- 
lungen offensiv in  
der Öffentlichkeit zu 
vertreten. 
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Gleichheit und 
Klassen kam pf 
Clara Zetkin zum 140. Geburtstag 

von Antje Trosien* 

,Die bürgerliche 
Frauenbewegung ist 

folglich nicht 
Vorkämpferin, 

lnteressenvertreterin 
aller befreiungs- 

sehnsüchtigen 
Frauen. Sie ist und 
bleibt bürgerliche 

Klassenbewegung. " 

,, D ie führende Rolle [...I beim 
Aufbau der proletarischen 

Frauenbewegung der späten 
neunziger Jahre überhaupt wurde 
zweifellos von Clara Zetkin gespielt", 
heißt es bei Richard E. Evans (S. 96). 
,,Das Leben von Clara Zetkin spannt 
sich wie eine Brücke von den Begrün- 
dern des wissenschaftlichen Sozialis- 
mus - mit Friedrich Engels hat sie 
noch mehrere Jahre zusammengear- 
beitet - bis zu den Erbauern des er- 
sten sozialistischen Staates unter Füh- 
rung W. I. Lenins, mit dem sie eine 
herzliche Freundschaft verband", ist 
1960 in einem Nachwort zu einem 
Buch aus dem VEB ,,Volk und Wissen" 
zu lesen, und an wieder anderer Stelle 
wird sie die ,,weibliche Symbolfigur 
der Kommunisten" genannt (Schnei- 
der, Sie waren die ersten). 

Welchen Blick frau auch immer 
auf Vita und Wirken von Clara Zetkin 
wirft, nicht nur ihr frauenpolitisches 
Engagement bedarf der Würdigung, 
auch ihre antimilitaristische Haltung 
muß erwähnt werden, umso mehr, 
als in der Sozialdemokratie (wieder 
mal) Militarisierung der Außenpolitik 
auf der Tagesordnung steht. 

Biographisches 
Clara Eissner kam am 5. Juli 1857 im 
sächsischen Wiederau als Tochter ei- 
nes Dorfschullehrers zur Welt; über 
ihre Kindheit ist wenig bekannt, au- 
ßer daß die Familie 1872 nach Leip- 
zig übersiedelte. Nicht nur weil sich 
in ihrer Familie mehrere Lehrer fan- 
den (ihr Großvater Vitale hatte die 
napoleonische Armee verlassen, u m  
Lehrer zu werden), sondern auch, 
weil dies einer der wenigen Frauen- 
berufe war, der ein wenigstens halb- 
wegs erträgliches Auskommen er- 

* Anue Trosien, Bayreuth, s t ~ .  Landesvorsitzende der Jusos Bayern, 
Juso-Bundesausschuß 

rnöglichte und dennoch über eine 
gewisse soziale Akzeptanz verfügte, 
besuchte Clara das Lehrerinnensemi- 
nar von Auguste Schmidt. 

Zur selben Zeit lernte sie in Leip- 
zig in einem Kreis russischer Emi- 
grantlnnen den aus Odessa stam- 
menden Schriftsetzer Ossip Zetkin 
kennen, der bereits intensiv politisch 
aktiv war. 

Ihm folgte sie 1883 auch nach 
Paris, w o  die beiden angeblich heira- 
teten (Schneider, 5. 94) - andere 
Quellen wissen nichts davon. Richtig 
ist, daß Clara sich von da an Zetkin 
nannte, und daß 1883 und 1885 in 
Paris die Söhne Maxim und Kostja 
geboren wurden. Als Ossip Zetkin 
schwer erkrankte und 1889 starb, 
stand die junge Frau als alleinerzie- 
hende Mutter mit  Kleinkindern da. 
Ihre Familie hatte sich wegen ihrer 
Sympathie zur Sozialdemokratie von 
ihr gelöst. Angewiesen darauf, den 
Lebensunterhalt ihrer Familie verdie- 
nen zu können, übernahm Clara Zet- 
kin 1891, gefördert auch von dem 
Verleger J.H.W. Dietz, die Redaktion 
der in Stuttgart erscheinenden Frau- 
enzeitschrift ,,Die Gleichheit", was 
eine weitere Übersiedelung erfor- 
derlich machte. 

In Stuttgart lernte Zetkin den 
achtzehn Jahre jüngeren Maler 
Friedrich Zundel kennen. Diese Lie- 
besbeziehung galt schon wegen des 
Altersunterschieds als Skandal, viel- 
leicht ein Grund dafür, daß Clara 
Zetkin diesmal tatsächlich heiratete 
- allerdings ohne sich fortan Zundel 
ZU nennen. 

Bis 191 7 war Clara Zetkin Chef- 
redakteurin der ,,Gleichheit", und 
immer wieder unterwegs als Partei- 
agitatorin. Doch ab 1913 zeichneten 
sich zunehmend Konflikte ab. Ge- 
gen Lily Braun hatte sie sich um die 
Jahrhundertwende durchsetzen 
können, doch innerhalb der SPD 
fanden sich schnell neue Konkurren- 
tinnen, Frauen, die bequemer und 
angepaßter waren - oder erschie- 
nen. Eine von ihnen, Luise Zietz, mit  
einem sehr pragmatischen frauen- 
politischen Ansatz, machte Zetkin 
zuerst Schwierigkeiten und über- 
nahm ihre Funktionen - und folgte 
ihr später auf dem Weg in die USPD, 
was niemand so vermutet hätte. 

All diese Auseinandersetzungen 
hatten aber immerhin zur Folge, daß 
Clara Zetkin ständig unter Druck 
stand, ständig überarbeitet war und 
schlußendlich massive gesundheitli- 
che Beeinträchtigungen in Kauf neh- 
men mußte. 

Clara Zetkin, Lily Braun und die 
bürgerliche Frauenbewegung 
Als einer der spannendsten Aspekte 
an Zetkins frauenpolitischem Ansatz 
erscheint vielen Autorlnnen ihr kon- 
fliktbeladenes Verhältnis zu Lily 
Braun. Diese wurde von Zetkin auch 
wegen ihrer revisionistischen Hal- 
tung entschieden bekämpft. Und 
wenn auch Lily Braun in ihrer Auto- 
biographie ,,Memoiren einer Soziali- 
stin" die Personen anders benennt, 
so ist doch reichlich offenkundig, 
daß sich hinter der von ihr vielfach 
kritisierten Wanda Orbin niemand 
anders als Clara Zetkin verbergen 
kann. 

Zetkins Ansichten über die bür- 
gerliche ~rauenbewegung waren 
eindeutig. So schreibt sie: ,,Sie [die 
bürgerliche Frauenbewegung] strebt 
lediglich danach, die bürgerliche Ge- 
sellschaft durch Lösung der rechtli- 
chen und sozialen Bindungen zu re- 
formieren, die das weibliche Ge- 
schlecht zum Vorteil des Mannnes 
fesseln. Dem Kampf für die frauen- 
befreiende Revolution der Gesell- 
schaft mittels der Machteroberung 
des Proletariats und der Aufrichtung 
des Sozialismus steht die übergroße 
Mehrheit der Frauenrechtlerinnen 
heute nicht mehr mit dem Schein ei- 
ner gewissen Neutralität gegenüber 
wie zum Teil in den Anfängen der 
Bewegung, sondern vielmehr in un- 
verhullter bitterer Feindschaft. Die 
bürgerliche Frauenbewegung ist 
folglich nicht Vorkämpferin, Interes- 
senvertreterin aller befreiungssehn- 
süchtigen Frauen. Sie ist und bleibt 
bürgerliche Klassenbewegung." 
(Zetkin, Proletarische Frauenbewe- 
gung, S. 149) 

Während Lily Braun eine wesent- 
lich tolerantere Haltung zur Zusam- 
menarbeit hatte, weil sie in dieser 
Frage davon beeinflußt wurde, daß 
sie über bürgerliche Diskussionszir- 
kel zur Sozialdemokratie gefunden 
hatte, betonte Clara Zetkin immer 
wieder die Notwendigkeit der ,,rein- 
lichen Scheidung'' der proletari- 
schen von der bürgerlichen Frauen- 
bewegung. Sie begründete dies fol- 
gendermaßen: ,,Ihr (das der proleta- 
rischen Frauenbewegung, A.T.) 
Handeln wurde von der Auffassung 
geleitet, daß nur der revolutionäre 
Umsturz der bürgerlichen Gesell- 
schaft und die Verwirklichung des 
Sozialismus als Tat des sich kämp- 
fend befreienden Proletariats der 
Gesundheit der Frauen voll erblü- 
hendes und sich auswirkendes Men- 
schentum bringen werde und nicht 
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Streik muß man beenden', daß die 
Partizipation an einer Regierung zu 
einer Strategie gehört, die nicht un- 
bedingt etwas mi t  der Umwerfung 
des ökonomisch-politischen Sy- 
stems zu tun hat. 

Was den Sozialistischen Wahl- 
kampf betrifft, muß man leider sa- 
gen, daß es zwei Etappen gab. Am 
Anfang hat sich auch Lionel Jospin 
deutlich und wirklich links positio- 
niert; aber als wir uns dem Wahltag 
näherten, sind seine Positionen 
schwächer geworden. 

Die Bedeutung dieser Wahl ist 
jetzt ungefähr klar. Seit Anfang der 
90er Jahre wird jede Wahl von der 

Besprechnung zu Jens Borchert u.a. 
(Hrsg.): Das sozialdemokratische 
Modell. Organisationsstrukturen 
und Politikinhalte im Wandel, Opla- 
den 7996 (Leske und Budrich, 33 7 
Seiten). 

F rüher, im ,,Goldenen Zeitalter" 
der Nachkriegszeit, stand die 
Sozialdemokratie ein für Wirt- 

schaftswachstum und Fortschritt, 
Reformen und mehr Demokratie, 
Chancengleichheit und soziale Ge- 
rechtigkeit. Längst ist sie mit diesem 
Programm an Grenzen gestoßen; 
selbst errichtete, aber auch äußere, 
wovon der Siegeszug christlich-de- 
mokratischer und neokonservativer 
Politik seit den 1970er Jahren zeugt. 
Der Niedergang der Rechten in Eu- 
ropa spricht jedoch noch nicht für 
die Linke. Jedenfalls ist die sich ge- 
gen die Regierenden erhebende so- 
ziale Protestbewegung weitgehend 
politisch amorph. Sie trägt weder 
die Züge einer modernen, neo-sozi- 
aldemokratischen Bewegung, noch 
scheinen die sozialdemokratischen 
Parteien derzeit in der Lage, eine 
nachhaltige, postkollektivistische Al- 
ternative zum schwächer werden- 
den neoliberalen Paradigma anbie- 
ten zu können. 

Internationaler Vergleich 
Um eben diesen Punkt kreisen die 
Beiträge eines von überwiegend 
jüngeren Politikwissenschaftlern 
herausgegebenen Sammelbandes, 
der auf eine Konferenz des von Pe- 
ter Lösche geleiteten Zentrums für 
Europa- und Nordamerika-Studien 
(ZENS) der Universität Göttingen 
zurückgeht. Der Anspruch, die Kri- 
se der sozialdemokratischen Par- 
teien auf den Ebenen der ,,policy", 

Bevölkerung genutzt, um dasselbe zu 
sagen: Wir wollen einfach nicht, daß 
das republikanische und soziale Mo- 
dell unserer Gesellschaft zerbrochen 
wird. 

Jacques Chirac hat 1995 seine 
Kampagne unter dieses Thema ge- 
stellt und gewonnen. Juppb hat 
eine Politik der Deregulierung ver- 
folgt und mi t  dieser haben die 
Rechtsparteien verloren. Seine Re- 
formen gingen alle in die gleiche 
Richtung und dadurch standen 
die Rechtsparteien in einer dauer- 
haften Krise, weil sie meinen, daß 
dieses Projekt nicht mehr möglich 
sei. 

der ,,politics" und ,,polity" (also der 
Ebene der materiellen Politik, Ent- 
scheidungsbildung und institutio- 
nellen Rahmenbedingungen) sy- 
stematisch und international ver- 
gleichend zu analysieren, kann 
kaum eingelöst werden. Er ist für 
ein solches Unternehmen einfach 
zu hoch gesteckt. So enthält der 
Band viele solide und einige anre- 
gende Beiträge. Wer z.B. den Weg 
von ,,Old Labour" zu ,,New La- 
bour" abgehen möchte, der sollte 
den scharfsichtigen Aufsatz des 
englischen Politologen Eric Shaw 
lesen und wird feststellen, daß ein 
oberflächlicher Vergleich zwischen 
SPD und Labour Party, wie ihn Uwe 
Jun anschließend zieht, leicht in 
die Irre führen kann. Besonders le- 
senswert ist hingegen, wie Jens 
Borchert das Ende des klassischen 
Wohlfahrtsstaat beschreibt, wenn- 
gleich sein Schlußappell an die Lin- 
ke, Wohlfahrt und Demokratie 
wieder neu miteinander zu verbin- 
den, eher hilflos verhallt. Wolfgang 
Merke1 nimmt es mit  den Rezepten 
zur Stärkung der europäischen So- 
zialdemokratie schon genauer. Er 
verordnet den ,,nördlichenu Sozial- 
demokratien einen ,schlankent So- 
zialstaat, aktive Beschäftigungspo- 
litik und einen auf der Angebots- 
seite stärker engagierten Staat, 
eine strikte Umweltpolitik sowie 
eine stärker ökolibertäre und kom- 
munitäre Ausrichtung. 

Modernisierung - aber wohin? 
Ein dezidiertes Programm hat Chri- 
stoph Zöpel parat - das muß er 
auch, denn er ist der einzige aktive 
Politiker unter den Beiträgern. Man 
ist geneigt, das ausgefeilte Pro- 
gramm sogleich zu unterschrei- 

Man könnte denken, es sei bloß 
der Widerstand der Franzosen und 
sogar deren vergeblicher Wider- 
stand. Aber was wir glauben ist, daß 
durch diesen Widerstand gegen eine 
Weltordnung aus den Vereinigten 
Staaten ein echtes Entwicklungsmo- 
dell entstehen kann. Natürlich auf 
nationaler Ebene, aber auch sogar 
auf europäischer Ebene. Und dann 
haben die Menschen der Welt eine 
erneute Wahl zwischen Liberalismus 
und Sozialismus. 

Deshalb ist der Sieg so schön, 
weil er eine Zukunft offen Iäßt. spw 

Aber was wi r  
glauben ist, daß 
durch diesen 
Widerstand gegen 
eine Weltordnung 
aus den Vereinigten 
Staaten ein echtes 
Entwicklungsrnodell 
entstehen kann. 
Natürlich a u f  
nationaler Ebene, 
aber auch sogar auf  
Europäischer Ebene. 

Vom Ende und 
Anfang der Sozial- 

demokratie 
von Karsten Rudolph* 

ben, wenn da nicht der letzte Satz 
so nachdenklich stimmen würde. 
Modernisierung heißt es da, ziele 
nicht nur auf Wachstum und Effizi- 
enz, sondern auch auf Risikover- 
meidung - in bezug auf Gewaltfrei- 
heit, soziale Grundsicherung und 
ökologische Bewahrung. Der Text, 
der den Geist der Aufklärung nur 
so inhaliert, atmet ihn gegen Ende 
flacher ein. Es ist wohl so: Nach 
dem Scheitern des nationalen Key- 
nesianismus sind auch die utopi- 
schen Energien des Sozialstaats 
aufgezehrt. Was danach kommt, 
ist noch nicht ganz klar. Daß es für 
die sozialdemokratische Linke auch 
kein Zurück mehr gibt, veran- 
schaulicht einmal mehr der hier 
annotierte Sammelband. spw 

Die sozialdernokrati- 
schen Parteien 
scheinen derzeit 
nicht in der Lage, 
eine nachhaltige, 
postkollektivistische 
Alternative zum 
schwächer werden- 
den neoliberalen 
Paradigma anbieten 
z u  können. 

* Dr. Karsten Rudolph, Historiker, ist stellvertretender Bezirksvorsitzender 
der 5PD Westliches Westfalen. 

sow. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 96, 1997 



So ein schöner Siea 
J 

Frankreich nach der Wahl 

von Bernard Pignerol* 

N un hat die Linke in Frankreich 
also wieder die Mehrheit in 
der Assemblee Nationale. 

Seit Anfang der 
90er Jahre wird jede 

Wahl von der 
Bevölkerung 
genutzt, u m  

dasselbe zu sagen. 
Wir wollen einfach 

nicht, daß das 
republikanische und 

soziale Model l  
unserer Gesellschafi 

zerbrochen wird. 

Chiracs Manöver, um trotz Alain 
Juppes Unbeliebtheit länger an der 
Macht bleiben zu können, ist fehlge- 
schlagen. Und darüber kann man 
sich nur freuen. 

Das Neue der heutigen Situation 
Dabei muß man berücksichtigen, 
daß die heutige Situation nicht mi t  
der von 1981 oder der von 1988 
vergleichbar ist. Im ersten Fall 
brauchte die PS-Fraktion nieman- 
den, um die Mehrheit zu erreichen. 
Im zweiten Fall war die Mehrheit 
nur relativ. Heute gibt es dagegen 
eine wirkliche Mehrheit, die aus 
drei Fraktionen zusammengesetzt 
ist. Die stärkste Fraktion bilden die 
sozialistischen Abgeordneten. Al- 
lein kann sie die notwendige Mehr- 
heit allerdings nicht erreichen. 
Dazu braucht sie die zwei kleineren 
Fraktionen von insgesamt 3 4  Ab- 
geordneten. In der einen findet 
man alle Nuancen des französi- 
schen Kommunismus: einige Abge- 
ordnete stehen für die Erneuerung 
der Parti Communiste Francais 
(PCF), doch der Fraktionsvorstand 
gehört zu dem höchst konservati- 
ven Kreis der PCF im Pas de Calais 
und wollte absolut nichts von einer 
Regierungsbeteiligung wissen. In 
der anderen, kleineren Fraktion 
sind sowohl Abgeordnete der 
Linksradikalen als auch der Grünen 
und schließlich aus der Bürgerbe- 
wegung von Chevenement versam- 
melt. Insgesamt könnte also so et- 
was wie eine gemeinsame Fraktion 
entstehen. 

Was die Wahl-Situationen eben- 
falls von einander unterscheidet, ist 
der Front National (FN). Das Wahl- 
kreis-System Frankreichs führt ja 

* Bernard Pignerol lebt in Strasbourg, besucht die Verwaltungshochschule 
€NA und gehört zur Gauche Socialiste in der Partie Socialiste Frankreichs. 

Bernard Pignerol (links) auf der spw-Frühjahrstagung in Springe (rechtsihornas Westphal) 

dazu, daß diese faschistische Partei 
zwar nur einen Abgeordneten hat, 
der FN hat jedoch arn ersten Wahl- 
tag über 4 Millionen Wähler gewin- 
nen können: 15.5%. Am zweiten 
Wahltag gab es 173 Trio-Konstella- 
tionen (drei statt zwei Spitzenkandi- 
davinnlen pro Wahlkreis) und 24 
Wahlkreise, w o  der FN einem Abge- 
ordneten der heutigen Links-Mehr- 
heit gegenübergestellt war. Das be- 
deutet wiederum, daß Le Pen tat- 
sächlich der Schiedsrichter dieser 
Wahl war und daß in Zukunft viele 
Politiker der Rechtsparteien eine Alli- 
anz mit  dem FN suchen werden - 
was im übrigen bereits begonnen 
hat. Alain Raplitte, Berater und ehe- 
maliger Minister von de Gaulle, Leit- 
artikler im Figaro, und Olivier Das- 
sault und nicht zu reden von Ville- 
pin, stehen jetzt für eine solche Alli- 
anz. 

Man kann also sagen, daß dieses 
Wahlergebnis für die Linke die letzte 
Chance ist. Die nächste Präsident- 
schaftswahl, die turnusgemäß im 
Jahr 2002 ansteht, wird Jean Marie 
Le Pens letzte sein. Daher ist eine Al- 
lianz zwischen FN und den Rechts- 
parteien eine wahrscheinliche Mög- 
lichkeit. Die politische Krise steht uns 
noch bevor. 

Bei der Mehrheit in  der Assem- 
blee Nationale muß man auch se- 
hen, daß es um 48.36% der Wähler 
geht, die für einen Kandidat der Lin- 
ken gestimmt haben. Das sind mehr 
als für die Rechte, aber nur 1% mehr 
als für Jospin bei der Wahl 1995. Es 
ist ja ganz klar, daß wir, wenn die 
Regierung die selben Fehler macht 
wie zwischen 1982 und 1993, einen 
Weg, ja einen ,,Boulevardn für eine 
klare und stark rechts orientierte 

Mehrheit in 2002 öffnen. Die Krise 
innerhalb der Rechtsparteien, die 
sich am 2. Juni offenbart hat, ist eine 
drohende und gefährliche Krise. 
Darüber müssen wir uns absolut im 
klaren sein. 

Die Bedeutung des Wahlsiegs 
für die sozialistische Linke 
Für die Gauche Socialiste ist dieser 
Wahlsieg aus zwei Gründen beson- 
ders wichtig: in seiner Form und in 
seiner Bedeutung. 

Was die Form angeht, so haben 
wir seit 1989 für eine rot-grüne-rosa 
Allianz plädiert. Damals wollte kei- 
ner in der Sozialistischen Partei hö- 
ren, daß eine solche Vereinigung der 
Mehrheit der Bevölkerung ent- 
spricht. Dabei hieß die Strategie von 
Michel Rocard und sogar von Fran- 
cois Mitterand auch bereits ,,Ouver- 
türe" (Öffnung), obwohl es nicht um 
dieselbe Strategie ging. Konkret 
meinte er eine Allianz im Parlament 
mit den Christdemokraten von FD 
(ex CDS). 

Heute muß uns jeder zustim- 
men: die Koalition hat die Mehr- 
heit. Und im Falle, daß die Beteilig- 
ten nicht damit einverstanden sind, 
gibt es eben keine Mehrheit mehr. 
Die linke Strategie war also vorher 
nichts als eine französische Form 
der Großen Koalition. Zudem be- 
deutet die Tatsache, daß die PS 
nicht homogen ist, eine größere 
Garantie dafür, eine links orientier- 
te  Politik zu haben. Eine größere 
Garantie. Allerdings keine volle Ga- 
rantie. Weil die französischen Grü- 
nen nicht die deutschen Grünen 
sind. Was die Kommunistische Par- 
tei angeht, meinen wir schon seit 
1945 mi t  dem Trotzki-Satz: ,Einen 

die formale Gleichstellung der Ge- 
schlechter im Gesetz." (Richebächer, 
S. 142) 

Auf den Punkt gebracht, war 
Zetkin der Auffassung. daß jeden- 
falls die Geschlechtszugehörigkeit 
nicht über die Zugehörigkeit zur 
Klasse zu stellen sei und es dies auch 
in die politische Praxis umzusetzen 
gelte. 

Wirken in der Partei 
Nachdem die SPD bereits 1891 mit 
dem Erfurter Programm nicht nur 
das aktive und passive Wahlrecht für 
alle ,,ohne Unterschied des Ge- 
schlechts" sowie „die Abschaffung 
aller Gesetze, welche die Frau in öf- 
fentlich und privatrechtlicher Bezie- 
hung gegenüber dem Manne be- 
nachteiligen", zu Forderungen erho- 
ben hatte, blieb dennoch einiges zu 
tun. 

1894 gelang es Zetkin. auf dem 
SPD-Parteitag durchzusetzen, daß 
die 1892 von Ottilie Baader abge- 
schaffte Schutzklausel wieder einge- 
setzt wurde, wonach die Frauen der 
örtlichen SPD das Recht hatten, eine 
Delegierte zu nationalen Parteikon- 
gressen aus ihren Reihen zu wählen. 
,,Theoretischu, so auch lgnaz Auer, 
,,hörte sich's sehr schön an, als die 
Berlinerinnen die Streichung der frü- 
heren Bestimmung beantragten. 
Praktisch ist die Geschichte anders 
gekommen. Wir müssen der sozial- 
demokratischen Frauenbewegung 
Gelegenheit zur Vertretung auf den 
Parteitagen geben, ohne daß sie da- 
bei von der Gnade der Männer ab- 
hängig sind." (Evans, 5. 87) Clara 
Zetkin forderte den Parteitag auf, 
die Statuten erneut zu verändern, 
und der Kongreß stimmte ohne wei- 
teres für ihren Antrag. 

1896 konnte Clara Zetkin auf 
dem SPD-Parteitag weitergehende 
Forderungen zur ,,Frauenagitation" 
durchsetzen. Nach einem einleiten- 
den Referat von ihr nahmen die De- 
legierten eine Resolution an, die eine 
Zusammenarbeit mit  der bürgerli- 
chen Frauenbewegung ablehnte 
und empfahl, unter den Frauen für 
folgende Ziele zu agitieren: Ausdeh- 
nung des gesetzlichen Arbeiterin- 
nenschutzes und Achtstundentag; 
gleicher Lohn für gleiche Leistung 
ohne Unterschied des Geschlechts, 
gleiche Bildung und freie Berufstä- 
tigkeit für beide Geschlechter, pri- 
vatrechtliche Gleichstellung, um nur 
einige Punkte zu nennen (nach: Mil- 
ler, S. 543). Zudem wurde Clara Zet- 
kin auf diesem Parteitag in  die Kon- 

trollkommission 
gewählt. 

Im Rahmen 
ihrer Parteitätig- 
keit ging Zetkin 
nicht nur immer 
wieder auf Vor- 
tragsreisen, bei 
denen sie vielfach 
500 bis 700 Zu- 
hörerlnnen an- 
zog und Säle füll- 
te, wenn sie zu 
Fragen wie „Der 
Zolltarif und die 
Frauen" (Evans, 
5.1 66) sprach, 
sondern sie refe- 
rierte auch häufig 
auf SPD-Parteita- 
gen oder nahm 
dort Stellung zu 
, ,al lqemeinen" - 
Tagesordnungs- Clara Zetkin auf einer 

punkten. Aus- 
gangspunkt und Machtbasis war für 
Zetkin besonders die Berliner Frau- 
enagitationskommission, in der sie 
den Vorsitz führte und in der sie mit  
Tagesordnung und Zeitbudget ge- 
nauso umging, wie es ihren Zwek- 
ken diente. „Nun aber schnell zur 
Abstimmung - wir versäumen ja 
noch die Pferdebahn. - Ich denke, 
wir bleiben bei unserern Vorschlä- 
gen!" (Evans, S. 11 7, nach Lily 
Braun, Memoiren) - diese Situation 
beschreibt die ,,Bestimmung" von 
Delegierten zu einer überregionalen 
Konferenz. 

Als Clara Zetkin 1919 zur KPD 
übertrat, setzte sie dort ihren inner- 
parteilichen Kampf für die Emanzi- 
pation der Frau fort. 1921 legte sie 
auf einer Konferenz Richtlinien vor, 
die die Qualität und Ausrichtung der 
Frauenpolitik strukturieren sollten. 
,,Die Richtlinien gehen von der Fest- 
stellung aus, daß das Privateigentum 
die letzte Ursache der Geschlechts- 
sklaverei und der Klassensklaverei ist 
und daß einzig und allein die Aufhe- 
bung des Privateigentums an den 
Produktionsmitteln, ihre Umwand- 
lung in  Gesellschaftsbesitz, volle 
Frauenbefreiung sichert." (Zetkin, 
Proletarische Frauenbewegung, S. 
1 64) 

Frauenerwerbstätigkeit und 
Mutterrolle 
Das in der Mehrheitssozialdemokra- 
tie verbreitete Frauen- und Familien- 
bild ging weitgehend davon aus, 
daß innerhalb der Familie die Mut- 
ter, auch wenn sie lohnabhängig be- 

Demonstration der KPD 192 1 

schäftigt war, die wesentliche Ver- 
antwortung für die Erziehung der 
Kinder und die Hausarbeit zu über- 
nehmen hatte. Faktisch kam es also 
zu einer Doppel- und Dreifachbela- 
stung der Proletarierinnen (vgl. Ri- 
chebächer, Miller, Evans, u.a.). Aller- 
dings, so argumentierte Engels, 
ohne näher auf die Ve~ieifachung 
der Anforderungen an die Frauen 
einzugehen, böte die Erwerbstätig- 
keit den Frauen die Chance, „dem 
letzten Rest der Männerherrschaft in 
der Proletarierwohnung" den Boden 
zu entziehen (Engels, 5. 21 1). Von 
vollständiger Gleichberechtigung 
könne aber erst gesprochen werden, 
wenn auch die juristische Gleichstel- 
lung der Frauen erreicht sei. 

Clara Zetkin schloß sich dieser 
Argu'mentation weitgehend an, ob- 
wohl ihr bisweilen vorgeworfen 
wurde, aus der Mutterschaft eine 
mystische Angelegenheit gemacht 
zu haben, dies wird vor allem in eini- 
gen in der ,,Gleichheit" erschienenen 
Artikeln deutlich. Sie betonte aber 
auch immer wieder, daß die Mutter- 
rolle keine angeborene natürliche Ei- 
genschaft der Frau sei. „Den Beruf 
der Mutter feiert man als den höch- 
sten und schwierigsten aller Berufe. 
Aber reif und würdig für die Erfül- 
lung dieses Berufs soll jedes Gäns- 
chen sein ..." (Badia, 5. 77) 

Und für die Erziehung der Kinder 
sah sie eine Mischung aus privater 
und öffentlicher Verantwortung vor: 
,,So hoch wir das mütterliche Wirken 
einschätzen, so unentbehrlich, ja so 
vertiefungsbedürftig uns der erzie- 

Die Frauenemerbs- 
tätigkeit wurde von 
den meisten 
männlichen Sozial- 
demokraten eher als 
notwendiges Übel 
gesehen, u m  
Familieneinkommen 
z u  sichern, selten 
aber als Recht der 
Frauen au f  Erwerb 
akzeptiert. 
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herische Einfluß des Hei- kräftigte Zetkin mi t  den Worten: folgt. die Genossinnen, die im Vor- - mes dünkt: wir sagen nein! „Aus diesem Grunde sich der indu- dertreffen des Kampfes stehen, sie @lei@&sif Die Erziehung des Kindes strielen Frauenarbeit widersetzen, prinzipiell klar auf den Boden der 
muß das harmonisch zu- die Frau ans Haus zurückfesseln Sozialdemokratie zu stellen." (Evans, 
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Die Frauenerwerbstä- 
tigkeit wurde von den mei- 
sten männlichen Sozialde- 
mokraten eher als notwen- 
diges Übel gesehen, um 
Familieneinkommen zu si- 
chern, selten aber als 
Recht der Frauen auf Er- 
werb akzeptiert. Im Ge- 
genteil, und dies ist auch 
durch Zitate belegbar, 

Fabriken für immer zu beseitigen 
gedachten." (ebenda, S. 142) 

Und die Erwerbstätigkeit der 
Frauen war schließlich auch der Aus- 
gangspunkt für ihre Forderungen 
nach Gleichstellung im öffentlichen 
und rechtlichen Breich. Anders als 
die bürgerliche Frauenbewegung, 
die die Emanzipation aus liberal-in- 
dividualistischen Vorstellungen ab- 
leitete, argumentierte Zetkin: ,,Die 
Frau, die sich gesellschaftlich-pro- 
duktiv dem Manne ebenbürtig er- 

~rbeiterinnenzeitschrift der Sozial- 
demokratin Adelheid Popp, welche 
das inhaltliche Niveau der ,,Gleich- 
heit" nie erreichte, aber wesentlich 
stärker Alltagsfragen berücksichtig- 
te, wurde zum Vergleich herangezo- 
gen. Über die Gleichheit hingegen 
wurde geurteilt: ,,Ach, gehen Sie mir 
mit Ihrer Gleichheit! Ich verstehe 
nichts davon!" (unbekannte Ge- 
werkschafterin, zitiert nach Evans, S. 
185). 

Schließlich wurde Clara Zetkin 
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SOZIALDEMOKRATIE wurden Frauen verschie- 

dentlich als Konkurrenz auf dem Ar- 
beitsmarkt begriffen und galt es als 
,,Errungenschaft". wenn mann es 
sich leisten konnte, die Familie zu er- 
nähren, ohne auf zusätzlichen Ver- 
dienst von Frau (und Kindern) ange- 
wiesen zu sein (vgl. Miller). 

Clara Zetkin hat sich jedoch zu 
diesen Fragen mehr als eindeutig 
verhalten. Ihr zentralstes Anliegen 
war die Auseinandersetzung mit der 
Frauenerwerbstätigkeit, die sie nicht 
nur theoretisch einforderte, sondern 
auch selbst praktisch lebte. 

Dabei kam auch sie zunächst zu 
dem Schluß, daß die Frauener- 
werbstätigkeit aus einer gewissen 
Notsituation heraus entstanden 
war, denn „der Lohn des Mannes 
reichte nicht mehr aus, den Unter- 
halt für die Familie zu sichern, er 
deckte oft  kaum den nothwendigen 
Bedarf des ledigen Mannes. Der 
Unterhalt der Familie forderte sehr 
bald, daß der Erwerb der Frau zum 
Verdienst des Mannes hinzutrat." 
(Zetkin, Frauenfrage, in: Brinkler- 
Gabler, S. 140) Doch zeigten sich 
dadurch für die Arbeiterinnen auch 
neue Möglichkeiten auf: ,,Die Thä- 
tigkeit der Frau ward von einer er- 
sparenden zu einer erwerbenden, 
die Frau selbst erhielt damit aber 
die Fähigkeit, auch ohne den Mann 
zu leben, sie gab der Frau zum er- 
sten Male die Fähigkeit eines voll- 
ständig selbständigen Lebens" 
(ebenda, 5. 14). 

Vorurteile, daß Frauen die Män- 
nerlöhne drückten, ihnen Konkur- 
renz machten, was zur Arbeitslosig- 
keit führen könnte und zu Hause 
die Familie vernachlässigten, ent- 

weist, die sich ökonomisch ganz auf 
eigene Füße stellen kann, muß auch 
politisch und rechtlich demselben 
gleichgestellt werden" (ebenda, S. 
143). 

gezwungen, Beilagen zu gestalten, 
die auch Erziehungsfragen themati- 
sierten, und letztendlich führte die 
radikale Haltung von Zetkin, aber 
auch die sinkende Auflagenstärke, 
die den Verleger Dietz stark beunru- 
higte, dazu, daß die Verantwortung 
für die Gleichheit Luise Zietz überge- 
ben wurde, die eine weitere Popula- 
risierung betrieb. 

Zietz war ab 191 311 4 gegen Cla- 
ra Zetkin aufgebaut worden. Diese 
hatte zunächst versucht, sich ihrer 
Konkurrentin durch Intrigen zu er- 
wehren - jedoch ohne anhaltenden 
Erfolg. Hatte sie in der Auseinander- 
setzung mit Lily Braun die Mehrheit 
des Parteivorstandes auf ihrer Seite 
gehabt, standen die Genossen jetzt 
gegen sie. Schließlich zog sie sich 
nach und nach zurück, allerdings 
nicht aus Resignation, sondern weil 
sie zeitgleich erhebliche gesundheit- 
liche Schwierigkeiten hatte - sie 
drohte zu erblinden. 
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ten Frauenzeitschrift der Sozialde- 
mokratie waren folgende: „Die 
Gleichheit ist vor allem ein sozialisti- 

... sches Organ Die Gleichheit ist das 
,,Die furchtbare 

Schändlichkeit des 
Massenmordes der 
Völker untereinan- 
der ist die verbre- 

cherischste, die 
verrückteste Form 

der Massenausbeu- 
tung des Volkes der 

Enterbten durch den 
Kapitalismus." 

Organ der Genossinnen und hat als 
solches die Meinungen über die 
Theorie und Praxis der proletari- 
schen Frauenbewegung zu klären." 
(Richebächer, S. 236). Die Chefrad- 
akteurin Clara Zetkin betonte, sie 
werde stets Meinungen und Ent- 
scheidungen des Parteivorstandes 
kritisieren und bekämpfen, wenn sie 
ihrer ,,festen Überzeugung nach 
dem Interesse der Frauenbewegung 
und der Partei" zuwiderliefen (ebd., 
S. 237). Christoph Butterwegge 

Globalisierung und die Refeudalisierung der Sozialpolitik ........................................ 38 Bevor es zu grundsätzlichen po- ,,Wir erheben uns gegen den 
imperialistischen Krieg!" 
Auf dem Internationalen Sozialisten- 
kongreß in Basel 191 2, zu einem 
Zeitpunkt also, als die Kriegsgefahr 
bereits absehbar war, aber innerhalb 
der sozialistischen Parteien noch an- 
genommen wurde, daß durch den 
Zusammenhalt der Proletarierlnnen 
die Bedrohung abgewendet werden 
könnte, hielt Clara Zetkin eine bemer- 
kenswerte Rede. Bemerkenswert zum 
einen deswegen, weil sie, ähnlich wie 
Engels, den Krieg als Mittel der Bour- 
geoisie zur Profitmaximierung ein- 
ordnete: ,,Der Krieg ist nichts als die 
Erweiterung und Ausdehnung des 
Massenmordes, dessen sich der Kapi- 

litischen Meinungsverschiedenhei- 
ten kam, hatte es zunächst lange 

, ARBEIT - ZEIT UND GELD 

Frank Wilhelmy 
Staatsflankierung von Arbeitszeitverkürzung .......................................................... 

Susanne Schunter-Kleemann 

Zeit Diskussionen um die ,,Gleich- 
heit" gegeben. War die Propagan- 
da der SPD eindeutig auf Hausfrau- 
en und auf verheiratete Arbeiterin- 
nen ausgerichtet - ihre wichtigsten 
Themen schienen Lebenshaltungs- 
kosten, Fleischpreise und legislative 

.......................... Der Verfall des ,,schwedischen Modells" und die Lage der Frauen 

, SOZIALSTAAT 
Reformen zum Schutz von Kindern 
zu sein (vgl. Evans, 5. 206), hatte 
die ,,GleichheitJ' unter Führung von 
Clara Zetkin eine ganz andere Ziel- 
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setzung: ,,Eine Zeitung wie die 
,Gleichheit1 kann innerhalb der Be- 
wegung schulend und fördernd 
wirken, sie hat als Hauptziel ver- 
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Planck-Institut für Atmosphären- senschaft. Er ist auch Mitglied in 
chemie in Mainz an ihrer Promo- der Geschäftsführung der spw 
tion. sowie im SPD-Landesvorstand 

Dr. Thorsten Cabalo, Bochum, Histo- Bremen. 
riker, 29 Jahre alt. lebt in Bo- Claudia Walther. Politoloain. ist 34 

Ontern 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Die Jahrestagung der spw 1997 
findet vom 24. bis 26. Oktober in 
der Nähe von Hannover statt. Im 
Mittelpunkt der Debatte sollen dies- 
mal die Perspektiven des politischen 
Systems und der Sozialdemokratie in 
Deutschland und die politischen Per- 
spektiven von spw seibst vor diesem 
Hintergrund stehen. Wer Interesse 
an der Tagung hat und weitere In- 
formationen haben will, kann sich 
bei der Redaktion melden. 

Im Zuge der Vorstellung von Per- 
sonen, die die Arbeit von spw tra- 
gen, wollen wir uns diesmal selbst 
vorstellen. Die Redaktion der spw 
besteht gegenwärtig aus 12 Perso- 
nen, die mit Ausnahme des Redakti- 
onssekretärs ehrenamtlich tätig sind. 
Im Rahmen der allgemeinen Aus- 
richtung der spw besorgt sie eigen- 
verantwortlich die inhaltliche Gestal- 
tung der Zeitschrift. Dazu trifft sie 
sich monatlich zur Redaktionssit- 
zung und nutzt ansonsten die Mög- 
lichkeiten der elektronischen Kom- 
munikationsmedien. spw hat eine 
relativ junge Redaktion, die meisten 
Mitglieder waren, einige sind noch 
bei den Jusos (oder in der Hoch- 
schulpolitik) aktiv: 
Uta Biermann, 33 Jahre alt, ist Che- 

mikerin und arbeitet z.Z am Max- 

d .  

chum. Jahre alt und lebt in Aachen. Sie 
Ralf Krämer, Dortmund, Jahrgang ist Geschäftsführerin des Freizeit- 

1960, ist ~ozialwissensch~ft le~ 
und seit 1993 Redaktionssekretär 
bzw. hauptamtlicher Redakteur 
der spw. 

Dr. Christoph Meyer, Köln, geboren 
1966, ist Historiker und arbeitet 
2.Z. als Referent in der Studien- 
förderung der Friedrich-Ebert- 
Stiftung in Bonn. 

Joan Mirbach, Hattingen, 26 Jahre 
alt, Sozialwissenschaftlerin, ar- 
beitet als Mitarbeiterin des Bun- 
destagsabgeordneten Adi Oster- 
tag und ist Mitglied im SPD-Un- 
terbezirksvorstand Ennepe-Ruhr. 

Silvia Rosendahl ist Historikerin, 36 
Jahre alt, lebt in Moers und ar- 
beite; als Referentin im Landes- 
Presseamt NRW. 

Reinhold Rünker, Bankkaufmann 
und Historiker, 33 Jahre alt, lebt 
in Leichlingen und führt beruflich 
die Geschäfte des Juso-Landes- 
verbands NRW. 

Stefan Schostok, Hannover, eben- 
falls 33 Jahre alt, hat Sozialpäd- 
agogik und Sozialwissenschaften 
studiert und arbeitet bei der Stif- 
tung ,,Arbeit und Umwelt" der IG 
Chemie, Papier, Keramik. Er ist 
Mitglied im SPD-Bezirksvorstand 
Hannover. 

Georg Schulze ist 29 Jahre alt, Inge- 
nieur, wohnt in Bochum und ar- 
beitet bei einem gewerkschafts- 
eigenen Beratungsunternehmen. 

Dr. Joachim Schuster, 34 Jahre alt, 
Bremen, Politikwissenschaftler, 
betreibt das Institut für ange- 
wandte Sozial- und Politikwis- 

und lnformationswerks für Ju- 
gendarbeit der Euregio Maas- 
Rhein. 

Dr. Frank Wilhelmy, Politikwissen- 
schaftler, 35 Jahre alt, lebt in 8 

Bonn und arbeitet als wiss. Abge- 
ordnetenmitarbeiter im Bundes- 
tag. 
Barbara Underberg aus Bochum, 

die seit 1995 Mitglied der Redaktion 
gewesen ist, und Ralf Schmitz aus 
Leverkusen haben die Redaktion lei- 
der wegen zeitlicher Überlastung 
verlassen. Ralf Schmitz war von 
1989 bis 1993 Redaktionssekretär 
und gehörte der Redaktion danach 
als ehrenamtliches Mitglied an. Ih- 
nen beiden nochmals herzlichen 
Dank für ihr Engagament. 

Auf der Redaktionsklausur am 
20.07.97 wurden die Schwerpunkte 
für das kommende Jahr festgelegt - 
natürlich wie immer vorbehaltlich 
kurzfristiger Änderungen. Nach 
,,Gewalt und Zivilisation" in Heft 97 
und Aufarbeitung der Bedeutung 
der DDR in spw 98 soll spw 99 (I/ 
1998) der Sozialdemokratie und das 
Jubiläumsheft spw 100 (MärdApril 
1998) dem Thema ,,SozialismusN ge- 
widmet sein. Die anschließenden 
beiden Hefte, die in die heiße Phase 
des Bundestagswahlkampfs fallen, 
sollen sich mit der Zukunft des Sozi- 
alstaates befassen. Vorschläge und 
Angebote für Artikel sind wie immer 
erwünscht, ahne Gewähr ihrer Be- 
rücksichtigung. 

Die spw-Redaktion 

Einheit verpf l ichtet  - sie soll dem Wohl der Allgemeinheit  dienen 

K o n g r e ß  z u r  E r f u r t e r  E r k l ä r u n g  
Am 3. und 4. Oktober 1997 findet in  Erfurt ein Kongreß zur Erfurter Erklärung statt. 
Der Kongreß soll dem Erfahrungsaustausch in der Arbeit mit der Erfurter Erklärung und der inhaltlichen Diskussi- 
on von Schwerpunkten der angemahnten politischen Alternative dienen. Regionale Initiativen und Unterstütze- 
rlnnengruppen werden ihre Aktivitäten darstellen. Am Samstag, 04.10.97, finden Diskussionsforen zu verschie- 
denen Themenkomplexen statt: 

Arbeit und Leben -ein zukunftsfähiges Deutschland in der Welt 
Demokratie - Partizipation 
Öffentliche Armut - privater Reichtum 

Anmeldungen an das Büro der Erfurter Erklärung, d o  Kulturverein Mauernbrechen e.V., Juri-Gagarin-Ring 150, 
99084 Erfurt, Tel. 0361 -5961 220. 
Dort kann auch eine neue Broschüre Hundert Argumente - Ein Kommentar zur Erfurter Erklärung bestellt 
werden, die auf 74 Seiten Argumente für die Arbeit und Diskussion zur Erfurter Erklärung zusammenfaßt. Sie 
wurde in  Abstimmung mit den anderen Erstunterzeichnern von SPD-MdB Edelbert Richter zusammengestellt. 
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talismus auch im sogenannten Frie- 
den zu jeder Stunde am Proletariat 
schuldig macht", und weiter: „Die 
furchtbare Schändlichkeit des Mas- 
senmordes der Völker untereinander 
ist die verbrecherischste, die verrück- 
teste Form der Massenausbeutung 
des Volkes der Enterbten durch den 
Kapitalismus." (Die Erziehung, S. 
122.) Zum zweiten stellt Zetkin in 
dieser Rede, die bezeichnenderweise 
„Wir erheben uns gegen den impe- 
rialistischen Krieg!" betitelt wurde, 
klar, daß bewaffneter Kampf durch- 
aus legitim ist, um die Befreiung des 
Proletariats durchzusetzen: ,,Darum 
können wir die Unsrigen kämpfen 
und fallen sehen, wenn es die Sache 
der Freiheit gilt." Auch Frauen wären 
bereit, ihren Beitrag durch Überzeu- 
gungsarbeit dazu zu leisten - aber 
nicht durch mehr. Bevölkerungspoli- 
tische Tendenzen kamen Clara Zetkin 
nie über die Lippen, und obwohl sie 
die Hauptverantwortung in Erzie- 
hungsfragen stets bei der Mutter sah, 
lehnte sie die Reduktion der Frau zur 
Gebärerin von Kanonenfutter beharr- 
lich ab. 

Clara Zetkin behielt, im Gegen- 
satz zu vielen anderen, ihre antimili- 
taristische Position auch bei, als der 
1 .  Weltkrieg bereits begonnen hat- 
te. Dies führte schließlich mehr und 
mehr dazu, daß sie innerhalb der 
SPD isoliert und ihrer bisherigen 
Funktionen enthoben wurde, bis sie 
letztendlich selbst die Konsequen- 
zen zog und der von ihrer Freundin 
Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht 
und anderen im April 191 7 gegrün- 
deten USPD beitrat. 

Nach der Sozialdemokratie 
,,Der ganze Dreck mit  der Zietz und 
dem Parteivorstand", so schrieb 
Rosa Luxemburg in einem Brief an 
Zetkih. 

Die Loslösung von der Sozialde- 
mokratie war für Clara Zetkin kein 
einfacher Prozeß, sondern äußerst 
schmerzlich (vgl. Schneider, S. 102). 
Vor allem das Verhalten der Mehr- 
heitssozialdemokratie im Ersten 
Weltkrieg war ausschlaggebend da- 
für, daß sie sich zunächst der USPD 
anschloß und 1919, nach der Er- 
mordung Luxemburgs und Lieb- 
knechts, der KPD beitrat. Innerhalb 
der Kommunistischen Internationale 
konnte sie dann wieder frauenpoliti- 
sche Verantwortung übernehmen. 
Hinzu kam, daß Clara Zetkin ab 
1925 auch Präsidentin der Interna- 
tionalen Roten Hilfe wurde. 

Ihren Hauptwohnsitz verleg- 

te die nunmehr fast Siebzigjährige in 
die Sowjetunion, reiste jedoch trotz 
anhaltender gesundheitlicher Schwie- 
rigkeiten immer wieder nach 
Deutschland, um sich zum einen pro- 
pagandistisch für ihre neue Heimat 
einzusetzen, zum1 anderen, weil sie 
für die KPD Reichstagsabgeordnete 
war. Fast blind, und schon sehr un- 
beweglich (nach einigen Quellen 
auch mit Lähmungsencheinungen), 
erschien sie stark geschwächt ein 
letztes Mal in Berlin, um im August 
1932 als Alterspräsidentin den 
Reichstag zu eröffnen. Ihr Platz wur- 
de dann von Hermann Göring über- 
nommen. 

Knapp ein Jahr später starb Clara 
Zetkin in Archangelskoje; ihre Urne 
wurde an der Kremlmauer beige- 
setzt. Sie war zur ,,weiblichen Sym- 
bolfigur der Kommunisten" gewor- 
den - wohl auch deshalb, weil die 
SPD in jener Zeit kaum noch auf sie 
Bezug nahm und wqder ihre Lei- 
stungen noch die berechtigten frau- 
enpolitischen Forderungen entspre- 
chend würdigte. 

Aktualität für uns heute 
Bereits von zeitgenössischen Femini- 
stinnen wurde Clara Zetkins Strategie 
kritisiert. Anita Augspurg schreibt 
beispielsweise: ,,Wenn Clara Zetkin 
von den Männern einer zur Herr- 
schaft gekomrnenen Sozialdemokra- 
tie erwartet, daß sie die politischen 
Rechte, auf welche die Frauen heute 
freiwillig verzichten, freiwillig auf die 
Frauen ausdehnen, dann hat sie, die 
doch soviel auf die Lehren der Ge- 
schichte gibt, aus ihnen wenig ge- 
lernt ... In bedeutend kürzerer Zeit 
werden die Frauen, die solidarisch die 
Frauen anstemmen (unterstützen, 
A.T.), die politischen Rechte für sich 
erkämpft haben, und daß sie alsdann 
für Gerechtigkeit und sozialen Fort- 
schritt wirken werden, dürfte sich als 
sicherer bewahrheiten, als die umge- 
kehrte Rechnung Clara Zetkins." 
(Augspurg, nach Evans, S. 151) 

Diese Debatte, welcher Schritt 
notwendigerweise der erste sein 
müsse, oder ob sich beide Ziele ne- 
beneinander verfolgen ließen, hat 
die feministisch-sozialistische Dis- 
kussion in den letzten hundert Jah- 
ren entscheidend geprägt und mehr 
als nur einmal (2.B. in der neueren 
Studentlnnenbewegung) für erheb- 
liche Konflikte gesorgt. Die Sichtwei- 
se, dai? sich im Sozialismus die Frau- 
enfrage automatisch lösen würde, 
wurde von zahlreichen Theoretike- 
rinnen in Frage gestellt, 2.B. Simone 

de Beauvoir. In diesem Sinn ist Clara 
Zetkin dafür kritisiert worden, daß 
sie sich für das Primat des Klassen- 
kampfes vor der Frauengleichstel- 
lung entschieden hatte. 

Ein zweiter diskussionswürdiger 
Punkt bleibt das Verhältnis von Zet- 
kin zu Braun und Zietz. Mit  Rosa Lu- 
xemburg, die sich aber nicht im ge- 
ringsten für Frauenpolitik einsetzte, 
befreundet, war Clara Zetkin über- 
kreuz mit denjenigen, die, mehr 
oder weniger, für Gleichstellung ein- 
traten. Lily Braun zog sich zurück, 
Luise Zietz übernahm schließlich 
Zetkins Funktionen - um ihrerseits 
aus der SPD verdrängt zu werden, 
als sie sich gegen die militaristische 
Ausrichtung der Partei wandte, um 
dann von Marie Juchacz ersetzt zu 
werden. Hier könnte wieder einmal 
die Diskussion über Frauensolidarität 
geführt werden. 

Unvermutet aktuell wird Clara 
Zetkin aber vor allem im Zusammen- 
hang mit Antimilitarismus. Wer den 
Außenpolitischen Kongreß der SPD 
am 18. Juni '97 im Bonner Maritim 
miterlebt hat, weiß, daß die Partei 
wieder auf einem ganz gefährlichen 
Weg der Militarisierung ist. Zetkins 
Appell „Wir erheben uns gegen den 
imperialistischen Krieg!" müßte wie- 
der ganz oben auf der Tagesord- 
nung der Parteilinken stehen. rpw 
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